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Vorwort 


Nach dem Fall der Mauer hatten die Propagandisten des Kapitals das Ende der Ge- 
“schichte verkündet, aber es dauerte nur gut ein Jahr, bis sie mit einem High tech- 
Massaker die Neue Weltordnung einläuteten. Wir leben in unruhigen Zeiten — aber das 
Kapital auch. Der Golfkrieg zeigte auch, wie groß seine Probleme waren. Und trotz der 
scheinbar eindeutigen Bilanz — Hunderttausende von Toten und Verletzten, Millionen 
- von Vertriebenen und Enteigneten — sind diese Probleme keineswegs gelöst. Es stehen 
weitere Kriege dieser und anderer Art bevor. Was können wir dagegen tun? 
Es gab eine riesige weltweite Bewegung gegen den Irak-Krieg, aber sie konnte nichts 
gegen das Massaker ausrichten — und sie konnte auch die Ergebnisse des Kriegs nicht 
revolutionär wenden. Es gab auf irakischer Seite massenhafte Desertionen, die zurück- 
kehrenden Soldaten haben Volksaufstände angeführt — die aber niedergeschlagen und/ 
oder kooptiert wurden. Hier in der BRD entstand (wie in vielen anderen Gegenden des 
Planeten) eine Bewegung, die in ganz kurzer Zeit junge Leute auf die Straße gebracht, 
aber dann schnell ihre Kraft verloren hat. Die Anti-Kriegs-Bewegungen haben oft die fal- 
schen Fragen gestellt — aber was sind die richtigen? 
Nur an der Oberfläche war der Golfkrieg ein Krieg zwischen Metropole und Peripherie, 
zwischen einer Supermacht und einem antiimperialistischen Staat. Unter dieser Ober- 
fläche, die uns nur die Wahl lief, als antisemitische oder als antiarabische RassistInnen 
zu demonstrieren, steckt ein weltweiter Klassenkampf, der nicht nur eine rhetorische 
Figur ist, sondern eine faßbare Realität. Die AutorInnen im Buch nehmen die geläufigen 
Erklärungen über die Kriegsursachen auseinander, bis der Kern ihrer Analyse sichtbar 
wird: Der Golfkrieg war in erster Linie ein Krieg gegen die drohende Revolte eines 
multinational zusammengesetzten Ölproletariats — zur Neuordnung der Region, zur 
Neuzusammensetzung der ‚künftigen Arbeitskraft, zur Verschlechterung der Arbeits- und 
Lebensbedingungen, zur Auslöschung jeder Hoffnung auf die Möglichkeit der Revolution. 
Aber wenn die Bewegungen gegen den Krieg mit den Kämpfen gegen die Ausbeutung 
zusammenkommen, und zwar weltweit, wird die Hoffnung auf Revolution sehr materiell. 
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Im ersten Teil des Buchs findet ihr Texte des Midnight Notes Collective aus den USA, 

die hier zum ersten Mal in deutscher Sprache veröffentlicht werden. Sie stammen aus 

dem Buch Midnight Oil, das letzten Sommer in den USA erschien und auch ältere Texte 

der Gruppen Zerowork und Midnight Notes enthält, die wir bereits veröffentlicht haben 

(TheKla 10, 12 und 14: Zerowork, — Arbeit, Energie, Apokalypse - Ölwechsel). 

Die neuen Texte beleuchten einzelne Aspekte ihrer Hauptthese von der zentralen Rolle 

des ölproduzierenden Proletariats genauer: In Ziebesgrüße nach Saudi geht es um die 

Entstehung eines der internationalsten, in sich widersprüchlichsten Proletariate der Welt 

am Persischen Golf. Die Rekolonisierung der Ölfelder beschreibt die Entwicklung nach 

dem Ende der nationalen Entwicklungsmodelle. Die Zusammensetzung der US-Arbei- 

terklasse nach der Energiekrise zieht eine Bilanz des Klassenkampfs der letzten 20 
Jahre in den USA und macht deutlich, daß die Klassensituation im »Norden« und die im 
»Süden« Teile derselben Realität sind. Die Titel Zntwicklung und Unterentwicklung in 
Nigeria und Widerstand und untergründige Protestformen des Erdölproletariats in 
Nigera sprechen eigentlich für sich selbst. Zinige Fotos, die ich nicht machen konnte, 
stammen von einer Reise auf einem Migrantendampfer im Roten Meer. 

Die zweite Hälfte des Buchs besteht aus einer gründlich recherchierten Untersuchung 
zum Irak-Krieg von Ferruccio Gambino. Sie erschien im Sommer 92 in der neuen italie- 
nischen Zeitschrift altreragioni. Auch Ferruccio stellt die Hauptleidtragenden des Kriegs: 
die MigrantInnen und die jugendlichen ProletarierInnen am Golf in den Mittelpunkt. Er 
geht aber auch auf andere Fragen ein: Die »innerimperialistische Konkurrenz« und die 
Finanzierung des Krieges, die diplomatische Vorgeschichte, die Rekrutierung der US- 
Armee und der hochtechnologische Krieg mit seiner »Just-in-Time«-Logistik. 

Noch ein paar Sätze zur (Preis- und sonstigen) Gestaltung des Buchs. Auch dem Um- 
fang nach sind es zwei Bücher. Wir müßten deshalb eine sehr kleine Schrift wählen. 
Dennoch kostet es deutlich mehr als frühere TheKlas. Wir haben lange Zeit versucht, 
die steigenden Preise (Papier, Drucken, Buchbinden, das Porto für den Versand) auszu- 
gleichen, indem wir alles selber machen: Übersetzung, Satz, Lay-Out, Filme, Drucken, 


Zusammentragen, Binden. Das hat uns sehr von anderen Aktivitäten abgehalten. Wir 


haben jetzt den Preis raufgesetzt, um etwas regelmäßiger TheKlas rausbringen zu kön- 
nen. Auch der neue Preis funktioniert nur, wenn wir weiterhin Übersetzungs-, Satz- und 
Belichtungsarbeiten (unbezahlt) selber machen. - Die AbonnentInnen können sich 
freuen: sie kriegen das Buch wie versprochen für 6 Mark. Diese Art von Abos gibt es in 
Zukunft nicht mehr. Weiterhin könnt Ihr aber die TheKlas im Voraus bestellen und 


‚kriegt sie dann bei Erscheinen für 2 Mark unter dem Ladenpreis portofrei zugeschickt. 
Berlin, im Juni 1993 
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Einleitung‘ 


Die größte und schnellste Massenentlassung seit Jahrzehnten. Ein Ergebnis des Golf- 
kriegs war, daß fünf Millionen’ ArbeiterInnen vertrieben, deportiert, umgebracht oder 
auf. andere Weise von ihren Subsistenzmitteln getrennt wurden. Jemenitische Gärtner, 
palästinensische LehrerInnen, Sudanesische LKW-Fahrer, pakistanische Schweißer, sri- 
lankanische Hausangestellte, ägyptische LandarbeiterInnen und philippinische KellnerIn- 
nen, sie alle wurden von den Sturmfluten erfaßt, die die Militarisierung und der darauf 
folgende Einsatz von Streitkräften am Golf verursachten. Diese Arbeiterinnen waren - 
und sind immer noch — unentbehrlich für die Ölindustrie im Mittleren Osten. Hergeholt 
aus Afrika, Asien und dem Mittleren’ Osten, arbeiten sie hier unter Bedingungen von 
Vertragsknechtschaft und regelrechter Sklaverei. Es ist ihre Arbeit, die die Förderung, 
Raffinierung und Verteilung einer der kostbarsten Substanzen der Welt ermöglicht. 
Unmittelbar nach dem Krieg, als diese rebellischen ArbeiterInnen hinausgespült wurden, 
begannen alle ölproduzierenden Staaten des Mittleren Ostens mit lange geplanten In- 
vestitionsprogrammen, um Kapazität und Produktivität ihrer jeweiligen Ölindustrien zu 
erhöhen. ‘Saudi Arabien z.B., der größte Produzent im Mittleren Osten, startete ein 25- 
Milliarden-Dollar-Programm. Um die neuen Investitionen zu finanzieren, ist die Ölindu- 
strie weltweit angewiesen auf das Wachstum ihrer Einkünfte, wie es der stetige Anstieg 
der Ölpreise seit 1988 bewerkstelligte; ein Wachstum, das nach ihren Plänen die 90er 
Jahre über anhalten soll. 

Diese Investitionsprogramme und der allgemeine Anstieg der Ölpreise standen im” Zu- 
sammenhang mit Austeritätsprogrammen des Internationalen Währungsfonds (IWF) und 
weit verbreitetem Widerstand dagegen. Ende der 80er Jahre versuchte nahezu jeder 
Staat im Mittleren Osten, von Marokko bis Syrien, Sparhaushalte und Privatisierungs- 
programme einzuführen. Löhne und staatliche Sozialleistungen wurden gekürzt, staats- 
eigene Industrien ausverkauft und die Preise angehoben. Von Algerien über Jordanien 
und Ägypten bis Marokko stießen solche Maßnahmen auf einen breiten Widerstand, der 
das Überleben alter Monarchien und Regimes in Frage stellte. 
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All diese Tatsachen sind zentral für unsere Erklärung des Golfkriegs. Was wie eine 
Konfrontation zwischen Nationalstaaten aussah, war ein Ereignis, dessen Ablauf wenig 
von der Logik zwischenstaatlicher Konflikte an sich hatte. Für Midnight Notes war die 
Reorganisierung von Millionen Arbeiterinnen in der wichtigsten ölproduzierenden Re- 
gion des Planeten kein zufälliges Nebenprodukt des Kriegs, sondern eher ein zentrales 
Ziel, und zwar eines, das die herrschenden Klassen in Irak, Kuwait, Saudi-Arabien, 
Europa und den USA trotz einiger Meinungsverschiedenheiten gemein hatten. Als die 
Ölindustrie im Mittleren Osten (und international) sich auf die größte Expansion seit 
fünfzehn Jahren vorbereitete, mußte sie das immer rebellischer werdende ölproduzie- 
rende Proletariat sowohl neu zusammensetzen als auch durch Terror einschüchtern. 
Vor dem Hintergrund einer internationalen Intifada gegen Austeritätsmaßnahmen des 
IWF erforderte jeglicher neue Versuch, den Lebensstandard der ArbeiterInnen deutlich 
zu verschlechtern, während gleichzeitig eine neue Akkumulation von Wohlstand durch 
steigende Ölpreise stattfand, eine neue Stufe der Militarisierung. Das ist unsere Arbeits- 
hypothese, und sie basiert nicht nur auf den brutalen Tatsachen des Golfkriegs, seinen 
Ereignissen und seinem Charakter, sondern auf historischen Entwicklungen, die dem 
Krieg vorausgingen, und auf ähnlichen Prozessen von Neuzusammensetzung und Militari- 
sierung in anderen Ölproduzierenden Regionen der Welt. 


Diese Hypothese steht im Gegensatz zu den Erklärungen diverser Regierungen, und zwar 
sowohl derer, die den Krieg organisierten und unterstützten, als auch derer, die dazu in 
Opposition standen. Das Warum und Wie des Golfkriegs sind natürlich komplexe Fra- 
gen, und deswegen haben wir versucht, unsere Antworten mit einer logischen Methode, 
Schritt für Schritt, in den beiden Artikeln zu präsentieren, die auf diese Einleitung 
folgen: Öl, Waffen und Geld [bereits veröffentlicht in TheKla 14 - Ölwechsel] und Die 
Re-Kolonisierung der Ölfelder. Wir gründen unsere Analyse des Kriegs auf das Öl: die 
ArbeiterInnen, die es produzieren (und diejenigen, die deren Arbeitskraft reproduzie- 
ren, z.B. KöchInnen, FahrerInnen, WäscherInnen), die Kapitalisten, die davon profitieren 
und seine Vermarktung planen, und die Staaten, die versuchen, die ArbeiterInnen (ihre 
Wanderungsbewegungen, Löhne, Bedingungen usw.) zu kontrollieren. Wir betonen die 
Neuzusammensetzung der Arbeiterklasse, die Ausweitung der Investitionen und die 
Austeritätspläne des IWF als Schlüsselelemente unseres Verständnisses. 
Die Hypothesen, die die KriegsgegnerInnen gewöhnlich vorbrachten, ignorierten diese 
Dinge. Allzuoft reichte es ihnen (auch heute noch), die Heuchelei der US-Regierung 
herauszuarbeiten und sie wegen ihrer Brutalität zu verurteilen. Wenn Hypothesen gewagt 
werden, dann gehen sie davon aus, daß die USA den Irak angegriffen haben, weil: 

a) sie wieder Zugang zu billigem Importöl haben wollten; oder b) sie den europäischen 
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und japanischen Konkurrenten ihren Willen aufzwingen wollten; oder c) sie die US- 
amerikanischen Ölgesellschaften im Geschäft halten und einen Übergang zu alternativen 
Energiequellen verhindern wollten; oder d) sie das Pentagon im Geschäft halten und die 
Chancen für eine Friedensdividende ruinieren wollten; oder e) sie einen Dritte Welt- 
Staat, der zu mächtig und unabhängig wurde, unterdrücken wollten. Keiner dieser 
Ansätze erwähnt den Klassenkampf im Mittleren Osten. Folglich wird die Bedeutung der 
Massenenteignung, die mit dem Krieg einher ging, nur innerhalb einer Logik von >Op- 
fern< verstanden und nicht in Begriffen von Klassenbeziehungen im Mittleren Osten. 
Genausowenig haben viele der KriegsgegnerInnen ernsthaft untersucht, warum ‚der Irak 
überhaupt Kuwait besetzte. Wir sollten die spezifischen Fallen, die in diesen Hypothesen 
stecken, genauer betrachten: 


a) Importöl? Sicherung der nationalen Energieversorgung? Billiges Öl? Die USA importie- 
ren lediglich 10 Prozent ihres Öls vom Persischen Golf, diese Rate ist seit Kriegsende 
nicht angestiegen. Es gab (und gibt) viele andere Gründe, die Ölindustrie am Persi- 
schen Golf zu kontrollieren: z.B. die Profite US-amerikanischer Ölgesellschaften und 
Petrodollars für das US-Bankensystem. 

Die US-Regierung ist nicht unbedingt interessiert an einem niedrigen Ölpreis In den 
letzten 40 Jahren haben die Gestalter der US-Politik oft versucht, den Ölpreis anzuheben 
oder zu senken. Die Ölpreise sanken zwischen 1981 und 1986, aber danach begannen 
sie zu steigen. Diese jüngste Preissteigerung wurde durch die US-Regierung unterstützt. 


b) Innerkapitalistische Konkurrenz mit Europa und Japan? Was auch immer an einem 

solchen Wettbewerb dran sein mag, Tatsache ist, daß Frankreich und Großbritannien 

direkt an dem Gemetzel teilnahmen und Deutschland und Japan Milliarden Dollars 

beisteuerten, um es zu finanzieren. Die Theoretiker des innerkapitalistischen Konflikts 

vernachlässigen die recht offensichtliche Tatsache, daß Europa und Japan schon immer’ 
ein genauso großes Interesse wie die USA daran hatten, die Klassenbeziehungen im 

Mittleren Osten zu kontrollieren und das Ölproletariat einzuschüchtern. Das Öl taucht 
weder plötzlich in Osaka auf, von Zauberhand vorverpackt mit »korrektem« Preisschild, 

noch fließen Petrodollars mittels natürlicher magnetischer Anziehungskraft in das inter- 

nationale Finanzsystem. Und die Menschen im Mittleren Osten, in Afrika und Asien 

stellen ihre Arbeit und ihre Ressourcen nicht hocherfreut und freiwillig dem internatio- 

nalen Kapital zur Verfügung. Inder Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg haben die USA das 

Recht für sich in Anspruch genommen, im Mittleren Osten als Polizeitruppe zu fungie- 

ren, und Europa und Japan waren damit mehr als einverstanden, denn eine solche 

Polizeitruppe ist nötig, heute mehr denn je. 


Einleitung der amerikanischen Ausgabe von Midnight Oil 9 


c) Vorsorge der Ölgesellschaften gegen alternative Energieerzeugung? Die Ölgesellschaf- 
ten hatten keine Angst vor einer aufkommenden Umweltbewegung, die nicht aus Öl 
gespeiste Energiequellen entwickeln und konsumieren könnte. Einen massenhaften 
Umschwung hin zu alternativer Energie wird es nur geben, wenn er innerhalb eines 
gegebenen Preisrahmens wirtschaftlich lebensfähig ist. Selbst wenn ein solcher Um- 
schwung passiert, sehen die Ölgesellschaften ihren Profiten daraus gelassen entgegen. 
Diese Hypothese ist völlig mythisch und scheint den fremdenfeindlichen und arroganten 
Vorstellungen einiger US-amerikanischer Umweltbewegter entsprungen zu sein. 


d) Putsch des Pentagons gegen die sogenannte Friedensdividende? Eine Friedensdividen- 
de war überhaupt nie in Frage gekommen. Eine Friedensbewegung, die während der 
Periode des Kalten Kriegs keine Wende in den Regierungsausgaben erzwingen konnte, 
hatte keinerlei Ausgangsbasis, sie danach zu erzwingen. Desweiteren gab es keinerlei 
Gründe, warum das Geld, das dem Pentagon gekürzt würde, in die Sozialausgaben 
fließen sollte; Entscheidungen über derlei Ausgaben richten sich nach der allgemeinen 
wirtschaftlichen Strategie des Kapitals, die in den heutigen USA eine von Austerität und 
Dequalifizierung ist, von niedrigen Löhnen und schlechter Ausbildung. Selbst wenn die 
Friedensdividende eine Möglichkeit gewesen wäre, der Golfkrieg wäre kein hinreichen- 
des Mittel gewesen, um sie zu verhindern. Der Krieg wurde geführt, indem man andere 
Länder dafür zahlen ließ (in Wirklichkeit haben die USA wahrscheinlich sogar daran 
verdient). Außerdem war der Krieg kein langfristiges Ausgabenprogramm. Kurz danach 
wurde das Militärbudget gekürzt, Stützpunkte geschlossen und Soldaten demobilisiert. 


€) Niederwerfung eines »dreisten« Dritte-Welt-Staats? Das Baath-Regime im Irak war im 
Jahr 1990 vollständig abhängig von europäischer und US-amerikanischer Finanzierung, 
Technologie, Waffen und Handel. Tatsächlich wäre das Geld, das der Irak in Kuwait 
gewann, ziemlich sicher dazu benutzt worden, um westliche Banken und Firmen auszu- 
zahlen, bei denen der Irak hoch verschuldet war. Das Baath-Regime hatte ehrgeizige 
Pläne für eine militärische und industrielle Expansion, die ohne Zusammenarbeit mit 
dem Westen nicht möglich gewesen wäre. Die Invasion in Kuweit war nicht das Ergeb- 
nis der steigenden Zahlungsfähigkeit und Stärke der irakischen Regierung, sondern der 
verzweifelte Schritt eines Regimes in der Krise. Langfristige Strategie der Baath-Partei 
war es, die westlichen Kapitalisten zu unterstützen und mit ihnen zu kooperieren. Sie 
war extrem abhängig von Außenhandel und Außenfinanzierung. Zieht man diese Um- 
stände in Betracht, dann dürfte ein scheinbarer Fehltritt eigentlich keinen heiligen 
Kreuzzug gegen sie wert sein. 
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Midnight Oil 


Die Untauglichkeit dieser und anderer Hypothesen, die über die Gründe und Folgen des 
Golfkriegs aufgestellt wurden, war eine der treibenden Kräfte für die Veröffentlichung 
von Midnight Oil. Häufig saßen wir vom Midnight Notes Gollective im letzten Jahr mit 
vielen anderen auf diesem Planeten mitternachts zusammen, die sich fragten: »Wie und 
warum geschah dieses Massaker, und was heifst das für die Zukunft der Arbeiterklasse 
weltweit?« Midnight Oil ist das Ergebnis dieser Nächte und Fragen. Es ist unser Ver- 
such, die Gegenwart zu erklären, ihre Quelle in vergangenen Klassenkämpfen zu zeigen 
und uns die zukünftigen Aussichten anzusehen. 

Der erste Teil [der amerikanischen Originalausgabe] des Buchs, ÖlarbeiterInnen und 
Ölkriege, enthält zwei Artikel, die Midnight Notes’ zentrales Argument zum Golfkrieg 
ausmachen, Öl, Waffen und Geld und Die Rekolonisierung der Ölfelder. Der erste gibt 
uns kurz etwas historischen Hintergrund zur kapitalistischen Strategie während der Zeit 
nach dem Zweiten Weltkrieg, der zweite dreht sich direkter um den Golfkrieg.' Zwei 
weitere Artikel im ersten Teil [der amerikanischen Ausgabe], Ziebesgrüße nach Saudi 
und Die Zusammensetzung der US-Arbeiterklasse nach der Energiekrise, untersuchen 
die Klassenzusammensetzung im Mittleren Osten und in den USA von der Energiekrise 
der 70er Jahre zur Schuldenkrise der 80er Jahre. Die folgenden Artikel im selben Teil 
beschreiben die Welt der Ölarbeit im Mittleren Osten und in Afrika. 

Die übrigen Teile des Buches enthalten Ausarbeitungen zu unseren historischen Be- 
schreibungen und theoretischen Grundlagen, die im ersten Teil vorgestellt werden. (In 
ÖL Waffen und Geld sind die grundlegenden Punkte aus diesen Artikeln zusammen- 
gefaßt). Teil 2 und 3 enthalten detaillierte Analysen der Phasen der kapitalistischen 
Entwicklung in den letzten zwanzig Jahren. Die Artikel in Teil 2 erklären die Energiekri- 
se der frühen 70er Jahre auf der Ebene der kapitalistischen Strategie, die Arbeiterklasse 
weltweit neu zusammenzusetzen, und wie die Strategie der Energiekrise selbst um 
1979/80 in die Krise kam. Teil 3 untersucht die neuen Strategien und Kämpfe, die in 
den 80er Jahren entstanden. 

Die meisten Artikel in diesem Buch stammen aus der Arbeit zweier Kollektive, Zero- 
. work und Midnight Notes. Mit der Veröffentlichung von zwei Ausgaben in den Jahren 


j 


1 Beide Artikel enthalten viele Informationen aus der Broschüre »Öl, Waffen und Geld« (1991) von der Gulf Infor- 
mation Group (GIG), einem Untersuchungskollektiv in Madison, Wisconsin. Jemand von Midnight Nofes hat da- 
bei mitgearbeitet. GIG war aber nicht an der Abfassung der Artikel beteiligt und ist nicht verantwortlich für die 
darin vertretenen Ansichten. [»Öl, Waffen und Geld« wurde auf deutsch in Thekla 14 - Ölwechsel veröffentlicht.) 
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1974 und 1977 führte Zerowork eine Analyse des gegenwärtigen internationalen Klas- 
senkampfs ein, die die Ölkrise 1973/74 in den Mittelpunkt stellte. Einige der Mitglieder 
von Midnight Notes hatten auch zu Zerowork oder in ihrem Umkreis gehört; die Mid- 
night Notes entwickelten die Methode der Klassenanalyse weiter, die sie in Zerowork 
vorfanden. Das Midnight Notes Collective gründete sich 1979; es veröffentlichte ins- 
gesamt zehn Ausgaben seines Magazins und eine Reihe von Broschüren. Da neue Lese- 
ıInnen mit unserer Methode nicht vertraut sein dürften, sollten wir einige allgemeine 
Anmerkungen machen. 


Der weltweite Klassenkampf 

Midnight Notes gehen davon aus, daß wir immer noch in einer kapitalistischen Gesell- 
schaft leben, in der Arbeit, Preis und Profit immer noch essentielle, entscheidende 
Faktoren unseres Lebens sind. Diese Binsenwahrheiten mögen in der intellektuellen 
Atmosphäre Anfang der 90er Jahre, die mit gasförmigen Emissionen von Post-Struktura- 
listen, Post-Modernisten und Post-Marxisten mehr als gesättigt ist, antiquiert erscheinen. 
So wie der Kapitalismus das Blut und den Schmutz der Welt, nicht hinter sich gelassen 
hat und in irgendeine reine Welt der Zeichen und Symbole abgehoben hat, wo Profit 
nur noch eine rhetorische Geste ist, so muß auch unsere Analyse in unseren Über- 
lebenskämpfen verwurzelt bleiben. 


In den Midnight Notes behaupten wir die Wirklichkeit und die Zentralität des Klassen- 
kampfs. Der Kampf um die Kontrolle über die Produktionsmittel und die Subsistenz 
erklärt‘die gegenwärtige Geschichte im wesentlichen. Mit dem Begriff Arbeiterklasse 
meinen wir sowohl die Menschen, die ihre Arbeitskraft verkaufen müssen, um zu über- 
leben, als auch diejenigen, die sicherstellen, daß die Arbeitskraft tatsächlich da ist und 
verkauft werden kann; mit anderen Worten, diejenigen, die die Arbeiterklasse reprodu- 
zieren. MarxistInnen und Nicht-MarxistInnen verstehen unter der Arbeiterklasse gemein- 
hin die ArbeiterInnen, die einen Lohn bezahlt bekommen. Aber heute, wie auch früher, 
wird ein großer Teil der Arbeit in der Gesellschaft außerhalb des institutionalisierten 
Rahmens der Lohnarbeit geleistet. Die Sklavenarbeit, die den Großteil von vier Jahrhun- 
derten kapitalistischen Lebens definierte, ist das offensichtlichste Beispiel unentlohnter 
Arbeit, die direkt in den Akkumulationsprozeß integriert wurde (z.B. bei der Herstel- 
lung der Baumwolle für die Kleidung der ArbeiterInnen, was deren Lebenskosten ver- 
tingerte). 
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Für uns ist die. Arbeiterklasse die Klasse, die den kapitalistischen Reichtum produziert, 
indem sie unbezahlte Arbeit verrichtet. Marxens Theorie des Mehrwerts zeigt, wie ent- 
lohnte ArbeiterInnen einen Mehrwert schaffen, der über den Wert der‘Löhne hinaus- 
geht, die sie benötigen, um sich selbst zu reproduzieren. Aber mit dieser Erkenntnis 
werden gewöhnlich nur die entlointen ArbeiterInnen beschrieben. An diesem Punkt 
waren Marx und die MarxistInnen nicht marxistisch genug. Denn es ist der unbezahlte 
Teil des Tages, der die Warenwerte bestimmt. Im gegenwärtigen Kapitalismus würde 
diese Kategorie der Arbeiterklasse die Arbeit der Hausfrauen (die Arbeitskraft reprodu- 
zieren), StudentInnen (die sich darin üben, als Arbeitskraft zu fungieren) und Land- 
arbeiterInnen einschließen (die Lebensmittel für städtische ArbeiterInnen produzieren 
und eine Arbeitskraftreserve bilden). Zweifellos stammt der kapitalistische Profit davon, 
daß entlohnten ArbeiterInnen Mehrarbeit abgerungen wird, — das unterscheidet ihn von 
früheren Produktionsweisen, die ebenfalls auf unbezahlter Arbeit beruhten — aber der 
Mehrwert stammt ebenso direkt von der unbezahlten Arbeit vieler unentlohnter Arbeiter- 
Innen. 

Es ist wichtig, daß wir die »Arbeiterklasse« auf diese Weise neu definieren, so daß wir 
den antikapitalistischen Schub vieler Kämpfe darin zusammenfassen können, die sonst 
keineswegs als Kämpfe und Forderungen der Arbeiterklasse erscheinen. Kämpfe der 
Arbeiterklasse sind solche, die versuchen, die unbezahlte Arbeit zu reduzieren, die das . 
Kapital sich über den gesellschaftlichen Kreislauf aneignet. Frauenkämpfe gegen Zwangs- 
arbeit, Kämpfe von StudentInnen gegen militärische Zwangsarbeit, Kämpfe von Urein- 
wohnerInnen gegen Enteignung von Land, all das sind Kämpfe der Arbeiterklasse. Wir 
bezeichnen sie hier nicht als Kämpfe der Arbeiterklasse, um über die Unterschiede 
zwischen den verschiedenen Kämpfen hinwegzugehen — wir müssen diese Unterschied- 
lichkeit ja gerade verstehen - sondern um an ihren Gemeinsamkeiten anzusetzen, damit 
wir nicht die Spaltungen unserer Klasse in der kapitalistischen Welt reproduzieren. 

Seit den 70er Jahren sehen viele Linke die Welt unter dem Blickwinkel der »sozialen 
Bewegungen«. Darin ist die Arbeiterklasse nur eine Sphäre in einer allgemeinen Bewe- 
gung für gesellschaftliche Veränderungen. Die Frauenbewegung, die Umweltbewegung, 
die Bewegung der Schwulen und Lesben, der Schwarzen (u.a.) werden als Bereiche 
einer vage definierten »Politik der Befreiung« gefaßt. Der »Arbeiterklasse«, eng definiert 
als industrielle LohnarbeiterInnen, wird keinerlei Vorrang eingeräumt. Aber dieses Bild 
von lauter Sphären erinnert an die alten Astronomen, die dachten, die Sterne seien an 
unverrückbaren Kristallsphären befestigt, die sich konzentrisch um die Erde legen. 
Tatsache ist, daß wir alle, egal, welches Geschlecht, welche Rasse oder welche sexuel- 
len Vorlieben wir haben oder was wir von der Erde halten, uns durch den kapitalisti- 
schen Raum bewegen; wir leben auf kapitalistischem Grund und Boden, wir essen 
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kapitalistisches Brot, wir verausgaben die Energie unseres Körpers durch kapitalistische 
Arbeit. Alles ist eine Ware — das Wasser, das Land, sogar die Luft (z.B. saubere Luft) — 
und muß durch Arbeit erworben werden. Wir erfahren die Einheit des Kapitalismus 
sehr verschieden und manchmal scheinbar widersprüchlich, aber trotzdem ist es ein 
und derselbe Kapitalismus. ö 

Die Einteilung der Arbeiterklasse in neue Kategorien zeigt uns, wie verschiedene Kräfte 
hinter einem ganz klar antikapitalistischen Projekt stehen. Da der Kapitalismus alles 
durchdringt, muß der Kampf gegen ihn an vielen Fronten geführt werden. Statt die 
verschiedenen »sozialen Bewegungen« ihres »Klasseninhalts« zu entleeren, müssen wir 
versuchen, diesen Inhalt zu vertiefen. Dieser weitergefaßte und komplexere Begriff von 
Arbeiterklasse, den sowohl Zerowork als auch Midnight Notes benutzen, wurde durch 
die Analyse der Lohn-für-Hausarbeit-Bewegung der 70er Jahre beeinflußt, die aufzeigte, 
wie die unentlohnte Arbeit der Frauen in der Familie die einzige Ware produziert und 
reproduziert, die grundlegender und universeller ist als Energie — die Arbeitskraft 
selbst. 


Midnight Notes versucht auch festzustellen, wie die Arbeiterklasse zusammengesetzt ist, 
zu untersuchen, wie sie technisch und politisch durch Produktion und Reproduktion 
gespalten ist, z.B. durch die Arbeitsteilung, die Hierarchie von Ausbildung und Löhnen, 
die Spaltung zwischen den Beschäftigten und der Reservearmee der Arbeitslosen, zwi- 
schen den Legalen und den Kriminellen. Diese Spaltungen nehmen manchmal rassische 
und sexuelle Formen an und machen sich an anderen historischen, soziologischen, 
geographischen und körperlichen Merkmalen fest. Innerhalb dieser Zusammensetzung 
werden die verschiedenen Ebenen von Stärke und Solidarität durch den Verlauf des 
Kampfs bestimmt. Mit anderen Worten: Die Zusammensetzung der Arbeiterklasse hat 
sich in der Geschichte immer wieder verändert. Menschliche Klassen bleiben genauso 
wenig unverändert wie biologische Arten. Daher haben wir auch von der Neuzusammen- 
setzung und Zersetzung der Arbeiterklasse gesprochen, wobei, um es einfach zu sagen, 
die Neuzusammensetzung mit wachsender Macht und Einheit der Arbeiterklasse einher- 
geht und die Zersetzung mit zunehmender Spaltung, Auseinandersetzungen innerhalb der 
Klasse und Machtlosigkeit. Die Geschichte unserer Epoche ist geprägt durch die dauern- 
de Zersetzung und Neuzusammensetzung der Arbeiterklasse. Zum Beispiel führten die 
Kämpfe von LohnarbeiterInnen in der Industrie und Arbeitslosen in Nordamerika Ende 
der 60er bis Anfang der 70er Jahre (die auf einer besonderen Zusammensetzung be- 
ruhten) zu einer Gegenoffensive des Kapitals, die Deindustrialisierung, steigende Arbeits- 
losigkeit, Verringerung des gewerkschaftlichen Organisierungsgrades und Einwanderung 
mit sich brachte, sprich: Zersetzung. 
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Die nordamerikanische Arbeiterklasse bewegt sich heute in Richtung einer Neuzusam- 
mensetzung auf der Grundlage der neuen technischen Strukturen von Produktion und 
Reproduktion und der neuen politischen Beziehungen innerhalb der Klasse. Die Kämpfe 
gegen das Kapital werden eine neue Form finden, obwohl wir nicht ausschließen soll- 
ten, daß es während des Prozesses von Neuzusammensetzung zu Kämpfen kommt, die 
selbst schon dem Kapital gewaltige Probleme bereiten. Die neuen Zeichen nordamerika- 
nischer Klassenzusammensetzung lassen sich z.B. im Dienstleistungssektor finden, wo 
Latino- und karibische ArbeiterInnen den alten Gewerkschaften neue Militanz einhau- 
chen, oder in den nicht gewerkschaftlich organisierten »Mini-Stahlwerken«, wo die 
neuen Industriearbeiter, denen gerade erst ihre Farmen gepfändet wurden, neue For- 
men der Organisierung am Arbeitsplatz zu entwickeln beginnen; oder in dem Bündnis 
von Milchbauern und städtischer schwarzer Arbeiterklasse, die gemeinsam gegen. die 
biotechnologische Industrie kämpfen. 

Das Kapital antwortet auf unsere Kämpfe mit einem ganzen Aufgebot an Wissenschaften 
und Technologien der Macht, von Psychologie über Ergonomie bis hin zu Urinproben. 
Wenn die Organisationsformen der Arbeiterklasse mächtig genug werden, um die beste- 
hende gesellschaftliche Ordnung zu bedrohen, die die Produktion von Mehrwert garan- 
tiert, muß das Kapital versuchen, die gesellschaftlichen Beziehungen so wiederherzustel- 
len, daß die Zentren der proletarischen Macht geschleift werden und die Ausbeutung in 
neuer gesellschaftlicher und technischer Form möglich wird. Trotz all seiner hochtech- 
nisierten Maschinen, Raumfähren, Laserstrahlwaffen und Gentechnologie ist das Kapital 
immer noch von menschlicher Arbeit abhängig. Genau das ist Kapital: tote Arbeit. Ma- 
schinen können keinen Mehrwert produzieren, und wie sehr das Kapital auch versucht, 
die Menschen aus der Produktion überhaupt zu vertreiben — durch Automatisierung, 
künstliche Intelligenz und Raumstationen — so sehr braucht es doch ArbeiterInnen, um 
Profit zu machen. Die ganze kapitalistische Zivilisation beruht auf der Leistung dieser 
ArbeiterInnen, ob sie in den sterilen Laboratorien von Silicon Valley schuften oder auf 
den schlammigen Feldern von Bangladesch. 


Midnight Oil berichtet von der jüngsten Runde in diesem weltweiten Klassenkampf, in 
der die Kapitalisten die Ware Energie benutzen, um die Zusammensetzung der Arbeiter- 
klasse zu verändern und zu schwächen, während die ArbeiterInnen Wege suchen, ihre 
Macht angesichts der Zerstörung ihrer alten Bastionen politisch neu zusammenzusetzen. 
Einige der folgenden Artikel sind schwierig, weil sie die Komplexität dieser Welt wider- 
spiegeln. Aber im Kern sind sie die Einfachheit selbst - die Arbeiterklasse versucht der 
Ausbeutung und den Bemühungen des Kapitals, sie zu verlängern, ein Ende zu bereiten. 
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. Einige erscheinen vielleicht überholt oder begrenzt in der Analyse. Aber was auch 
immer ihre Schwächen sein mögen, sie alle leben von dem zentralen Gedanken, daß 
die Arbeiterklasse fähig ist, autonom zu handeln und diese Welt zu verändern. Um 
Mitternacht baut unsere politische Analyse auf dieser Fähigkeit und diesen Anspruch, 
um die Energiekrisen seit 1973 und die Invasionen am Persischen Golf im letzten Jahr 
zu entschlüsseln. 
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Liebesgrüße nach Saudi: 
Zusammensetzung der Arbeiterklasse 
im Mittleren Osten 


4 
(Midnight Notes Collective) 


»Die Gnade Goties sei mit dir, Ustaz Selim. Ich frage mich, ob du dasselbe tätest wie 
ich, wenn‘ auch du dein Leben in drückender Armut verbracht hättest. Wärst du 
bereit, dir all deine Jahre auf die Schultern zu laden und quer durch die Wüste. 
nach Kuwait zu flieben, auf der Suche nach einein Stückchen Brot?« 

Ghassan Kanafani, Men in the Sun (1956) 


Y 


Die Massenmigration von Millionen von Arbeiterinnen aus aller Welt in die Golfregion 
hatte, wenn überhaupt, nur wenige Vorläufer in der Geschichte. Was die Anzahl, die 
unterschiedliche geographische Herkunft, die Geschwindigkeit, mit der die Arbeitskraft 
zusammengesetzt wurde, und die Arbeitsbedingungen angeht, läßt sich die Struktur der 
Arbeit in den ölproduzierenden Regionen des Mittleren Ostens strukturell höchstens mit 
der amerikanischen Sklaverei oder der Arbeitsorganisation bei den Nazis, unter Stalin 
oder der Apartheid vergleichen. 

Schätzungsweise sieben bis acht Millionen GastarbeiterInnen stellen 75 Prozent der Ar- 
beitskraft am Golf.! Dieses ölproduzierende Proletariat kommt vorwiegend aus asiati- 


Es ist schwierig," genaue Angaben zu finden, da die Golistaaten keine exakten Zahlen veröffentlichen, wenn über- 
haupt. Die Schätzung der AusländerInnen im Irak und den sechs Staaten des Golfkooperationsrates (Bahrain, 
Kuwait, Oman, Qatar, Saudi Arabien und VAE) beruht auf Angaben bei: Godfrey Gunatilleke (Hısg.), Migration of 
Asian Workers to the Arab World (Tokio: United Nations University, 1986); Inforzmal Report on Migremt Workers 

) (Fortsetzung...) 
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schen Ländern wie Bangladesch, Indien, den Philippinen und Sri Lanka und aus afrika- 

nischen und arabischen Ländern wie Ägypten, Sudan, Syrien und Jemen. Zum Beispiel 

setzt sich 90 Prozent der Arbeitskraft der Vereinigten Arabischen Emirate aus Auslän- 

dern zusammen, die meisten aus Indien, Pakistan und Iran. Und im Vorkriegs-Kuwait 
„stellten Ausländer mehr als 80 Prozent der Arbeitskraft. Zu einem großen Teil sind 

diese ArbeiterInnen junge Männer vom Lande, die in die Golfregion kommen, weil hier 

die Löhne höher sind und sie der Armut und Repression zu Hause entkommen wollen. 
„ Aber im Gegensatz zu vielen anderen MigrantInnen vor ihnen werden sie nicht ansässig. 
Sie sind nur aushilfsweise da. Zu einem einzigen Zweck: zum Arbeiten. 


\ 


Proletarier aller Länder 


Die Arabische Halbinsel hat als Brücke zwischen Afrika und Asien eine lange Geschichte 
von Wanderungen erlebt. Aber erst die Bemühungen des Britischen Kolonialismus im 
19. Jahrhundert integrierten die Region völlig in die internationale Arbeitsteilung. Von 
den Indern, die in Bahrain unter anderem mit Haschisch und Opium handelten, bis zu 
den periodischen Wanderungen der Perlentaucher entlang der Golfküste haben das Erbe 
des Kolonialismus und die Extravaganzen des Weltmarkts durchweg die Migrationsmu- 
ster innerhalb der und in die Region hinein geprägt.’ 

Die Entwicklung der arabischen Ölindustrie in den dreißiger Jahren läutete ein neues 
Kapitel in der Geschichte der Einwanderung am Golf ein. Die amerikanischen und 
britischen Ölgesellschaften litten damals unmittelbar unter Arbeitskräftemangel, sowohl 
weil die einheimische Bevölkerung zahlenmäßig relativ klein war, als auch, weil manche 
sich weigerten, ihre traditionelle Lebensweise aufzugeben, um in der Ölindustrie zu 
arbeiten. Die bloße Zahl von ArbeiterInnen, die von der aufblühenden Ölindustrie (und 
in den Zulieferindustrien) benötigt wurden, und die strategische Bedeutung des Erdöls 
erhoben die Migration zu einer Frage von elementarer politischer und ökonomischer 
Bedeutung. Das entscheidende Problem, das die Ölgesellschaften damals wie heute zu 


"(...Fortsetzung) £ 

Affected by the Gulf Crisis, ILO, November 1990; Inter-regional Tripartite Round Table on International Migra- 
tion, ILO, Dezember 1990; Roger Owen, Migrant Workers in the Gulf, Minority Rights Group Report No. 68 
(London: Minority Rights Group, 1985) und Presseberichten. 

P. R. Gopinathan Nair, »India«, in Gunatilleke (s. Anm. 1), 5.68 und Owen (s. Anm. 1), $.4. Eine Historische 
Zusammenfassung über die südasiatische Migration geben Lydia Potts, 7he World Labor Market: A History of 
Migration (London: Zed Books, 1990) und Ijaz Shafi Gilani, Cifizen Slaves, Guest Workers: Dynamics of Labor 
Migration from South Asia (Islamabad: Institute of Policy Studies, 1985). 
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lösen hatten: Wie ließ sich ein Ölproletariat so durcheinanderwirbeln und zusammen- 
setzen, daß politische Explosionen verhindert wurden? Viele der ersten ArbeiterInnen 
wurden zwar entlang der Golfküste rekrutiert, aber es wurden — meist von britischen 
Firmen — auch HilfsarbeiterInnen aus Indien eingeführt. 


Die Gefahren der Abhängigkeit von einer vorwiegend ausländischen Massenarbeitskraft 
und die politische Notwendigkeit, ein heterogenes Proletariat zu schaffen, drückten sich 
in der Anfangszeit offen in den Entscheidungen der Ölgesellschaften und lokalen Herr- 
scher aus. Es wurden Beschränkungen erlassen, wer arbeiten durfte und wo. In den 
30er Jahren war der Britische Mandatsbeamte in Kuwait für Unbedenklichkeitsbescheini- 
gungen für Arbeitsimmigranten zuständig. Als 1944 die Bahrain Petroleum Company 
ArbeiterInnen aus Südpersien anheuern wollte, schickte ihr der Britische Mandatsbeam- 
te, der politische Ansprüche auf die Insel befürchtete, ein Schreiben: »Die Regierung 
Bahrains mißbilligt aus politischen und anderen Gründen auf das schärfste jegliche 
Maßnahmen, die sind, die Anzahl der dauernd ansässigen Perser in Bahrain zu 
steigern.«° 

Der Kampf der hen in der Produktion beeinflußte ebenfalls die Gestaltung der 
Arbeitsmarktpolitik. Ein Streik der indischen RaffineriearbeiterInnen von Ras Tanura in 
Saudi-Arabien im Jahre 1943 zwang die Arabian American Oil Company (Aramco) da- 
zu, italienische Kriegsgefangene als Arbeitssklaven einzusetzen. Streiks in den Jahren 
1938, 1947 und 1953 und Streiks in Dhahran, Saudi-Arabien, im Jahre 1956, veranlaß- 
ten die Ölgesellschaften, eine drakonische Arbeitsgesetzgebung zu erlassen, einschließ- 
lich Streikverbots.‘ 


Nach der Unabhängigkeit Indiens im Jahre 1947 und der Gründung des Staates Israel 
1948 gingen die Ölgesellschaften dazu über, vorwiegend arabische Arbeitskräfte ein- 
zusetzen. Viele von ihnen kamen auf der Suche nach relativ gutbezahlten Arbeitsplätzen, 
während andere, wie die Palästinenser, auf der Flucht vor Krieg und Vertreibung waren. 
Obwohl auch sie mit den üblichen Brutalitäten und Entwürdigungen der Migration 
konfrontiert wurden, war es für Araber relativ einfach, Arbeit am Golf zu finden: Die 
Verständigung war leicht, es gab religiöse Übereinstimmungen, und viele konnten auf 
der Suche nach Arbeit und Wohnung informelle Netzwerke nutzen. Gewöhnlich ergriffen 


3 Owen, $.5. Zitat aıs Tan J. Seccombe, »International Migration in the Middle East«, in Reginald T. Appleyard 
(Hısg.), International Migration Today (UNESCO), S. 195. 


at Owen, $. 4-7 und Seccombe, S. 184. 
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sie Berufe im expandierenden Regierungsapparat oder in Schulen und Krankenhäusern, 
wo sprachliche und kulturelle Übereinstimmung die Arbeit erleichterte. 1975 arbeiteten 
mehr als ein Viertel der. Arbeitskräfte von Jordanien, Oman und Jemen am Golf, oft als 
Ergebnis bilateraler Abkommen. 


Der sprunghafte Anstieg des Ölpreises und die Expansion der Ölindustrie zu Beginn der 
70er Jahre markierten einen Wendepunkt in der Arbeitsmarktpolitik am Golf. Umfang 
und Vielfalt des Ölarbeitsmarktes explodierten gewaltig, da sich die meisten großen 
ölproduzierenden Staaten neuen Quellen multinationaler Arbeitskraft in aller Welt zu- 
wandten, um ihre jeweiligen Industrien mit Personal zu versorgen. Nigeria, Libyen und 
Venezuela z.B. hingen von ghanaischen, ägyptischen und kolumbianischen ArbeiterInnen 
ab. In den Golfstaaten verdoppelte sich zwischen 1970 und 1975 die Zahl der einge- 
wanderten ArbeiterInnen von 660.000 auf 1250000. Anfang der 80er Jahre schnellte 
die Anzahl auf mindestens sechs Millionen hoch. Unter den ArbeiterInnen waren unge- 
fähr 2,3 Millionen Pakistanis, 2 Millionen Inder und über eine Million Ägypter. Die 
übrigen waren meist Jemeniten, Jordanier, Palästinenser, Filipinos, Türken, Asa 
his, Thais und Koreaner.° 


Die Logik der internationalen Arbeitsteilung ist folgendermaßen: Die ArbeiterInnen eines 

Landes werden zur Migration und in die Dienste der Prinzen und Ölgesellschaften am 
Golf gezwungen. Ihren Platz nehmen: ArbeiterInnen aus anderen Teilen der Welt ein. 
»Ein außergewöhnliches Phänomen beherrscht die ganze jemenitische Ökonomie,« ur- 
teilte die Financial Times über die Arabische Republik Jemen im Jahre 1984, »unge- 
fähr die Hälfte der arbeitenden Bevölkerung lebt in Saudi-Arabien.« Dieser Abfluß 
jemenitischer Arbeitskraft wurde teilweise durch chinesische Straßenbauarbeiter, ägypti- 
sche Lehrer und philippinisches und pakistanisches Hotelpersonal kompensiert. Eine 
Studie der jordanischen Regierung von 1988 schätzt, daß 40 Prozent aller jordanischen 
ArbeiterInnen außerhalb des Landes beschäftigt sind und demgegenüber ungefähr 25 
Prozent der Arbeitskräfte im Lande von außerhalb kommen.’ 


4 


b) 


° AM. Farid und H. Sirriyeh (Hisg.), The Decline of Arab Oil Revenues (London: Croom Helm, 1986) „S. 90. 
6 
Owen, $.4. 


7 Financial Times, 26. November 1984, über den Jemen. Zu Jordanien, siehe »Jordan Staves off the Jobs Crisis«, 
Middle East Economic Digest, 30. Januar 1988, und M. Samha, »The Impact of MER Flows on Population 
changes in Jordan«, International Migration, Juni 1990. 
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Menschenhändler 


Dem Charakter der Arbeitsmigration in die Golfstaaten entsprechend, sind die Anwerbe- 
methoden vielfältig und umfassend. Die Einfuhr erfolgt gewöhnlich durch staatseigene 
Agenturen in den Herkunftsländern oder durch private »Arbeitskräfte-Vermittler«. Nor- 
malerweise erhalten diese feste Lieferaufträge von am Golf tätigen Firmen oder direkt 
von einem der Golfstaaten und können, ihrerseits Zulieferer beauftragen, die ihrem 
Geschäft in den Dörfern und Slums von Süd- und Ostasien nachgehen. In Bangladesch 
nennt man diese Händler »Adam Bepari« — Menschenhändler. 1980 gab es in Sri Lan- 
ka über 500 solcher Agenturen, und 1982 wurden 1000 auf den Philippinen betrieben. 
Einer Studie zufolge konnte eine kleine Agentur mit 1000 Vermittlungen 150 - 200 
Dollar Gewinn pro Person und Jahr erzielen - das ergibt einen jährlichen Profit von 
150 000 - 200 000 Dollar.° / 


Die Vermittler verlangen von den zukünftigen ArbeiterInnen ungeheure Gebühren, die 
vielleicht jahrelang abbezahlt werden müssen. Ein indischer Arbeiter, der mit einem 
monatlichen Grundlohn von 175 Dollar am Golf rechnen kann, muß im allgemeinen 
ungefähr 1500-2000 Dollar an Vermittlungsgebühr berappen. Angenommen, der/die 
ArbeiterIn braucht 60 Dollar zum Leben und muß 60 Dollar nach Hause ‘schicken, 
dann bleiben 60 Dollar im Monat für die Tilgung der Gebühr übrig; die Abzahlung 
würde also drei Jahre dauern. Daher sind die ArbeiterInnen zu Überstunden genötigt 
und viel weniger bereit, es zu Konflikten kommen zu lassen, da für sie die Vertragsver- 
längerung absoluten Vorrang hat. Betrug, Wucher, Fälschung und ArbeiterInnen, die an 
der Abzahlung scheitern, ‘sind so alltägliche Vorkommnisse, daß die Regierungen oft 
zum Eingreifen gezwungen sind. 


Bei ihrer Ankunft am Golf stellen ArbeiterInnen oft fest, daß die Bestimmungen ihres 
Arbeitsvertrags_geändert wurden, eine Praxis, die als contract substitution [etwa: Ver- 
tragsersetzung] bekannt ist. Das übliche Ergebnis sind längere Arbeitszeiten und niedri- 
gere Löhne. Ein Rohrschlosser aus Kerala - woher etwa die Hälfte der schätzungsweise 
zwei Millionen am Golf arbeitenden Inder kommen - bezahlte 1500 Dollar Vermittlungs- 
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Zur Anzahl der Agenturen siehe Owen, $. 10. Zu den Profiten siehe Helmut Kurth und Ngo Huy Liem (Hisg,), 
Migrant Overseas Workers: New Area of Concern for Labour Unions (Manila: Economic Research Center, Uni- 
versity of Santo Tomas, 1988), S. 21. 


Peter Woodward, Oil and Labor in the Middle East (New York: Praeger, 1988), S. 73. 
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gebühr und nahm zusätzlich 500 Dollar an persönlichen Ausgaben auf sich, für einen 
Job, bei dem er für acht Stunden Arbeit am Tag 350 Dollar im Monat erhalten sollte. 
Bei der Ankunft am Golf stellte er fest, daß sich die Bedingungen geändert hatten: 262 
Dollar pro Monat für einen Zehnstundentag. »Für uns Inder ist es ein Glücksspiel, 
wenn wir in den Mittleren Osten gehen, um dort zu arbeiten«, bemerkte er reumü- 
tig.!O 

Inoffizielle Einwanderung ist ein weiteres typisches Merkmal des Arbeitsmarkts am 
Golf." Viele kommen durch die Hadsch, die jährliche Pilgerfahrt, nach Mekka und 
Medina. (Diese Taktik wurde von den syrischen und sudanesischen ArbeiterInnen in 
‘. den 70er Jahren bevorzugt, um damit die Bestimmungen in ihren Heimatländern, wer 
am Golf arbeiten durfte und wer nicht, zu umgehen.) Andere kommen über die Land- 
route über die lange saudi-arabische Grenze oder mit Dhaus, den einmastigen arabi- 
schen Segelschiffen. Einer Schätzung zufolge soll jede/r achte ArbeiterIn in Kuwait ein/e 
»illegale/r« Einwanderer/in sein. In Saudi-Arabien soll der Anteil, der inoffiziellen Ar- 
beitskräfte noch viel größer sein. Dort finden viele Arbeit in den großen Städten wie 
Riad, wo man sich einfacher bewegen kann} ohne erwischt zu werden. Als 1978 die 
Regierung eine Amnestie verkündete, um den inofliziellen Arbeitsmarkt besser kontrol- 
lieren zu können, machten 100 000 von dieser Möglichkeit Gebrauch.'? 


Es überrascht nicht, daß der illegale Handel ‚mit Papieren im Mittleren Osten und Asien 
blüht! Ein Ausreise/Wiedereinreisevisum für Saudi-Arabien kostete in Pakistan Mitte der 
80er Jahre 800 Dollar; eine Aufenthaltsgenehmigung konnte ebenfalls für 800 Dollar er- 
worben werden." Erst einmal am Golf, können die illegalen Einwanderer Arbeit über 
Vermittler finden, die sich auf den Handel mit Illegalen spezialisiert haben. Oft werden 
sie in kleine, kostensparende Subunternehmen mit. Werksverträgen vermittelt. Größe und 
Bedeutung dieses parallelen Arbeitsmarktes legt eine Studie nahe, die die Anzahl der 
Pakistani, die ohne ordentliche Papiere am Golf arbeiten, mit 500 000 angibt. Typi- 
scherweise sind das Ausbeutungsniveau und die Arbeitsbedingungen für »inoffizielle« 
ArbeiterInnen wesentlich schlimmer als im offiziellen Sektor. 


Ä 
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"° Gunatilleke, $.68, zur Herkunft indischer Wanderarbeiter. ‚Woodward, $. 76. 


" Sogar die Financial Times nahm am 23. Februar 1983 Notiz von der Ausgedehntheit des inoffiziellen Arbeits- 
markts in Kuwait. 
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Sklaverei durch Vertrag 


Die US-Truppen fanden am Golf miserable Arbeitsbedingungen vor. Zunächst einmal ist 
die ‚Arbeit in der direkten Ölproduktion sehr gefährlich. Schweres Gerät, gefährliche 
Chemikalien, Feuer- und Verpuffungsgefahr zusammen mit der Fahrlässigkeit der Ölge- 
sellschaften und Regierungen machen Todesfälle und Verstüimmelungen alltäglichen 
Ereignissen. {Zu Leben und Arbeit in der Ölindustrie siehe auch J. Ihonvbere, »Wi- 
derstand und untergründige Protestformen des Erdölproletariats in Nigeria«, S. Federici, 
»Entwicklung und Unterentwicklung in Nigeria« und E. Emory, »Einige Fotos, die ich 
nicht machen konnte«, alle in diesem Buch.} 
Die riesigen Arbeitskräfteheere, die in die Golfregion gebracht wurden, haben normaler- 
weise Verträge mit kurzen Laufzeiten und langen Arbeitszeiten bei niedrigem Lohn. Als 
EinwanderInnen haben sie nur wenige gesetzliche Rechte. Ein ortsansässiger Unterneh- 
mer muß für sie bürgen, sie können sich nicht legal in einer Gewerkschaft organisie- 
ren, sie dürfen kein Eigentum besitzen, nicht den Job wechseln, nicht im Land bleiben, 
ohne zu arbeiten, und nicht ohne Erlaubnis ihres Chefs abreisen. Tatsächlich werden 
ihnen normalerweise die Pässe an ihrer Arbeitsstelle abgenommen. Die Gesundheits- 
fürsorge ist oft. erbärmlich oder nicht existent, die Löhne werden’ häufig vorenthalten, 
und Leistungen wie kostenlose Heimreise oder Jahresurlaub werden oft gesperrt. Wenn 
“die ArbeiterInnen protestieren, können sie ganz einfach verhaftet, ins Gefängnis gewor- 
fen, mißhandelt und in ihre Heimat abgeschoben werden. In einem Fall verhaftete die 
Regierung von Oman 2500 indische ArbeiterInnen und zwang sie, durch die Straßen zu 
marschieren, weil sie die vor ihrer Ankunft vereinbarten Löhne und Sozialleistungen 


verlangt hatten.” Noch vor ihrer Abreise müssen sich die ArbeiterInnen ein polizei- 


"Im Juni 1989 kamen bei der Explosion einer Gaspipeline im Ural in der damaligen Sowjetunion 600 Menschen 
ums Leben. Im Juli 1988 wurden in der Nordsee 167 Arbeiter getötet, als die Ölbohrplattform Piper Alpha (Bigen- 
tümer: Armand Hammers Occidental Oil) in die Luft ging. 1984 kamen in Mexico City 300 Menschen um, als 
ein Gastank explodiert, im selben Jahr starben 500 Menschen bei der Explosion einer Ölpipeline in Cubatao, 
Brasilien. Im Mittleren Osten sind Todesfälle alltägliche Ereignisse für das gesamte ölproduzierende Proletariat. In 
den ersten neun Monaten des Jahres 1989, z.B., schickte die irakische.Regierung die Leichen von mehr als 1000 
Arbeitern nach Ägypten zurück. Todesursache waren die Brutalitäter, denen sie im Irak ausgesetzt waren. Dies 
übertrifft die Anzahl der zurückgeschickten 942 Leichen aus dem gesamten Vorjahr um 100, teilweise wegen der- 
Übergriffe auf ägyptische Gastarbeiter nach dem Ende des achtjährigen Kriegs gegen den Iran. Siehe New York 
Times, 15.11.1989. D 


»Diese Politik [gegenüber den ArbeiterInnen] zielt darauf ab, die ausländischen Arbeiter unter Kontrolle zu halten, 
um Arbeitskämpfe oder politische Auseinandersetzungen zu vermeiden.« K. Pakravan, Oil Supply Disruptions in 
the 1980: An Economic Analysis (Stanford, CA: Hoover Institution Press), S. 7. 
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liches Führungszeugnis beschaffen, in dem ihr »guter Charakter« bestätigt wird, und 
eine medizinische Untersuchung über sich ergehen lassen. Von Land zu Land verschie- 

. den, müssen die ArbeiterInnen zwischen 18 und 40 Jahre alt und bei bester Gesundheit 
sein. Diese Arbeitsbedingungen bezeichnete sogar die Financial Times als ein System 
der Vertragssklaverei. 


- Wenn ‚sie nicht bei privaten Vermietern wohnen, wo sie 60 Prozent ihres Einkommens 
für Miete ausgeben, landen ArbeiterInnen oft in Arbeitslagern.'° Die Lager der Aramco 
in Saudi-Arabien zum Beispiel variieren von Siedlungen für das obere Management, die 
mit allen Bequemlichkeiten ausgestattet sind (einschließlich Schulen, Krankenhäusern 
und Freizeitmöglichkeiten für sie und ihre Familien), bis zu den für Arbeiter typischen 
36-Mann-Wohnheimen mit einem Gemeinschaftsklo in der Mitte. Die Lager der Aramco- 
Arbeiter haben eine Cafeteria, eine Wäscherei, ein Kino und einen Body-Building-Raum: 
Einrichtungen, die man in der Ölindustrie gewöhnlich dort findet, wo Arbeit und Woh- 
nen ineinander übergehen, wie auf Bohrplattformen. Die Lager sind mit Bea 
umzäunt und werden von einem Sicherheitsdienst bewacht. 

Die Lager der Subunternehmer sind viel schlimmer und wesentlich verbreiteter. Die Un- 
terkünfte bestehen aus Wellblechhütten, Wohnwagen, Baracken, Zelten oder Erdhütten. 
Ventilatoren, Bettwäsche und Decken sind rar, genauso wie ordentliche Toiletten und 
Sanitäreinrichtungen. Das Platzangebot beschrieb ein indischer Arbeiter so: »Wenn wir 
alle zur selben Zeit aufstehen und uns anziehen würden, wäre dafür nicht genug Platz.« 
(Wie es so schön heißt: »Der Raum war so klein, daß ich hinausgehen mußte, wenn 
ich meine Meinung ändern wollte.«) Es gibt, wenn überhaupt, wenige Freizeiteinrichtun- 
gen, und manchmal müssen die Arbeiter nach einem langen Arbeitstag die Kantine sel- 
ber betreiben. Die Londoner Minority Rights Group [Gruppe für Minderheitenrechte] 
stellte fest, daß die Unterkünfte südkoreanischer Firmen noch am »besten« sind: deren 
‚Bestimmungen legen fest, daß höchstens 16 Arbeiter in einem Zimmer wohnen dürfen 
und daß ein Bad für 500 Arbeiter zur Verfügung stehen muß." 

Viele arbeiten sieben Tage in der Woche, 10 bis 16 Stunden am Tag, mit längeren 
Zeiträumen, in denen sie nur einen Tag im Monat für Einkauf und Wäsche waschen frei 
haben. Die meisten Arbeitsmigrantinnen haben keinerlei soziale Absicherung und be- 

- schweren sich regelmäßig über ständige Belästigungen, Folter, Überfälle und lange 
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Arbeitszeiten mit wenig oder gar keinem Urlaub. In Saudi-Arabien wird die Mobilität 
streng kontrolliert; um zu reisen braucht man sowohl Aufenthalts- als auch Arbeits- 
genehmigung.'® In einem Artikel, der vor kurzem in der Financial Times erschien, 
wird Luis zitiert, ein LKW-Fahrer in Saudi-Arabien, der von den Philippinen kommt und 
zehn Familienmitglieder in Manila unterstützt. »Ich arbeite zwölf Stunden am Tag und 
dann gehe ich heim in ein Zimmer, das ich mit neun Filipinos teile,« erzählte er dem 
Reporter. Luis erzählte die Geschichte eines Freundes, der seine Frau nach Saudi-Ara- 
bien mitbrachte. »Sie kam unter ihrem Mädchennamen,« erklärte er. »Sie müssen in 
verschiedenen Lagern wohnen. Sie können nicht zusammen sein. Sie können nicht 
miteinander schlafen. Sie können sich höchstens zum Essen in einem Cafe treffen.«' 
Das Prinzip »gleicher Lohn für gleiche Arbeit« gibt es in der Golfregion nicht. Die 
Löhne werden nach dem Lohnniveau im Heimatland festgelegt, was zu einem dreigleisi- 
gen Lohnsystem führt — Europäer und Amerikaner ganz oben, dann Araber und am 
Ende Asiaten. Unter den Asiaten sind die Leute aus Sri Lanka und Bangladesch auf der 
Lohnskala ganz unten, gefolgt von Indern, Pakistanis, Thais, Filipinos und Koreanern am 
oberen Ende der Lohnskala. Ein durchschnittlicher Hilfsarbeiter aus Bangladesch hat in 
der Golfregion Mitte der 80er Jahre etwa 184 Dollar im Monat verdient, sein pakistani- 
sches Pendant dagegen 243 Dollar für dieselbe Arbeit.” 

Ebenfalls wohlabgestimmt ist die Arbeitsteilung entlang der nationalen Herkunft der 
Immigranten. Es ist z.B. äußerst selten, daß ein philippinischer Zeitnehmer einen philip- 
pinischen Trupp beaufsichtigt. Dieses Ausspielen der Nationalitäten gegeneinander führt 
zusammen mit den von Herkunftsland zu Herkunftsland unterschiedlichen Lohnniveaus 
zu einer materiellen Spaltung der ArbeiterInnen entlang nationaler Grenzen. Die Inder- 
Innen sind in der Golfregion als die ABCs bekannt — ayahs (Dienstmädchen), barbers 
(Friseure) und cooks (Köche); Menschen aus Pakistan, Sri Lanka und Bangladesch stel- 
len die Masse der ungelernten und angelernten ArbeiterInnen; Filipinas/os arbeiten eher 
in der ‘Produktion, im Transport oder im Dienstleistungssektor; Thais sind oft Hilfs- 
arbeiter; die Koreaner kommen fast ausschließlich über koreanische Baufirmen, die am 
Golf komplette Bauausführungen anbieten. Außerdem sind die ArbeiterInnen aus man- 
chen Ländern in ein oder zwei Golfstaaten besonders stark konzentriert. Dafür gibt es 
unterschiedliche Gründe, gewöhnlich ist es aber eine Hinterlassenschaft des Kolonialis- 
mus oder Imperialismus. Z.B. waren die Thais, die in Saudi-Arabien besonders massiert 


"Siehe Woodward, Owen, an verschiedenen Orten. 
» Siehe Financial Times vom 25. September 1990. 
» Woodward, $.42 und Anhang, 
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anzutreffen sind, ursprünglich von amerikanischen Baufirmen angeworben worden, die 
während des Vietnamkrieges in Thailand stationiert waren. 

Polizei und Armee, die diese Grenzen und Beschränkungen aufrechterhalten, sind ihrer- 
seits in viele Gruppen unterteilt. Die meisten Golfstaaten haben pakistanische Polizisten 
und Soldaten angeworben, um sie gegen ihre eigenen Truppen auszuspielen. Auch wer- 
den private Sicherheitstrupps, z.B. aus nepalesischen gurkhas, aufgestellt, die alles 
mögliche von Docks bis zu Raffinerien bewachen. Es überrascht nicht, daß das Ausmaß 
an. polizeistaatlicher Überwachung sehr hoch ist. Ein kuwaitisches Parlamentsmitglied 
bemerkte, daß für jeweils 10. 000 neue Einwanderer zusätzlich 135 im Sicherheitssektor 
benötigt werden. (Die USA haben 22,5 Polizeibeamte auf 10.000 Einwohner.?') 

Das Leben für die Daheimgebliebenen ist noch mühseliger. Den Ehefrauen der Migran- 
ten wird mehr Arbeit als zuvor aufgebürdet; sie müssen sich um die Familie küminern, 
um das Land, um das Haus, um das Geld. Gelegentlich ermöglichen diese neuen Rollen 
den Frauen, mehr Macht in der Familie und der Gemeinde zu erlangen, aber genauso 
können die Frauen in patriarchalen Gesellschaften angreifbarer werden.” Viele dieser 
Gegebenheiten der Arbeitsmigration werden Thema von Fernseh- oder Radiosendungen. 
In Manila hieß eine der beliebtesten Radiosendungen der letzten Zeit »To Saudi with 
Love« [Liebesgrüße nach Saudi]. In ihr konnten Ehefrauen und -männer anrufen, um 
Sich per Ferngespräch Neuigkeiten zu berichten, zu streiten oder zu versöhnen.? 

Der Klassenhaß, der durch solche Erfahrungen bei den Arbeiterinnen entsteht, ist bei 
den Herrschenden am Golf nicht unbemerkt geblieben. Sie versuchen alles, um nicht 
von einem eihnisch, religiös oder national einheitlichen Block von Migranten abhängig 
zu werden. Die Homogenität der arabischen ArbeiterInnen zum Beispiel, die ursprüng- 
lich für die Scheichs und Ölgesellschaften vorteilhaft war, wurde rasch zum Nachteil. 
Die arabischen Arbeiterinnen konnten eigene informelle Netzwerke benutzen, um an 
den Golf zu fahren und dort Arbeit zu finden, was bedeutete, daß sie vom Staat schwe- 
rer zu kontrollieren waren. Auch der Islam ist: als Medium für Forderungen benutzt 
worden, sei es für die Hauptforderung, daß das »Geschenk Allahs an alle« (Öl) geteilt 
werden müsse, oder als religiöse Begründung für die Forderung nach besseren Wohn- 
und Arbeitsbedingungen. In einigen Gegenden, wie in der ölproduzierenden Ostprovinz 
von Saudi-Arabien, gibt es große, strategisch gelegene schiitische Bevölkerungsteile, die 


*" Gestützt auf die Beschäftigtenzahlen von 12'401 Agenturen für 233 Millionen Menschen. Siehe New York Times 
vom 17. Februar 1992. 


® Für weitere Informationen über die Frauen, die im Herkunftsland bleiben, siehe MER/P Reports, Juni 1984. 
® Siehe »Paychecks Full of Pain and Profit«, Los Angeles Times, 14. September 1990. 
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in den letzten Jahren Unruhen, Demonstrationen und Streiks in Gang gesetzt haben.” 
Es gibt auch weltlichere Faktoren, die den Unternehmern Ärger bereiten. Die schlichte 
Tatsache, daß ein/e ArbeiterIn die gleiche Sprache wie sein/ihr Chef lesen und sprechen 
kann, führt zu besserer Kenntnis der (beschränkten) juristischen Rechte oder des 
Inhalts des Arbeitsvertrags. 
Arabische ArbeiterInnen gelten auch als besonders anfällig für die ansteckenden politi- 
schen Ideologien der Region. »Die Regierungen am Golf werden wahrscheinlich jeden 
bekannten Politaktivisten deportieren und den Aufenthalt von so vielen libanesischen, 
irakischen, syrischen und palästinensischen ArbeiterInnen wie auch von Arbeiterinnen 
aus dem Iran beenden, wie sie dies für politisch durchsetzbar halten«, stand in einer 
Analyse, die 7986 für das britische Royal Institute for International Affairs exstellt 
wurde und damit die späteren Vertreibungen während des Golfkrieges voraussagte.”° 
Ein Grund ist die »gefährliche« Forderung nach Daueraufenthaltsgenehmigung. Die 
kuwaitische Regierung wurde lange von libanesischen, ägyptischen und palästinensi- 
schen ArbeiterInnen mit der Forderung nach dem Recht bestürmt, sich auf Dauer 
niederlassen zu können.” 
Der Verfall der politischen Macht des arabischen Nationalismus in den letzten zwanzig 
Jahren überrascht nicht angesichts der Klassenerfahrungen vieler arabischer ArbeiterIn- 
“nen. Abschiebung und Diskriminierung waren im letzten Jahrzehnt etwas Alltägliches, 
- besonders für PalästinenserInnen, die immer als eine große politische Gefahr betrachtet 
wurden.” Obwohl sie keine Araber sind, wurden selbst indische und pakistanische 
ArbeiterInnen als Belastung angesehen, da man ihnen die »Neigung« nachsagte, sich auf 
Dauer anzusiedeln. Allgemein gesprochen: Je größer die kulturelle Ähnlichkeit, desto 
mehr fühlen sich die Herrschenden bedroht. 
Als Folge des ständig steigenden Arbeitskräftebedarfs nach 1973, der politischen Ver- 
änderungen im Kielwasser der Iranischen Revolution und der Gefahren, die von einem 
überwiegend arabischen Proletariat ausgehen, richteten die Ölgesellschaften und die 


\ 
Nur einige Beispiele für schiitische Agitation: 1979 die schiitischen Krawalle in Qatif und Saihat, die Demon- 
strationen in Bahrain und Kuwait vom selben Jahr, der Putschversuch 1981 in Bahrain (in den bahrainische und 
qatarische Schiiten verwickelt waren), die Bombenattentate in Kuwait zu Beginn und in der Mitte der 80er Jahre, 
die Entführung eines kuwaitischen Flugzeugs im Jahre 1984, der Mordversuch am kuwaitischen Herrscher 1985 — 
und natürlich die iranische Revolution. 
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Herrschenden der Golfregion ihre Blicke auf Ostasien, wo sie ein gewaltiges, nur vor- 


übergehend kommendes, unterschiedliches und billiges Arbeitskräfteangebot erhofften. 
Dieser Sprung über den Ozean spiegelt sich in der Statistik wider: 1980 kamen unge- 
fähr 40 Prozent der asiatischen ArbeitsmigrantInnen im Mittleren Osten. aus Ost- oder 
Südostasien. Dieser Trend nahm während der 80er Jahre weiter zu.”® 


Die Arbeiterinnen 


Einer der am meisten ausgebeuteten Sektoren des ölproduzierenden Proletariats sind 
die Hausangestellten. Das sind zum großen Teil aus Frauen aus Sri Lanka, Indonesien, 
Thailand und den Philippinen. Allein im Vorkriegskuwait arbeiteten 35 000 Frauen aus 
Sri Lanka als Hausangestellte.”” Nach\ allem, was man hört, sind die Arbeitsbedingun- 
gen entsetzlich. Vergewaltigung, sexuelle Belästigung und Schläge sind alltäglich. »Ein 
Mädchen, das letzten Monat aus Saudi zurückkam, trug eine Kapuze und ein langes 
Kleid,« erklärte Rosabella Khan, die Chefin der für Arbeitsemigranten zuständigen Regie- 
rungsbehörde auf den: Philippinen, einem Reporter der Zos Angeles Times. »Ich dachte 
zunächst, sie sei Moslem. Dann stellten wir fest, daß sie von ihrem Arbeitgeber getre- 
ten, geschlagen und geohrfeigt worden war. Sie hatte blaue Flecken am ganzen Körper. 
Wir mußten sie in drei Krankenhäuser schicken.« \ 

Sri Lanka ist die Hauptquelle für Hausangestellte am Golf. Genaugenommen besteht die 
Mehrzahl der’Sri Lankaner in der Region aus weiblichen Hausangestellten. Diese Situa- 


‚ tion hat beträchtliche Auswirkungen auf die Wirtschaft Sri Lankas. Beinahe anderthalb 


Prozent aller EinwohnerInnen Sri Lankas arbeiten am Golf, die höchste Prozentzahl aller 
asiatischen Länder. Mehr als 200.000 Menschen aus Sri Lanka (meist Frauen) arbeite- 
ten 1983 in der Region. Diese Zahl hat in Anbetracht der fortgesetzten Migration dort- 
hin sicherlich zugenommen. Die Regierung Sri Lankas legt für diese ArbeiterInnen einen 
empfohlenen »Mindestlohn« von 100 Dollar im Monat fest, eine Summe, die von vielen 
nicht einmal erreicht wird, für eine Sieben-Tage-Woche, bei einem 15 bis 16 Stunden- 
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® Aus Growih and Adjusiment in Asia, ILO 10% Regional Conference, Jakarta, Dezember 1985, 5.86. Siehe auch 
Seccombe, 2.4.0. 5.204. AT 


® »Working in Virtual Slavery«, The Nation, 18. März 1991, 5.342. 
® Los Angeles Times, 14. September 1990. 
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Tag.' Die meisten der Frauen aus Sri Lanka sind verheiratet und haben Kinder; sie 
werden durch das Versprechen eines — für die Verhältnisse in Sri Lanka — beträcht- 
lichen Lohns an den Golf genötigt. Auch hier nehmen die meisten Migrantinnen Vermitt- 
lungsagenturen in Anspruch. Deshalb, müssen sich viele Geld leihen: von Familienmit- 
gliedern, Nachbarn, oder »auf der Straße« zu monatlichen Zinsen von (Anfang der 
80er) 15 bis 30 Prozent. 

Nichtauszahlung der Löhne, kein Urlaub, das Verbot, mit Männern auszugehen_oder mit 
ihnen alleine zu sein, kein Zugang zum Telefon und im Haus eingesperrt zu werden, 
sind ebenfalls alltägliche Erfahrungen. (Einige Arbeitsverträge verbieten sogar das Heim- 
weh.) Zeitungen der Golfregion haben Standardgebühren für Anzeigen, in denen flüchti- 
ge VertragsarbeiterInnen und Hausangestellte gesucht werden. In ihnen werden die 
Leser gebeten, den Mann oder die Frau bei der Polizei oder der Vermittlungsagentur zu 
melden.?” In Saudi-Arabien gibt es Banden von Kopfjägern, die entlaufene ArbeiterIn- 
nen aufspüren. Diese Praktik erinnert uns an die Sklavenpatrouillen in den USA. Und in 
der Tat hat der indonesische Botschafter in Saudi-Arabien das Verschicken von Frauen, 
an den Golf mit Sklaverei verglichen und seine Regierung aufgefordert, dies zu beenden. 
Laut einer Informationsquelle war in Indien in den 70er Jahren die Emigration von 
Frauen an den Golf verboten, und die Philippinen verboten 1988 zeitweise den Export 
von Frauen als Hausangestellte”? Erst kürzlich verbot Sri Lanka die Anwerbung von 
Frauen nach Libyen. Diese Maßnahmen waren anscheinend eine Antwort auf die an- 
dauernden Klagen über Brutalitäten. 

In vielen Golfstaaten befinden sich die Hausangestellten in offener Rebellion. In den 
Vereinigten Arabischen Emiraten wurden 1991 bei einer Regierungsbehörde 2600 Be- 
schwerden über geflohene Domestiken registriert. (Man schätzt, daß bei den 47 000 
»einheimischen Familien« 25 000 Dienstmädchen angestellt sind.) Als Antwort forderte 
die Polizei von Dubai die Einrichtung von Beratungsstellen, die in den Staaten des Golf- 
kooperationsrats beim Grofßziehen der Kinder behilflich sein sollen. Die VAE haben eine 
Kampagne zur Kriminalisierung von Hausangestellten gestartet, in der diesen unterstellt 


[en 


»Recruitment of Labor Migrants for the Middle East: The Sri Lankan Case«, International Migration Review, 
Sommer 1990, S. 300 f.. 


Die Überprüfung dreier arabischsprachiger Zeitungen aus Saudi Arabien (aus den drei verschiedenen Regionen) in 
einer Woche im Februar 1992 ergab mindestens eine solche Anzeige pro Tag in jeder Zeitung; in einigen Aus- 
gaben waren es vier oder fünf am Tag. 


S 


Siehe Migrant Overseas Workers, S.21, zu Kommentaren des indonesischen Botschafters. Zum indischen Verbot 
der Frauenarbeit in der Golfregion siehe Gunatilleke, $.68 und zum philippinischen Verbot siehe Zos Angeles. 
Times, 14. September 1990. 
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wird, sie würden die islamische Gesellschaft zersetzen und den Kindern das Alkohol- 
trinken beibringen. In Kuwait kommt es häufig vor, daß Hausangestellte in Botschaften 
oder Kirchen Zuflucht suchen. Nach dem Golfkrieg explodierte in Kuwait die Zahl der 
Überfälle und Vergewaltigungen, und das in’ einem Land, das sowieso schon eine der 
höchsten Vergewaltigungsraten der Welt hatte. Als Reaktion flohen viele tausend philippi- 
nische Dienstmädchen in die philippinische Botschaft. 
Die philippinische Regierung jedoch, wie alle Regierungen, die eine beträchtliche Anzahl 
von Untertanen Zur Arbeit im Mittleren Osten haben, tut, wenn sie nicht gerade dazu 
gezwungen wird, sehr wenig, um diese ArbeiterInnen zu beschützen. Es liegt in ihrem 
Interesse, daß dieser Handel fortgesetzt und ausgeweitet wird. Migration »lindert« die 
Arbeitslosigkeit daheim und bringt Devisen durch die Überweisungen der GastarbeiterIn- 
nen. Die ILO (International Labor Organization; UNO-Organisation für Arbeit) stellte 
1990 fest, daß die Überweisungen der ArbeiterInnen aus Bangladesch, Ägypten, Indien, 
Jordanien, Pakistan, Sri Lanka, Sudan und Thailand im Durchschnitt 24 Prozent der 
Importe ihrer Heimatländer ausmachten. 
Wie verlautet, beliefen sich die Überweisungen nach Pakistan Anfang der 80er Jahre auf 
; 3 Mrd. Dollar im Jahr; zur Zeit sind sie auf 1,9_Mrd. gesunken. Zwischen 1982 und 
' 1986 erreichten die gesamten Überweisungen der philippinischen GastarbeiterInnen 3,8 | 
Mrd. Dollar. Corazon Aquino formulierte, daß die Devisen, die durch das Programm für 
Beschäftigung im Ausland (d.h. alle philippinischen GastarbeiterInnen, von denen 75 
Prozent im Mittleren Osten sind) hereinkommen, »elf mal so groß sind wie die durch- 
schnittlichen ausländischen Nettoinvestitionen« im Land.® Zu den Aufgaben des philip- 
pinischen Regierungsprogramms für die Beschäftigung im Ausland gehört u.a. die 
Durchführung von Maßnahmen zur Verkaufsförderung philippinischer Arbeitskraft. 
Die Bedeutung der Überweisungen für die philippinische Wirtschaft führte 1982 zu 
. einem Gesetz, das alle philippinischen ArbeiterInnen im Ausland zwang, 50 Prozent 
ihrer Einkünfte über das Bankensystem zu schicken. 1984 wurde diese Zahl auf 70 
Prozent erhöht. Diese Maßnahme ist in Wirklichkeit eine Besteuerung der ArbeiterIn- 
nen, die normalerweise das Geld auf dem Schwarzmarkt zu einem günstigeren Kurs 
tauschen würden. Es überrascht nicht, daß das Gesetz massiv unterlaufen wurde, was 
dazu führte, daß die Regierung mit dem Entzug der Pässe drohte.’” 


# Informal Report on Migrant Workers Affected by the Gulf Crisis, ILO, November 1990. 
5 MEED, 4. Juli 1989. 

% Migrant Overseas Workers, 5.5. 

9 Woodward, $.113. a 
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Aufspaltung und Militarisierung 


Trotz der Beschränkungen, denen die ArbeitsmigrantInnen am Golf unterworfen sind, 
haben es viele geschafft, sich zu organisieren und einen festen Halt in der Region zu 
verschaffen. Ob sie sich jetzt als Araber, Palästinenser, Kommunisten, Moslems, Katholi- 
- ken oder entlang anderer Linien ‚organisiert haben: Ihre Kämpfe stellten mehr und 
mehr die brutalen Bedingungen, unter denen sie lebten, in Frage. Je mehr sie die Spal- 
tungen, die durch ihre Unterschiede bedingt waren, überwanden, um so schwerer 
wurde es für die Herrschenden in der Region, das hohe Ausbeutungsniveau beizubehal- 
ten: 
Aber der Verfall des Ölpreises in den 80ern und das Gemetzel des Iran-Irak-Kriegs zer- 
setzten viel von der ökonomischen und politischen Stärke der ArbeitsmigrantInnen und 
generell des ölproduzierenden Proletariats am Golf. Der fallende Ölpreis und die dar- 
auffolgenden Sparmaßnahmen führten zu einschneidenden Lohnkürzungen und zur Ver- 
schlechterung des Lebensstandards. Laut Financial Times sind die GastarbeiterInnen in _ 
Saudi-Arabien bereit, umeein Drittel niedrigere Löhne zu akzeptieren, als diejenigen, die 
ihre Vorgänger vor zehn Jahren verlangt haben. Zusammen mit sinkenden Löhnen, 
steigenden Preisen und Kürzungen bei den Sozialleistungen wurden die Einwanderungs- 
bestimmungen strenger und polizeiliche Säuberungen nahmen in den 80er Jahren deut- 
lich zu. Gleichzeitig setzten die Herkunftsländer ihre Politik des Arbeitskräfteexports ag- 
gressiv fort und senkten fortwährend das empfohlene Mindestlohnniveau. 
Aber Ende der 80er brachte ein erneuter Aufschwung des Volksprotests in der Region 
die alten Regimes und Theokratien in die Krise. Die Intifada, Generalstreiks und Unru- 
hen in Algerien und Marokko, Straßenproteste in Kuwait und Erhebungen in Jordanien 
brachten die Alptraumszenarien der späten 70er Jahre zurück. Als Schlüsselmacht am 
Golf waren die saudiarabischen Herrscher besonders beunruhigt. Der Tod von 1500 
Pilgern in Mekka im Juli 1990 verschlimmerte die Situation und trug wenig bei Zur 
Glaubwürdigkeit des »Hüters der Heiligen Moschee«, König Fahd. 


Gleichzeitig mit diesen Ereignissen fanden tiefgreifende Veränderungen in der örtlichen 
Ölindustrie statt. Neue Kapitalinvestitionen und der Niedergang der »Boom«-Industrien, 
wie dem Bausektor, erforderten strukturelle Veränderungen der Arbeitskraft am Golf. 
"Obwohl sie immer noch stark auf ungelernte und angelernte Arbeit angewiesen waren, 
strebten die Golfstaaten danach, die Anzahl der Facharbeiter im Verhältnis zu den Hilfs- 
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arbeitern zu erhöhen.” Zusätzlich gibt es das Problem, daß das riesige ausländische 
Arbeitskräfteheer, zum Teil seit Jahrzehnten ansässig, gegenüber den Golfstaaten ökono- 
mische, moralische und politische Forderungen erhebt. Trotz fortgesetzter Anstrengun- 
gen, die eingewanderte Arbeitskraft neu zusammenzusetzen, damit sich die politischen 
oder ökonomischen Forderungen nicht festsetzen konnten, führte die Drohung, daß eine 
Art »internationaler Intifada« ihren Weg zu diesen ArbeiterInnen finden würde, lange 
Zeit zur Beunruhigung. Es ist eine Sache, wenn in den Gettos im Gazastreifen ein Auf- 
stand von arbeitslosen ArbeiterInnen explodiert, aber eine ganz andere, wenn in den 
nahen Ölindustrien die ArbeiterInnen rebellieren und Kapitalinvestitionen von Milliarden 
Dollars bedrohen. 

Daher die Bedeutung und letztlich die Notwendigkeit des Golfkriegs, der schlagartig das 
gewaltige System der Vertragssklaverei in der Region stärkte, die Neuorganisierung der 
eingewanderten Arbeitskraft ermöglichte und die despotische Herrschaft feudaler Monar- 
chen, im Zentrum einer der fortgeschrittensten und kapitalintensivsten Industrien der 
Welt, aufrechterhielt. Die Massenvertreibungen von palästinensischen und jemenitischen 
Arbeiterinnen aus Kuwait und Saudi-Arabien wäre ohne beträchtliche Steigerung der 
Militarisierung dieser Länder unvorstellbar gewesen. Um die neuen massenhaften Inve- 
stitionen in die Ölindustrie am Golf zu schützen, ihre Rentabilität zu gewährleisten und 
die Neuzusammensetzung des ölproduzierenden Proletariats durchzusetzen, so wie es 
dieser neue technologische Sprung in der Produktion erfordert, war die Militarisierung 
eine notwendige Vorbedingung. Natürlich ist wahr, was John L. Lewis einmal sagte, daß 
man Kohle nicht mit Bajonetten fördern kann; aber in bestimmten historischen Kon- 
stellationen kann Kohle auch nicht ohne Bajonette gefördert werden. 


® Siehe Jon McLin, Social and Economic Effecis of Petroleum Development in Non-OPEG Deelupeg Countries 
(Genf, ILO), $. 52-55, Farid und Sirriyeh (Hg,), $. 102 und Owen, $. 16. 
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Die Rekolonisierung der Ölfelder 


(Midnight Notes Collective) 


Im Golfkrieg kreuzten sich zwei Haupttendenzen des Kapitalismus der späten 80er 
Jahre: die »neuen Einhegungen«', die »Rekolonisierung« von Land und natürlichen 
Ressourcen auf der Erde [siehe »Die neuen Enclosures« in TheKla 14 - Ölwechsel) 
und der endgültige Tod der staatskapitalistischen (manchmal sozialistisch und/oder fa- 
schistisch genannten) Entwicklung des Kapitals von Südafrika bis zur Sowjetunion. 

Die Mechanismen, Strategien und Pläne zur Verwirklichung dieser Tendenzen tragen 
viele Namen; zusammen ergeben sie; das momentane euphemistische Begriffsgemisch 
von »Schuldenkrise« bis »Perestroika«, von »Privatisierung« bis »Austerität«, von »frei- 
er Marktwirtschaft« bis »parlamentarischer Demokratie«. Aber was sich dahinter wirk- 
lich verbirgt, zeigte sich an der massenhaften Abschlachtung der irakischen Zivilbevöl- 
kerung und zwangsverpflichteten Soldaten Anfang 1991 durch die Bomber der US/UN- 
Allianz, an den konterrevolutionären Massakern der Baath-Partei überall im Irak und an 
der Folter an den Palästinensern und ihrer Vertreibung aus Kuwait. 

Das Kapital hat alle nationalistischen und sozialistischen »Deals« in die Krise gestürzt, 
von der Energie- bis zur Schuldenkrise, und mit dem Golfkrieg als offizieller Einwei- 
hungszeremonie die Neue Weltordnung eröffnet. 


Ganz offensichtlich bedeutet die Neue Weltordnung, daß die USA die unbestrittene 
Supermacht sind, daß sie die militärische Hegemonie über die Welt erlangt haben: Aber 
Macht wozu? Hegemonie über was? Wir bei Midnight Notes sehen die neue Weltord- 
nung als neue kapitalistische Akkumulationssträtegie: zur Akkumulation eines Proletari- 


Englisch: enclosures. Seit dem Ende des 14. Jahrhunderts lief in England der Prozeß der Enteignung und Ver- 
treibung der Landbeyölkerung vom Land, d.h. von ihren Lebens- und Arbeitsmitteln. Für das Kapital war dies der 
Prozeß der sogenannten »ursprünglichen Akkumulation«. Ein entscheidender Schritt darin war die Privatisierung 
des Gemeindelandes am Ende des 18. Jahrhunderts durch das »Gesetz zur Einhegung des Gemeindelandes«. 
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ats und von Profiten: mit neuen weltweiten Klassenbeziehungen, mit neuen Ausbeutungs- 
strukturen und mit neuen Formen von Arbeit. Diese Strategie hat natürlich eine Ge- 
schichte, und sie hat auch. Schwächen, die auf eine ungewisse Zukunft hindeuten. In 
diesem Kapitel untersuchen wir einigermaßen ausführlich den Golfkrieg, in der Hoff- 
nung, daß wir in Zukunft besser vorbereitet sind, um Widerstand gegen die Kriege zu 
leisten, die die weitere kapitalistische Entwicklung zwangsläufig mit sich bringen wird. 
Der Krieg war nicht nur ein symbolischer, sondern ein sehr realer Anfang dieser Neuen 
Weltordnung, mit weitreichenden Folgen. Der Krieg und seine Nachwirkungen drehten 
sich um die Ware, die seit dem Zweiten Weltkrieg international der Angelpunkt der 
Klassenbeziehungen ist: das Erdöl. In diesem neuen Zeitalter der Rekolonisierung warf 

die Ware Öl ein Paradoxon der kapitalistischen Entwicklung auf: Wenn die Ölfelder der 
Länder am Persischen Golf, der Sowjetunion, Mexikos, Angolas und der anderen Län- 
der, die das westliche Kapital zwischen den 20er und den 70er Jahren dekolonisiert 
hatten, jetzt rekolonisiert oder »eingehegt« werden sollten, dann mußten massenhaft 
Neuinvestitionen hineingepumpt werden, um sie profitabel zu machen. Aber die staats- 
kapitalistischen Regimes, die diese Neuinvestitionen bekommen sollten, mußten abgehär- 
tet werden, damit sie alle Ansprüche der ProletarierInnen auf einen Anteil an dem 
neuen Reichtum, den sie produzieren sollten, auf und neben ihren Ölfeldern abwehrten. 
Die ProletarierInnen selbst müßten so terrörisiert werden, daß sie ein bettelarmes 
„Leben inmitten einer riesigen Anhäufung an Reichtum akzeptierten. 


Dieser gordische Knoten von Klassenwidersprüchen wurde mit dem gesamten, dem heu- 
tigen Kapitalismus verfügbaren Spektrum von Gewalt und Terror zerschlagen - von den 
Bomben, mit denen die Einwohner Bagdads in den Tiefen der Luftschutzkeller verbrannt 
wurden, über die Panzer, mit denen die Baathisten die Rebellen in Basra zusammen- 
schossen, bis zu den CIA-Foltertechniken, mit denen nach‘ dem Krieg in Kuwait Palästi- 
nenser gequält wurden. Der Krieg führte zur größten Massenentlassung der letzten 
Jahre, zu einer wesentlich stärkeren Militarisierung der Erdölindustrie im Mittleren 
- Osten, zu einem Umbau .der Klassenbeziehungen im Mittleren Osten, zu einem sprung- 
haften Wachstum des investierbaren Kapitals (wegen der, gestiegenen Ölpreise) und zu 
einem vollständig zerstörten und beherrschten Land (dem Irak), das den Regierungen, 
die die Forderungen des Kapitals nach Rekolonisierung und Austerität nicht erfüllen 
können, als abschreckendes Beispiel dienen wird. Ob in dieser umfassenden »Lösung« 
ein noch verworrenerer Knoten angelegt ist, werden die Kämpfe des kommenden Jahr- 
zehnts zeigen. 
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Neuinvestitionen 


‚Der Kollaps des Staatssozialismus zeigte sich nirgends deutlicher als in der Ölindustrie. 
Staatliche Ölfirmen in Algerien, China, Mexiko, Venezuela, Vietnam und vor allem in der 
UdSSR öffneten in den 80er Jahren dem internationalen Kapital ihre Tore. Die Manager 
aus den USA und Europa freuten sich, daß »Gebiete, die sie vorher nicht betreten 
durften, wieder geöffnet wurden.«’ Die Staaten, die Anfang der 70er Jahre ihre Ölfelder 
und Fördertürme verstaatlicht hatten, müssen sich jetzt unter finanziellem Druck den 
alten Ölfirmen der Kolonialzeit ergeben. 
Aber jetzt fragt sich für diese Energiekapitalisten, wo. das Kapital herkommen soll, um 
die neuen Eroberungen auszunutzen. Der Haken an den fallenden Ölpreisen in den 
80er Jahren war, daß damit auch die Profite und Investitionen der Ölfirmen begrenzt 
waren. Die Ölindustrie kämpfte zwar von Venezuela bis zur UdSSR mit sinkenden Pro- 
duktionszahlen und ineffizienten Technologien, aber die westlichen Ölfiırmen hattefi 
kaum Geld, um etwas daran zu ändern. »Wir erwarten viel von euch«, sagte Gorbat- 
schow zu US-Ölmanagern, aber die Mehrwertmassen, die als Petrodollars zirkuliert wa- 
ren, waren verschwunden. 


Die Strategie der 80er Jahre — Krieg, Schulden, Austerität und fallende Ölpreise — hatte 
recht erfolgreich verschiedene Proletariate diszipliniert und ihre Volkswirtschaften 
kaputtgemacht. Aber die Welle der Kämpfe Ende der 80er Jahre und das Fehlen von In- 
vestitionsgeldern für die Energiekapitalisten haben gezeigt, daß die Strategie nur be- 
grenzt funktionierte. Die Ölpreise mußten in den 90er Jahren steigen, um das Funda- 
ment für einen neuen technologischen Sprung in der Produktion zu legen. Die OPEC: 
Länder, die amerikanische und die europäischen ‚Regierungen und die UdSSR waren 
sich alle einig, daß Neuinvestitionen in den Ölindustrien auf diesem Globus dringend 
nötig seien, um die Produktion auszuweiten und daß die Ölpreise in den 90er Jahren 
kontinuierlich steigen müßten.’ Dieselben Staaten, die sich über Jahrzehnte politisch 


% 


Edward Morse, »The Coming Oil Revolution« Foreign Affairs, Winter 1990, $. 49. 


Die Literatur über die internationale Ölindustrie ist voll von Hinweisen auf einen relativen Mangel an Investitionen 

in den 80ern und über Niedergang der Produktion im Verhältnis zur Kapazität. Pierre Terzian stellt zum Beispiel , 
fest: »Ohne einen Anstieg der Energiepreise hätten wir binnen drei oder vier Jahren, aber spätestens 1995, eine 

Situation erreicht, in der es einen Mangel an Öl- und wahrscheinlich auch Gas-Produktionskapazitäten gegeben 

hätte.« Journal of Palestine Studies, Winter 1991, 5.102. Siehe auch Dimitrio Koutsomitis, »Petroleum Price 

Trends to the Year 2000«, Opec Review, Herbst 1990. 
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bekämpft hatten, waren sich erstaunlich einig. Der Direktor der OPEC sagte 1990, bis 
1995 würden 60.Mrd. Dollar für solche Neuinvestitionen in den OPEC-Ländern benötigt. 
Andere Schätzungen gehen davon aus, daß allein für die fünf größten Produzenten der 
OPEC - Iran, Irak, Kuwait, Saudi-Arabien und Venezuela — mehr als 60 Mrd. Dollar 
nötig sind. 1991 wurde berichtet, in Venezuela sei ein auf fünf Jahre angelegtes Auswei- 


- ftungsprogramm mit einem finanziellem Rahmen von 48 Mrd. Dollar angelaufen.‘ Auf 


‘jeden Fall sind Experten der Ölindustrie zu dem Schluß gekommen, Ende der 90er 


Jahre seien »sogar ohne die jüngsten Wirren im Mittleren Osten höhere Ölpreise — so 
um die 40 Dollar pro Barrel — so gut wie sicher. 


Bei den beiden größten Ölproduzenten außerhalb der OPEC, den USA und der UdSSR, 
sinkt die Ölproduktion in den letzten Jahren genauso wie die Produktivität. Sobald die 
sowjetische Ölindustrie, immerhin die größte der Welt, auf den internationalen Markt 
geworfen wurde, versuchten die Kapitalisten eifrig, die Ölfelder anzuzapfen. Wenn die 
Klassenbeziehungen richtig reorganisiert werden, kann die sowjetische Ölindustrie zu 
einem Zentrum des Weltölmarkts werden.‘ Ein Teil der notwendigen Investitionsgelder 
‚kommt schon aus den Petrodollars, die durch die steigenden Ölpreise während und 
nach der Golfkrise entstanden sind. Anzahlungen sind bereits geleistet: Saudi-Arabien 
verkündete Ende 1990, es habe der UdSSR 3 Mrd. Dollar geliehen, und die kuwaitische 
Regierung verkündete aus dem Exil, sie werde der UdSSR im Januar 1991 (also wäh- 
rend des Krieges) eine Anleihe in Höhe von einer Mrd. Dollar geben. Seit Mitte 1990 
wurde bei der OPEC der Anstieg der Ölpreise geplant. Unmittelbar vor der irakischen 
Invasion in Kuwait trafen sich die OPEC-Mitglieder in Bagdad und kamen dort zu einer 
Übereinkunft. Der Ölpreis war in dieser Zeit (Juli 1990) auf 16 bis 17 Dollar pro 
Barrel gefallen, im Vormonat sogar auf 14 Dollar. Unstimmigkeiten zwischen diesen 
Ländern gab es nur über die Höhe der Ölpreissteigerung: entweder auf die von den 
Saudis gewünschten 21 Dollar, oder auf die vom Irak geforderten 25 Dollar. Der letzte 
Richtpreis der OPEC hatte bei 18 Dollar gelegen. Saudi-Arabien bestimmt die Politik der 
OPEC weitgehend und setzte sich daher durch. Die irakische Öldelegation fuhr zurück 
nach Bagdad: verärgert, aber unfähig, die größeren Ölproduzenten über den Verhand- 


act zu ziehen. Y 


© * New York Times, 16.September 1991. 


5 Mörse, a.a.0., $.36. 
6 Ann Reilly Dowd, »Oil from Russia«, Fortune, 22. Oktober 1990. 
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Der irakische nationale Sozialismus und die Invasion 


Die Ereignisse seit Mitte Juli 1990 enthalten seltsame Widersprüche und lassen sich nur 
mit Anstrengung entschlüsseln. Die machiavellistischen Aspekte diese Krieges bleiben 
uns wie so oft weitgehend verschlossen; was bei verschiedenen Treffen hinter geschlos- 
senen Türen im Weißen Haus, in arabischen Palästen oder in Bagdader Büros alles 
ausgebrütet worden ist, bleibt den Nachforschungen zukünftiger Historiker überlassen. 
Im Moment können wir nur aus dem, was Öffentlich bekannt ist, auf Motivationen und 
Reaktionen schließen. In der Welt der zwischenstaatlichen Beziehungen herrschen Zynis- 
mus, Spionage und doppeltes Spiel, daher müssen wir aufpassen, daß wir uns nicht in 
die Irre führen lassen. Betrachten wir zunächst die Logik der irakischen Invasion in 
Kuwait. 

Die irakische Regierung drohte bereits unmittelbar nach dem OPEC-Treffen im Juli mit 
einer Invasion. Seit dem Ende des Iran-Irak-Krieges hatte die irakische Regierung ver- 
sucht, mit Kuwait über ihre Schulden und die Eigentumsrechte an einem Ölfeld im 
Grenzgebiet zu verhandeln. Die Forderung an die OPEC, die Ölpreise zu erhöhen, hing 
damit zusammen. Die irakische Wirtschaft steckte spätestens 1988 in einer tiefen Krise: 
Einerseits mußten enorme Wiederaufbauanstrengungen unternommen werden, anderer- 
seits blieben staatliche Einnahmen fast völlig aus.” Das Öl machte 95 Prozent der iraki- 
schen Exporteinnahmen aus, und die fallenden Preise in den 80er Jahren bedeuteten 
einen herben Rückgang der Deviseneinnahmen. Also drängte der Irak in der OPEC auf 
höhere Ölpreise und bei dem Kuwaitis auf Konzessionen in der Schuldenfrage und bei 
den Nutzungsrechten an den Ölfeldern. 

Und es gab eine weitere Front für die Baath-Partei: die Heimatfront — das heißt, die 
Kürzung der Staatsausgaben und die Privatisierung der Staatsbetriebe. Seit 1987 betrieb 
die irakische Regierung eine Spar- und Privatisierungspolitik nach dem klassischen IWF- 
Muster. Aber diese scheiterte, und 1990 steckte der Staat noch tiefer in der Krise als _ 
zuvor. Die Reformen »stürzten die Wirtschaft derart ins Chaos, daß sogar der erfahrene 
Repressionsapparat der Baath-Partei nicht mehr die innenpolitische-Stabilität garantieren 


\ 


Eine Illustration unter vielen für die Schuldenklemme des Irak war der Stopp der Kreditrückzahlungen an 
französische Banken im Oktober 1988. Der Irak stellte die Rückzahlung bereits umgeschuldeten “und von nicht 
umschuldbaren Krediten ein. Insgesamt schuldete er französischen Banken vier Milliarden Dollar. MEED, 10. 
Februar 1989, S. 14. 
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konnte.«® Die Austerität scheiterte aus Gründen, die fortbestanden und letztendlich zur 
irakischen Invasion in Kuwait und zum US-Angriff auf den Irak führten. Sie scheiterte, 
weil das irakische Regime angesichts seiner institutionellen Basis nicht in der Lage war, 
Sparmaßnahmen durchzusetzen oder private Investoren zur Übernahme der Staatsbetrie- 


be anzuziehen. 


Die Baath-Partei hatte seit Ende 60er Jahre einen Polizeistaat organisiert, in dem die 
ArbeiterInnen einer strikten Überwachung und Disziplin unterstanden. Aber der ganze 
Sicherheitsapparat hing davon ab, daß der Staat gleichzeitig für einen relativ bequemen 
Lebensstandard sorgte. Vor dem Ende der 80er Jahre hatte das irakische Regime nie 
versucht, 'eine radikale Sparpolitik durchzuziehen. Die Wirtschaftspolitik der Baath-Partei 
in den 70er und ‘80er Jahren lief eher auf »Kanonen und Butter« hinaus, ähnlich wie 
die frühen Kriegspläne der deutschen Nationalsozialisten in den 30er Jahren. Durch die 
Öleinnahmen konnte der Staat einen Verteilungs- und Sozialstaat finanzieren und gleich- 
zeitig in industrielles Wachstum investieren. Durch den Sozialstaat und das industrielle 
Wachstum konnte die Partei »der Mittelschicht den gesellschaftlichen und wirtschaftli- 
chen Aufstieg ermöglichen und selbst den Armen der Städte und den Migranten vom 
Lande, die bis dahin nur am Rande der Gesellschaft existiert hatten, ihren Teil zukom- 
men lassen.«” Mehr noch, das ganze Klientelsystem der Baath-Führung stützte sich auf 
die Staatsbetriebe. Die irakische Regierung konnte weder Sparpolitik noch Privatisierun- 
gen durchsetzen, ohne politischen Selbstmord zu begehen. 
Insofern waren diese Spar- und Privatisierungsversuche höchstens halbherzig. Husseins 
Regime gab im August 1988 die Preise für Grundnahrungsmittel frei, machte dies aber 
„nach wütenden öffentlichen Reaktionen wieder rückgängig. Im April 1989 wurden die 
Preiskontrollen wiedereingeführt.” Der Haushalt für das Jahr 1990 sollte eigentlich ein 
Sparhaushalt werden, aber trotzdem enthielt er eine Erhöhung der Beamten- und Ange- 
stelltengehälter um 60 Prozent und einen Anstieg der Subventionen für Nahrungsmittel 
und andere Grundwaren um 113 Prozent. Die Staatsausgaben stiegen insgesamt. Gespart 
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Kiren Chaudhry, »On the Way to Market: Economic Liberalization and Irag’s Invasion of Kuwait«, Middle East 
Report, Mai/Juni 1991, S. 14. . 
Marion Farouk-Sluglett und Peter Sluglett, Der Irak seit 1958: Von der Revolution zur Diktatur, Frankfur/M. _ 
1991, S. 239; Siehe auch Joe Stork, »Class, State’and Politics in Irag« in Berch Berberoglu (Hrsg.), Power and 
Stability in the Middle East (London: Zed Press,‘ 1989) und Isam al-Khafaji, »Irag’s Seventh Year: Saddam’s 
. Quart d’Heure?«, Middle East Report, März/April 1988. 
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werden sollte vor allem durch Entlassungen von Beschäftigten der Regierung und der 
Staatsbetriebe.'" 1987 löste die Baath-Partei ihre Gewerkschaft für den öffentlichen 
Dienst auf, weil sie den Arbeitsmarkt deregulieren wollte. Dazu sollten die Löhne derje- 
nigen, die Arbeit hatten, hoch bleiben und viel mehr Nichtentlohnte, Arbeitslose entste- 
hen. Gleichzeitig versuchte die Partei, private Investitionen zu erleichtern und mehr 
private, auch ausländische, Investoren in die irakische Produktion zu holen. Der iraki- 
sche Staat kontrollierte alle wichtigen Bereiche der Industrie und des Handels, es gab» 
also viel zu privatisieren; tatsächlich versuchte er, »das weitreichendste Privatisierungs- 
programm der Dritten Welt durchzuführen.«'” Das Endresultat war aber weit von die- 
sem Plan entfernt. Es konnte kaum Arbeitslosigkeit geschaffen und nur sehr wenig 
Privatinvestitionen an Land gezogen werden. Die »Liberalisierungskampagne« nach 
1987/88 brachte weder eine einschneidende Veränderung der irakischen Wirtschaft, 
noch konnten die Privilegien der Arbeiterinnen ernsthaft angekratzt werden. 


Hussein und die Führungsriege der Baath-Partei wollten bestimmt zicht zu den Gegnern 
des IWF überlaufen. Alle Staaten im Mittleren Osten zogen Spar- und. Privatisierungspro- 
gramme durch; das irakische Programm fiel nur vom Umfang her aus dem Rahmen." 
Der Irak wollte den Geldgebern des IWF durchaus gefällig sein, schließlich unterhielt 
der Irak nach Saudi-Arabien unter den Golfstaaten die lebhaftesten Ein- und Ausfuhrbe- 
ziehungen mit europäischen und japanischen Konzernen. Nach 1988 plante Irak wie alle 
anderen ölproduzierenden Staaten einen neuen industriellen Wachstumszyklus, der völlig 
von der Unterstützung des ausländischen Kapitals durch Geld und Technologien ab- » 
hing.'* Außerdem hatte der Irak ehrgeizige Aufrüstungspläne. Der Irak hatte die letzten 
zehn Jahre lang im Krieg gegen den Iran die Interessen des westlichen’ Kapitals ver- 
treten, und Hussein konnte sich nicht vorstellen, daß das irakische Aufrüstungspro- 
gramm an sich schon im Widerspruch zu den Interessen der USA, Europas und Japans 
stehen würde (es sei daran erinnert, daß die US Navy 1987 auf Initiative Husseins an 
den Persischen Golf kam). Aber Hussein war ganz offensichtlich als Bulle nicht zu 
gebrauchen; er konnte nicht einmal im Irak Schulden und Austerität durchsetzen. 


? 


The Economist Intelligence Unit Country Report: Iraq. Nr. 2, 1990, 8. 12. 
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Kiren Chaudry, a.a.0.; siehe auch Sluglett, a.a.0. 
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Wie IWF-treue Länder im Mittleren Osten Austerität und Rekolonisierung sehen: siehe Said El-Naggar, »Privatiza- 
tion and Structural Adjusiment in Ihe Arab Countries« (IMF, 1989). 
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Die Wiederaufbaupläne des Iraks waren vielleicht die größten im Mittleren Osten: ‚sechs Milliarden Dollar zur 
Verdopplung der Exportkapazitäten der Ölindustrie und vierzig Milliarden Dollar für den allgemeinen industriellen 
Aufbau in den nächsten fünf Jahren. The Economist, 30. September 1989. 
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Unter den neuen kapitalistischen Bedingungen der Schuldenkrise war das irakische 
Regime extrem instabil, und das wirkte sich auf die ganze Region aus. Da die Baath- 
Partei die Schuldenkrise auf die irakischen ArbeiterInnen weder abwälzen konnte noch 
wollte, sollte als nächstes die Führungsclique in Kuwait zahlen. Die Frage der kuwaiti- 
schen Kriegskredite und’ des umstrittenen Ölfelds wurde bei der Suche, nach einem 
»Ausweg« immer entscheidender. Das irakische Regime war unfähig, sich gegen die 
eigene Arbeiterklasse durchzusetzen, und stellte stattdessen Forderungen an die Ban- 
kiers und Scheichs von Kuwait. Dies war und ist auch weiterhin ein Problem für das 
internationale Kapital - und ein Problem, das wohl alle verschuldeten Staaten im Mitt- 
leren Osten betrifft. Zwar ziehen alle Länder von Marokko bis Pakistan Sparmaßnahmen 
durch, 'aber tendenziell zeigen die Regierungen immer auf die Reichtümer am Golf und 
fordern eine panarabische oder panislamische Umverteilung. Diese Regimes unterliegen 
ständig der Versuchung, ihre eigentliche Aufgabe — die Neustrukturierung ihrer eigenen 
nationalen Akkumulationssysteme — zu vernachlässigen und stattdessen darauf zu war- 
ten, daß der Reichtum der Golfstaaten ihnen aus der Klemme hilft. 


So führte das sozialistische Modell des irakischen Staates zum genauen Gegenteil des 
1980 formulierten IWF-Akkumulationsmodells: Der Staat war größter Arbeitgeber, die 
ArbeiterInnen im Staatssektor waren an einen relativen Wohlstand gewöhnt, Sparmaßs- 
nahmen ließen sich kaum durchsetzen, und das Regime versuchte, dem Schicksal 
Algeriens und Jordaniens (Riots und chronische politische Instabilität) zu entgehen, 
indem es sich dem Reichtum des Golföls zuwandte. Dies war nicht die Art von Bei- 
Spiel, das die kapitalistischen Planer in den USA und im IWF den anderen Arbei- 
terInnen geben wollten, denn der Nationalsozialismus der Baath-Partei war ihnen 
immer noch zu sozialistisch.” 


Gemeinsame Sache 


> 


Es ist also einigermaßen klar, warum der Irak nach Kuwait einmarschiert ist, nämlich 
um die irakische Wirtschaft und die politische Zukunft der Baath-Partei zu retten, um 


5 General Noriegas Regime wurde 1989 von den USA gestürzt, weil Noriega in ähnlicher Weise unfähig war, die 
Sparprogramme des IWE in Panama durchzusetzen. Seine Macht beruhte auf dem staatlichem Sektor und der Ga- 
rantie eines anständigen Lebensstandards für beträchtliche Teile der Bevölkerung in Panama. Ähnlich wie Hussein 
gingen seine »strukturellen Anpassungs«-Versuche in den 80er Jahren völlig unter. Wie im Irak richteten die USA 
während des Angriffs ihre Feuerkraft auf die Armen-und behielten danach die bestehenden Polizeistrukturen bei. 
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die 40 Mrd. Dollar Schulden bei den Kuwaitis zu streichen, um etwas von Kuwaits 
Reichtum zu plündern und um Ansprüche auf einige kuwaitische Ölquellen geltend zu | 
machen. Aber wir müssen uns immer noch fragen, warum die irakische Regierung 
meinte, eine Invasion habe reelle Aussicht auf Erfolg. 

Eine verbreitete Erklärung für den Golfkrieg ist die These, er sei ein abgekartetes Spiel 
gewesen; Hussein habe sich durch das scheinbare Desinteresse der USA zur Invasion 
Kuwaits verleiten lassen und sei dann überrascht gewesen, als die USA tatsächlich Trup- 
pen schickten. Aber die irakische Regierung mußte wissen, daß, egal was die USA 
sagten, eine militärische Reaktion möglich war, allein schon wegen der Bedeutung der 
kuwaitischen Petrodollars für die westlichen Banken und Börsenmärkte. Die Regierung 
in Kuwait hatte sich seit 1988 geweigert, mit dem Irak über seine Schulden und über 
das umstrittene Ölfeld zu verhandeln, und war auch dann noch hartnäckig geblieben, 
als der Irak seit Ende Juli 1990 100.000 Soldaten an der Grenze zusammenzog. Allein 
daran wurde schon klar, daß die Kuwaitis Zusicherungen aus dem Ausland haben 
mußten. Als wäre das nicht genug, sprachen kuwaitische Beamte zuweilen ganz offen 
über amerikanische Unterstützung. Am 30.Juli sagte der kuwaitische Außenminister 
einer jordanischen Delegation: »Wir werden dem Irak nicht nachgeben... Wenn ihnen 
das nicht paßt, dann sollen sie unser Territorium besetzen... Dann holen wir die Ameri- 
kaner.« Wenn die jordanische Beeierung das gewußt hat, dann hat es die irakische 
Regierung mit Sicherheit auch gewußt.!® 


Logischerweise können wir also annehmen, daß die irakische Regierung wußte, daß 
eine militärische Reaktion der USA wahrscheinlich war. Einerseits war das sowohl für 
die Baath-Partei als auch für die kuwaitische Herrscherfamilie, die Sabahs, ziemlich 
riskant, aber andererseits hatten beide nicht viel zu verlieren. Beide Regierungen waren 
mit Bedrohungen von innen konfrontiert, denen nur mit außergewöhnlichen Methoden 
beizukommen war. Der kuwaitische Staat hatte mit chronischer innerer Instabilität 
Probleme, die sich vielleicht durch einen nachhaltigen militärischen Schock ins Lot 


D 


6 Siehe Village Voice, 5. März 1991. Derselbe Artikel schildert auch, wie die US-Regierung die herrschende Klasse in 
Kuwait ‘dazu angehalten hat, jegliche Forderungen des irakischen Staates nach Schuldenstreichung oder einer Neu- i 
verhandlung über die Eigentumsrechte am Ölfeld von Rumaila entschlossen abzublocken. Im November 1989 
trafen sich der Chef der Sicherheitskräfte der kuwaitischen Monarchie und CIA-Direktor William Webster, in der 
Nähe von Washington, D.C. im CIA-Hauptquartier. Das Protokoll des Treffens wurde nach der irakischen Invasion 
in kuwaitischen Regierungsunterlagen gefunden. Der kuwaitische Sicherheitschef berichtete, daß »wir mit den 
Amerikanern einer. Meinung sind, daß es wichtig sei, die sich verschlechternde ökonomische Situation im Irak 
auszunutzen, um Druck auf seine Regierung auszuüben, die gemeinsamen Grenzen unserer beiden Staaten fest- 
zulegen.« 
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bringen ließ, und die Baath-Partei stand vor der Wahl, entweder ihre Macht durch die 
Selbstzerstörung ihres nationalsozialistischen Apparats zu verlieren oder eine mögliche 
militärische Reaktion der USA zu riskieren. Hussein machte auf dem eingeschlagenen 
Weg der Invasion weiter, entweder weil er keinen ernsthaften Gegenangriff erwartete, 
oder weil er dachte, daß ihm so ein amerikanischer Angriff helfen würde, die Macht 
der Baath-Partei zu festigen und die Art von Sparpolitik durchzusetzen, die der IWF 
forderte. Weder Hussein noch die Sabahs in Kuwait konnten bei einer US-Intervention 
verlieren, spieltheoretisch betrachtet jedenfalls. 


Weder die Baath-Partei noch die Sabahs mußten befürchten, daß die USA sie im Fall 
einer militärischen Intervention vernichten würden. Die letzten zehn Jahre hatten die 
USA alle beide unterstützt. Bis einen Monat vor der Invasion des Irak in Kuwait hatten 
die USA dem Baath-Regime noch Kredite bereitgestellt. Zwischen 1983 und 1990 hatte 
das US-Landwirtschaftsministerium den Irak mit Krediten und Darlehen von insgesamt 
5 Mrd. Dollar zum Kauf von amerikanischen Agrarprodukten unterstützt.'” Nach 1987 
waren die USA für den Irak das zweitwichtigste Importland. Die Baath-Partei hatte 

- Grund genug zu glauben, daß die USA ihr entweder eine Lösung am Verhandlungstisch 

für einen Rückzug aus Kuwait offen lassen oder aber den Krieg so führen würden, daß 
die Baath-Partei an der Macht bliebe. Wie 1987 hoffte Hussein wahrscheinlich, die USA 
würden so ihtervenieren, daß die Baathisten die Krise bewältigen könnten. 


Die irakische Regierung war sich nämlich völlig im Klaren darüber, daß die USA die 
Möglichkeit ausnutzen würden, Truppen am Golf zu stationieren. Trotz all seiner antiim- 
perialistischen Rhetorik tat Hussein genau das, was das internationale Kapital brauchte. 
Genau wie sein ganzes Gerede von nationaler Souveränität und Menschenrechten völlig 
verlogen war, spricht alles dafür, daß Husseins antiimperialistische Rhetorik genau das 
Gegenteil war, nämlich Einladung an die USA, der Baath-Partei aus der Krise zu helfen 
(tatsächlich sind solche Szenarien in der Geschichte der Kriege zwischen Nationalstaaten 
ziemlich verbreitet). Und wenn wir uns anschauen, wie dieser Krieg wirklich geführt 
wurde — wenn man das, was geschehen ist,‘überhaupt als Krieg bezeichnen kann < 
dann stellen wir fest, daß Hussein und die Baath-Partei eigentlich gar nicht verloren 
haben. Ein Großteil des Irak wurde zerstört und die regierende Partei wurde dem 
internationalen Kapital noch mehr untergeordnet, aber sie ist immer noch an der Macht 
und wurde vom US-Militär absichtlich an der Macht gelassen. 


7 Guardian, 5Juni 1991. 
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Die Bomben und das Massaker 


Am 17. Januar begann das US-Militär mit der Bombardierung des Irak. Die Zielscheiben 
dieses Bombenkriegs waren in erster Linie irakische ZivilistInnen und nicht militärische 
. Einrichtungen. Er hatte nichts mit den verschiedenen von der US-Regierung Aangege- 
benen Zielen zu tun: der Verteidigung Saudi-Arabiens, der Befreiung Kuwaits und der 
Vernichtung des irakischen Militärs. Amerikanische Piloten warfen Bomben auf Fabri- 
ken, Brücken, Straßen, Telefonzentralen, Wasserwerke, Häuser und Bürogebäude. 
Letztlich war alles und jeder im Irak ein Ziel. Die einzigen Ziele, die sich aus dem be- 
absichtigten Bombardierungsmuster und dem wahllosen Ergebnis ablesen lassen, sind 
die Zerstörung der irakischen Infrastruktur und die großen Verluste unter der iraki- 
schen Zivilbevölkerung durch Hunger und Seuchen. Mit der Zerstörung der öffentlichen 
Wasserversorgung und der Kanalisation ‚praktizierten die USA ‚eine moderne Fornt’ der 
bakteriologischen Kriegsführung, die die Mongolen beeindruckt hätte, die im Jahr 1258 
die Aquädukte in Bagdad sabotierten. Nachdem sie den Irak“in die Luft gesprengt 
hatten, schlachteten die USA die irakischen Truppen auf dem Rückzug aus Kuwait am 
25./26. Februar ab. Die Splittersprengbomben, die Brandbomben und die Explosionen 
der Benzintanks der Fahrzeuge verwandelten die Autobahn 80 zwischen Kuwait City und 
Basra in eine Art langgezogenes Nazi-Todeslager. Die irakischen Wehrpflichtigen, die 
von den US-/UN-Truppen in Kuwait, getötet wurden, waren normale Arbeiter. Hussein 
hatte 150.000 Soldaten nach Kuwait geschickt, viele von ihnen fast ohne Ausbildung. 
Einige waren erst kurz vorher in irgendeiner Stadt auf der Straße aufgegriffen worden. 
Die meisten waren Kurden und Schiten, die der Regierung Hussein gegenüber am 
wenigsten loyal waren.'® Die zuverlässigeren Truppen wurden im Hintergrund gehalten. 
Es überrascht nicht, daß die irakischen Truppen massenhaft rebellierten und desertier- 
ten, sobald der amerikanische Angriff begonnen hatte. Sie waren mit wenig Sold und 


"® John Pilger, New Statesman and Society, 12. April 1991, $.6. Siehe auch Ten Days that shook Iraq: Inside 
Information From An Uprising, BM Cat, London WCIN 3XX, UK [deutsch in Wildeat Heft 57, Okt./Nov. 1991, 
5.31/32 bzw. in Interim Nr. 157 vom 1.8.1991, S. 19-22] und 7he Kurdish Uprising And Kurdistan's Nationalist 
Shop Front And Its Negotiations With the Ba’thist/Fascist Regime, BM Blob, London WCIN 3XX, UK. Im Krieg 
mit dem Iran war es die Taktik Husseins gewesen, die »entbehrliche« Bevölkerung wie die Kurden an die Front zu 
stellen, während die zuverlässigeren und besser bezahlten Einheiten hinten gehalten wurden. Die »Eliteeinheiten« 
dienten weniger zum Kampf gegen den Iran als dazu, zu verhindern, daß andere irakische Einheiten desertierten. 
Viele der irakischen Fronteinheiten ergaben sich lieber den Iranern, als zu kämpfen (was die Tatsache erklärt, daß 
der Iran am Ende des Krieges 75 000 irakische Kriegsgefangene hatte — siebenmal mehr, als es iranische Kriegs- 
gefangene gab). Vergleiche Dilip Hiro, »Chronicle of the Gulf War«, MERIP Reporss, Juli/September 1984; $. 8. 
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Essen von einer Regierung in Kuwait abgeladen worden, die sie nie unterstützt hatten. 
In Kuwait massakrierte das US-Militär die arbeitenden Armen aus Kurdistan und dem 
Südirak. Die amerikanische Aufklärung wußte ganz genau, wer ihre Opfer waren. Öf- 
fentliche Berichte hatten schon vor Februar berichtet, daß die Frontsoldaten nicht so 
sehr Soldaten waren, als vielmehr Männer, die zufällig in Uniformen steckten. 


- Indem sie die Truppen auf dem Rückzug massakrierten, vernichteten die USA die Män- 


ner, die den Aufstand im Irak getragen hätten. Die Teile der Truppen, die es schafften, 
lebend in den Irak zurückzukehren, nahmen oft ihre Gewehre mit und führten die 
Angriffe gegen die Baath-Partei an. Die Kurden und Schiiten, die Mehrheit unter den 
Truppen auf dem Rückzug, wollten ihre Gewehre gegen die Baath-Partei richten. Diese 
muß einen Seufzer der Erleichterung ausgestoßen haben, als sie hörte, wie viele ihrer 
Wehrpflichtigen abgeschlachtet worden waren. Trotzdem gewannen die Aufstände der 


Arbeiterklasse unmittelbar nach dem Krieg an Stärke, und die USA waren gezwungen, 


im Nordirak zu intervenieren. Mit diesem Manöver wollten sie (unter Mithilfe der natio- 
nalistischen kurdischen Führer) eine Internationalisierung der Rebellion verhindern und 
es dem irakischen Militär ermöglichen, im Süden aufzuräumen.” 
Das US-Militär griff den Kern des irakischen Militärs nicht an und beließ das irakische 
Regime weitgehend intakt. Das ganze Gerede über die Zerstörung der Macht der iraki- 
schen Armee und die Vernichtung Husseins erwies sich als hohl. Der Grund, den die 
Regierung für das Ende des Angriffs angab, bedeutete eine weitere Neudefinition der 
militärischen Ziele. Bush meinte plötzlich, das einzige Ziel sei die Vertreibung des Irak 
aus Kuwait gewesen — was allen suspekt vorkam, besonders den Soldaten, nachdem die 
‚amerikanischen, britischen und französischen Luftstreitkräfte gerade den gesamten 
letzten Monat damit verbracht hatten, zivile Ziele im Irak zu bombardieren. 
Warum also setzten die USA den Angriff nicht in den Irak hinein fort? Einfach gesagt, 
weil die US-Regierung und ihre Verbündeten an einem Polizeistaat im Irak festhalten 
wollten und die Baath-Partei die einzige Organisation war, die das garantieren konn- 
”' Aber die kapitalistischen Planer waren nicht nur an einer zentralisierten Regie- 
rung interessiert, sondern an einer Regierung, die IWF-Sparprogramme durchsetzen 
konnte. Alle ölproduzierenden Staaten führen zur Zeit mehr oder weniger intensiv IWF- 


.. diktierte pm durch. Diese Pläne lassen sich ohne Polizeistaat nicht durch- 


setzen. 


» Siehe Hanna Batatu, »Irag’s Underground Shi’a Movements: Characteristics, Causes and Prospects«, The Middle 
East Journal, Herbst 1981. 
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Die USA haben Husseins Regierung also absichtlich gerettet. Die linken Kritiker des US- 
Kriegs wurden nicht müde, die Heuchelei anzuprangern, die darin liegt, den Krieg als 
Kampf gegen den »Hitlerismus« zu verkaufen und diesen »Hitlerismus« dann an der 
Macht zu lassen. Die Kritiker haben aber nicht den Grund für diese Heuchelei erklärt. 
Die Politik der USA war äußerst konsequent: Erst die rebellischsten Teile der iraki-' 
schen Arbeiterklasse abschlachten und dann den irakischen Polizeistaat so lange an 
der Macht halten, wie er der Austerität zustimmt. 

Dieses Doppelmanöver macht zumindest teilweise deutlich, warum die Regierung Bush 
nicht einfach die Stationierung von Truppen am Golf, sondern Kampfhandlungen wollte. 
Der Krieg ging nicht gegen den Nationalstaat Irak, sondern gegen die irakische Arbeiter- 
klasse und für die Verteidigung des irakischen Polizeistaats (dieser Polizeistaat wurde 
zwar geschwächt und hängt völlig von den Launen der US-Regierung ab, aber er ist da 
und funktioniert). In diesem Krieg ging es auch darum, die Grundlage der Arbeiter- 
macht im Irak zu zerstören und die Beziehungen zwischen Arbeit und Kapital völlig um- 
zukrempeln. Vor dem Krieg hatten viele irakische ArbeiterInnen eine Art informellen 
und stillschweigenden Gesellschaftsvertrag mit der irakischen Regierung. Aber die USA 
erreichten, was die Baath-Partei allein"nicht zu Wege gebracht hatte: diesen Gesell- 
schaftsvertrag aufzukündigen, die ArbeiterInnen freizusetzen, damit sie verhungern 
können, und Staats- und Privatkapital freizusetzen, damit sie unbehindert akkumulieren 
können. 


Der Irak als IWF-Modell 


Der Golfkrieg hat aus dem Irak das Modell einer vom IWF gelenkten Entwicklung ge- 
macht. Seuchen und Hunger haben mit den Klassenverhältnissen Tabula Rasa gemacht. 
Der Irak ist das Experiment, wie weit die Austerität sich treiben läßt. Praktisch umzin- 
gelt von US-Truppen bekommt die irakische Regierung gesagt, daß sie ihre einzige 
Exportware — das Öl — verkaufen darf. Aber sie darf nicht einen Pfennig Gewinn aus 
dem Verkauf ziehen. Die dem Irak auferlegten Bedingungen werden die irakische 
Regierung dazu zwingen, Öl mit Sklaven zu produzieren. Das ist der Endpunkt: Hier 
geht die kapitalistische Sparpolitik gegen unendlich. Natürlich läßt sich heute im Irak 
kein Öl produzieren, wenn die ArbeiterInnen nicht zumindest einen Subsistenzlohn 
erhalten (als Geld oder auch nicht), und die staatliche Ölgesellschaft macht zumindest 
einen minimalen Gewinn. Aber das Kapital sieht sich die asymptotischen Kurven seiner 
Grafiken an und fragt sich, wie weit die Kurve noch gegen Null gehen kann und trotz- 
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dem noch Öl herauskommt. 


Die Militäroperation von USA und UNO und die Verhängung des Handelsembargos be- 
deuten für die irakische Regierung die Logik der Triage: Wieviele werden verhungern, 
und wer? Die irakische Regierung debattierte zum Beispiel kürzlich über Haushalts- 
kürzungen. Aber die Nationalversammlung funktioniert immer noch nach der alten 
sozialistischen Logik und fordert daher Lohnerhöhungen für die Angestellten im öffentli- 
chen Dienst, höhere Renten, mehr Kindergeld und die Wiederverstaatlichung der Brot- 
bäckereien. Doch der Finanzminister lehnt Lohnerhöhungen und ähnliche »inflationäre 
Ausgaben« ab. Die Regierung führt viele Sozialleistungen erstmal weiter: Es gibt ein 
System von Lebensmittelrationierungen, um sicherzustellen, daß alle eine Mindestver- 
sorgung an Essen erhalten, und für nächstes Jahr ist geplant, Lebensmittel mit 7 Mrd. 
Dollar zu subventionieren. Große Teile der Infrastruktur werden repariert, und die Öl- 
. industrie produziert nach Angaben der Regierung täglich 450 000 Barrel, eine Menge, 
die gerade mal den Verbrauch im eigenen Land deckt (direkt vor dem Krieg hatte der 
Irak fast 3 Millionen Barrel pro Tag produziert). Aber da es keinen internationalen 
Handel und keine ausländischen Kredite gibt, werden die Preise weiter" steigen (die 
Inflation bewegt sich zur Zeit bei mehreren hundert Proz&ht), und die inländische Pro- 
duktion wird weiter sinken. Die Fortsetzung der Sanktionen wird die irakische Regie- 


rung zwingen, alle nationalsozialistischen Deals mit den irakischen ArbeiterInnen auf- 
zukündigen. 


Die Sanktionen sind Teil einer Strategie, die aus dem Irak in einer Zeit steigender 
Ölpreise ein Modell der Austerität macht. Die US-Regierung hat den Irak in eine kolo- 
niale Situation zurückversetzt, in der die USA die Macht haben, alle Entscheidungen zu 
treffen, die die Integration des Iraks in den Weltmarkt betreffen: Was er verkaufen 
kann, wann, wem und wieviel. Zusätzlich können die USA kontrollieren, wie die Ein- 
nahmen aus den Verkäufen verteilt werden. Durch die Aufrechterhaltung der Sanktionen 
setzen die USA gegen den Irak ein Kolonialverhältnis durch. Der Irak wird zum Inbe- 
griff der weltweiten »no deals«-Strategie. Gleichzeitig befreien sie die Baath-Partei von 
der Last, die Sparmaßnahmen durchzusetzen. Das ist, als wäre die NSDAP nach der Nie- 
derlage im Zweiten Weltkrieg mit dem Zwang zu Reparationszahlungen und zur Entwaff- 
nung an der Macht geblieben (was ja in gewisser Weise wirklich geschah). Wahrschei- 
nlich werden die Sanktionen nicht aufgehoben, wenn der Irak irgendeiner neuen Ab- 
schaffung eines Waffensystems oder einer neuen Inspektion seiner Feuerstellungen zu- 
stimmt, sondern wenn er das Öl zu US/UN-Bedingungen verkauft. 

Eine Ware verkaufen und keinen Profit dabei machen: das kennen viele rohstoffexpor- 
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tierende Länder aus eigener Erfahrung. Das Bauxit wird im eigenen Land abgebaut, der 
Kaffee im eigenen Land angebaut, aber nachdem die internationalen Banken bezahlt 
sind, steckt man noch tiefer in den Schulden. Um diese Situation zu beheben, fordert 
das Kapital nicht nur, sondern zwingt die Regierungen, die ArbeiterInnen anzugreifen: 
Löhne und Sozialleistungen sollen reduziert und alle Staatsausgaben gekürzt werden. Die 
Götter der Akkumulation in Washington, D.C., London, Bonn, Paris und Tokio befehlen 
jetzt ihren Lakaien auf der ganzen Welt, den letzten Pfennig aus ihren ArbeiterInnen 
herauszupressen und sich mit einer winzigen Kommission zufrieden zugeben. Diese 
Götter können nun zu pädagogischen Zwecken auf den Irak verweisen. 


Über den Irak hinaus: Der Golfkrieg als Durchsetzung der Perestroika 


Bis hierher ging es um den Zusammenhang zwischen dem Golfkrieg und den Klassen- 
verhältnissen im Irak. Betrachten wir nun den Zusammenhang zwischen dem Krieg und 
den Klassenverhältnissen in den ölproduzierenden Staaten als einem Ganzen. Der Krieg 
sollte nicht nur die irakische Arbeiterklasse dezimieren und im Irak eine extreme Form 


. von Austerität durchsetzen. Er sollte auch die ölproduzierende Arbeiterklasse angreifen, 


besonders die MigrantInnen und die nicht eingebürgerten Arbeiterinnen. Was hat der 
Krieg gegen den Irak gebracht: Kuwait hat die meisten der dort arbeitenden Palästi- 
nenserInnen ausgewiesen, und die palästinensische Bevölkerung wird bald auf etwa 
40.000 gesunken sein — von 400 000 vor dem Krieg; Saudi-Arabien hat fast eine Million 
jemenitische ArbeiterInnen ausgewiesen, und über eine Million ägyptische ArbeiterInnen 
wurden aus Kuwait und dem Irak vertrieben. All diese Vertreibungen machen es jetzt 
möglich, daß die verschiedenen Staaten am Persischen Golf die von ihnen so genannten 
»Rationalisierungen der Arbeitskraft« durchziehen. 


Es ist klar, daß die kapitalistische Planung in den 90er Jahren höhere Ölpreise braucht. 
Aber wenn der Preis sich im Lauf der nächsten Jahre verdoppeln soll, dann muß das 
Kapital sich überlegen, wie sich das.auf der Grundlage dieser Preiserhöhungen errichte- 
te Akkumulationsregimes stabilisieren läßt. Die Wirtschaftsplaner in den USA und Euro- 
pa haben noch die Erfahrungen der 70er Jahre im Kopf. Nach dem Preissprung von 
1973/74 hatten sie stetige Preiserhöhungen für die nächsten Jahrzehnte geplant. Aber 
wie in »Öl, Waffen und Geld« beschrieben, mußten sie 1980 zurückstecken. Morse, der 
uns als Redakteur von Petroleum Intelligence Weekly die kapitalistische Planung in 
dieser Hinsicht vielleicht am besten erklären kann, nimmt an, daß der Ölpreis bis zum 
Jahr 2000 auf 40 Dollar pro Barrel steigen wird. Ihm ist klar, daß es nicht so sehr 
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darum geht, ob der Preis erhöht werden kann, sondern, ob er dann auch oben bleibt: 
»Auch wenn der Ölpreis nach den Ende der gegenwärtigen Krise wieder unter 20 Dol- 
lar pro Barrel fallen sollte, geht es doch nicht darum, ob dieser Preis stabil bleibt oder 
sich in einem engen Rahmen halten läßt. Wir müssen uns endlich fragen, wie die 
Ölmärkte und die Strukturen der Ölindustrie auf einen steilen Preisanstieg reagieren 
werden.«' 


Den Auswirkungen eines solchen steilen Preisanstiegs auf die ölproduzierenden Länder 
gilt mit die größte Angst, wenn von den »Strukturen der Ölindustrie« die Rede ist. Von 
Venezuela bis nach Libyen und Indonesien werden die Einnahmen steigen. Wird dieses 
Kapital wie in den 70er Jahren für Löhne und Staatsausgaben »verschwendet« werden? 
Werden sich die Menschen noch kontrollieren lassen, wenn die Armut inmitten riesiger 
Anhäufungen von Reichtum fortbesteht? Werden die Regimes dieser Staaten den neuen 
Reichtum gegen die Macht der Troika IWF/Weltbank/Pentagon wenden, oder lassen sie 
sich weiterhin in Zinszahlungen und Waffenkäufe verstricken? 


Die aktuelle Situation im Iran zeigt, wie berechtigt diese Fragen sind. Ganz im Sinne 
ihrer »pragmatischen« Wende schwört die iranische Regierung, daß die Öleinnahmen 
nicht mehr an das Volk verteilt werden, sondern an japanische, koreanische und west- 
liche Gesellschaften, die damit den Aufbau neuer Industrieanlagen vorantreiben sollen. 
Je mehr an die Multis geht, desto tiefer werden die Löhne sinken. Die Regierung ver- 
sucht seit zwei Jahren, die Wirtschaft völlig neu zu überholen: Die Währung wurde 
abgewertet, der Devisenmarkt geöffnet und Investitionsanreize für das in- und ausländi- 
sche Privatkapital geschaffen. Das ganze Programm läuft auf eine iranische Version der 
Perestroika hinaus. Aber als letztes Jahr iranische ArbeiterInnen mit nach außen ge- 
kehrten leeren Taschen demonstrierten, erinnerte das auch an Preisproteste in der 
ehemaligen Sowjetunion. Die iranische Regierung führt Gespräche mit den Golfstaaten 
über eine militärische und politische Integration in den Golfkooperationsrat (GCC)*: 
Da das irakische Militär schwer angeschlagen ist, ist das iranische außer dem türki- 
schen das stärkste in der Region. Es wird sich mit dem US-Militär in Saudi-Arabien 
irgendwie auf einen neuen regionalen Ansatz einigen, der die Durchsetzung der Auste- 
rität mit industriellem Wachstum in der Region verbindet. 


*! Morse, a.a.0. Hervorhebungen vom MN-Collective. 
” MEED, 22. Februar 1991. 
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Aber schon ziehen dunkle Wolken für die Pläne der USA, der Golfstaaten und des Iran 
auf. Während im Januar 1991 die Schlacht zwischen irakischen und US-Truppen tobte, 
streikten Tausende von iranischen ÖlarbeiterInnen und forderten eine Koppelung der 
Löhne an die Inflation, eine gesicherte Versorgung mit Wohnraum und Lebensmitteln’ 
und Änderungen der Arbeitsgesetze. Die Regierung befahl den ArbeiterInnen, die Streiks 
im Interesse der »nationalen Sicherheit« zu beenden. Mit der Drohung, des’ Krieges 
direkt hinter der Grenze erpreßte die Regierung die ArbeiterInnen zur Rückkehr an die 
Arbeit.? 1990 ließ ein ausgedehnter Streik in der Stahlindustrie, an dem sich Zehn- 
tausende von ArbeiterInnen beteiligten, ahnen, wie leicht die Austeritätspläne der irani- 

schen Regierung ins Wanken kommen könnten. 


Der Golfkrieg führte zu einer radikalen Entwertung des ölproduzierenden Proletariats, 
und genau um diese Entwertung ging es auch im Krieg. Sie war nicht bloß ein Neben- 
effekt des Krieges, sondern stand im Zentrum der Gründe, aus denen das internationale 
Kapital die irakische Baath-Partei in die spieltheoretische Lösung gedrängt hat: Krieg. 
Genauso wie der Investitions- und Wachstumssprung 1973 den arabisch-israelischen 
Krieg notwendig gemacht hatte, um die Arbeiterklasse im Mittleren Osten weiter zu 
schwächen, erforderte der für 1990 geplante Sprung den ‘nächsten Krieg. Der Krieg 
machte drei Gruppen von ArbeiterInnen ganz ausdrücklich zur Zielscheibe: die IrakerIn- 
nen, die PalästinenserInnen und die JemenitInnen; drei der bestausgebildeten und politi- 
siertesten ArbeiterInnengruppen in der Region, sozusagen die drei Avantgarden in der 
gesellschaftlichen Fabrik des Mittleren Ostens. In allererster Linie braucht die Ölindu- 
strie eine disziplinierte und fügsame Arbeitskraft, denn diese Produktion ist extrem 
kapitalintensiv: Zehn Millionen Dollar pro Arbeiter sind auf den Bohrinseln keine Sel- 
tenheit.”“ Bei soviel in all die Einrichtungen am Golf investiertem Kapital kann ein 
einzelner aufmüpfiger Arbeiter, der einen Haß auf die Golfstaaten und Ansätze eines 
politischen Programms hat, eine Menge Sn anrichten. 


Wir haben bereits gesehen, wie fadenscheinig die angeblichen Gründe für den Angriff 
auf die irakischen ArbeiterInnen waren. Die angeblichen Gründe für die Vertreibung der 
PalästinenserInnen aus Kuwait und der JemenitInnen aus Saudi-Arabien sind genauso 
fadenscheinig: Die Regierungen von Kuwait, Saudi-Arabien und der USA stellten die Ver- 


3 Labor Solidarity, Vierteljahreszeitschrift des »Labor Committee on Iran«, PO Box 241412, Los Angeles, CA 90024, 
Frühling 1991, 5. 3. 


” Jon McLin, Social and Economic Effect of Petroleum Development (Genf: IL0), 8.55. 
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treibung einfach als Rache für die angebliche Unterstützung der ArbeiterInnen für die 
irakische Invasion dar. Aber diese Ausrede hinkt aus zwei Gründen: 


Zum einen hatten die GCC-Staaten und die USA schon vor-der irakischen Invasion in 
Kuwait vorgehabt, ihre Arbeitskraft neu zu organisieren und zu reduzieren. Daß das 
ölproduzierende Proletariats neu zusammengesetzt werden muß, wird seit langem disku- 
tiert und ist nichts Neues. Der IWF läßt die Golfstaaten schon lange wissen, es gebe bei 
ihnen zu viele Parasiten, die den ganzen Ölreichtum aufsaugten. Die PalästinenserInnen 
in Kuwait und anderen Golfstaaten wurden während des Kriegs nicht nur schikaniert 
und vertrieben, weil sie als Parasiten, sondern auch weil sie als »politisch unzuver- 
lässig« galten. »Palästinenser sind zwar in vielen arabischen Staaten eine wichtige Berei- 
cherung für die gebildete Bevölkerung, aber gleichzeitig gelten sie als politisches Risiko, 
als Zeitbombe, die darauf wartet zu explodieren und die übriggebliebenen traditionellen 
Monarchien, die die reichsten arabischen Staaten beherrschen, zu vernichten.«” 


Zum anderen hatten weder die JemenitInnen noch die PalästinenserInnen die irakische 
Invasion einheitlich und einmütig unterstützt. Außerdem hatten sie alle nicht groß 
Gelegenheit, sich zu dem Thema zu Wort zu melden, weder in der Presse noch auf der 
Straße noch sonstwo. Ihre politischen Vertreter — die PLO und die jemenitische Regie- 
rung — hatten nie eine Unterstützung der irakischen Invasion, sondern ihre Neutralität 
ausgedrückt. Beide nationalen Gruppen unterstützten ganz allgemein eine antiimperiali- 
stische und egalitäre Politik. Aus ihren Ideologien heraus unterstützten sie die Invasion 
teilweise, da sie sich scheinbar gegen diejenigen, die Israel bei der Ausbeutung und 
Unterdrückung der PalästinenserInnen geholfen hatten, und gegen die GCC-Staaten 
richtete, die inmitten von Massenarmut soviel Reichtum angehäuft hatten. Viele hatten 
aber noch vor Augen, daß die irakischen Baathisten die PalästinenserInnen vor der 
Invasion kaum, die Regierungen der USA, Europas und der Sowjetunion dagegen sehr 
unterstützt hatten. Sie wurden also nicht vertrieben oder angegriffen, weil sie die Inva- 
sion unterstützten — denn das taten sie fast gar nicht —, sondern weil sie sie eben nicht 
‚unterstützten, d.h. wegen ihrer kritischen und vernünftigen politischen Vorstellungen. 


25 


Mary Ann Tetreault, 7he Organization of Arab Petroleum Exporting Countries (Westport, CT: Greenwood Press, 
1984), $.98. Siehe auch Abdel Majid Farid and Hussein Sirriyeh (Hrsg,), The Decline of Arab Oil Revenues (Lon- 
don: Croom Helm, 1986), $. 102. 1986 sahen Yorke und Turner die Ereignisse von 1991 voraus: »Die Regierungen 
am Golf werden wahrscheinlich jeden bekannten Politaktivisten deportieren und den Aufenthalt von so vielen 
libanesischen, irakischen, syrischen. und palästinensischen ArbeiterInnen, wie auch von ArbeiterInnen aus dem Iran 
beenden, wie sie dies für politisch durchsetzbar halten.« 
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Die Golfstaaten wollen die jemenitischen und palästinensischen durch asiatische Arbeite- 
iInnen ersetzen: von-den Philippinen, aus Sri Lanka, aus Bangladesch, usw. Diese asiati- 
schen ArbeiterInnen stehen am unteren Ende der Lohnhierarchie am Golf. Die Fach- 
kräfte unter den PalästinenserInnen (Bankangestellte, Ärzte, Ingenieure...) sollen durch 
BürgerInnen der Golfstaaten, EuropäerInnen oder NordamerikanerInnen ersetzt werden. 
Kuwait macht das jetzt vor: Die Bauaufträge im Rahmen des Wiederaufbaus wurden an 
internationale — in der Mehrheit nordamerikanische — Firmen vergeben. Diese Firmen 
holen hochqualifizierte ArbeiterInnen aus Europa und den USA ins Land. Es entwickelt 
sich also ein neues Modell: relativ hoch bezahlte ArbeiterInnen aus dem Westen werden 
mit sehr niedrig entlohnten ArbeiterInnen aus Asien zusammengebracht. Die dazwi- 
schenliegende Schicht der ArbeiterInnen aus der Region wird zusammengeschrumpft 
und entwertet. Die Polarisierung der Lohnskala verschärft un wie auf dem gesamten 
Planeten. 


Der Sprung der Investitionen 


Direkt nach dem Ende des Massakers an den irakischen Arbeitern in Kuwait und der 
gegen die Baath-Partei gerichteten Aufstände im Irak, nahm der saudische Staat die 
gezielte »Modernisierung« seiner Ölindustrie in Angriff. Die saudische Kampagne zur 
Steigerung der Industrieproduktion und -produktivität ist die größte seit dem Ölboom 
Mitte der 70er Jahre. Zur Erschließung von Ölfeldern sollen 15 Mrd. Dollar bis Mitte 
der 90er Jahre und für Erdölraffinerien weitere 10 Mrd. Dollar bis zum Ende des Jahr- 
zehnts aufgewendet werden.”’ Während des Krieges hatte Saudi-Arabien die Tagesförde- 
rung auf etwa acht Millionen Barrel, d.h. fast bis an die Grenze seiner vorhandenen 
Kapazitäten gesteigert. Aber die neuen Pläne gehen von einer normalen Tagesproduktion 
von zehn Millionen Barrel aus. Darauf baut das Bestreben der weltweiten Ölindustrie, 
einen technologischen Sprung in der Produktion zu unternehmen. 


Auch die derzeitige Nummer zwei unter den Erdölproduzenten, der Iran, hat angefan- 
gen, seine Ölindustrie und seine gesamte Industriekapazität auszuweiten. Zur Zeit för- 
dert der Iran täglich drei Millionen Barrel Öl. Die Ausweitung hatte bereits vor dem 


% Peter Woodward, Oil and Labor in the Middle East: Saudi Arabia and the Oil Boom (New York: Bun 1988), 


5. 46-49. 
” MEED, 7. Juni 1991. 
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Golfkrieg begonnen, aber die riesigen Ölprofite während des Krieges haben dem Iran 
noch ehrgeizigere Pläne ermöglicht. Der Anstieg der Ölpreise bedeutete für die irani- 
sche Regierung in den fünf Monaten nach der irakischen Invasion in Kuwait einen 
Gewinn von etwa vier Milliarden Dollar. Durch diesen unverhofften Gewinn konnte der 
Iran verstärkt in die Ölindustrie investieren. In den nächsten zwei Jahren sollen zwei 
Milliarden Dollar investiert werden, um die Produktionskapazität um eine weitere Mil- 
lion Barrel pro Tag (von vier auf fünf Millionen Barrel) zu steigern.’* 

Diese Ausweitung der Erdölindustrie läuft heute völlig anders als das Wachstum in den 
70er Jahren unter der Schahregierung. Die Regierung Rafsandschani hat sich dazu 
verpflichtet, radikale Sparmaßnahmen durchzuführen. Die Regierung hat engere Bezie- 
hungen zum IWF geknüpft und wird dafür in den jüngsten Untersuchungsberichten des 
IWF auch sehr gelobt. Im IWF-Report von Anfang 1990 bekam das Land erstmals seit 
der Revolution von 1979 wieder eine positive Bewertung.” 


Als die OPEC nach dem Krieg wieder zusammentrat, Konnte Saudi-Arabien die Preise 
diktieren, da zwei der wichtigsten Ölproduzenten zu diesem Zeitpunkt nicht im Geschäft 
waren (der Irak war die Nummer zwei, Kuwait die Nummer sieben der OPEC gewesen). 
Die saudischen Herrscher haben ihre Quote erhöht und die OPEC jetzt fester denn je 
im Griff. Gleichzeitig halten sich die Kapitalisten wegen der permanenten Krise in der 
ehemaligen Sowjetunion mit höheren Investitionen in die russischen Ölfelder erstmal zu- 
rück, und damit ist die Vormachtstellung der Saudis fürst erste gesichert. Der Golfkrieg 
hat Saudi-Arabien zum unangefochtenen Gebieter über Ölpreise und gleichzeitig zum 
Schrittmacher der technischen Entwicklung gemacht, an dem sich jedes Land, das eine 
moderne, wettbewerbsfähige Ölindustrie betreiben will, messen lassen muß.’ 


Saudi-Arabiens Machtzuwachs auf dem internationalen Ölmarkt führt direkt dazu, daß 
die US-Regierung mehr Macht über die Ölpreise hat, denn sie übt beherrschenden Ein- 
fluß sowohl auf die staatliche saudische Ölgesellschaft Saudi Aramco als auch auf das 
saudische Finanzministerium SAMA aus. Die Verträge zur Ausweitung der saudischen 
Ölindustrie und die Verkäufe von US-Waffen an das saudische Militär machen Saudi-Ara- 
bien zu einem rettenden Engel der Erlösung für das US-Kapital. 


® MEED, 1. März 1991. 
® ebenda, $.9. 


# »Saudis Back in Control«, Financial Times, 14. März 1991. 
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Ausblick 


Es ist überhaupt nicht seltsam, daß dem internationalen Kapitalismus heute eine schein- 
bar anachronistische, theokratische Tyrannei zugrundeliegt, die sich auf ein riesiges 
System von Vertragssklaverei stützt. Je mehr das Kapital die auf Erdöl beruhende Me- 
chanisierung die Produktivität entwickelt, desto weniger direkte menschliche Arbeit wird 
gebraucht. Aber da das Kapital nun mal nichts anderes ist als vergegenständlichte 
menschliche Arbeit, muß es die Menschen zwingen, auf den Ölfeldern und um die 
Ölfelder herum immer härter und länger zu arbeiten. Wenn die Menschen gerade fest- 
stellen, daß sie nicht mehr soviel wie früher zu arbeiten brauchen, merken sie, daß sie 
entweder noch härter arbeiten oder aber völlig vom Reichtum der Welt ausgeschlossen 
sind. Diesen der kapitalistischen Entwicklung innewohnenden Widerspruch kann das 
Kapital nur durch immer mehr Kriege und Polizei regulieren. Das Abschlachten und 
Verhungern der Menschen im Irak ‘und die millionenfache Vertreibung im Mittleren 
Osten waren’ die notwendigen Vorbedingungen für die jüngste industrielle Entwicklung. 
Jede Runde kapitalistischer Entwicklung erfordert eine gleichzeitige Welle von Enteig- 
nungen. Der Golfkrieg gehörte zur jüngsten Phase des Kapitalismus, und anscheinend ist 
er als Sieger aus ihr hervorgegangen. 


Die US-Regierung ist auf die notwendige langfristige Besetzung der Golfregion bestens 

. vorbereitet, und von ihren Stützpunkten dort und in der Türkei, auf Diego Garcia im 
indischen Ozean und in Kenia kann sie nicht nur am Persischen Golf, sondern auch in 
Afrika und Asien intervenieren. Aber alle Bündnispartner der US-Regierung sind äußerst 
unbeliebte Regierungen. Die Monarchie in Marokko, die Despotie in Ägypten, die Dikta- 
tur in Syrien und die Militärherrschaft (mit einer durchsichtigen bürgerlichen Fassade) 

"in der Türkei sind zur Zeit die besten Verbündeten der USA, aber offensichtlich war die 
Mehrheit der Bevölkerung in all diesen vier Staaten gegen den US-Krieg gegen den Irak. 
In Ägypten hat die Regierung im Herbst 1990 die Schulen geschlossen und Sportveran- 
staltungen abgesagt, nur weil sie Angst vor Menschenansammlungen hatte. Bei den 
Wahlen im Oktober 1990 verbot die Regierung die großen Oppositionsparteien, die 
allesamt die Besetzung der Golfregion durch die USA verurteilt hatten. 


Die Herrscher der Golfstaaten sind nach dem Golfkrieg besonders verwundbar, da sie 
fast überall wegen ihrer Habgier und Unterwürfigkeit verachtet werden. Sie werden 
mehr als bisher darauf angewiesen sein, daß die USA ihre Ölfelder vor Sabotage, ihre 
Grenzen vor Angriffen und ihre Bürger vor »gefährlichen« politischen Ideen schützen. 
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Die Energiekapitalisten wollen in den nächsten zehn Jahren die Ölpreise erhöhen, aber 
die politischen Kämpfe in den erdölproduzierenden Regionen könnten ihnen ihr erneu- 
tes Experiment mit Preissteigerungen unter den Händen hochgehen lassen, selbst wenn 
diese Steigerungen von europäischen und US-amerikanischen Truppen flankiert werden. 
Fast alle Länder im Mittleren Osten waren von europäischen Mächten kolonisiert wor- 
den, und wer kann die Bombenangriffe, die Schläge und die Demütigungen vergessen? 
Die jetzige Besetzung unter Führung der USA ist nichts anderes als die Rückkehr in 
überwunden geglaubte Zeiten. 


Einige alchimistische Mischungen aus Blut und Öl ergeben zwar riesige Gewinne, aber 
andere könnten plötzlich in einer Revolution explodieren. 
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Die Zusammensetzung der 


US-Arbeiterklasse nach der Energiekrise 


(Midnight Notes Collective) 


Night City glich einem entgleisten Sozialdarwinismus-Experiment eines gelangweilten 
Forschers, der den Daumen ständig auf der Fast-Forward-Taste hatte. Hörtest du 
auf, Geld zu beschaffen, gingst du spurlos unter, ‚bewegtest du dich aber ein biß- 
chen zu schnell, zerstörtest du die empfindliche Oberflächenspannung des Schwarz- 
markts; in beiden Fällen blieb von dir nur eine vage Erinnerung im Kopf eines 
Originals wie Ratz, obwohl Herz oder Lunge oder Nieren vielleicht im Dienst irgend- 
eines Fremden weiterlebten, der neue Yen für die Organbank hatte. 
William Gibson, Neuromancer (1984). 


Die Ölpreiserhöhungen Anfang der 70er Jahre machten es den Kapitalisten unter ande- 
rem möglich, mit den riesigen Mengen an neuem Investitionskapital aus dem Ölgeschäft 
die Computerisierung von Fabriken in Nordamerika, Westeuropa und Japan voranzutrei- 
ben. Anders als die keynesianische öder Massenarbeiterstrategie — allmähliche Produkti- 
vitätszuwächse oberhalb der Lohnzuwächse — setzte die Strategie der Ölschocks der 
70er Jahre darauf, so schnell wie möglich die Mechanisierung zu erhöhen — in den 
USA so- schnell, wie die Löhne sich senken ließen. 

Der erste Ölschock zielte in den USA vor allem auf SozialhilfeempfängerInnen, Arbeits- 
lose und prekäre Niedriglohn-ArbeiterInnen ab. Die Inflation ließ ihr Einkommen zu- 
sammenschmelzen, da sie nicht wie die gewerkschaftlich organisierten Sektoren die 
Macht hatten, Lohnerhöhungen durchzusetzen, die mit den Preissteigerungen Schritt-. 
hielten. Der Erfolg dieser ersten Angriffswelle schwächte aber die Arbeiterklasse als 
ganze, und deshalb konnten der zweite Ölpreisschock und die daran anschließenden 
kapiialistischen Strategien ihr nächstes Ziel erreichen: die stabile, gewerkschaftlich 
organisierte Industriearbeiterschaft. 
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Seit den Rezessionen/Depressionen von 1979 und 1981-83 haben die Kapitalisten in den 
USA systematisch die Gewerkschaften eliminiert (eine Strategie, die sie in großen Teilen 
Westeuropas bisher noch nicht einmal versucht haben). Seit 1973 ging die Zahl der Ar- 
beitsniederlegungen in den USA systematisch zurück, 1981 betrug sie nur 35 Prozent 
von 1974. Von 1981/82 bis heute ist sie dann nochmal um mehr als die Hälfte gefallen 
— das heißt die ArbeiterInnen haben praktisch zu streiken aufgehört.' Anders als mit 
der Massenarbeiterformel, die mit Erfolg die Gewerkschaften in den Prozeß der kapita- 
listischen Plänung einbezog und sie benutzte, um der Arbeiterbasis Verträge aufzuzwin- 
gen, versuchen die Kapitalisten in den USA heute, eine nicht gewerkschaftlich organi- 
sierte Arbeiterschaft zu schaffen. Tarifverhandlungen scheinen wenig Zukunft zu haben, 
auch wenn die alten Gewerkschaftsbürokratien für ihre Wiedereinführung plädieren. 
Im Februar 1991 veröffentlichte die US-Regierung stolz Statistiken, die zeigen sollten, 
daß Industrieproduktion und -produktivität in den letzten zwei Jahrzehnten nicht zu- 
rückgegangen seien.’ Tatsächlich hat sich zwischen 1973 und 1986 die Kapitalintensität 
der Produktion fast verdreifacht, nachdem sie vor 1973 nur langsam und stetig gewach- 
sen war.’ Der Regierungsbericht versuchte zwar zu beweisen, daß es keine Deindu- 
strialisierung gäbe, erwähnte allerdings nicht, daß die Zahl der IndustriearbeiterInnen 
relativ wie absolut zurückgegangen war. Wer noch in der Fabrik arbeitet, arbeitet mit 
mehr konstantem Kapital, aber als Klasse machten die ArbeiterInnen der USA in den 
70er und 80er Jahren einen sehr realen Deindustrialisierungsprozeß durch: Arbeits- 
plätze wurden abgebaut, Fabriken geschlossen und Städte ausgeweidet. Gleichzeitig 
gingen industrielle Großinvestitionen in andere Länder mit viel niedrigeren Löhnen, wo 
es praktisch weder Gewerkschaften noch Umweltschutzbestimmungen gab. 

Der Erfolg des kapitalistischen Angriffs in den USA läßt sich am wöchentlichen Durch- 
schnitts-Reallohn ablesen. Nach alljährlichen Zuwächsen begann die Lohnrate in den 
USA 1973 zu fallen. Der wöchentliche Durchschnittslohn fiel im Laufe der nächsten 15 
Jahre um 20 Prozent und liegt nun auf dem Niveau der 50er Jahre. Außerdem stieg die 
Lohndifferenzierung, d.h. die Kluft zwischen schlechter und besser bezahlten Arbeiten, 
drastisch an. Chronisch hohe Arbeitslosigkeit - zumindest verglichen mit den 50er und 
60er Jahren — bedeutet nicht weniger Arbeit, im Gegenteil: Während das Grundniveau 
der Arbeitslosigkeit hoch blieb, wurden Arbeitsjahr und -woche in den 70er und 80er 
Jahren immer länger. Prozentual immer mehr Erwachsene gehen einer Lohnarbeit nach. 


"Statistical Abstract of the United States (Washington, DC: US Bureau of the Census, 1990), S. 407. 
° New York Times, 5. Februar 1991. 


° Anwar Shaikh, 7he Current Economic Crisis: Causes and Implications, 1989 veröffentlichtes Pamphlet von 
Against the Current, 7012 Michigan Avenue, Detroit MI 48120, siehe $. 12. 
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Die Zahl der Arbeitskräfte stieg von 1980 bis 1990 um 20 Prozent, heute gehen so viel 
wie noch nie, nämlich 66 Prozent der Menschen über 16 Jahren einer Lohnarbeit nach. 
Frauen sind in der Regel Lohnarbeiterinnen, nicht mehr unentlohnte Hausarbeiterin- 
nen.‘ Die Familie mit zwei Eltern und einem Lohn ist inzwischen genauso selten wie 
die Fleckeule. Die Hausarbeit wartet natürlich immer noch auf die müde Arbeitern 
(normalerweise die Frau), wenn sie heimkommt — vorausgesetzt, sie hat ein. Zuhause. 
Die gewaltige Arbeitsplatzzunahme in den sich de-industrialisierenden USA findet im 
amorphen »Dienstleistungssektor« statt, dessen Name irreführend ist, da er seine wich- 
tigsten Eigenschaften verschleiert. Zu ihm gehört alles mögliche, von der Produktion 
und Reparatur der Arbeitskraft selbst (Schulbildung, Medizin, Restaurants, Unterhaltung) - 
über Information bis hin zu Immobilien, Versicherungen und Banken. Es gibt enorme 
Lohnunterschiede innerhalb dieses Sektors, angefangen bei illegal eingewanderten Kin- 
dermädchen, Gärtnern, Landwirtschafts- und Sweatshop-ArbeiterInnen, die weniger als 
den Mindestlohn verdienen, über minderjährige Hamburger-BraterInnen und Datatypi- 
stinnen bis hinauf zu ComputerprogrammiererInnen und Ärztinnen. 

Ein großer Teil der Arbeit ist Hausarbeit, die aus dem Haus hinaus auf den Markt ver- 
lagert wurde: Es gibt jetzt Lohn für Hausarbeit, aber nicht zuhause: damit sich die Pro- 
duktivität besser überwachen und steigern läßt. »Hausarbeit« selbst hat aber durch die 
Rückkehr der Heimindustrie und des Verlagssystems eine zusätzliche Bedeutung bekom- 
men. Das gilt sowohl für- Textilarbeit und andere Formen arbeitsintensiver Produktion, 
als auch für den Einsatz von Computernetzen, damit die ArbeiterInnen an den meisten 
Tagen zu Hause bleiben können und nicht ins Büro pendeln müssen. Die Reproduktion 
findet also zunehmend außer Haus und die Produktion zuhause statt. 

Nach wie vor verdienen Afro-AmerikanerInnen 3/5 von dem, was Euro-AmerikanerInnen 
verdienen. Schließlich stand schon in der Verfassung, daß ein schwarzer Sklave einer 
3/5-Person entspräche. Die Löhne für Latinos sind nur unwesentlich höher. (Frauenlöh- 
ne sind in den 80er Jahren von 3/5 auf 7/10 gestiegen.) Aber selbst in dieser Kontinui- 
tät sieht es für städtische Schwarze und Latinos noch schlechter aus. Die verstärkte 
Streuung der Löhne und die Möglichkeit für einige Afro-AmerikanerInnen und Latinos, 
höher entlohnte Jobs außerhalb ihrer Communities anzunehmen (so sieht die »Integrati- 
on« real aus), haben weite Bereiche von niedrig, mit Sozialhilfe oder gar nicht entlohn- 
ten Farbigen entstehen lassen, die noch nie so weit von regulären, gesetzlichen Löhnen 
entfernt waren wie heute. 


° 1970 gingen 43 Prozent der erwachsenen Frauen einer Lohnarbeit nach, 1988 waren es 57 Prozent, darunter mehr 


als 70 Prozent der Frauen zwischen 20 und 54 Jahren. Siehe Juliet Schor, 7he Overworked American (New York: 
Basic Books, 1992) und das Statistical Abstract of the United States 1990, S. 378. 
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Die Offensive des Kapitals und die Zersetzung des Proletariats haben zur Ausweitung des 
am schnellsten wachsenden Sektors der US-Wirtschaft geführt, der »Sicherheit«. In diese 
Kategorie gehört der ganze Schutz des »Privateigentums«, jenes mystifizierenden Be- 
griffs, der die Zahnbürste des Arbeiters mit dem Atomkraftwerk des Kapitalisten zusam- 
menschmeißt. Dazu gehört alles vom Wachschutz für Eigenheime (sogar für Neubau- 
siedlungen, wo Leute mit niedrigem oder mittlerem Einkommen wohnen und die durch 
Mauern von ihrer Umgebung abgeschirmt und mit Fernsehkameras überwacht werden) 
über Werkschutz in Fabriken und Lagerhäusern bis hin zu Knastwärtern. Nicht in: diesen 
Statistiken enthalten sind Hunderte von anderen Formen von polizeilicher Überwachung, 
d.h. Bürgerwehren, Guardian Angels, die Fruit of Islam (der Sicherheitsdienst der Na- 
tion of Islam), um nur ein paar zu nennen. 

Dje jungen Männer und zunehmend auch jungen Frauen (in den letzten zehn Jahren 
sind zehnmal so viele Frauen wie vorher in den Knast gekommen) in diesen Bereichen 
sind immer noch einer legalen Sklaverei unterworfen. In der Verfassung der USA steht: 
»Es soll in den Vereinigten Staaten weder Sklaverei noch vertragliche Knechtschaft 
geben, außer als Strafe für Verbrechen...« In Washington, D.C. untersteht fast die Hälfte 
aller jungen afro-amerikanischen Männer der direkten Kontrolle durch Gerichte. 
»Sicherheit« heißt auch, daß? mehr Leute im Knast und in Todeszellen sitzen. Die Zahl 
der erwachsenen Gefängnisinsassen in den USA hat sich in den 80er Jahren mehr als 
verdoppelt und ist auf über eine Million gestiegen — die höchste pro-Kopf-Rate der 
Welt. Mehr als 2,7 Millionen Menschen sind auf Bewährung draußen, insgesamt unter- 
stehen somit mehr als zwei Prozent der gesamten US-Bevölkerung irgendeiner »Straf- 
aufsicht«.° Die Gefängnisindustrie expandiert aber nicht zum Schutz vor Diebstahl. 
Staats- und Ortspolizei, Gerichte und Gefängnisse kosteten 1987 50 Mrd. Dollar, wäh- 
rend der Gesamtverlust durch Diebstahl etwa 10 Mrd. betrug. Das Wachstum der Si- 
cherheitsindustrie stellt eher eine Form gesellschaftlicher Militarisierung dar, die das 
konstante Kapital vor den ArbeiterInnen schützen, stabile ArbeiterInnen von instabilen 
trennen und die instabilen in einer Art Bantustans einsperren soll. Im Rahmen der 
Strategie der Ausweitung niedriger Löhne und einer hohen organischen Zusammen- 
setzung ist es extrem wichtig, die ArbeiterInnen genauestens unter Kontrolle zu haben. 
Daher interveniert die Polizei auf allen Ebenen, von Blut- und Urintests über das Wohn- 
und Schlafzimmer bis zum Müll auf dem Bürgersteig.‘ 


Siehe die Statistiken des US-Justizministeriums. Die Zahlen sind von 1988. 


© Die Daten über Sicherheit kommen aus Dollars and Sense, September 1991, und verschiedenen Veröffentlichungen 
des US-Justizministeriums. Zur Analyse der Polizeikontrolle in den USA siehe "Policing US" in Midnight Notes Nr. 
8: Outlaw Notes. 
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Auch die Einwanderung in die USA, die in den 80er.Jahren so hoch war wie zuletzt im 
ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts, trägt zur Zersetzung / Neuzusammensetzung der 
Arbeiterklasse bei. Gutausgebildete Freiberufler — die sich jetzt ganz legal die Aufent- 
haltserlaubnis für eine Million Dollar kaufen können - und illegale Immigrantinnen, 
die vor dem von-den USA organisierten militärischen und wirtschaftlichen Terror in La- 
teinamerika und Asien fliehen, bilden die beiden Pole der Immigrantenbevölkerung. Der 
geschätzte Zustrom bewegt sich zwischen 5,8 Millionen (nach offiziellen Angaben, 
doppelt so viele wie nach offiziellen Angaben in den 60er Jahren) und 10 Millionen 
Menschen.’ Zur Einwanderung kommt noch die Wanderung innerhalb der USA in den 
Süden und Westen, denn in den USA selbst finden in den 80er Jahren dieselben Ein- 
hegungen und Vertreibungen statt wie weltweit. 

In den 80er Jahren hat sich auch das soziale und politische Klima in den USA verän- 
dert. Es unterlag derselben Beschleunigung wie das Büro und die Fabrik, demselben 
Versuch, es durch elektronische Simulationen und Information beherrschbar zu ma- 
chen. Ganz allgemein beruhte die politische Zersetzung der amerikanischen Arbeiter- 
klasse nur zum Teil auf der Ersetzung lebendiger durch tote Arbeit. Kampfstrukturen 
der Arbeiterklasse, soziale und politische Strukturen, Beziehungen und Hierarchien, 
Erwartungen, Beziehungen zum konstanten Kapital, zu den Kapitaleignern und zum Staat, 
Kultur, Zeit und materieller Wohlstand — all das wurde gnadenlos angegriffen. Der beste 
literarische Ausdruck der Zersetzung ist vielleicht die Cyberpunk-Vision einer High tech- ' 
Verelendung voller Virtuelle-Realitäts-Maschinen, Schlafkokons, Plastiknahrung und 
Körperteilemärkte. 

Alles in allem ist die amerikanische Arbeiterklasse verelendet; sie wurde zerteilt und 
nochmal zerteilt, neu gemischt und ihren Chefs gegenüber befriedet; sie muß für weni- 
ger. Geld mehr arbeiten, und sie ist in sich stärker rassisch und geschlechtlich gespal- 
ten. Während die Rezession /Depression im Winter 1991/92 gerade ins zweite Jahr 
geht, ist das politische und soziale Klima von einer spürbaren Wut geprägt, die sich am 
extremsten in ziellosen Morden in Postämtern und Restaurants, auf Parkplätzen und 
Autobahnen ausdrückt. Ein häufig nach innen gerichteter Rassen-, Geschlechter- und. 
Klassenhaß hat sich in den 80er Jahren verstärkt. Anscheinend steht die Arbeiterklasse 
kurz vor der Explosion — oder vielleicht vor einer katastrophalen Implosion. 

All denen von uns, die an diesem Prozeß teilnehmen, ist nur zu schmerzhaft klar, daß 
diese sich neuzusammensetzende Klasse noch keine politischen Formen der Selbstver- 
teidigung, geschweige denn der Offensive gegen das Kapital gefunden hat, obwohl eine 


7 Siehe Statistical Abstract of the US. 1990. 
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ganze Reihe von »Bewegungen« weitergegangen oder neu entstanden sind. Das regenbo- 
genartige Spektrum von Bewegungen, die sich vor allem um Identitätspolitik herum 
organisieren, zeigt, wie traumatisch die Zersetzung gewirkt hat, obwohl es positiv gese- 
hen auch bedeutet, daß Teile innerhalb der Arbeiterklasse sich nicht der Politik der 
weißen, männlichen Gewerkschaften und Parteien unterordnen wollen. Diese fragmen- 
tierten Bewegungen gehen aber praktisch an zwei wesentlichen Tatsachen vorbei: daß 
der Kapitalismus ein Ausbeutungssystem ist, das alle Teile der multikulturellen Arbeiter- 
klasse betrifft und daß sich die Klassenstrukturen der 50er und 60er Jahre nicht wie- 
derherstellen lassen. 


Die Auswirkungen des Golfkriegs auf die US-Arbeiterklasse 


Ein Ziel der US-Invasion in der Golfregion war es, die Lohnhierarchie in den USA noch 
zu verschärfen. Die amerikanischen Truppen am Golf senkten sowohl ihren eigenen 
Lebensstandard wie den der meisten anderen ArbeiterInnen in den USA. Daß die Wüste 
von Kuwait und Irak sicherer war als die Hühnerfleischfabriken von North Carolina 
oder die Straßen von New York, konnten die Soldaten nicht im voraus wissen. Daher 
war der Krieg ein wichtiger Test, ob die bisherigen Lohnsenkungsstrategien funktioniert 
hatten: War die US-Arbeiterklasse als ganze geschlagen genug, um bereit - oder sogar 
darauf aus - zu sein, für nichts zu sterben? 

Den ArbeiterInnen wurde im Gegenzug für ihr Leben nämlich wirklich nichts angeboten 
— oder zählen Siegesparaden? - anders als in anderen Kriegen, wo Vollbeschäftigung 
winkte oder sogar angeblich das Schicksal der Nation auf dem Spiel stand. Sogar die 
den Reservisten angebotenen Deals waren direkt vor der Invasion zusammengestrichen 
worden. Die staatlichen Zahlungen der Universitätsgebühren für Reservisten z.B. wurden 
zu steuerpflichtigem Einkommen erklärt, wodurch sie rapide an Wert verloren und die 
Reservisten-Studenten gezwungen waren, einen (weiteren) Teilzeitjob anzunehmen. 
Wenn amerikanische ArbeiterInnen sich freiwillig melden, um für niedrige Löhne zu 
sterben, dann’ kann der amerikanische Staat seine brasilianisierte Arbeiterschaft als 
Söldner zur Kontrolle von Unruhen auf der ganzen Welt benutzen, während seine restli- 
che High tech-Produktion sich weiterhin im Bereich der in diesen Kriegen eingesetzten 
militärischen Hardware konzentriert. Dazu müssen die gesellschaftlichen und individuel- 
len Löhne für den größten Teil der Arbeiterklasse in den USA niedrig bleiben. Vietnam 
hat gezeigt, daß ArbeiterInnen mit gesicherten Löhnen nicht gerne fürs Kapital kämpfen. 
Die höheren Ölpreise, die das Kapital in den 90er Jahren aus der Arbeiterklasse her- 
ausholen will, bedeuten niedrigere Reallöhne, falls es nicht in den USA und anderswo 
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Kämpfe gibt, die das verhindern. Die Militärausgaben werden hoch bleiben. Früher oder 
später werden Steuern erhoben werden, um den Krieg und die Zinsen für die jahrzehn- 


> telang für Militärausgaben aufgenommenen Anleihen abzuzahlen. Es wird weniger Sozial- 


leistungen, weniger Gesundheitsfürsorge, mehr Obdachlosigkeit und weniger Bildungs- 
qualität und -möglichkeiten geben. 

Die derzeitigen Debatten über die amerikanische Bildungspolitik lassen erkennen, was 
von der kapitalistischen Planung in den USA Rhetorik und was Wirklichkeit ist. Viel 
Trara wurde um eine Strömung gemacht, die die Schaffung einer »Hochqualifikations/ 
Hochlohn-Ökonomie« in den USA fordert. Dazu sollen ArbeiterInnen produziert werden, 
die lesen, schreiben und rechnen, zusammenarbeiten, Probleme lösen und ihre Kreativi- 
tät bei der Arbeit einsetzen können. Wenn es gelingt, solche ArbeiterInnen herzustellen, 
so die Theorie, investieren die Unternehmer in High tech-Produktionen und -Dienstlei- 
stungen, die wiederum die Hochlohnökonomie möglich machen. Als Modelle dafür die- 
nen Deutschland,-Schweden und Japan.° y 

Damit dieser Vorschlag funktioniert, sind riesige Investitionen in den Soziallohn von- 
nöten: in Bildung, Kinderbetreuung, Mutter- und Vaterschaftsurlaub, das Gesundheits- 


‚system, Wohnungen, Verkehrsmittel, Urlaub usw.. Schließlich ist der Soziallohn der 


deutschen, schwedischen und selbst der japanischen ArbeiterInnen allgemein wesentlich 
höher und besser als der der amerikanischen Arbeiterinnen. Für dieses Modell müßte 


‘das Bildungssystem wiederaufgebaut werden, um die hochqualifizierten ArbeiterInnen 


direkt zu produzieren. Daher finanzieren Großkonzerne (z.B. Motorola, IBM, Xerox) 
und große Stiftungen (z.B. MacArthur, Pew, Rockefeller) Berichte, Denkfabriken, Expe- 
simente und Modelle, wie man das Bildungssystem umstrukturieren könnte, während 
die Kandidaten für die Präsidentschaftsnominierung der Demokratischen Partei alle be- 
haupten, sie hätten Strategien, um aus den USA wieder eine Hochlohnzone zu machen. 
Oberflächlich gesehen wirkt es so, als hätten die Konzerne wirklich Interesse, aber wir 
müssen uns fragen: Ist es echt? Tatsächlich gingen noch vor dem Gölfkrieg, aber nach 
dem Fall der Berliner Mauer die Kürzungen der Sozialleistungen weiter und nahmen die 
staatlichen Angriffe auf farbige Menschen und Frauen zu. Vertritt Bush etwa nicht die 
Interessen der Mehrheit der Großkapitalisten? Auch die Investitionsmuster sprechen im 
großen und ganzen dafür, daß die Unternehmer nicht glauben, daß aus den amerikani- 
schen ArbeiterInnen eine hochqualifizierte Arbeiterschaft werden kann. Bei einer Studie 
des Center for Education and the Economy über amerikanische Unternehmen kam 


° Die bekannteste dieser Studien ist: National Center on Education and the Economy: America's Choice: High Skills 
or Low Wages (Rochester, NY: NCEE, 1990) Siehe auch Veröffentlichungen des Business Roundtable und der 
National Alliance of Business. 
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heraus, dal nur fünf Prozent von ihnen die Hochqualifikations- / Hochlohn-Strategie 
umzusetzen versuchten; die anderen setzten den Prozeß der Dequalifizierung fort und 
verlagerten dequalifizierte Teile der Arbeit aus den USA in Niedriglohnländer. Die Kapi- 
talisten sind nach wie vor gegen höhere Steuern für Leute mit Geld — das heißt sie 
selbst: ob privat oder geschäftlich — zur Finanzierung der Veränderungen im Soziallei- 
stungssystem, die für eine High tech / hochqualifizierte / Hochlohn-Ökonomie nötig 
wären. Die Unternehmerorganisationen haben sich auch kein Bein für eine Konversion 
zu einer nicht-militarisierten Wirtschaft ausgerissen. Wenn schon kein bedeutender 
Unternehmer gegen den Krieg war, so hat natürlich erst recht keiner etwas gegen den 
dahinter steckenden Angriff auf die amerikanische Arbeiterklasse. Was die politischen 
Kandidaten betrifft, so hören ihre Pläne bei ihren Krokodilstränen über die Lage der 
»Mittelschicht« auf. 

Die jetzigen Kürzungen der Sozialleistungen und Löhne sind nämlich nur ein weiterer 
Schritt in einem Prozeß, der mit den ersten: Ölpreissprüngen angefangen hat. Daß die 
Großunternehmer und die Regierung sich weigern, in das »Humankapital« zu investie- 
ren, von dem sie immer reden, zeigt, daß sie immer noch nicht glauben, daß aus der 
amerikanischen Arbeiterklasse im allgemeinen jemals produktive High tech-ArbeiterIn- 
nen werden können. Daß die Angriffe auf Bürger- und Frauenrechte weitergehen, ob- 
wohl farbige Menschen bald ein Drittel und Frauen die Hälfte der Arbeiterschaft aus- 
machen werden, unterstreicht das nur. Wir können also nur zu dem Schluß kommen, 
daß das US-Kapital beschlossen’ hat, nicht ernsthaft in Richtung Hochlohnökonomie zu 
investieren. Der größte Teil der amerikanischen Wirtschaft wird sich mit allergrößter 
Wahrscheinlichkeit beschleunigt in Richtung Niedriglohn-Option — also Unterentwicklung 
- entwickeln. 

Falls wir die Niedriglohn-Option nicht verhindern, wird sie dem Kapital eine ganze 
Armee verzweifelter Frauen und Männer sichern, die im Zweifelsfall dafür sorgen wird, 
daß die Lebensbedingungen der amerikanischen ArbeiterInnen immer schlechter werden 
— ganz zu schweigen von den Lebensbedingungen derjenigen auf der anderen Seite der 
Gewehrläufe. Sie wird sehr wahrscheinlich die Rassen- und Geschlechterhierarchien in 
den USA verschärfen. Während es oben und in der Mitte immer dünner werden wird, 
wird die Konkurrenz zunehmen und mit ihr auch die Rassengewalt; und mit der Ver- 
schlechterung der Lebensbedingungen wird auch die nicht entlohnte’' (v.a. Frauen-) 
Arbeit zu Hause und in der community zunehmen, während die glücklichen Arbeits- 
platzbesitzer Wochenarbeitszeiten wie im Frühkapitalismus haben werden. 
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Einige Fotos, die ich nicht 
machen konnte 


1982, nach der israelischen Invasion im Libanon und den Massakern an den 
PalästinenserInnen in den Lagern von Sabra und Shatila, begab sich ein Ge- 
nosse aus London auf eine kleine Forschungsreise. Nachfolgend einige Auszüge 
aus seinem Tagebuch während einer Dampferfahrt auf dem Roten Meer nach 
Akaba. 7 


Rotes Meer, 3.12.82 


Sieben Uhr morgens an Bord der MS Sindibad, die in Dschidda registriert ist und von 
Suez aus südwärts über das Rote Meer nach Akaba fährt. [...]In London hatte ich einen 
Monat lang versucht herauszufinden, ob es auf dieser Route Schiffe gibt. Es gibt tatsäch- 
lich welche. Und der Grund, warum man nichts darüber hört, ist, daß sie nur Arbeite- 
tInnen transportieren und keine TouristInnen. Unter anderem löst Ägypten sein Arbeits- 
losenproblem durch den. Export von Arbeitskraft - und dieses Schiff ist ein schwim- 
mender Arbeitskrafttransporter. Von einer Bevölkerung von vielleicht 46 Millionen 
emigrieren etwa 5 Millionen, um überall in Arabien nach Arbeit zu suchen; vom Irak 


bis Saudi Arabien und noch weiter. Dieses Schiff ist seltsam, denn zu anderen Jahreszei- 


ten transportiert es amerikanische TouristInnen auf Kreuzfahrten, es ist ein wenig luxu- 
riös — aber jetzt ist es gefüllt mit 750 Passagieren, von denen keiner mehr als ein paar 
Worte Englisch spricht. Und unter diesen 750 habe ich nur zwei Frauen gesehen. Es 
sind also 748 Männer. Und eine komplett männliche Besatzung (Griechen, Sri Lanka- 
ner, alle möglichen) [...] 
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Reisende Arbeiter 


Ich habe versucht herauszufinden, woher die Menschen kommen und wohin sie gehen. 
Eine Gruppe von fünf Männern aus Kairo ist auf dem Weg nach Bagdad, um dort zu 
arbeiten. Sie haben Familien in Kairo. Sie erwarten, zehn Monate von zuhause weg zu 
sein. Sie haben keine bestimmten Berufe, machen alles. Eine weitere Gruppe, vier 
Männer, geht auch in den Irak, um in der Ölindustrie zu arbeiten. Einer ist Fahrer: 
Dann eine Zweiergruppe, beide Palästinenser, die in Jordanien leben (der eine wurde 
1948 vertrieben, der andere 1967). Sie sind LKW-Fahrer und fahren mit einem Merce- 
deslaster Obst durch die ganze arabische Welt, vom Libanon bis Saudi Arabien: 

Die Bar. ist gestopft voll. Am Tresen werden arabischer Tee und Käserollen verkauft und 
ein paar Sorten Limonade. Kein Alkohol. Der Zigarettenrauch. hängt schwer im Raum. 
Die meisten Leute sind arabisch gekleidet - mit allen Arten von Kopftüchern und lan- 
gen Gewändern. An ihren Gesichtern und Händen kann man ablesen, daß sie Bauern 
sind, Leute vom Land. Dieselben armen Schlucker, die die letzte Nacht auf dem Boden’ 
vor der Moschee und vor dem Zollhaus in Port Tawfik verbracht haben. Dieselben 
Leute, die vom untersten Polizeiwachtmeister herumgeschubst und angebrüllt werden. 
Dieselben Leute, die warten: bis sie aufgerufen werden, in der Schlange, die in ver- 
hüllten Gruppen durch die Schlitze in den Toren des Docks spähen und warten, bis ein 
Beamter sich herabläßt, von ihrer, Existenz Kenntnis zu nehmen. Immer wieder warten. 
Die Menschen der Erde. Ihre Gesichter und ihre Kleider haben die Farbe der Erde. 
Dunkel und braun. An Bord des Schiffes ist es, als hätte man sie von ihrem Element 
getrennt. Das blau und weiß schäumende Meer ist nicht ihr Element. Unter ihnen 
hämmern die Schiffsmaschinen. Die meisten dieser Menschen vom Land reisen ‚ohne 
Kabine. Eine klassische Migrantenszene aus irgendeiner Epoche — außer daß hier nur 
Männer sind. [...] Ihr Gepäck besteht aus zerbeulten Koffern, die an den Nähten auf- 
platzen. Oder aus Reisetaschen. Manche Reißverschlüsse kaputt. Von Schnüren zusam- 
mengehalten. Einige haben überhaupt kein Gepäck. Wenn sie sich zum Schlafen hinle- 
gen, ziehen sie ihre Plastiksandalen aus und benutzen sie als Kissen. Andere haben 
Plastiktüten mit Eiern und Brot für die Reise. In bestimmten Abständen stehen ein, 
zwei von ihnen auf und gehen zur Backbordseite des Schiffes. Sie nehmen ihre Tücher 
ab und breiten sie auf dem Deck aus. Dann, mit dem Gesicht in Richtung Mekka (das 
immer näher rückt), beginnen sie mit ihren Gebeten. Aber soweit ich sehe, machen das 
nur einer oder zwei. Der Rest redet miteinander. Oder starrt in die schwarze Nacht. 
Einige lesen auch. Und an der fernen Küste zeigt ein flackerndes rotes Glühen, daß dort 
eine Ölquelle ist, an der Gas abgefackelt wird. Längsschiffs überholen uns in der Nacht 
Schiffe. Und über uns sind die Sterne zu sehen, klar, ganz. klar. 


) 
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Die zwei Palästinenser sind wie gesagt LKW-Fahrer. Sie sind von den Israelis aus ihren 
Häusern vertrieben worden: Vertrieben durch wirtschaftliche Notwendigkeit. Einer von 
ihnen sagt, wenn er in Nablus lebte, müßte er (laut Gesetz) jeden Abend nach der 
Arbeit dorthin zurückkehren. Um in Tel Aviv zu arbeiten, müßte er morgens um 4 Uhr 
aufstehen, im Halbschlaf zwei Stunden im Bus sitzen, bis 4 Uhr nachmittags arbeiten 
und dann denselben Weg zurückfahren. Wenn er nach Hause käme, wäre er hundemü- 
de - keine Zeit für seine Frau und Kinder. Also entschied er sich, mit seiner Frau und 
sechs Kindern nach Jordanien zu ziehen und als LKW-Fahrer überall in der arabischen 
Welt zu arbeiten. Die PalästinenserInnen wurden sowohl durch ökonomischen Druck 
als auch durch militärischen Terror aus ihrem Heimatland vertrieben. Ihr Fall ist inter- 
national bekannt. Sie sind eine Armee von Flüchtlingen, von einem Land zum anderen 
getrieben. Aber was ist mit der anderen Armee von Flüchtlingen — der internationalen 
Armee von WanderarbeiterInnen? Die hundert Leute vom Land, die ich sah, wie sie vom 
Einwanderungsbüro in Port Tawfik zum Schiff getrieben wurden, beladen mit Taschen 
und Bündeln, hätten fast Flüchtlinge sein können — außer daß es keine Frauen unter 
ihnen gab, keine kleinen Kinder und keine alten Männer. Die sind auf dem Land zu- 
rückgelassen worden und müssen sich irgendwie durchschlagen. Diese hier waren 
frische Arbeitskraft; Jungs vom Land. Ich beobachtete sie, wie sie sich um die Space 
Invaders und Flipper scharten, die in der Nähe vom Schalter des Zahlmeisters auf dem 
. B-Deck aufgestellt waren. Sie standen da und glotzten. Dies waren keine Stadtmenschen. 
Und ich ‘fragte mich, welche Traditionen von Solidarität sie von ihren Heimatdörfern 
mitnehmen — welche Bindungen und Verbindungen der gegenseitigen Hilfe, des Kon- 
takthaltens, um sich vor der schlimmsten Ausbeutung zu schützen, die sie erwartet. 
Durch welchen Prozeß werden sie:dahin kommen, sich als »Arbeiter der Welt« zu se- 
hen, und durch welchen Prozeß werden sie dahin kommen, sich zu organisieren — in 
Gewerkschaften und politischen Parteien der ArbeiterInnenklasse? Denn solange die rei- 
chen arabischen Herren aus dieser Armee rekrutieren können, wann immer sie wollen, 
sie mit befristeten Verträgen anheuern können, für lange Arbeitstage und für niedrige 
Löhne, wird dieser Prozeß der Organisierung noch lange dauern. Aber Henry Ford hat 
auch über Jahrzehnte eine Politik des Imports beinahe frischer Arbeitskraft vom Land in 
seine Fabriken durchgezogen, aus allen Ländern der Erde - und am Ende haben die 
sich auch organisiert (jedenfalls... beinahe!). 


Was ich sagen will ist, daß die PalästinenserInnen, wenn sie von ihrem Land vertrieben 

werden, weltweite Unterstützung und Solidarität haben. Aber der ägyptische Landarbei- 
ter, der von seinem Land vertrieben, von seiner Familie getrennt, in andere Länder 
vertrieben wird, hat kein Gesicht. Er zieht einfach weiter, als Teil dieser gesichtslosen 
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Masse von Millionen, entwurzelt durch ökonomische Erfordernisse. Es ist fast so, als 
‘ würde er nicht existieren. Er macht nicht Geschichte, er gründet keine Kultür oder 
hinterläßt seinen Namen in leuchtenden Buchstaben. Seine archäologische Hinterlassen- 
schaft wird: in ein paar Jahrhunderten praktisch Null sein — nur Knochen und Lumpen. 
Aber ohne ihn würde nichts gebaut, nichts geschaffen. Ohne ihn und Millionen, die ihm 
gleich sind, aus allen Ländern. 
Es ist etwas Machtvolles um die sieben Männer, die mit Köhtichern und traditioneller 
arabischer Kleidung auf dem Achterdeck im Kreis sitzen, mit übereinandergeschlagenen 
Beinen; sie reden ruhig miteinander und rauchen, während die schwarze See an ihnen 
vorüber in die Nacht rauscht und die Heimat sich immer weiter entfernt. 


Akaba, 4.12.82 


[...] Akaba ist:der Entladehafen für viele der Versorgungsgüter, die dann in den Irak _ 


geliefert werden, um ihn im Krieg zu unterstützen. Container, neue Militär-LKWs und 
“ Jeeps, Stahlrohre und Zementsäcke werden schnell von anderen Schiffen entladen. Aber 
der wertvollste der »ökonomischen Inputs« — die Ladung ägyptischer Arbeiter an’ Bord 
der MS Sindibad — muß warten und warten und warten. Sie warten mit übereinander- 
geschlagenen Beinen auf dem Achterdeck oder über die Backbordreling hängend. Dies 
ist nür eine weitere der rituellen Erniedrigungen, die diese Masse an n lebendiger Arbeit 
erwarten. \ 
Ein anderes Beispiel: "Vom Achterdeck wurden sie ern sernfen) immer zwanzig von 
ihnen. Sie müssen sich in einer Reihe aufstellen, um das Busticket nach Bagdad oder 
. Amman zu kaufen (1200 km nach ‚Bagdad, wahrscheinlich also noch 24 Stunden zu 
fahren). Sie zahlen mit ägyptischen Pfund und erhalten ihr Wechselgeld in jordanischen 
Dinar. Kein Kleingeld wechselt den Besitzer. Das bedeutet, das sie höchst königlich 
beraubt werden. Und sei es auch nur 1,50 DM pro Person, um die sie-geschröpft wer- 
den, so macht das insgesamt doch etwa 100DM aus. Die Hände der Geldwechsler 
bewegen sich schnell — wie die eines Zauberkünstlers. Die Schiffsstewards schreien die 


Leute an, schubsen und schieben sie herum und stoßen sie aus ‘der Tür, bevor sie . 


protestieren können. Überhaupt reicht die Art und Weise, wie ägyptische kleine Beamte 
arme Menschen anschreien und herumschieben, dafür aus, eins in die Fresse zu be- 
kommen. Aber diese Leute vom Land nehmen es gelassen hin. 


7 
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Die Behandlung der ägyptischen Wanderarbeiter 

An Bord befinden sich acht Jordanier, ein Mann mit palästinensischem Paß, ein Englän- 
der (ich selbst), die übrigen sind Ägypter, von denen die große Mehrheit im Irak oder 
‚in Jordanien Arbeit sucht. Der Zahlmeister erwähnt beiläufig, daß acht von ihnen be- 
reits auf der Schwarzen Liste stehen und daß ihnen die Einreise verweigert wurde. [...] 
Angenommen, es werden nur acht von ihnen zurückgeschickt, dann sind das etwa 
1,5’Prozent dieser Schiffsladung lebendiger Arbeit — Menschen, die geknausert und 
gespart haben, um ihre Passage bezahlen zu können, und die bereits 20 Stunden Reise 
auf Deck ertragen haben. Nimm das mal der Anzahl der Schiffe pro Jahr, die diese 
Reise unternehmen, und du hast einen Haufen dieser armen Kerle. 

Einige Zeit später: Nachdem ich endlich meinen Visumsstempel bekommen habe, gehe 
ich,von Bord. Der Erste Offizier des Schiffes — ein Italiener aus Venedig — begleitet 
mich zum Tor des Docks, um Streß mit der Polizei zu vermeiden. Er erklärt mir ein 
paar Dinge. Manchmal befördert das Schiff bis zu 1200 ägyptische Arbeiter, je nach 
Jahreszeit. Wenn sie z.B. in Saudi-Arabien arbeiten, nehmen sie ihren Urlaub bevorzugt 
im Ramadan, weil das Fasten in Saudi zu ernst genommen wird. Er hat selbst miterlebt, 
wie bis zu 30 Männer pro Fahrt bei der Paßkontrolle zurückgewiesen wurden. »Sie 
haben eine Schwarze Liste, und wenn dein Name dem eines Mannes auf der Liste ähnelt 
— ähnelt, nicht einmal genauso lautet — schicken sie dich zurück.« Er sagt mir, ich 
solle mir ansehen, wie sie von den jordanischen Grenzoffizieren behandelt würden. Als 
ich mich umdrehe, war einer der Ägypter in blinder Wut gerade kurz davor, einen 
uniformierten Jordanier zu schlagen, aber er wurde von zwei Freunden zurückgehalten. 
Vermutlich war ihm die Einreise verweigert worden. Der Erste Offizier erklärte: Wenn 
sie die Einreise verweigert bekommen, fahren sie mit dem Schiff nach Dschidda weiter, - 
dann zurück nach Akaba, und schließlich zurück nach Suez. Sie haben kein Geld, um 
die Reise zu bezahlen, also zwingt man sie, auf dem Schiff zu arbeiten. 
Aber er meint, die Art und Weise, wie man sie hier behandelt, sei nichts im Vergleich 
zu dem, wie sie später auf ihrer Reise behandelt werden. »Wir fragen nicht viel, aber 
wir haben gehört, daß einige erschossen worden sind.« Außerdem mögen die Jordanier 
sie nicht, weil sie nur auf der Durchreise sind. Wir wissen wohl, daf3 einige von ihnen 
da hingehen, um im Krieg zu kämpfen — entweder für den Irak oder den Iran. Es 
heißt, daß. Khomeini für ausländische Rekruten pro Kopf 1000 Dollar zahlt. »Offen- 
sichtlich machen das nicht alle. Aber diejenigen, die das machen, kannst du erkennen. 
Sie sehen nicht geknickt aus. Sie sehen aus, als ob sie vor nichts mehr Angst haben.« 
Mittlerweile hatten wir das Tor des Docks erreicht. Wir sagten uns Lebewohl und ich 


Einige Fotos 67 


ging und verhandelte mit einem Mann mit mehreren Goldzähnen und einem schäbigen 
Taxi um den Fahrpreis zur Stadt. Er verlangte mehr als den üblichen Preis; aber zum 
Teufel, ich war froh, da wegzukommen. Doch dann fiel mein Blick auf eine ungeheuer- 
liche Szene. Dutzende von Ägyptern kamen die LKW-Rampe des Schiffes herunter auf 
die Mole, mit Koffern und Taschen auf den Schultern und halb am Gehen, halb am 
Rennen. Bevor sie das Tor des Docks erreichen konnten, wurden sie von einem Halb- 
offiziellen aufgehalten. Sie mußten sich entlang zweier großer aufgestapelter Container 
aufstellen. Als genug von ihnen angekommen waren, wurden sie in Zweierreihen zu den 
Bussen geführt, die sie nach Bagdad bringen sollten. Sie wurden wohl oder übel in die 
Busse gestopft. Irgendwann braucht der Fahrer eines Busse noch einen, um die Zahl 
voll zu bekommen. Er geht rüber zu der Gruppe, die gerade einen anderen Bus be- 
. steigt. Er sagt auf Arabisch: »Ich brauche eine einzelne’Person nach Bagdad.« Niemand 
tritt vor. Sie reisen alle in Gruppen zu zweit oder dritt, mit Freunden oder Familien- 
angehörigen, wegen der Unterstützung und Solidarität auf der Reise. Der Fahrer geht 
hin, legt einem von ihnen die Hand auf die Schulter und zieht ihn zu seinem Bus. Seine 
Gefährten heben die Hände in hilflosem Protest — ein Auge auf ihn gerichtet, wie er 
weggeschleppt wird, und das andere auf den eigenen Bus, der ohne sie losfahren 
könnte, falls sie losgingen, um ihn zurückzuholen. Resigniert rufen sie hinter ihm her, 
er solle an diesem und jenem Platz in Bagdad warten. Aber angesichts der Unwägbar- 
keiten der Reise werden sie ihn ‚dort vielleicht verpassen oder Tage auf ihn warten 
müssen. 


Auf dem Schiff hatte ich gezögert, die Männer zu fotografieren. Ich mache nicht gerne 
Fotos von Armut und Elend. Meine Kamera hat vermutlich mehr gekostet, als diese 
Männer in einem Jahr verdienen. Aber als ich sehe, wie sie vom Schiff heruntergetrie- 
ben werden wie Vieh, nehme ich meine Kamera und mache ein erstes Foto. Hinter mir 
‚höre ich eine Stimme rufen: »Mister!«. Ich nehme meine Kamera ein zweites Mal hoch 
und mache ein zweites Foto. Dann drehe ich mich zu dem Fußgetrappel hinter mir um. 
Der uniformierte Obergefreite vom Tor des Docks kommt zornig an: »Fotografieren ver- 
boten.« Das, mein Freund, ist der Grund, warum ich Dir dieses »verbale Foto« ge- 
schrieben habe. R 
Auf dem Weg nach Akaba-Stadt: ist auf der rechten Seite das Ausreiseterminal des Ha- 
fens für Passagiere. Tatsächlich sieht es eher wie ein Konzentrationslager für diese 
abreisenden Arbeiter aus. [...] , \ 
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Akaba, 8.12.82 
Der englische Fahrer 


Ein englischer Fahrer (na gut, ein Waliser aus Cardiff). Fährt seinen eigenen Magirus 
Deutz 232 Diesel. War neun Monate in Jordanien. Vor einem Jahr lief das Geschäft, die 
ganze Zeit Arbeit. Jetzt verbringt er die Zeit damit, auf dem Zollparkplatz seine Ma- 
schine zu warten. Die Arbeit ist weniger geworden. Teils, weil der Irak wegen der 
Militärausgaben alle nicht lebensnotwendigen zivilen Projekte stoppte (und damit der 
Fluß bestimmter Waren abnahm). Und teils, weil auf einmal bulgarische LKWs und 
Fahrer hier auftauchen. Irgendwie müssen sie von der bulgarischen Regierung sub- 
ventioniert werden. Sie unterbieten die örtlichen Transporttarife. [...] 


Der deutsche Subunternehmer 


Ein abgewrackter deutscher Subunternehmer. Gestern morgen. Arbeitete, auf einer 
Baustelle, baute einen Flughafen im Irak. Militärprojekt. Er war gerade gefeuert worden. 


Ich finde, er trinkt zu viel. Der Flughafen von einer deutsche Firma gebaut. Sie beschäf- 


tigen 2700 Arbeiter. 2000 davon sind Inder, viele Sikhs. Importierte Arbeitskraft. 500 
sind Pakistanis. Der Rest sind Iraker aus der Umgegend. Er stellt nicht gerne arabische 
Arbeiter ein. Er sagt, die Iraker rauszuschmeißen sei fast unmöglich, außer wegen 
richtiger Verbrechen. Interessanterweise sagt er, die Inder seien außerdem körperlich 
stärker. Die Kosten für die Ausbildung ihrer Muskelkraft werden natürlich in Indien 
bezahlt. Er findet sie auch disziplinierter als Araber. Sie machen jede mögliche Über- 
stunde. Sie haben Angst, ihre Arbeit hier zu verlieren, weil zu Hause Arbeitslosigkeit 
herrscht, die Löhne niedrig sind, und sie Familien ernähren müssen. Die Arbeiter be- 
kommen 52 Dinar im Monat. Das ist ungefähr der von der irakischen Regierung festge- 
legte Mindestlohn. Etwa 60 DM die Woche. 

Flughafenbau ist eine hochtechnische Angelegenheit. Ich spreche mit einem reisenden 
Techniker einer deutschen Firma, die Labors für Bodenproben an den Irak verkauft, 
mit denen sie den Untergrund für Straßen und das Baumaterial für Landebahnen testen 
können. Ein Jumbojet wiegt vielleicht 320 t. Dieses Gewicht landet auf acht Rädern, die 
eng beisammen stehen. Bei der gegenwärtigen Intensität des Krieges landen vielleicht 
100 Jumbos am Tag. 32 000 t, die täglich an etwa demselben Punkt einer Landebahn 
herunterkommen. Die Landebahn darf nicht kaputtgehen. Das bedarf fortgeschrittener 
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Technologie. Zu seinem Job gehört es, viel Zeit an der Front zu verbringen. Unnötig zu 
sagen, daf3 seine deutschen ‘Arbeitgeber ihn gut bezahlen. Er hat diesen Job mehrere 
Jahre in arabischen Ländern gemacht. Er spricht kaum ein Wort Arabisch. Der gefeuer- 
te deutsche Subunternehmer spricht ebenfalls kein Arabisch. Überdies trinkt er Bier 
zum Frühstück. Sie sind beide widerlich. 


Der philippinische Maurer 


[...] Ein philippinischer Maurer bot mir an, meine Dollars zu wechseln, zu einem weit 
günstigeren Wechselkurs, als ihn die örtlichen Beduinen anboten. Er schätzt, daß etwa 
1000 Filipinos/as in Jordanien arbeiten. Hier verdienen sie etwa das Dreifache dessen, 
was sie zuhause bekämen. Er spart 450 Dollar im Monat und schickt sie nach Hause an 
“ seine Familie. Zu Hause hatte er acht Jahre als Systemanalytiker für Kalamazoo gearbei- 
tet. Er zieht es vor, hier zu arbeiten, in diesem ultrakonservativen, orthodoxen, muslimi- 
schen Nest, auf dem Bau, für irgendeine neue Bank in der Stadt. Er ist hier mit weite- 
ren Filipinos. Ihnen gefällt das Leben hier. Den Jüngeren gefällt das Abenteuer, andere 
Länder zu sehen. Er hat mal fünf Monate ohne Lohn auf einer Großbaustelle in Akaba 
gearbeitet, aber irgendwie schert er sich nicht drum. Auf dieser Baustelle gab es eine 
große Auseinandersetzung zwischen 50 Ägyptern (»das waren richtig große Kerle«) und 
100 Filipinos, bewaffnet mit Schaufeln (»wir waren ziemlich klein«). Es ging darum, 
daß die Ägypter ihnen den Zement stahlen. Drei Ägypter mußten ins Krankenhaus, und 
ein Filipino. [...] 
Der Mann ist übrigens zweiundfünfzig. Ich hätte gewettet, er sei zweiundzwanzig. Sein 
Vater lebt noch, er ist achtundneunzig. Er selbst macht jede Woche einmal Wasser- 
therapie: einen Tag nimmt er nichts Festes zu sich, nur Flüssigkeiten. Das reinigt das 
System. Ich stelle fest, daß alle Filipinos, die ich treffe, interessante Dinge über den 
Körper, über Medizin usw. zu sagen haben. Übrigens scheinen sie unter den Wander- 
arbeitern in dieser Region einzigartig zu sein — auch die Frauen kommen hierher, z.B. 
als Krankenschwestern nach Amman. [...] 


70 i Thekla 17 


2 


Entwicklung und 
Unterentwicklung in Nigeria 


| Silvia Federici 
Das Dorf liegt genau da, wo der Qua-Fluf3 — eine der großen wasserführenden Arterien 
des südöstlichen Nigeria — in den Atlantik mündet, an einem Strand, an dem früher für 
Tausende von Sklaven ihre Zwischendeckpassage nach Amerika begann. Es besteht aus 
einigen Wellblechhütten mit Lehmboden und gerade genug Platz für einige Utensilien 
und Betten, die sich wohl fünf oder sechs Menschen teilen. Kinder rennen Kerum, 
Frauen zerstampfen Yamswurzeln, sortieren Erdnüsse oder pressen rotes Öl aus Palm- 
kernen. Das sind die Hauptaktivitäten an einem durchschnittlichen Tag. Keines der 
Häuser hat fließendes Wasser, wenige haben Strom. Mittendrin die »Dorfkneipe«, in die 
abends Männer kommen, um etwas zu trinken und sich vielleicht den Körper der Frau 
zu teilen, der der Laden gehört. Auch hier ist die Toilette der Busch. Das Essen besteht 
aus einem bißchen Suppe aus Palmöl, Gemüse und einigen Stückchen getrocknetem 
Fisch oder Fleisch (für die, die sich das leisten können). Zigaretten werden einzeln ver- 
kauft, ein Fernseher ist der einzige Komfort, den der Ort bietet. ' 
Und doch wäre es ein Fehler, aus-alldem zu schließen, dieses Gebiet sei unterentwik- 
kelt. Denn nur eine Meile weiter unten am Strand liegt eine der großen Ölanlagen des 
Landes. Sie gehört der Firma Mobil Oil, die seit fünfzehn Jahren Öl und Reichtum aus 
‚dieser scheinbar abgelegenen Ecke der Welt fördert. Die Anlage von Mobil Oil ist ein 
riesiges weißes, rundes, raumschiffähnliches Gebilde, das nach Millionen von Dollars‘ 
und einer der entwickeltsten Technologien in der »Ersten Welt« aussieht. Nachts strahlt 
sie in einem unheimlichen Licht, das zusammen mit den Gasfackeln den Himmel er- 
leuchtet wie den im Norden New Jerseys. 


In der Nähe liegt der Flughafen, denn die leitenden Angestellten wohnen lieber in Lagos 
- trotz aller Proteste der örtlichen Häuptlinge, die sie immer wieder bitten, , zur Ent- 
wicklung der Gemeinde beizutragen. Auch die Lebensmittel für die Anlage werden 
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‚eingeflogen, genau wie alle Arten von Unterhaltung für die Arbeiter, von denen viele 
Ausländer sind — Amerikaner, Europäer, Libanesen —, obwohl man bei der »niedrigen« 
Handärbeit auch Nigerianer findet, die (allmorgendlich mit dem Bus) aus den umlie- 
“genden Dörfern eingesammelt werden. 
Anscheinend ist die Mobil Oil-Anlage, die im Februar 1985 ihre erste Milliarde Barrel 
feierte, also eine Insel ganz für sich. Sie und das Dorf leben in zwei getrennten Welten, 
in zwei Zeiten und ganz sicher auf zwei verschiedenen, nicht miteinander vergleichbaren 
Lebensstandards. Die beiden Welten berühren sich nur in der »Kneipe«, wohin abends 
sogar die mbakara (weißen) Männer kommen, die wie fremdartige Tiere auf der Su- 
che nach ein bißchen Sex oder vielleicht nur einer Unterbrechung ‘der Routine den 
Strand entlang wandern. Aber das ist kein Beispiel für eine »Koexistenz« von Entwick- 
lung und Unterentwicklung. Denn wie in anderen ölprodüzierenden Gebieten ist die 

' Ölgesellschaft weitgehend verantwortlich für die verarmten Bedingungen, unter denen 
die Menschen im Dorf leben. Nicht zufällig sind alle Straßen in der Gegend — außer 
der Betriebsstraße der Ölgesellschaft - Schlammpfade, die sich in der Regenzeit in 
kleine Flüsse zu ‘verwandeln drohen. Schlechte Straßeri halten Neugierige fern und 
verringern Kontakte mit den verärgerten Menschen, die ringsum leben. Dasselbe gilt für 
die Einstellungspraxis. Ausländische Arbeiter werden nicht so sehr wegen ihrer Fähig- 
keiten geschätzt (die lassen sich schnell lernen), sondern- weil sie nicht auf örtliche 
Unterstützungsnetze zurückgreifen oder den Forderungen ihrer Familien nachgeben 
können. El, j 

“ In einer noch krasseren Form bedeutet Zntwicklung hier sofort Unterentwicklung. Öl- 
förderung und Probebohrungen haben die Umwelt ruiniert und viele Menschen ihrer 
traditionellen Formen, den Lebensunterhalt zu bestreiten, beraubt. Wegen der Ölver- 
schmutzung steht den DorfbewohnerInnen immer weniger Fisch als Nahrungsmittel zur 
Verfügung. Auslaufendes Öl verseucht auch das Ackerland und beeinträchtigt?die Ge- 
sundheit der Menschen, die jetzt an denselben Krankheiten leiden wie die Menschen in 
Teilen New Jerseys, ohne daß sie die (wenn auch begrenzten) medizinischen Behand- 
lungsmöglichkeiten hätten wie die Menschen in den USA. Das Abfackeln von Gas ist ein 
weiteres Beispiel, wie sich Entwicklung in geplante Unterentwicklung verkehrt. Seit die 
Anlage in Betrieb ist, fackelt Mobil Oil (wie alle anderen Ölgesellschaften) täglich Gas 


ab, mit der Begründung, es habe »keinen ökonomischen Wert«, was schlicht und ein- 


fach heißt, daf3 Mobil seine Verarbeitung nicht genügend Profit, bringt. Und so geht (seit 
Jahren) ein potentiell unermeßlicher Reichtum in Rauch auf, der die DorfbewohnerIn- 
nen mit Treibstoff, Strom und anderen grundlegenden Bedarfsgütern versorgen könnte. 
Derweil erfrieren in den USA im Winter Menschen, weil die Gaspreise so stark gestiegen 
sind, daß sie sich keine ausreichende Heizung mehr leisten können. 


> 


\ 
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In dieser Gegend fördert Mobil Oil das Öl mit Bohrinseln im Meer. In anderen Gebie- 
'ten hieß Ölförderung, daß das Land von den Bauern enteignet werden mußte, meist das 
“ fruchtbarste, da Öl gern in feuchten Gebieten mit reichlichen Ernten vorkommt. Zur 
Enteignung des Landes diente das Landnutzungsdekret von 1978 (als die Ölpreise zu 
steigen begannen), das allen Grund und Boden im Land nationalisierte. Zunächst beka- 
men die DorfbewohnerInnen Entschädigungen für gefällte Bäume und entgangene Ern- 
ten: Im Ölgeschäft ist Zeit Geld, und sobald die Ölgesellschaften grünes Licht bekommen 
hatten, ließen sie die Bauern ihre Ernten nicht mehr einbringen.. Aber viele Bauern 
warten immer noch darauf, daf3 sie wenigstens das bißchen Geld bekommen, das ihnen 
versprochen worden war. Währenddessen kündigte die Regierung an, es werde ab jetzt 
keinerlei Entschädigungen mehr geben, denn das Land gehört jetzt der Regierung, und 
Leuten Geld dafür zu geben, könnte diese auf dumme Gedanken bringen. Die Dörfer in 
den Ölgegenden haben oft rebelliert und »die Dinge selbst in die Hand genommen«. 
Aber das ist selten geworden, denn nach den Bestimmungen zur Wirtschaftssabotage im 
Dekret 20 von 1984 gilt die Teilnahme an jeglichen Handlungen, die den Betrieb der 
Ölgesellschaften unterbrechen, als Kapitalverbrechen. 
In diesem Zusammenhang bedeutet Entwicklung für diejenigen, die das Pech hatten, in 
der Nähe von Öltümpeln zu leben, den Verlust von allem, was sie hatten, angefangen 
bei ihrem Land und ihren Ernährungsgrundlagen. Bekommen haben sie dafür nur 
Gesundheitsprobleme. Mobil Oils einziger »positiver Beitrag« an die Gemeinde ist, daß 
sie gelegentlich Stipendien für »begabte« Kinder stiften; Gleichzeitig sehen die meisten 
Dorfkinder nie ein Buch, selbst wenn sie es schaffen, in die Grundschule zu kommen. 
Wenn sie groß sind, müssen die meisten aus der Gegend weggehen, denn außer einigen 
Jobs bei.der Ölgesellschaft gibt es für sie keine Arbeit. Und während ihr Reichtum in 
Rauch aufgeht oder nach New York und anderen Kapitalmärkten unterwegs ist, bleibt 
ihnen also wieder nur die Überfahrt im Zwischendeck, diesmal in die Großstädte, wo 
sich die Landlosen Nigerias sammeln und zur Angst der Regierung vor einer »Bevöl- 
kerungsexplosion« beitragen. 
Port Harcourt, Nigeria, 1985 
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Widerstand und untergründige Protest- 
formen des Erdölproletariats in Nigeria’ 


Julius O, Ihonvbere 


Die Mehrzahl radikaler Arbeiten über die Arbeiterbewegung in Nigeria konzentriert sich 
auf offen zutage liegende Indikatoren für Bewußtsein, insbesondere auf Streiks und auf 
das Verhältnis zwischen politischen Parteien,dnd Gewerkschaften. Dies geschieht haupt- 
sächlich, weil diese Indikatoren für Aktionen der Arbeiterklasse leichter meßbar sind. 
Das Ergebnis ist im Endeffekt »zuviel Vertrauen auf Daten über Streiks, gewerkschaftli- 
chen Organisationsgrad, offenen politischen Widerstand und, in den meisten Fällen, 
wenig Material und Einschätzungen über die stillen, unorganisierten, verdeckten Antwor- 
ten« der ArbeiterInnen.? Es ist sicher wichtig, sich mit dem offenen Widerstand der Ar- 
beiterInnen gegen ihre Ausbeutung und Kontrolle zu beschäftigen. Aber es ist auch drin- 
gend notwendig, jenen Protestformen größte Aufmerksamkeit zu schenken, die nicht 
direkt quantifizierbar sind und mühsame Studien erfordern, um sie ans Tageslicht zu 
bringen und zu verstehen. Es ‚ind dies die untergründigen im Gegensatz zu den offe- 
nen Protestformen. - 
Untergründige Widerstandsformen sind Aktionen, die von ArbeiterInnen — meist indivi- 
duell oder in kleinen Gruppen —, angewandt werden, um es ihren Arbeitgebern »mit 
gleicher Münze heimzuzahlen« oder der Ausbeutung etwas entgegenzusetzen. Sie sind 
informell oder »untergründig« und machen einen Teil der »alltäglichen Bewußtseins- 


* 


" Das ist die überarbeitete Fassung eines Papiers, das auf der Internationalen Konferenz über »Energie, Self-reliance 
„und nationale Entwicklung« vorgelegt wurde, die von der Forschungsgruppe Energie und soziale Entwicklung, 
„Fakultät der Sozialwissenschaften, Universität von Port Harcourt, vom 16.-19. Oktober 1985 durchgeführt wurde. 

Die Arbeit beruht auf Daten, die bei einer Feldforschung zwischen Mai 1983 und April 1985 in Lagos, Warri und 
Umgebung gesammelt wurden. 


Robin Cohen, »Resistance and Hidden Forms of Consciousness Amongst African Workers«, Review of African 
Political Economy Nr. 19 (September-Dezember 1980), S. 8. 5 j 
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und Aktionsformen« des Proletariats aus.’ Auf den ersten Blick wirken sie unorgani- 
siert, vereinzelt, irrational und sogar weitgehend wirkungslos in bezug ‚auf bestehende 
Produktionsverhältnisse. Eine sorgfältige Untersuchung würde jedoch das Gegenteil 
beweisen, 

Eine abschließende Analyse untergründiger Protestformen ist äußerst schwierig. Es 
erfordert großes Vertrauen, bevor einE ArbeiterIn die Teilnahme an solchen Protestfor- 
men zugibt. Denn mit solchen Handlungen verstoßen die beteiligten ArbeiterInnen mit 
voller Absicht gegen die Betriebsordnung und gegen die Gesetze. Außerdem können 
solche meist individualistischen Kampfformen die/den ArbeiterIn den Job kosten oder 
anderweitige schwere Sanktionen nach sich ziehen, wenn etwas herauskommt. 


\ 


Untergründige Widerstandsformen im Ölsektor 


Obwohl die Zahl der Ölarbeiter nicht groß ist — sechs Prozent aller ArbeiterInnen in 
der modernen Arbeiterschaft Nigerias,.vier Prozent in Trinidad und Tobago, ein Prozent 
im Iran (nach Halliday) und weit weniger in Saudi Arabien und Libyen — haben sie. 
eine strategische Stellung, um militante Aktionen durchführen zu können. Dies zeigte 
sich in den Fällen Iran und Trinidad und Tobago.‘ 

Wie bei anderen ArbeiterInnen auch sind beim Ölproletariat in Nigeria untergründige 
Protestformen üblich. Natürlich wissen die Ölgesellschaften, daß die Ölarbeiter häufig 
solche Strategien anwenden. Deshalb ist die Überwachung auf den Ölplattformen beson- 
ders streng. Im Tarifvertrag zwischen der Keydrill Nigeria Limited und der NUPENG 
{National Union of Petroleum and Natural Gas Workers} beispielsweise listete die Ölge- 
sellschaft einige dieser Protestmethoden auf, einschließlich Diebstahl, Betrug, Schlafen 
im Dienst, Drogenbesitz und -gebrauch und Arbeit unter Drogeneinfluß sowie böswillige 
Beschädigung von Betriebseigentum. Jedem Arbeiter, der eines dieser Vergehen über- 
führt wird, droht die fristlose Kündigung. Diese Politik ist bei allen Ölgesellschaften 
üblich. 


3 ebenda, $.9. 


Siehe Fred Halliday, ran — Analyse einer Gesellschaft im Entwicklungskrieg, Rotbuch 203, Berlin 1979; Peter 

Nore and Terisa Turner (Hrsg,), Oil and Class Struggle (London: Zed Press, 1980) und Julius O0. Ihonvbere, 

Labour, State and Capital in Nigeria’s Oil Industry (erscheint demnächst). ; 

Ich habe viel Mühe darauf verwandt, einige der verdeckten Protestformen, die ich in diesem Papier behandle, zu 

überprüfen. Einige, die ich nicht überprüfen konnte, und andere, die zwar ernsterer Art sind, die ich aber nicht 

darstellen kann, ohne die Identität der TäterInnen zu offenbaren, habe ich weggelassen. Diese Aktionen werden 
f » (Fortsetzung...) 
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Im Verlauf meiner Feldforschungen entdeckte ich, daß sich die ArbeiterInnen der 
Versorgungsfirmen stark auf diese untergründigen Widerstandsmethoden verlassen. Alle 
Firmen, bei denen ich Interviews machte, haben bestätigt, daß diese ArbeiterInnen, die 
im allgemeinen keine besondere Ausbildung haben (gewöhnlich haben sie die Grund- 
schule besucht und wurden an ihrem Arbeitsplatz angelernt), sich an solchen Protest- 
formen beteiligen. Die Firmen stimmten darin überein, daß Vorfälle wie Diebstahl, Ab- 
sentismus, Beschädigung von Firmeneigentum, Materialverschwendung, Sabotage und 
»verbale Ausfälle« gegenüber ausländischen und einheimischen Vorgesetzten häufig 
vorkamen. Natürlich gibt es diese Protestformen nicht nur in der Ölindustrie. Abgesehen 
davon, daß praktisch alle Versorgungsfirmen sich über die Zerstörung und Verschwen- 
dung von Betriebseigentum durch »Geisterhand« beschwerten, was zum Verlust von 
. Tausenden von Naira [nigerianische Währung; offizieller Kurs 1990: 1 Dollar = 9,49 
Naira] führte, ist ein Muster leicht erkennbar: Vorfälle von Verschwendung, Sabotage, 
Beleidigungen, »Zuspätkommen« und »Krankheit« traten häufig im Vorfeld von Arbeits- 
kämpfen zwischen den verschiedenen. örtlichen Gewerkschaften und dem Management 
' auf‘ In diesen Zeiten verleihen die Arbeiter »ihrer Unzufriedenheit und Bereitschaft 
zum Machtkampf mit dem Management« Ausdruck, indem sie »alle möglichen Formen 
von Krankheit, Diebstahl von Firmeneigentum, Spottlieder über das Management und 
alle möglichen Arten rassistischer Beleidigung der ausländischen Beschäftigten« erfin- 
den.” Solche Widerstandsformen verstärkten sich natürlich, wenn formal ein Arbeits- 
kampf begonnen wurde. Die aktuelle oder vorweggenommene Zunahme solcher Sabota- . 
gehandlungen zwingt das Management oft dazu, bei den Gesetzeshütern Hilfe zu suchen: 
»Wir können keine genauen Statistiken liefern. Aber selbst in dieser Versorgungsfirma 
hatten wir einige Erfahrungen mit Arbeitern, die absichtlich unser Eigentum zerstörten. 
Die meisten sind gefühllose Leute, die bedenkenlos eine Ölplattform in Brand stecken 
würden. Deswegen gehen wir kein Risiko ein. Beim geringsten Anzeichen von Unzufrie- 
denheit versuchen wir, solche Aktionen von »unbekannten« Arbeitern im Keim zu erstik- 
ken. Aber es stimmt: Verschwendung von Lebensmitteln und Rohstoffen auf der Platt- 
form, absichtliche Umweltverschmutzung, um zwischen den ölproduzierenden Gemeinden 
und der Firma Zwietracht zu säen, und die Beschädigung von Betriebseigentum wurden 


°(...Fortsetzung) 
entweder noch untersucht, verursachten ernsthafte Konflikte oder kosteten die Gesellschaften viel Geld. Ich mußte 
meinen InformantInnen zudem absolute Anonymität und Verschwiegenheit zusichern. 


Informationen aus der Feldforschung bei größeren und kleineren Ölgesellschaften und Versorgungsgesellschaften in 
Warri und Umgebung, Juni 1983 bis März 1984. 


Interview bei einer kleineren Ölgesellschaft, Warri, November 1983. 
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angewandt, um die Firma unter Druck zu setzen.«° 
Für das Management der Firmen sind diese Protestformen Erscheinungen der »Schlech- 
tigkeit, Herzlosigkeit, des Mangels an Sympathie und manchmal der Unreife«; sie kön- 
nen »kaum als Taktiken angesehen werden, um Druck auszuüben und Forderungen 
durchzusetzen, denn die Firmen sind nicht dumm.«’ Die Arbeiter sehen das oft ganz 
anders. Einige meiner Interviewpartner in Warri und Ughelli {zwei Städte und Zentren 
der Ölindustrie im südöstlichen Nigeria am Nigerdelta}, die nach eigener Aussage an - 
einigen Sabotagehandlungen auf den Ölplattformen und sogar am Diebstahl von Firmen- 
eigentum beteiligt gewesen waren, sahen ihre Aktionen als Weg, »einen Teil des Profits 
zu bekommen, den die Ogas jeden Tag machen.«' 
Ein älterer Monteur drückte es so aus:. 
»Wir wissen, daß derlei Handlungen für das Management grausam und kostspielig sind. 
Aber genau das wollen wir ja. Wir zerstören nicht jeden Tag Firmeneigentum, sondern 
wenn es die Lage erfordert. Uns macht das auch keinen Spaß; unsere Gewerkschafts- 
führer werden diese Aktionen niemals unterstützen, denn sie, folgen gern festgesetzten 
Prozeduren zur Beilegung von Arbeitskämpfen. Aber egal, was die Leute sagen oder 
denken, unsere Sabotageakte haben immer sofort die Aufmerksamkeit des Managements 
auf sich gezogen." 
Sicherlich übermitteln solche Widerstandshandlungen dem Management Signale, daß 
»jemand wütend ist oder daß einige Leute über irgend etwas wütend sind.«'” Wenn sie 
etwas stehlen, sehen die Arbeiter den Erlös als Aufbesserung ihres Lohns. Nur in die- 
sem Kontext können wir es ansehen als Weg, einen Teil dessen zu bekommen, woran 
sich die Ogas erfreuen. 
»Natürlich wissen wir, daß wir unsere Jobs verlieren oder im Gefängnis landen können. 
Aber auch die Firmen werden ihr Eigentum und ihre Arbeiterinnen verlieren, genauso 
wie ihre Verträge; oder sie können echte Schwierigkeiten mit den örtlichen chiefs und 
communities bekommen. Aktionen, die die Macht und die Profite dieser ausländischen 
Konzerne gefährden, sind der einzige Weg, um unsere Macht zu zeigen. Eine offene 
Konfrontation können wir uns sicher nicht leisten.«" 


a.a.0.; der Interviewpartner ist ein höherer Vorgesetzter. 
a.a.0. 


Interview mit Mr. Chidozie, einem Arbeiter bei einer größeren Versorgungsgesellschaft, Warri, Dezember 1983. Oga 
heißt Boß. 


Interview mit P.0.0. Brown, einem Arbeiter bei einer großen Ölgesellschaft, Ughelli, Dezember 1983. 
"? ebenda. 


Interview mit einem Ölarbeiter bei einer großen Ölgesellschaft, Warri, Shell Depot, Dezember 1983. 
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- Die ArbeiterInnen’ verlassen sich auf Sabotage, um die Aufmerksamkeit des Mänage- 
ments auf ihre Unzufriedenheit zu lenken oder »um Warnschüsse abzugeben«, bevor 
die Tarifverhandlungen mit den Gewerkschaftsvertretern beginnen. Firmenfahrzeuge 
werden in Brand gesetzt, Kräne umgestürzt, Graffitis an die Wände gemalt, Türschlüssel 
gehen verloren oder auf den Ölplattformen werden Funkgeräte beschädigt. Manchmal ist 
es der einzige Zweck von Sabotagehandlungen, den Betriebsablauf zu verlangsamen, 
besonders wenn Konzerne ankündigen, daß einige Ölquellen demnächst aufgegeben 
werden sollen. In diesem Fall ist das Ziel, Entlassungen zu verhindern. Oft werden auch 
neue Maschinen, die Arbeitskraft einsparen sollen, beschädigt, um einen Stellenabbau zu 
verhindern. 

Da gibt es z.B. den Fall einer Versorgungsfirma in Warri, die eine Maschine importierte, 
deren Wert ein Gewerkschafter auf etwa 1,8 Mio. Naira schätzte. Diese Maschine hätte 
viele Arbeiter wie Schweißer, Aufseher, Schlosser usw. arbeitslos gemacht. Innerhalb 
einer Woche hatten Arbeiter sie praktisch demontiert. Sie stahlen Teile und versenkten 
diese im Meer. Bis zum heutigen Tag liegt der Rest dieser Maschine nutzlos auf dem 
Betriebsgelände herum. i 

Obwohl die Firmen keine Daten über »Krankheiten« und »Zuspätkommen« veröffentli- 
chen, fand ich heraus, daß nur wenige ArbeiterInnen die ihnen monatlich zustehenden 
bezahlten Krankheitstage und medizinische Behandlung nicht in Anspruch nehmen." 
Wenn jemand zu spät zur Arbeit kommt, kann das heifgen, daß er den Firmenbus ver- 
paßt hat, der ihn in seiner Stadt oder Siedlung abholt. Er kann das Boot oder den Heli- 
kopter zur Plattform verpafßt haben und verliert somit den Lohn für diesen Tag. »Ein 
Großteil des »Zuspätkommens« findet während der Pausenzeiten statt. Sie gehen zehnmal 
in der Stunde-aufs Klo, kratzen sich am Rücken, an der Nase, an den Beinen, anstatt zu 
arbeiten.«® Sobald ein Arbeiter sich zur Arbeit meldet und über eine Krankheit klagt, 
hat er das Recht, zum Betriebsarzt zu gehen. Trotzdem bekommt er seinen Tageslohn. 
Daß die Leute so oft »krank« sind, könnte also ihr Versuch sein, der Arbeit: zu entge- 
hen oder das Arbeitstempo zu senken. Andererseits könnten sich die Arbeiter die 
Krankheit auch bei der Arbeit zugezogen haben. Von Betriebsärzten, von Aufsehern und 
von Personalchefs erfuhr ich, daß ArbeiterInnen oft ihre Familienangehörigen und Ver- 


Informationen aus der Feldforschung, gesammelt in einem Krankenhaus in Warri, das die Arbeiter zweier großer 
Ölgesellschaften behandelt, im November und Dezember 1983. 


Interview aus der Feldforschung, Warri, Dezember 1983. Laut diesem Aufseher tun die Arbeiter das »einfach, um 
sicherzustellen, daß wir die Arbeit nicht rechtzeitig fertigbekommen. Die befristet Eingestellten oder auf Tagelöh- 
nerbasis Arbeitenden sind dafür am ehesten bekannt. Also tun wir {die Aufseher} das’ Menschenmögliche, um sie 
am Arbeiten zu halten.« 


. 
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wandten zum Arzt mitbringen, um ihren Anspruch einzulösen. Es gab tatsächlich Fälle, 
in denen »Arbeiter behaupteten, sie litten an bestimmten Krankheiten, um Medikamente 
zu bekommen, die sie dann an Verwandte und Freunde weitergaben.«'* Arbeiter, die 
ich im Verlauf meiner Feldforschungen interviewte, bestritten das nicht. Ein Monteur 
sagte: 
»Arzneimittel sind in der Stadt so teuer, daß wir sie uns nicht leisten können. Darüber 
hinaus sollte der-Betrieb für die Behandlung von allen sorgen, die von uns abhängig 
sind, von entfernten und nahen Verwandten; denn diese Leute erhalten uns am Leben, 
glücklich und wohlauf, so daß wir in der Lage sind, für die Firmen zu arbeiten. Wenn 
wir unglücklich sind oder es uns geht, können wir nicht arbeiten, und die 
Firmen können keinen Profit machen.«' 
Dies’ist wohl eine unbewußte Reaktion auf eine medizinische Versorgung, die als un- 
gleich empfunden wird, so großzügig sie auch scheinen mag. Die Versorgung gilt ge- 
wöhnlich für den Arbeiter, seine Frau und seine Kinder. Die meisten Arbeiter leben 
aber mit ihren Vätern, Müttern und anderen älteren ‘Verwandten zusammen. Firmen- 
sprecher behaupten übrigens, .daß Arbeiter der Kategorie 2 und 3 häufiger solche Pro- 
teste veranstalten.'® Ironischerweise waren diese Arbeiter auch am stärksten gegen die 
Firmen und ihr Sozialsystem eingestellt. Ich habe nicht einen Arbeiter der Kategorie 2 
oder 3 getroffen, der sich nicht über seine Firma oder die Regierung beschwert hätte. 
Auf der anderen Seite protestierten die besser bezahlten Arbeiter der Kategorie 1 selte- 
ner auf diese Art; sie waren oft vorsichtiger in ihrer Kritik an den Firmen, verurteilten 
aber deswegen nicht die anderen xategorien. 
Firmensprecher sehen den Grund für die »Natur« der Arbeiter der Kategorie 3 darin, 
daß sie über wenig Bildung verfügen und daher »ungeduldig und hektisch sind und den 
gesitteten Verlauf von Tarifverhandlungen und bei der Konfliktlösung mit friedlichen 
Mitteln nicht verstehen.«” Die befristet eingestellten Arbeiter wissen, daß sie kaum 
eine Zukunft bei den Ölgesellschaften haben. »Nachdem sie die Lohnarbeit im Ölsektor 
kennengelernt haben, wollen sie entweder mit einem Andenken ausscheiden (Diebstahl) 
oder ihre Verärgerung darüber zeigen, daß sie nicht weiter beschäftigt wurden (unsach- 


s 


"6 Interview mit einem Arzt einer Ölgesellschaft, Warri, November 1983. 
” Interview mit einem Monteur bei einer großen Ölgesellschaft; Warri, November 1983. 


"® Die Firmensprecher nannten diese Handlungen »Betrug«. Bis zu .einem gewissen Grad stimme ich dem zu, aber 
ich ziehe es vor, sie als eine direkte Antwort auf das Versagen in bezug auf eine allgemeine Versorgung zu sehen, 
die das erweiterte Familiensystem einbeziehen würde. 


® Interview aus der Feldforschung mit dem Personalchef einer großen Ölgesellschaft, Warri, Januar 1984. - 
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gemäßer Gebrauch, Sabotage, usw.).«°° Arbeiter in Kategorie 3 haben wenig Respekt 
vor dem üblichen Beschwerdeweg, wie er in den Tarifvereinbarungen festgelegt ist. Der 
verlangt, daß der Arbeiter seinem direkten Vorgesetzten Bericht erstattet, der dann 
versucht, die Probleme zu lösen, oder die Sache an eine übergeordnete Stelle weiter- 
gibt. Wo jedoch »der direkte Vorgesetzte ein Ausländer ist, der als streng oder arrogant 
angesehen wird, verlieren die Arbeiter keine Zeit; sie nehmen das Gesetz in ihre Hand 
und tun etwas, um ihren Ärger auszudrücken.«” Dies geschieht gewöhnlich in Form 
von Sabotage, unsachgemäßem Gebrauch von Firmeneigentum oder irgendeiner anderen 
Form, von der sie annehmen, daf% die Firma sie wahrnehmen wird, aber den Verursa- 
cher nicht feststellen kann. Es gab Fälle, daß Arbeiter vor das Büro des Managers oder 
vor das Eingangstor des Betriebsgeländes geschissen haben. 
Die Arbeiter sagen natürlich, daß. sie aufgrund früherer Erfahrungen so handeln: 
»Sie halten uns für Idioten. Wenn du dich beschwerst, schreiben sie deinen Namen auf 
“und du wirst als Störenfried gebrandmarkt. Wenn du dich bei einem ausländischen 
Aufseher beschwerst, wird er sagen, du seist ein Faulpelz. Meist schimpft er dich gleich 
einen Affen. Denk mal darüber nach: wie: kann die Firma jemanden entlassen, der gut 
gearbeitet hat, nur weil sein befristeter Vertrag ausläuft? Wegen dieser Erfahrungen 
versuchen wir, unsere Macht hinter dem Rücken unserer Chefs zu zeigen.«’” 


Man kann natürlich sagen, daß untergründige Widerstandsformen in der Ölindustrie die: 
allgemeinen Produktionsbeziehungen in Nigeria nicht direkt in Frage stellen; aber so 
unkoordiniert und irregulär sie auch sein mögen, ihre Auswirkungen werden von den 
Firmen wahrgenommen. Diese klagen darüber, daß Fälle von exzessivem Trinken oft 
um mindestens zehn Prozent zunehmen, wenn eine neue Schicht von der Plattform zu- 
rückkehrt oder gerade Zahltag war. Diese bewußte oder unbewußte Form untergründi- 
gen Protests ist vergleichbar den Auswirkungen von Drogenmißbrauch auf den Arbeiter 
und seine Arbeitsleistung. Robin Cohen bemerkt zu beiden Fällen: 
»[Drogenmißbrauch} stellt fast ausnahmslos ... eine Form psychologischen Widerstands 
aber auch soziales Sich-Fügen der Arbeiter dar. Drogen wurden meist dazu benutzt, 
emotionale Höhen und Tiefen auszugleichen. Einige Stimulantien, wie z.B. die weithin 
benutzte westafrikanische Kolanuß, werden als Ersatz für Mahlzeiten benutzt und ein- 
fach, um durchzuhalten, aber öfter werden downer wie Alkohol und Cannabis einfach 


® ebenda. 7 
Interview mit I. Aberare, für die Organisierung zuständiger Sekretär der NUPENG, Bezirk Warri, Januar 1984. 
?" Interview mit H. Usen, Arbeiter bei einer Versorgungsgesellschaft, Warri, Dezember 1983. 
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als ein Mittel zur Entspannung und Freude benutzt — eine Form der Kompensation für 

die Erfahrung, daß die Arbeit keine Anerkennung bringt.” 
Zusätzlich fördert der Gebrauch von Cannabis (»indischem Hanf») eine Art Distanz 
zwischen Arbeitern und Vorgesetzten. Die Cannabisraucher haben immer rote Augen 
und werden von den Aufsehern als »Hitzköpfe« gefürchtet.” Wie beim Trinken wirkt 
sich der Drogenmißbrauch nicht nur auf den Arbeiter aus. Er fördert Zuspätkommen, 
Ineffizienz, Fehler, Erregbarkeit, Verschwendung und Arbeitsunfälle. All_dies erzeugt 
wiederum Kosten und Probleme, die die Produktion beeinträchtigen und zu ernsthaften 
Spannungen in den Beziehungen zwischen Arbeitern und Management führen können. 
Exzessives Trinken ist tatsächlich eines der größten Probleme in der Ölindustrie. 
Die Arbeiter meinen jedenfalls, daß die Ölgesellschaften selbst einige Formen des Trin- 
kens fördern. Es ist »die einzige wirkliche Entspannung auf den Plattformen, wenn du 
weit weg bist von deiner Frau, von deiner Freundin und sogar von Prostituierten.«’° 
Die plötzliche Rückkehr zur »Zivilisation« nach dem »Abgeschnittensein auf den Ölplatt- 
formen« und der lange Urlaub, den Arbeiter bei solch einer Rückkehr genießen, för- 
dern starkes Trinken. k 
Der interessante Aspekt am Trinken ist die Solidarität, die es unter den Arbeitern för- 
dert. In Warri, einer Ölstadt mit vielen Ausländern und Horden von Menschen, die in 
der Öl- oder Stahlindustrie ihr Glück suchen, gibt es Hunderte von Bars und Hotels. Öl- 
arbeiter haben spezielle Trinkhallen, die bekannt sind für billiges Bier und »Pfeffersup- 
pe« mit Ziegenfleisch oder frischem Fisch.”° Wenn sie gerade nicht auf der Plattform 
sind, treffen sich manche Arbeiter täglich in den Bars. Dort erzählen sie Geschichten 
über eigenen oder von anderen aufgeschnappten Protest, geben Erfahrungen mit den 
Vorgesetzten weiter, denken sich neue Schimpfwörter für die Manager aus und singen 
Lieder über die Welt der Ölarbeiter oder die »Grausamkeit und Strenge des Manage- 
ments, besonders der ausländischen Angestellten.« Eines der Lieder geht so: 

»Ölarbeit ist nicht gut. Wer kann aus Öl Suppe machen? Wer kann Öl trinken? Nie- 
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\ 
Aufseher drückten oft ihre Verwunderung darüber aus, mit welcher Häufigkeit Arbeiter auf den Ölplattformen 
»indischen Hanf« benutzten: »Sobald Pausenzeit ist, findest du sie, wie sie überall ig5o (indischen Hanf oder 
Cannabis) rauchen, manchmal ganz offen. Du kannst sie nicht mal deswegen verwarnen, denn sie könnten dich 
angreifen.« Interview mit einem Aufseher bei der Dresser Nigeria Limited, Warri, November 1983. 


5 


Interview aus der Feldforschung; Warri, Januar 1984. Dieser Arbeiter ist bei einer Versorgungsgesellschaft angestellt. 


& 


»Pfeffersuppe« ist eine Delikatesse aus Gewürzen und entweder frischem Fisch oder Ziegenfleisch. Gewöhnlich wird 
sie mit kaltem Bier serviert, und die meisten der Trinkhallen, in denen Ölarbeiter verkehren, hatten Pfeffersuppe 
für einen Naira pro Teller im Angebot. 
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mand! Der’weiße Mann hat mehr Probleme als das Öl. Wir sollen gut arbeiten, aber sie 
wollen uns nicht gut bezahlen. Die Reichen konsumieren, und die Armen arbeiten.«” 


Während die Isolation auf den Ölplattformen die Arbeiter »zwangsweise« entlang der 
Linien Autorität, Einkommen und verrichteter Arbeit vereint, vereinen die Trinkhallen an 
Land die Arbeiter »freiwillig«, da sie ihren Aufenthalt nicht täglich melden müssen, 
wenn sie nicht auf der Plattform sind.”® Aber, wie schon oben gesagt, sind die Trink- 
hallen, die in Warri wie in anderen Ölstädten über die ganze Stadt verteilt sind, Orte für 
Klatsch, Austausch von Ideen, Informationen und Erfahrungen. Hier informieren die Ar- 
beiter neue Kollegen über die Art der Arbeit und besonders ihre Gefahren; sie versu- 
chen zu erklären, wie gearbeitet wird und wie die jeweiligen Vorgesetzten die Arbeiter 
kontrollieren. Genauso »informieren« sie die neuen Kollegen oder die nächste Schicht 
auf den Plattformen über verdeckte Methoden, wie man die Arbeit verlangsamen, dem 
Druck durch den Aufseher etwas entgegensetzen, Verantwortung abschieben und »seine 
Gesundheit und Sicherheit an diesem isolierten Ort schützen« kann. Eine typische Ein- 
weisung läuft etwa so: j 
»Auf der Plattform gibt es drei ausländische und zwei schwarze Aufseher. Die zwei 
Schwarzen sind yeye, der eine ist dauernd am Trinken und der andere kriecht ständig 
den Ausländern in den Arsch. Wenn du für irgendwas ne Entschuldigung brauchst, gib 
oder versprich dem Schwarzen ein Bier, er wird dich nicht als wahala melden. Die 
Ausländer sind schlecht und böse. Sie sprechen nicht viel Englisch, alles was sie dir 
sagen, sogar wenn du in der Pause am Essen bist, ist: >Arbeit, Arbeit, Arbeit«. Aber sag, 
einfach: >Yes, Sir«, und sie sind glücklich.«”? 
Sie informieren neue Arbeiter auch über bestimmte Arbeiter, deren Job es ist, Drogen, 
besonders indischen Hanf, auf die Plattformen zu schmuggeln, und daß die Preise 
festgelegt sind. Der Preis bewegt sich von 50 Kobo pro Einheit bis zu einem Naira.’ 
Die Trinkhallen sind auch Orte, an denen »Spitznamen« für die Aufseher ausgetauscht 
werden. Auf diese Weise ist es möglich, daß für verschiedene Aufseher in verschiedenen 
Landesteilen derselbe Spitzname benutzt wird. Zum Beispiel wird Wolfgang oft in »gang 
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7 Manchmal geht bei der Übersetzung von Pidgin ins Englische die Kraft und Würze der Wörter flöten! [Und erst 
beim Übersetzen ins Deutsche, wa!] 
Das sind einige der‘Anzeichen, die in der Kategorisierung verwendet wurden. 


Information gesammelt im »Drinking Heaven«, Ogunu, Warri, Februar 1984. »Yeye« bedeutet »nutzlos«, »waha- 
la« »lästig« oder »ruhelos«. 


® „Indischer Hanf« heißt auch »igbo«, »we we«, Ken »grass«, »NNG« (Nigerian Natural Grass), »leaf«, 
»marijuana«, »flem« und »Marokko«. 


82 Thekla 17 


nkita« übersetzt (Horde von Hunden, denn Hunde-sind den Wölfen am nächsten). Dies 
ist offensichtlich eine Übersetzung ins /bo”', um die Bedeutung des Namens zu verän- 
dern. Die Arbeiter benutzen diese Spitznamen sogar in Gegenwart der Ausländer, da 
diese ja nichts verstehen. Darüber hinaus wird Arbeitern geraten, ihre Dialekte oder 
zumindest Pidgin Englisch zu benutzen, wenn sie Nachrichten austauschen wollen, die 
die Ausländer nicht verstehen sollen. Das funktioniert nicht immer, da einige der Auf- 
seher Nigerianer sind, aber eine Auseinandersetzung zwischen eingeborenen Aufsehern 
und Arbeitern kann sich über Minuten ziehen, ohne daf3 die Ausländer verstehen, wor- 
um es geht. 


Interessanterweise gehen Arbeiter der Kategorien 2 und 3 öfter in die Trinkhallen. Die 
qualifizierteren Arbeiter, die gewöhnlich besser bezahlt werden, haben oft keine festen 
Treffpunkte, außer den firmeneigenen Casinos. Getratscht wird auch unter den höheren 
und mittleren Angestellten, aber nicht in der lauten und freien Art, in der die Arbeiter 
der unteren Kategorien 2 und 3 ihre Ideen und ihren Klatsch austauschen und manch- 
mal Gesänge über Arbeit, Gefängnis oder Gewerkschaften anstimmen. Es ist schon vor- 
gekommen, daß Arbeiter anderer Kätegorien die Trinkhallen besuchten; sie wurden dort 
aber oft wie Fremde oder Spione behandelt: 
»Wenn wir mit ihnen Klartext reden, rennen sie damit zu den Ausländern, damit sie bei 
denen gut angesehen sind. Darum reden wir nicht gerne, wenn sie dabei sind. Sie 
wollen befördert werden und mehr ‚Geld verdienen, deswegen hängen sie sich an die 
Ausländer. Sie sind ziemlich blöde.«” 
Aktionen der Arbeiter sind zu einem großen Teil eine Reaktion auf die strenge und 
manchmal unsensible Haltung des Managements. Zum Beispiel waren mehrere Ge- 
schichten darüber in Umlauf, wie ausländische Angestellte Ölarbeiter auf der Plattform 
»Nigger«, »schwarze Hunde«, »schwarze Affen« beschimpften oder erwachsene Arbeiter 
mit »boy« anredeten.” Die Arbeiter waren oft beleidigt über diese Beschreibungen 
und prägten ihrerseits Schimpfwörter wie »weißer Hund«, »weißer Affe«, »oyinbo 
canda«, »obobo canda«, »ayanyan« usw., die eigentlich nur die Hautfarbe der Aus- 
länder betonen, aber eine abfällige Bedeutung haben. Einheimische Beschäftigte werden 
allerdings oft als »Sklaven der Weißen«, »Verräter«, »schwarze Schafe«, »Diener« 
bezeichnet; das soll ihren Groll darüber ausdrücken, wie weitgehend diese oft mit dem 


\ 
3 In Nigeria gibt es neben drei großen ethnischen Gruppen (Ibo, Haussa und Yoruba) viele kleine. 
® Interview mit einem Mechaniker bei einer Versorgungsgesellschaft, Warri, August 1983. 


® Ein solcher Vorfall, bei dem ein Ausländer einen Arbeiter »boy« und »Sklave« nannte, hatte 1981 einen größeren 
Streik bei der Keydrill- Nigeria Limited zur Folge, 
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Management kooperieren, sich wie die Ausländer benehmen oder versuchen, strenger 
als die Ausländer selbst zu sein. 
Es- ist bekannt, ‘daß der Erfahrungsaustausch über untergründige Widerstandsformen 
Arbeiter in anderen Firmen dazu ermutigte, dasselbe zu. versuchen, wobei darauf ge- 
achtet wurde, welche Fehler dabei gemacht worden waren und welche Faktoren die 
Wirkung eventuell verzögert hatten. Ein Arbeiter berichtete mir über folgende Erfahrung: 
‘ »Es war in der Bar an der Straße von Warri nach Sapale, da erzählte mir ein Freund, 
wie er auf seiner Plattform an Proviant und Kühlschrank herumgepfuscht hatte. Er tat 
es, weil das Essen schlecht war und die Firma anfangs gerne nicht-afrikanisches Esser 
servierte. Er ist Koch, also sprach ich mit einem Freund in unserem Betrieb, der auch 
Koch ist, und wir planten etwas. Fast alle auf der Plattform wurden krank. Wir taten 
einige süße Blätter, die hier wachsen, ins Essen, was leichten Durchfall und Magen- 
schmerzen verursachte. Alle beschwerten sich über das Essen. Es kostete den Koch fast 
‚den Job, aber da wir uns vorher schon beschwert hatten, konnten wir nun diese Be- 
schwerden mit Beweisen untermauern. Es hat geklappt. Wir bekamen nun täglich frische 
eingeflogene Lebensmittel, nicht mehr Salate und Brot, sondern richtiges nigerianisches 
“ Essen. Wenn wir uns darauf verlassen hätten, Briefe zu schreiben, wären wir heute noch 
weit von unseren Zielen entfernt.“ 
Auch Fahrer der Ölgesellschaften berichteten über verschiedene Erfahrungen, die man 
‚als untergründige Protestformen zusammenfassen kann. Einer erzählte: »Es war nur 
mein eigener kleiner Beitrag zu den Streikvorbereitungen. Ich wollte, daß wir strei- 
ken...” Die Fahrer entfernen Zündkerzen, lassen die Luft aus den Reifen oder beha- 
upten, daß die Wagen, mit denen sie die Vertreter des Managements zu den Tarifver- 
handlungen bringen sollen, nicht anspringen. Sie fahren Umwege oder Straßen, ‚auf de-. 
nen häufig Stop-and-go-Verkehr herrscht. Am Ende kommen die Vertreter des Manage- 
ments’ zu spät oder gar nicht; die Gewerkschaft erklärt sie für nicht ernsthaft verhand- 
lungswillig und ruft zum Streik auf. Fahrer von Benzintanklastern, die ich an der Ver- 
ladestation in Ore interviewte, erzählten mir ebenfalls, wie sie die Auslieferung verzö- 
gern können oder sogar auf dem Weg an Straßenhändler Sprit verkaufen. Man kann 
dies zwar schlicht als Unehrlichkeit oder Betrug betrachten — einer von ihnen sieht es 
so: , 
»Viele Leute denken, Benzinlasterfahrer seien Diebe, die Sprit an illegale Händler ver- 
kaufen. Sie seien eine Bedrohung für andere Straßenbenutzer mit ihren Tankermonstern. 


# Diese Begebenheit wurde mir erzählt in, einer Bar an der Straße Warri - Sapale, Township Warri, August 1983. 
® Interview mit dem Fahrer bei einer großen Ölgesellschaft, Sapale, August 1983. 
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Aber keiner von denen hat je einen Tanklaster gefahren, über lange Strecken, ohne 
Pause, Tag und Nacht. Was wir tun, tun wir zum Überleben, und daran sind die Firmen 
und die Regierung nicht interessiert. Die Bosse wollen Sprit, um ihre großen langen 
Autos zu fahren, aber sie kümmern sich nicht, was mit uns mekunu {Armen} passiert. 
Wenn ich die Chance habe, den Sprit und den Tanklaster zu verkaufen, werde ich es 
jederzeit tun. Das wird mein Anteil am Ölboom sein.«*® 
Natürlich erzählten mir die Tankwagenfahrer auch, wie leicht sie mit einer kollektiven 
Aktion die nationale Wirtschaft lahmlegen können. Auf den Plattformen haben die Arbei- 
ter klargemacht, daß alles zum Stillstand kommt, wenn sie zu arbeiten aufhören. Der 
kleine Mann auf der Straße, d.h. der Autofahrer, bekommt das vielleicht gar nicht 
direkt mit, denn die Raffinerien und die Öldepots haben einige Vorräte; die Einnahmen 
der Regierung und die Profite der Firmen werden durch solche Aktionen aber sehr 
wohl beeinflußt. »Am meisten hassen die Ölgesellschaften den Gedanken, untätigen 
Arbeitern Geld zahlen zu müssen. Wenn wir streiken, können sie versuchen, die Lohn- 
zahlung auszusetzen; aber wenn der Grund beschädigte Arbeitsmittel sind, müssen sie 
zahlen.«’” Andererseits wissen die Tanklasterfahrer ganz genau, daß sie das entschei- 
dende Bindeglied zwischen den Raffinerien, den Öldepots und den Tankstellen sind. 
Genau wie die Tanklasterfahrer hat auch das extrem ausgebeutete Personal der Tank- 
stellen, das noch keine Gewerkschaft hat, verschiedene Formen von Protest und Wider- 
stand entwickelt. Ohne den Schutz einer Gewerkschaft ist untergründiger Widerstand die 
einzige praktikable Widerstandsform, um »einen gerechten Anteil zu bekommen« oder 
»sich an den Managern zu rächen«. Diese Position erklärte mir ein Tankwart, den ich 
an einer Mobil-Tankstelle in Lagos interviewte: 
»Wir haben keine Gewerkschaft, die uns schützen könnte. Wir sind allein, deswegen 
müssen wir verdeckt kämpfen. Wir sind zwar zu viert an der Tankstelle, aber wir sind 
nicht vereint. Zum Beispiel sind meine beiden anderen Kollegen mit dem Chef verwandt. 
Die einzige Frau hier ist die dritte Frau des Chefs. Ich bin /bo, nicht Yoruba wie die 
anderen drei. Die Frau des Chefs hat mich öfter davor gewarnt, mich an die NUPENG 
zu wenden. Wenn ich also eine ernste Beschwerde habe, kann ich nicht in Streik treten, 


Interview mit dem Fahrer eines Benzintanklasters, Ore, November 1983; Einige Fahrer ließen auch durchblicken, 
daß sie einiges an Macht und Spaß daraus ziehen, auf der Autobahn reiche Männer in ihren »langen teuren 
Autos« mit ihren Tanklastern zu belästigen. 


” Interview mit einem Tanklasterfahrer einer großen Ölgesellschaft, NNPC Depot Ore, November 1983. 
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ich muß es sehr vorsichtig dem Vorgesetzten sagen oder auf eigene Faust handeln.«* 
Unter solchen Arbeitsbedingungen denkt der Aufseher, er hätte allen Grund, die Inter- 
essen des Tankstellenbesitzers zu verteidigen. Und die ArbeiterInnen arbeiten in einer 
ausbeuterischen paternalistischen Umgebung, die Betrug, Bummelei und andere Metho- 
den fördert, welche die Einnahmen des Besitzers schmälern. Die interviewten Tank- 
warte, die alle ihre persönliche Beteiligung abstritten, waren sich darin einig, daß 
Vorfälle wie weniger Sprit in Autotanks pumpen, Manipulationen an Zählern, absichtlich 
langsames Bedienen von Kunden, selbst die Behauptung, es gäbe kein Benzin mehr zu 
kaufen, allgemein benutzt werden, um Unzufriedenheit mit den »miserablen Arbeitsbe- 
dingungen und der schlechten Behandlung durch die Tankstellenbesitzer« auszudrük- 
ken.” Betrug, kostenloses Benzin für Freunde usw. :können finanzielle »Vergünstigun- 
gen« für den Arbeiter sein, der damit »seinen mageren Lohn aufbessert«. Aber Metho- 
den wie Schließen der Tankstelle oder absichtliche Verzögerung bei der Bedienung von 
Kunden beeinträchtigen den Tagesumsatz, die Profite des Tankstellenbesitzers, und 
gewöhnlich führen sie zu Anschuldigungen und Sanktionen durch die Vorgesetzten oder 
Besitzer: 
»Ich sehe keine Alternative. Wir können uns nicht an die Polizei wenden. Ich denke, es 
Bibt Fälle, in denen Klauen und solche Sachen nicht als Verbrechen gesehen werden 
“ können. Wir Armen müssen auch überleben. Aber wenn die Besitzer sagen, sie kümmern 
sich nicht um uns, dann brauchen wir uns auch nicht um sie zu kümmern. Viele von 
uns wollen die Gewerkschaft, aber was können wir tun? Diese Probleme, ich meine, wie 
wir auf die Besitzer reagieren, werden immer so weitergehen, bis wir eine Gewerkschaft 
haben und normale Löhne und Arbeitsbedingungen.«” 
In ‘anderen Fällen malten ArbeiterInnen "Grafftis an die Wände, schrieben anonyme 
Briefe an örtliche Manager, sogar an Direktoren in Europa und Amerika oder in ande- 


# "Interview mit »Bob Alabama«, Total-Tankstelle, Lagos, Januar 1984. Obwohl dieser Angestellte mir seinen vollen 
Namen nannte, bestand er darauf, daß ich in’der Studie seinen ‚»Spitznamen« verwende. Unsere Diskussionen 
über die Probleme des Tankstellenpersonals, die Notwendigkeit einer Gewerkschaft und die Haltung der Gesell- 
schaften und Manager fanden statt zwischen dem 8. und 16. Februar 1984. Bob Alabama vermittelte mir später 
Kontakte zu sechzehn weiteren Tankwarten in und um Lagos. 


® Interview mit Elijah Okougbo, NUPENG Zentrale, Lagos, Januar 1984. Okougbo war verantwortlich für die noch 
am Beginn stehenden Anstrengungen, die Tankwarte zu. organisieren, was fehlschlug. Joe Tafa gab folgenden 
Kommentar zu den Bedingungen dieser’ Bediensteten; »Die Herausforderung, die die gewerkschaftliche Organisie- 
rung dieser Arbeiter für die Sprithändler bedeutet, liegt in der Tatsache, daß die Benzinverkäufer jahrelang unter 
abscheulichen Arbeitsbedingungen gearbeitet haben. Wenn es überhaupt eine formale Anstellung gab, ... lag ihr 
Grundlohn unter 60 Naira pro Monat ... weder normaler Urlaub noch Fahrtkosten-, Nacht- oder Urlaubszulagen 
..« Siehe Joe Tafa, »Petrol Sellers Yearn For Own Union«, Evening Times (Lagos), 16. Oktober 1980. 


Interview mit C. Asukwo, Tankwart, Ajamougha, Warri, November 1983. 
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ren Teilen der Welt; manchmal »verloren« sie die Schlüssel zu den Büros der leitenden 
Angestellten oder sogar den Schlüssel’zum Haupteingang des Betriebs oder für Dienst- 
wagen. Diese Dinge, so sagten die Arbeiter, geschahen meistens absichtlich. Andere 
schreiben Drohbriefe an örtliche einheimische und ausländische Aufseher.‘! Elektriker 
pfuschen an Kabeln und Transformatoren herum, »einfach um den Ogas ein bißchen 
Streß zu machen.« Diese Protestformen sind manchmal sehr kostspielig und für den 
Arbeiter gefährlich. In anderen Fällen sind sie vielleicht völlig wirkungslos und können 
das Management nicht zu irgendeiner Veränderung bewegen. Aber selbst dann verschaf- 
fen sie den daran beteiligten Arbeitern und all denen Befriedigung, die sich solche 
Aktionen auf höherem oder niedrigerem Level überlegt hatten. Die Firmensprecher, die 
ich interviewte, machten deutlich, daß sie sich der Existenz dieser Protestformen be- 
wußt sind, aber"sie gaben zu, daß sie »sehr schwer zu kontrollieren oder eliminieren« 
sind. »Disziplinarische Maßnahmen und Drohungen können solche Handlungen gegen 
. die Firma nicht eliminieren, insbesondere da sie oft nicht kollektiv ausgeführt werden. 
Aber sie geben uns einen Hinweis darauf, daß wir auf irgendeine Sache dringend unse- 
re Aufmerksamkeit richten müssen.«” ' 

Keine Gewerkschaft kann sich ausschließlich auf untergründige Protestformen verlassen, 
um die Interessen der Arbeiterklasse voranzubringen oder zu verteidigen. Verdeckte Ak- 
tionen können nur der »Boden« für offene Aktionen sein. Und nur auf dieser Ebene 
drücken Gewerkschaften offen ihren Wunsch oder ihre Bereitschaft aus, sich mit dem 
System oder einem seiner Teile zu konfrontieren. Diese Art des kollektiven Protests ist 
auch eine Aufforderung an andere Kräfte in der Gesellschaft, sich zu solidarisieren oder 
die Gewerkschaften bei der Ausweitung des Kampfs gegen das Management zu unterstüt- 
« zen; ein Streik kann sich somit verändern und zum politischen Kampf werden. Außer- 
dem bietet er der Basis eine Gelegenheit, ihre Führer zum Kampf zu zwingen und ihre 
organisatorischen Fähigkeiten zu testen. In welchem Ausmaß die Führung den Informa- 
tionsfluß zur Basis offen hält, oder ob sie versucht, mit dem Management ein schlechtes - 
Abkommen zu schließen, kann von großer Bedeutung für zukünftige Kämpfe sein. 
Durch dieses Papier zu den untergründigen und offenen Protestformen in der Ölindu- 
strie wollte ich zeigen, daß Ölarbeiter nicht die bequeme und fügsame Gruppe sind, als 
die sie oft dargestellt werden. Während die Arbeiter der Kategorien 2 und 3 sich stark 
auf untergründige Widerstandsformen verlassen und staatlichen Institutionen und Regeln 
äußerst kritisch gegenüberstehen, scheinen die Arbeiter der Kategorie, 1 konservativer 


* Ich sah tatsächlich einige Kopien solcher Drohbriefe gegen örtliche Manager und Aufseher. 


Interview mit einem Sprecher der Pan Ocean Nigeria Limited, Koko, November 1983. 
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zu sein. Sie nehmen zwar an Streiks teil, aber nur, soweit es um Lohnfragen geht. 
Sobald sich Konflikte mit dem Management in die Länge ziehen, betonen diese Arbeiter 
gerne ihren Respekt vor den Gesetzen des Landes und halten es für notwendig, den 
staatlichen Institutionen eine Chance zu geben. Diese Bereitschaft würde direkt verhin- 
dern, daß Konflikte politische Dimensionen innerhalb und außerhalb der Ölindustrie 
annehmen. Arbeiter der Kategorie 1 verbergen keineswegs ihre Freude darüber, daß die 
Firmen Macht an sie delegieren. Aufgrund ihrer politischen Orientierung, ihrer Ansich- 
ten über Gesellschaft, Politik und die Zukunft der Arbeiterklasse, können Arbeiter der 
Kategorie 1 als elitär und konservativ bezeichnet werden. 

Was bringt die Zukunft? Nigerias Ölindustrie geht schweren Zeiten entgegen. Die 
Schwemme auf dem weltweiten Ölmarkt hat Produktion und Export beeinträchtigt. Dies 
wiederum beeinträchtigt Rendite und Profite des Staates und: der Firmen. Der nigeriani- 
sche Staat hat mit »Sparmaßnahmen«, Stellenabbau, Devisenkontrollen usw. begonnen, 
um mit der Krise fertig zu werden, die durch die sinkenden Öleinnahmen und das 
abhängige Wachstum ohne Entwicklung verursacht wird. Die Ölgesellschaften haben 
damit begonnen, Stellen abzubauen, Anlagen zu schließen oder herunterzufahren und 
weniger Zugeständnisse an die Ölarbeiter zu machen. Beides hat direkte Auswirkungen 
auf die Ölarbeiter und die Arbeiterklasse im allgemeinen. Unter diesen Umständen ist es 
unvermeidlich, daß sich die Klassenwidersprüche vertiefen, die Klassenkämpfe verschär- 
fen und Konflikte zwischen Staat und Kapital entstehen. Wenn die ArbeiterInnen auf. den 
Staat und ihre Arbeitgeber Druck ausüben, wird der Staat wahrscheinlich seine Rolle im 
. Ölsektor verstärken. Die Firmen werden diesem Manöver vor dem Hintergrund sinken- 
der Produktion und Profite wahrscheinlich Widerstand entgegensetzen. Welche Rolle die 
Arbeiterinnen in der Ölindustrie in Zukunft spielen werden, wird zum großen Teil 
davon abhängen, inwieweit sie fähig sind, Probleme in ihrer Gewerkschaft zu lösen und 
eine Politik der Schulung und Mobilisierung der Basis einzuleiten.“ 


HR 


® Die Anzeichen für die Verschärfung der Krise werden langsam sichtbar. Die Regierung hat neue Dekrete erlassen, 
die für die Sabotage an Pipelines oder das illegale Bunkern von Erdöl den Tod durch Erschießen vorsehen. Die 
NNPC [Nigerian Nationan Petroleum Corporation] hat ihre Anstrengungen ausgeweitet, das Bunkern von Öl zu 
kontrollieren, um mehr Einnahmen zu bekommen. Im Bett des Tschadsee-Flusses soll jetzt nach Öl gesucht 
. werden. 
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Migranten im Sturm: 
Entrechtete Arbeiter und Petrodollars 


‚am Persischen Golf. 
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Einleitung 


In diesem Beitrag will ich ‚den Feldzug der Alliierten am Persischen Golf analysieren 
und ihn gleichzeitig in einen Zusammenhang stellen, den die meisten Beobachter — egal 
ob konservativ, fortschrittlich gesonnen oder links — bisher vernachlässigt haben. Uns 
interessiert das Schicksal der einfachen Menschen in den Golfanrainerstaaten — Sol- 
daten und Zivilbevölkerung, Einheimische und ImmigrantInnen -— im Zusammenhang 
mit der irakischen Besetzung Kuwaits und der darauffolgenden Reaktion der Verbünde- 
ten. 

Da die irakischen Jugendlichen und die ImmigrantInnen am Golf bei den nachfolgenden 
Auseinandersetzungen am schwersten getroffen wurden, möchte ich mich besonders mit 
ihrer spezifischen Lage vor, während und nach dem Konflikt am Golf beschäftigen. Ich 
hoffe, daß dabei klar wird, wie zentral ihre Lage zur Erklärung der wichtigsten Folge 
dieses Konflikts ist: der militärischen Präsenz der USA am Golf, besonders in Saudi 


‚Arabien und Kuwait. Diese Präsenz wurde vor oder während des Golffeldzugs nie als 


militärisches Ziel angegeben, aber wenn man die Washingtoner Erklärungen beim Wort 
nimmt, so muß man die gesamte alliierte Unternehmung als gescheitert betrachten, 
denn eigentlich hätte sie Kuwait befreien, Saddam Hussein beseitigen und dem Mittleren 
Osten etwas Frieden und irgendeine Form von Demokratie bringen sollen. 

Die sogenannte Befreiung Kuwaits und die Wiederkehr des Emirs samt seinem Hofstaat 
haben bisher Vertreibungen, politische Unterdrückung, Massenverhaftungen und Folter 
an in Kuwait ansässigen Ausländern (besonders Palästinensern), die der »Kollaboration« 
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mit Saddam Hussein verdächtigt wurden, gebracht. Sie hat Todesschwadronen wie die 

Männer von Jaber gebracht, die diejenigen Oppositionellen eingeschüchtert oder getötet 

haben, die die Spitze des Widerstands gegen Saddams Invasion gebildet hatten. Fast ein 

ganzes Jahr mußte in Kuwait nach der Wiedereroberung des Scheichtums verstreichen, 

bevor eine Wahl zur Wiedereinsetzung eines Pseudoparlaments wie dem vor 1986 (das 

aus einer Mischung gewählter und vom’Emir eingesetzter Vertreter bestand) stattfinden 

durfte. 

Außerdem sind Saddam und seine Getreuen auch nach der militärischen Niederlage 

nicht von der Macht entfernt worden. Falls das in Zukunft doch geschehen sollte, dann 

nicht als unmittelbare Konsequenz des Krieges, sondern aus anderen Gründen. Ihr Ag- 

gressionspotential gegen andere Länder ist weitgehend zerstört, ihre Republikanische 

Garde hält aber weiterhin das ganze Land im eisernen Griff. Die Friedensverhandlungen 

zwischen Arabern und Israelis sind nicht vorangekommen. Kein einziger Verbündeter 

der USA aus der sogenannten Anti-Irak- Allianz — und besonders weder Marokko noch 

Syrien — ist weniger autoritär geworden, seit das militärische Aggressionspotential des 

Irak gegen das Ausland zerstört ist. Diese Verbündeten sind vielmehr aggressiver gewor- 

den und konnten weiter aufrüsten. Es sieht also so aus, als hätten die von den USA 
angeführten Operationen Wüstenschild und Wüstensturm nur begrenzten militärischen 
Erfolg und kein wesentliches politisches Ergebnis erzielt. 

Das Gegenteil ist richtig: Die USA haben politisch viel und Wichtiges erreicht. Sie haben 
die meisten der Ziele erreicht, die sie sich bei dem Feldzug am Golf gesetzt hatten - 
zumindest kurzfristig: Die USA haben ihre militärische Überlegenheit gegenüber ihren 
industriellen und finanziellen Hauptkonkurrenten (Japan und Deutschland) und gegen- 
über weiteren potentiell aufmüpfigen Gegnern in aller Welt bewiesen; der Zufluß von 
Petrodollars aus dem Mittleren Osten sichert weiterhin die Finanzierung ihres eigenen 
Haushaltsdefizits und des Haushaltsdefizits ihres treuesten Verbündeten Großbritannien. 
Jeglicher potentiell feindselige Einfluß im Mittleren Osten. ist ausgeschaltet, zumindest 
für die nächsten Jahre; die Ansprüche der UdSSR, die beim mittelöstlichen. Öl mitmi- 
schen wollte, sind abgeschmettert, und die Rolle Moskaus als gegnerische Supermacht 
ist vorbei. All dies wurde dadurch erreicht, daß Deutschland und Japan einen nicht zu 
unterschätzenden Beitrag zu den Kosten des Feldzugs geleistet haben, wobei Washington 
nach wie vor ihren Zugang zum Erdöl im Mittleren Osten kontrolliert. Und vor allem 
haben die USA ihre Streitkräfte am Golf stationiert, um eine »instabile« gesellschaftliche 
Situation unter Kontrolle zu halten und jede unabhängige politische Bewegung im Keim 
zu ersticken. Dennoch läßt das Ungleichgewicht zwischen der militärischen Herr- 
schaft der USA und der beängstigenden Leere ihrer politischer Vorschläge für das 
Leben der großen Mehrheit der einfachen Leute in der Golfregion weitere Abenteuer 
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erwarten. Der Feldzug war nur der erste von wahrscheinlich einer ganzen Reihe direk- 
ter, indirekter oder verdeckter Einsätze zur Ab- oder Unterstützung von Machtstruktu- 
ren, die wackeln und denen die soziale Basis wegbricht. Das stillschweigende Einver- 
ständnis im nordatlantischen Westen, in den Golfstaaten militärische Gewalt einzusetzen, 
ergibt sich aus inneren Schwierigkeiten und’ Problemen: vom bedingten Reflex des 
Öldurstes und dem mangelnden Interesse an Alternativenergien über die Linderung der 
Arbeitslosigkeit durch Arbeitsplätze für Söldner bis zur Weigerung, universalistische 
demokratische Strömungen außerhalb der weißen Welt zu unterstützen. Ob sich die USA 
in der Zwischenzeit einen eigenen Kundenkreis in Bagdad aufbauen und gleichzeitig 
vermeiden können, daß der Wiederaufbau: in Irak die traditionellen irakischen Ver- 
bindungen mit ihren europäischen Rivalen wieder aufleben läßt, oder nicht, spielt keine 
Rolle für die grundsätzlichen Probleme, die der Feldzug am Golf aufgeworfen hat. Aber 
die Kluft zwischen den erklärten und den wahren Zielsetzungen der Operationen Wü- 
stenschild und Wüstensturm- hat im fortschrittlichen Lager und in der Linken für jede 
Menge Verwirrung gesorgt. Sie entspringt teilweise gewissen seit dem Zweiten Weltkrieg 
geläufigen Erklärungsansätzen über die Macht der USA, teilweise aber auch der Ambiva- 
lenz der US-Politik im Mittleren Osten. 


Die Sozialwissenschaften haben die Forschung über die Ölgebiete im Mittleren Osten 
lange in zwei verschiedene Fächer aufgespalten: in Wirtschaftswissenschafien einerseits 
und Internationale Beziehungen andererseits, unter gelegentlicher Zuhilfenahme der 
Ethnologie als Befriedungswissenschaft. Seit Ende der 40er Jahre ist das Erdöl in der 
Golfregion die primäre Quelle von Reichtum und Macht. Die Wirtschaftswissenschaften 
und die Theorien der Internationalen Beziehungen haben die Forschungen über die 
Region monopolisiert, wobei die Sozial- und Umweltproblematik aus dem Blickfeld 
gerieten.’ Vergebens haben die ForscherInnen, die sich mit den-internationalen Migra- 
tionsströmen beschäftigen, versucht, das durchgängige Fehlen jeglicher politischer 
Rechte, die sexistische, ethnische und religiöse Diskriminierung, die Verweigerung des 
Rechts der MigrantInnen (insbesondere der asiatischen und afrikanischen MigrantIn- 


In den Fußnoten verwendete Abkürzungen: 

FA = Foreign AfJairs - :FP = Foreign Policy — GRDN = The Guardian (London) — IHT = International Herald 
Tribune — NYT = The New York Times — WSJE = The Wall Street Journal Europe 

"Eine wichtige Übersicht über die Studien zur Ökonomie und zu den internationalen Beziehungen der Erdölindu- 
strie findet sich in Simon Bromley, Arnerican Hegemony and World Oil, Polity Press: Cämbridge, England 1991, 
S. 46-84. Bromleys Arbeit ist ein passender Beitrag zu den Analysen der US-amerikanischen Macht und des Erdöls 
in den internationalen Beziehungen. 
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nen) auf Arbeitsplatzwechsel und die Verfolgung der politischen Opposition’ in die 
wissenschaftliche Debatte über die Petrodollarströme einzuflechten. Gewöhnlich haben 
sich die Wissenschaften der Internationalen Beziehungen und der Wirtschaft hinter den 
künstlichen Trennungen zwischen den verschiedenen Disziplinen versteckt und diese 
Aspekte der Golfgesellschaften aus ihrem Blickfeld verbannt — als wäre die Region nur 
von .Bohrtürmen bewohnt und als gäbe es dort keine normalen Menschen. 

Während die neoklassische Wirtschaftswissenschaft sich in der Debatte um den Ölsektor 
mit Kapitalströomen, vom Staat verursachten Unvollkommenheiten des Marktes, trans- 
nationalen Ölfirmen und dem Produktionsprozeß beschäftigt hat, haben die linken Öko- 
nomen die Unabhängigkeit der Ölfirmen von den Staaten, in denen sie operieren, und 
die Internationalisierung von Konkurrenz und Kartellbildung hervorgehoben? Gegen die 


? Eine Bibliographie zu den Wanderungsbewegungen im Persischen Golf findet sich in JS. Birks / C. A. Sinclair, 
Internalional Migration and Development in Ihe Arab Region, Genf, 11.0, 1980. Eine Bibliographie der arabi- 
schen Migration in der Golfregion wurde veröffentlicht von Ali Labib, Bibliographie de la Migration Arabe, 
Bagdad, Organisation Arabe du Travail, 1981. Der größte Teil der verfügbaren Studien zu diesem Thema ist der 
‚neoklassischen Tradition verpflichtet und nimmt an, daß die Marktkräfte ein Gleichgewicht zwischen Nachfrage 
nach Migranten-Arbeitskraft und diesbezüglichem Angebot herstellen. Siehe zum Beispiel R. E. Mabro, »Employ- 
ment, Choice of Technology, Sectoral Priorities«, in: Manpower and Employment in Arab Countries: Some 
Critical Issues, Genf, 110, 1975; J. S: Birks / C.A. Sinclair, Arab Manpower: The Crisis of Development, London, 
Croom Helm, 1980; Z. Ecevit, »International Labor Migration in the Middle East and North Africa«, in: M. Kritz 
/ C. Keely / S. Tomasi (Hrsg.), Global Trends in Migration, New York, Center for Migration Studies, 1983. Ein 
wichtiger Bruch mit diesem Ansatz und eine hervorragende interdisziplinäre Analyse, die viele Untersuchungs- 
methoden — einschließlich Diskussionen mit Migranten — anwendet, ist die Dissertation von Kasturi Sen, Mi- 
granis from Ihe Indian Sub-Continent and the Kuwait Labour Market: Economic, Political and Social 
Determinants, Dissertation an der Universität von Exeter, England 1986. 


3 Die bekannteste neoklassische Analyse der Erdölindustrie ist die von M. A. Adelman, 7he World Petroleum Market, 
Johns Hopkins Press, Baltimore 1972. Seine Meinung zur Krise zwischen dem Irak und dem Westen drückt Adel- 
mann in seinem Artikel »Oil Fallacies«, FP Nr. 82 (Frühjahr 1991), $.3-15 aus. Professor Adelman läßt weiterhin 
die politischen Dimensionen der Erdölindustrie außer Acht, denn er hält Nachfrage, Angebot und Wissen für die 
grundlegenden ökonomischen Tatsachen. Von den liberalen Studien über transnationale Unternehmen: Raymond 
Vernon, Sovereignhy) al Bay, Penguin, Harmondsworth, England 1973, der auch die großen Erdölfirmen unter- 
sucht; zur Ökonomie des Erdöls siehe zum Beispiel Paul H. Frankel, Essentials of Petroleum, Frank Cass, London 
1969; N. H. Jacoby, Multinational Oil, Macmillan, London 1974; ]. M. Chevalier, La nuova strategia del petrolio, 
Il Formichiere, Mailand 1975; vom selben Autor »Elementi teorici d’introduzione all’economia del petrolio: l’ana- 
lisi dei rapporti di forza« in: G. Merzagora (Hrsg.), Pelrolio e crisi, Feltrinelli, Mailand 1977, S. 127-155 [auf 
Deutsch: ]. M. Chevalier Energie — Die geplante Krise, Frankfur/M., 1976]; Chevalier vertritt eine marginalistische 
These, die den Kampf dreier Akteure um die Aneignung des »Mehrprodukts« betrachtet: Herstellerländer, Erd- 
ölgesellschaften und Verbraucherländer, und die den »gesellschaftlichen Bewußtseinsgrad« der Herstellerländer ana- 
Iysiert. Malcolm Slesser, Zrergy in Ihe Economy, Macmillan, London 1978; sowie Edith Penrose, 7be Growih of 
Firms, Middle East Oil and Other Essays, Frank Cass, London 1971 richten das Augenmerk zudem auf die ge- 
schichtliche Herausbildung und auf die Entscheidungsprozesse der Eliten der Erdölunternehmen. Eine sraffianische 

(Fortsetzung...) 
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linken Ökonomen haben die »Realisten« versucht, den Staat aus der angeblich vom 
Marxismus vorgenommenen Unterordnung unter die sozio-ökonomische Sphäre zu be- 
freien. Deswegen haben sie sich mit den Quellen der Autonomie des Staates beschäftigt 
und die Fälle beleuchtet, in. denen die USA nach dem Zweiten Weltkrieg kleinliche 
innenpolitische Interessen beiseite ließen und amerikanische Auslandsinvestitionen 
vernachlässigten, um den Kommunismus einzudämmen.“ 

Die »Realisten« haben schlichtweg ignoriert, welche Strukturen und staatlichen Dienst- 
leistungen Washington den US-Multis in der gemeinsamen Anstrengung um Akkumula- 
tion im Weltmaßstab notwendigerweise zur Verfügung stellen mußte? Die neoklassi- 
schen Ökonomen und die »Realisten« haben so den transnationalistischen Politologen 
ihre eigene Huldigung dargebracht. Letztere haben die Regimes mit der Ausgangshypo- 
these analysiert, die Eliten seien die einzigen Akteure in den internationalen Beziehun- 
gen, und damit die sozialen Bewegungen den Pseudo-Wissenschaften der »Risiko- und 
regionalen Sicherheitsbewertung« preisgegeben. Die neoklassischen Ökonomen und die 
»Realisten« haben den gesellschaftlichen Faktoren, unter denen sich die Ölindustrie 
entwickelt hat und weiterentwickelt, wenig oder gar keine Aufmerksamkeit geschenkt. 
Das gilt besonders für den Persischen Golf, das entscheidende Gebiet nach dem Zweiten 
Weltkrieg; als ob die Rohölförderung zeitlos in einer menschenleeren Gegend vonstatten 
ginge, oder allenfalls vor den Kulissen einer schattenhaften Bevölkerung, die mit Aktien 
und Kapitalströmen nichts am Hut hat 


3(...Fortsetzung) 
Analyse der Erdölindustrie liefert Alessandro Konkaglia L’economia del pelrolio, Laterza, Bari 1983. Unter den 
marxistischen Studien P. Nore / T. Turner (Hrsg.), Oil and Glass Siruggle, Zed Press, London 1980; Cyrus Bina, 
The Economics of the Oil Crisis, Merlin Press, London 1985; Simon Bromley, Arnerican Hegemony and World 
Oil, a.a.0. 


Eine der wichtigsten Analysen der realistischen Schule über die Rolle des Staates in bezug auf die Rohstoffe und 
insbesondere das Erdöl ist Stephen D. Krasner, Defending the National Interest, Princeton University Press, Prince- 
ton, N.J. 1978. Der Begründer der realistischen Schule, Hans J. Morgenthau, hat in Politics among Nations, Alfred 
A. Knopf, New York (sechste Auflage; zusammen mit Kenneth W. Thompson), 1985 seinen Vorschlag wiederholt, ein 
intensives Programm aufzulegen, um im Energiesektor von jedwedem »äußeren Feind« unabhängig zu werden. 


Robert 0. Keohane, After Hegemony, Princeton University Press, Princeton, N.J. 1984; und Hans Jacob Bull-Berg, 
American International Oil Policy, Frances Pinter, London 1987. 


Man sollte darauf hinweisen, daß Simon Bromley, Arzerican Hegemony and World Oil, a.a.0. $. 236 f. ein 
»ungleichgewichtiges Wachstum« erwähnt, das in eine gewaltige Verschwendung von Arbeitskraft im Innern der 
arabischen Volkswirtschaften münde; »ein weiterer Aspekt dieser Verschwendung ist die Weigerung in vielen Staa- 
ten, Frauen zu beschäftigen«. Bromley erwähnt darüberhinaus auf Seite 25 »die schwachen sozialen Fundamente 
dieser Staaten« und bemerkt ironisch auf Seite 141, daß in den frühen 70er Jahren »die Verteuerung des Rohöls 
unter. anderem dazu beitrug, die US-Außenpolitik im Mittleren Osten zu schmieren, folglich würden die auf Erdöl 

(Fortsetzung...) 
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Die beiden jüngsten Konflikte in der Region — der Iran-Irak-Krieg 1980-88 und die 
Auseinandersetzung zwischen dem Irak und dem Westen 1991/92 — müßten zu einer 
erneuten kritischen Betrachtung der vorherrschenden Erklärungsansätze führen: Das gilt 
für das Verhältnis zwischen den Golfgesellschaften und den Weltenergiequellen, und 
noch mehr für das Verhältnis zwischen der Natur und der Entwicklungsdynamik der 
Golfgesellschaften Etliche ihrer Grundmerkmale wurden bewußt verschleiert oder 
unbewußt verdrängt. So konnte während und nach diesen beiden Kriegen die Unter- 
jochung der MigrantInnen, der Frauen und — in geringerem Umfang der Männer, die 
ihrer politischen Rechte beraubt sind —, ebenso fast unbemerkt über die Bühne gehen 
wie die Ausplünderung und Vergeudung der Naturressourcen zur Stabilisierung der 
demokratischen Industriestaaten. Trotz der Hunderttausenden von Toten und der Millio- 
nen Vertriebenen, der Flucht der ortsansässigen Bevölkerung und der Migranten, die 
der Gegend den Rücken kehren mußten. Trotz der Umweltkatastrophe ersten Ranges, 
der Verschmutzung von Land und Meer und des Brands der Ölquellen in Kuwait. 

Die politische Instabilität der Golfstaaten hat ihren Ursprung in einer Reihe von Fakto- 
ren, auf die die USA nach wie vor ihren Führungsanspruch ausüben, wenn auch um 
den Preis einer — im Vergleich zu den letzten Jahrzehnten — direkteren Einmischung. 
Die damit einhergehenden Veränderungen haben dazu geführt, daß die USA ihr Inter- 
essengebiet äuf weitere Gebiete ausgedehnt haben, wo die »endemischen Wirren« sich 
ihrer Kontrolle-zu entziehen drohen. Außerdem sind die USA beunruhigt über die von 
Japan und Deutschland erzielten Erfolge, nicht zuletzt über die überraschend schnelle 
deutsche Wiedervereinigung, die auch .bei anderen westlichen Regierungen eine Lawine 
böser Vorahnungen losgetreten hat. Es ist nicht auszuschließen, daß auch im nächsten 
Jahrzehnt das Verlangen der US-Regierung nach Stärkung des Führungsanspruchs im 
Mittleren Osten die US-Außenpolitik auf Konfrontationskurs -mit Millionen einfacher 
Menschen führt, die versuchen, das eigene Leben unter den (oder gegen die) Golfregi- 
mes so erträglich wie möglich zu gestalten. 

Der US-amerikanische Einmarsch war der erste offensichtliche — wenn auch unbeab- 
sichtigte — Beweis dafür, daß die Golfregion etwas Komplizierteres ist als bloß eine 
»hervorragende Quelle strategischer Macht und eine der fettesten Beuten in der Weltge- 


6(...Fortsetzung) j f 
gebauten Regimes (Saudi Arabien und Iran) gestärkt — das war das Kalkül: Das Außenministerium wußte nicht, 
daß Staaten, die auf Rente gegründet sind, tendenziell schwache soziale Fundamente haben ...« 

Zwei neuere Studien zum Iran-Irak-Krieg sind Dilip Diro, The Longest War: The Iran-Iraq Military Conflict, 
Grafton, London 1989; Efraim Karsh (Hrsg,), 7he Iran-Irag-War, Macmillan, London 1989 (in Zusammenarbeit 
mit dem Jaflee Center for Strategic Studies, Tel Aviv). 


94 Thekla 17 


schichte«” Diese Einsicht ist aber immer noch weit.davon entfernt, in der Golfregion 
eine Ansammlung von Klassengesellschaften zu sehen und nicht bloß einen Haufen von 
ergiebigen Ölquellen in der Wüste. Der US-Einmarsch hieß Wüstenschild; das pausenlo- 
se Bombardement hieß Wüstenschwert, aber das Pentagon benannte es um in Wüsten- 
sturm. Das Wort Sturm erinnert an Bilder entfesselter Naturgewalten und nicht an ein 
von Menschenhand geschaffenes, ins lebende Fleisch hineinstechendes Werkzeug. Die 
internationale Öffentlichkeit. stellt sich unter Wüste eine menschenlose Einöde vor. 
Einmarsch und Bombardements kennzeichnen den endgültigen Bruch mit der traditio- 
nellen Zurückhaltung der USA in der Golfregion. Nach der Entsendung der Marineinfan- 
teristen in den Libanon 1958 hatten die USA die Aufstellung großer Truppenkontingente 
im Mittleren Osten, geschweige denn in den Golfstaaten, vermieden. Aber in den letzten 
Tagen von Reagans Amtszeit griff das Center for Strategic and International Studies 
die Stimmen auf, die vom Niedergang ‚der US-amerikanischen Vorherrschaft sprachen: 
»Die Frage ist, ob die Streitkräfte noch als allgemeines Werkzeug der Diplomatie tau- 
gen... Die US-amerikanische Zurückhaltung symbolisiert heute nicht mehr ihre Macht, 
sondern eher deren Grenzen... Der Abstand zwischen den Fähigkeiten der USA und 
ihrer Glaubwürdigkeit kann sich weiter vergrößern, denn die Welt wird zunehmend 
multipolarer.«'® . 
Ein Anfang 1989 von der Regierung Bush verfaßtes Dokument legte fest, wie die Rea- 
gan’schen Außenpolitik weitergeführt werden sollte, und gab vor, das Heilmittel für das 
US-amerikanische Angstsyndrom vor dem weltpolitischen Niedergang zu haben: »Dort, 
wo wir es mit sehr viel schwächeren Feinden zu tun haben, muß das Ziel unserer 
Politik sein, sie nicht nur zu besiegen, sondern endgültig auszuschalten. Kleinere Län- 
der, die uns gegenüber feindselig eingestellt sind, müssen nur unsere Kräfte durch 
einen sich endlos fortsetzenden, ausweglosen Konflikt ausbluten oder uns vorführen — 
indem sie z.B. in unserem Machtbereich große Schäden anrichten —, um politische 
Unterstützung für uns gegen solche Feinde zu unterminieren.«' 
Ein neues Sendungsbewußtsein durchzieht die US-amerikanischen Feldzüge seit der 
- Besetzung Grenadas 1983. Dieses Sendungsbewußtsein ist eingebettet in die unangefoch- 
tene Anmaßung Washingtons, wonach die Welt ohne die Vereinigten Staaten wie Treib- 
holz abdriften würde, da sie als leichte Beute in die Hände von Lokaldespoten oder 


8 


U.S.State Department, 1945 zitiert bei Noam Chomsky, he Fateful Triangle, Pluto Press, London 1973 $. 17. 
? Edward Herman, »Double Speak — Gulfspeak II«, Z Magazine, März 1991. 

u Meeting the Mavericks: Regional Challenges for the next President, Center for Strategic and International Studies, 
1988. 


"_NYT vom 23. Februar 1991. 
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mittelöstlichen Diktatoren wie Saddam Hussein fallen würde, während die anderen 
_ Industrieländer das ganze nur als Zaungäste beobachten. 

Die vereinzelten schrillen Töne über die heldenhafte Einsamkeit des US-amerikanischen 
Cowboys sind dem Klagenden Unisono von Republikanern und Demokraten über den 
Rest der Welt gewichen, der sich in Schurken und zwei Schattierungen von Feiglingen 
aufteilen läßt: die Trägen und die Nachgiebigen. Ein mafgeblicher ehemaliger US-Bot- 
schafter in den Vereinigten Arabischen Emiraten schrieb kurz nach dem irakischen 
Einmarsch in Kuwait: »... Die Reaktion Washingtons wirkt vielleicht wie ein Relikt des 
Kalten Krieges, weil die schwerste Bürde des Waffengangs den Amerikanern überlassen 
bleiben wird. Tatsache bleibt jedoch, daß in diesem Teil der Welt wichtige amerikani- 
sche Interessen liegen; falls die Vereinigten Staaten nicht sofort Streitkräfte entsandt 
hätten, hätte es niemand sonst getan«.'” 

Noch deutlicher sind die Ausführungen des konservativen politischen Kommentators 
Charles Krauthammer: »Es gibt so viele Menschen mit besten Absichten, die von einer 
neuen, multipolaren Welt und der Rolle der UNO als Garant dieser neuen Ordnung 
nach dem Ende des Kalten Krieges sprechen. Hier wird aber Ursache mit Wirkung 
vertauscht, nämlich die USA mit der UNO. Letztere kann für gar nichts garantieren; sie 
existiert eigentlich nur auf einer formalen Ebene. Kollektive Sicherheit? Wenn am Golf 
die USA nicht mal hier vorgeprescht wären, dort angestachelt hätten, später bestochen 
und schließlich erpreßt hätten, hätte keiner einen Finger gerührt: Keine Seeblockade, 
kein Wüstenschild, keine Drohung mit Gewaltanwendung.«® 

Die Golfregion bereitet nicht nur der US-Regierung, sondern allen Industrieländern 
Sorgen, wenn auch aus unterschiedlichen, manchmal einander widersprechenden Grün- 
den. Besonders Japan und Deutschland sind seit langem darauf erpicht, mit den mittel- 
östlichen Monarchien direkt ins Geschäft zu kommen, um einen Teil des Öl am Golf in 
Petroyen bzw. Petromark zu verwandeln, die dann in den jeweiligen Safes aufbewahrt 
werden könnten, ohne dafür die Dienste des US-amerikanischen Rohstoffschutzschirms 
in Anspruch nehmen zu müssen. Ihre Haltung gegenüber den Staaten im Mittleren 
Osten unterscheidet sich nicht wesentlich von der US-amerikanischen: Der Ölpreis muß 
»vernünftig« und vor allen Dingen vorhersehbar sein. Darüber soll mit Regimes verhan- 
delt werden, die aus einem Monarchen, seiner Großfamilie und ein paar Finanzleuten, 
Händlern und Lokalhonorationen bestehen, die über eine Bevölkerung regieren, die die 
Industriemächte jahrzehntelang für spärlich und versteinert gehalten hatten. Die Bevöl- 


'? Michael Sterner, »Navigating in the Gulf«, FP, Nr. 81 (Winter 1990/91) S. 52. 
3 Charles Krauthammer, »The Unipolar Moment«, FA, Band 70, Nr. 1 (1990/91), 5.25. 
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kerung muß weiterhin ohne Stimme bleiben: in ihrer großen Mehrheit politisch rechtlos 
und überhaupt fast völlig rechtlos, vor allem, solange sich ihre Arbeit um die Ölquellen 
dreht. Am liebsten wäre den Industriemächten eine schweigende Ausbeutung der Öl- 
quellen, eine Ausbeutung, die auf die umstehende Bevölkerung verzichten Könnte — 
diese Fata Morgana taucht in all den Studien über die »Wirtschaftswissenschaft des Öls« 
immer wieder auf. \ 

In diesem Text geht es darum, wie Washington seine Zurückhaltung endgültig verloren 
hat, die es am Persischen Golf lange aufrechterhalten hatte. Die starke Präsenz seit dem 
Feldzug 1990/91 müßte sowohl die sozialen Spannungen in den Ölförderländern am 
Golf als auch den Riß zwischen weißen Christen und übriger Welt abfedern. Aber offen- 
sichtlich sind die Einrichtungen, die diese Kontrolle traditionell ausübten, nicht mehr in 
der Lage, den Status quo zu garantieren. | 

Ich will insbesondere die Lage und das mögliche Schicksal der militarisierten Jugend in 
der US-amerikanischen und mittelöstlichen Gesellschaft beleuchten, die Dynamik des 
bewaffneten Zusammenstoßes zwischen den Verbündeten und dem Irak nachzeichnen 
und mögliche Konsequenzen für die künftige Arbeitsteilung in der Golfregion unter- 
suchen. Schließlich ziehe ich Bilanz über die Folgen der Operation Wüstensturm im 
Licht der von den neuen Ungleichgewichten verstärkten autoritären Tendenzen. Die 
Sozialwissenschaften sind immer noch weit davon entfernt, anzuerkennen, daß solche 
Ungleichgewichte ein legitimes Feld für Untersuchungen sind, die nicht von den Inter- 
essen der westlichen Industriestaaten ausgehen. 


Die Aufgabe der Zurückhaltung seitens der USA 


Ende der 40er Jahre hatten sich die am Golf operierenden westlichen Erdölgesellschaf- 
ten der Ausbeutung ohne Bevölkerung angenähert, aber in den Jahrzehnten darauf Kami 
es beflügelt durch die Petrodollars zu demographischen Veränderungen, die bis heute 
weitergehen und inzwischen auch Staaten erreicht haben, die bisher dagegen immun 
waren wie Oman und Jemen. 

Die großen US-amerikanischen und europäischen Be lschaf haben versucht, 
sich bedeckt zu halten; in der Zwischenzeit betrieben andere Leute für sie die Erdölför- 
derung am Persischen Golf. Wie es schon Praxis der britischen Supermacht im 19. Jahr- 
hundert gewesen war, so regierte auch Washington in der Erdölförderzone indirekt mit. 
Das war eine beinahe idyllische Situation, solange die israelische Armee die Nordküste 
der Ölförderländer besetzt hielt und die »Zwillingssäulen« Saudi-Arabien und Iran den 
Persischen Golf bewachten und immer fleißig darum bemüht waren, den Ölpreis nach 
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Washingtoner Vorgaben festzusetzen. Nach 1958 konnten weder die Risiken für die 
Sicherheit Israels noch die Einladungen der libanesischen Rechten die Vereinigten 
Staaten von ihrem Kurs der militärischen Nicht-Einmischung abbringen; der dauerte an, 
bis dann im Iran-Irak-Krieg die US-Marine kuwaitische Öltanker beschützte. Die Ab- 
neigung gegen einen weiteren »vietnamesischen Sumpf« veranlaßte Reagan, die US- 
amerikanischen Streitkräfte aus dem Libanon abzuziehen, nachdem bei einem Terror- 
anschlag 239 US-Militärs in einer‘ Kaserne der Marines getötet worden waren. Diese 
Haltung schloß aber keineswegs aus, daß die USA die Linie vertraten, zwar keine be- 
sondere Regierung, wohl aber die nationalen Grenzen jedes mittelöstlichen Staates zu 
verteidigen. Der bereits zitierte frühere Botschafter in den Vereinigten Arabischen Emi- 
raten schreibt: »Es liegt gewif® nicht im Interesse der Vereinigten Staaten, bestimmte 
Führer oder bestimmte Regierungsformen am Golf zu verteidigen. Die Vereinigten Staa- 
ten verteidigen aber die territoriale Integrität und politische Unabhängigkeit dieser 
Staaten.«'* 

Faktisch hieß und heißt das, daß Washington die absolutistischen Regimes am Golf 
verteidigt als Regierungsformen, die seinen Zugriff aufs Erdöl, auf die Petrodollars und 
auf seine Verbündeten schützen: Die Vorherrschaft des Erdöls gegenüber anderen Ener- 


giequellen spiegelt sich wider in der »besonderen Beziehung« der USA zu den Staaten 
am Golf. Dort gibt es keine Parlamente, die sich in 


i die Handelsgeschäfte einmischen 
könnten. Die Erben der US-amerikanischen republikanischen Tradition 


| Au mögen zwar 
einen gewissen Widerwillen dagegen hegen; doch diese Politik bedeutet seit jeher, daß 
sie nicht nur die vom britischen Kolonialismus in der Zeit zwischen dei. Ä 
Osmanischen Reichs bis zum formalen Ende des Koloni 


willkürlich festgelegten Grenzen, sondern auch die Regimes selbst verteidigen. Das 


Überleben der Monarchien am Golf hing an gemäßigten und kalkulierbaren Rohölprei- 


sen, an ihren Investitionen in den USA und in Großbritanni 
oßbritannien und ; " Aufr hal- 
tung der Zurückhaltung der USA am Golf. Ne 


Untergang des 
alismus Anfang der 60er Jahre 


Das Ersuchen Kuwaits um Schutz durch die US-Marine 
es die USA zwang, sich direkt für ein Land am 
die Drohung Kuwaits, die US-Schatzbriefe zu 
nicht unter US-Flagge fahren könnten und v 
Angriffe geschützt würden. Die Vereinigten St 
Aber auf lange Sicht würde Kuwait 


1986 war ein Wendepunkt, weil 
Golf zu engagieren. Bewirkt hatte dies 
verkaufen, falls die kuwaitischen Öltanker 
or allem, wenn sie nicht gegen iranische 
'en Staaten kamen der Forderung Kuwaits nach. 
dafür sicherlich bezahlen müssen. Seine Interessen 


" Michael Sterner, »Navigating in the Gulf« 2.4.0. 9.44 
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wurden noch fester vor den US-amerikanischen Karren gespannt, als sie es. sowieso 

schon waren. Tatsächlich schrieb der Erdölexperte Morse im halboffiziellen Organ des 
US-Außenministeriums Foreign Affairs: »Eine Lektion der Invasion in Kuwait wird wohl 
sein, daß unsere nationale Sicherheit eher gesteigert denn geschwächt wird, wenn wir 
ausländischen Unternehmen die Möglichkeit geben, in einem bestimmten Sektor große 
Aktienanteile zu erwerben. Der Schutz kuwaitischer Bürger und kuwaitischer Firmen 
durch eine fremde Regierung kann das richtige Instrument nationaler Sicherheitspolitik 
sein.«'? 


Die Lektion hat die Ängste Washingtons und Londons vor der latenten Drohung besei-. 
tigt, die Golfmonarchien könnten ihre Anlagen frei auf viele Finanzmärkte verteilen. Zur 
großen Bestürzung der kuwaitischen und saudiarabischen Regimes ist die Drohung 
einer der Gründe für die permanente militärische Präsenz der Vereinigten Staaten in 
ihren Ländern. Es geht bei weitem nicht nur darum, ihre Landesgrenzen zu verteidigen; 
die US-amerikanische Politik am Golf hat andere Saiten aufgezogen. Da ihre vorsichtige, 
nicht-militärische Haltung nicht mehr ausreichte, um universalistische und demokrati- 
sche Tendenzen in der Erdölregion am Golf zu entmutigen, richtet sie sich wieder 
einmal an der Perspektive aus, die der größte Theoretiker des Kalten Kriegs, George 
Kennan, aufgezeigt hat. Er hatte 1952 geschrieben: »{Man darf nicht denken, daß 


diese} lokalen, fanatischen Chauvinismen des Mittleren Ostens eine Kraft darstellen, die 


wir uns zum Freund machen und auf die wir vertrauen könnten, oder eine Kraft, gegen 


f h n : r Eyavary 16 
die wir das Recht hätten, uns moralisch zu engagieren.« 


5 Edward L. Morse, »The Coming Oil Revolution«, FA, Bd. 65, Nr. 5 (Winter 1990-91), 5.40. 


"% Aus einem Brief, den Kennan an den damaligen US-amerikanischen Minister Dean Acheson im Januar 1952 
schrieb. Das war am Anfang der britisch-iranischen Krise, die auf die Nationalisierung der Anglo-Iranian Company 
durch den iranischen Premierminister Mossadegh folgte. Er wird zitiert von Anders Stephanson, Kennan and the 
Art of Foreign Policy, Harvard University Press, Cambridge, Mass. 199, S. 168. Dank SUB kann man 
Kennan und den Antikommunismus seines Kreises in bezug auf die Sowjetunion mit Sl Antinationalismus 
gegenüber dem Mittleren Osten vergleichen. Seine grundsätzliche Formulierung einer Strategie zur EIRLAITnDE 
des Kommunismus wurde anonym veröffentlicht: X, »The Sources of Soviet Conduct«, FA Bd. 2, Bee: (Quli 
1947). Diese Formulierung stellte den Kalten -Krieg in anthropologischen seen Sen ui Bol- 
schewiken waren Träger »eines besonderen Brandmals von Fanatismus, u nicht durch na h- \ itio- 
nen des Kompromisses abgemildert wird... Aus der russisch-asiatischen Welt, aus der die Bo a en i amen, 
brachten sie den Skeptizismus bezüglich der Möglichkeit einer dauerhaften und friedl ichen Ka riva aa 
der Kräfte mit.« Interessant ist, wie Kennan erst nach dem Erfolg des von der CIA organisierten Staatsstreichs im 
Iran wieder Sicherheit zurückgewinnt und eine entspanntere Ha! 


Itung der Welt gegenüber einnimmt. Jetzt erkannte 
er das »große Bedürfnis nach Gesellschaftsreformen in we 


iten Gebieten Asiens« (Stephanson, a.a.0,, S. 170). Aber 
zu dieser Zeit waren die Reformisten, einschließlich Premierminister Mossadegh, im Gefängnis, wohin sie das 
Kriegsgericht geschickt hatte. 
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Washington hatte einen Nationalismus, der lauthals vorgetragen wurde, aber wirtschaft- 
lich nicht weh tat, toleriert, um ein Gegengewicht zu egalitären Tendenzen zu haben, 
seien diese nun religiösen oder säkularen Ursprungs. Darin sollte sich außerdem die 
US-Politik von der Politik der europäischen Kolonialmächte unterscheiden, deren harter 
Widerstand gegen nationale Unabhängigkeitsbewegungen diese der Sowjetunion in die 
Arme hätte treiben können. Die US-amerikanische Außenpolitik erforderte, daß die 
lokalen Zliten in der Lage waren, sowohl die radikalen nationalistischen Kampagnen als 
auch die kommunistischen Programme, deren Kader eine soziale Basis organisieren 
konnten, ihres Inhalts zu berauben. 

Um diese Bewegungen zu bremsen, griff Washington auf alle praktischen und ideologi- 
schen Maßnahmen unterhalb der direkten militärischen Intervention zurück - von der 
verdeckten Organisierung des Putschs, der 1953 wieder den Schah auf den iranischen 
Thron brachte, bis zur Unterstützung konservativer religiöser Traditionen. Wie seine 
europäischen Vorgänger und sowjetischen Rivalen versuchte Washington in kritischen 
Momenten, den Islam und seinen Nationalismus zu benutzen, um in den Gesellschaften 
des Mittleren Ostens beginnende Prozesse von Klassendifferenzierung und Klassenkampf 
aufzulösen; manchmal gelang das auch. Zum Beispiel versuchten in den 50er Jahren die 
 CIA — wie auch der KGB und der britische Geheimdienst —, die ägyptische Führung der 
Muslimbruderschaft zu infiltrieren und zu beeinflussen, um den ägyptischen Nationalis- 
mus vom Kommunismus und von finanzieller Unterstützung durch Saudi-Arabien fernzu- 
halten. In den 60er Jahren unterstützte und beeinflußte die CIA die Baath-Partei gegen 
die Irakische Kommunistische Partei. In den 70er und 80er Jahren hat sie die sau- 
disch-wahhabitische Version des Islam gegen universalistische und radikale Tendenzen 
in Europa, Amerika und Asien unterstützt.” 


Die konservative Politik der Vereinigten Staaten konnte sich im Mittleren Osten natürlich 
nicht auf ein paar Manöver rund um religiöse und nationalistische Gruppen beschrän- 
ken; sie brauchte — und hatte — einen wesentlich breiteren Zuschnitt. Dazu gehörte die 
aktive Feindschaft gegen jede kommunistische oder sozialdemokratische Bewegung und 
gegen jene nationalistischen und sozialistischen Tendenzen, die eine Verbindung häiten 
‚herstellen können zwischen den städtischen Bevölkerungen in den Mitteloststaaten, die 
kein Öl besaßen — wie Ägypten und Syrien — und den Ölförderländern. Eine solche 
Verbindung wäre extrem »gefährlich« gewesen, denn sie hätte ein unkontrollierbares 


” Zu den Versuchen in den 50er Jahren, die Muslimbrüder zu infiltrieren, siehe Miles Capeland, The Game of 
Nations: The Amorality of Power Politics, London 1969, S. 154-157. Ze Nouvel Observateur Nr. 1341 (19.-25. Juli 
1990) widmet dem saudischen Einfluß im Ausland einige Artikel und bietet eine Bibliographie zum Thema. 
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Element in den Strom billigen Erdöls gebracht. Der Westen stand dem Entstehen einer 
säkularen und nicht-sektiererischen Alternative in den Ländern des Mittleren Ostens 
feindlich gegenüber, weil er fürchtete, dafs die universalistischen Tendenzen teuer 
werden würden und das Öl dazu benutzen könnten, solchen Luxus zu bezahlen. 


Die erste Prüfung nach dem Zweiten Weltkrieg kam mit der Krise in Aserbaidschan 
1945-46, als der Westen die Proklamation der Unabhängigen Aserischen Demokrati-. 
schen Republik als einen von Moskau inspirierten Schachzug hinstellte, um ein krypto- 
kommunistisches Protektorat über den Iran zu bilden, obwohl die Republik den Abzug 
der sowjetischen Truppen um acht Monate überlebte.” Zu Beginn des Jahres 1947 
wurden die iranischen Grenzen für den westlichen Einfluß ‚gesichert, denn der Iran war 
an Großbritannien »gefallen«. Unter der Führung von Premierminister Mossadegh wagte 
es die nationalistische iranische Regierung von 1951 bis 1953, die iranische Erdölindu- 
strie zu nationalisieren, aber das hatte keinen Bestand; nachdem die westlichen Regie- 
rungen einen Boykott beschlossen hatten, fand sie keine Käufer mehr für ihr Öl. In den 
zwei Jahren der Mossadegh-Regierung liefen lediglich zwanzig Öltanker den größten 
iranischen Hafen Abadan an. 

Im August 1953 organisierte die CIA unter der Führung von General Norman Schwartz- 
kopf Senior, dem früheren Polizeichef von New Jersey, den Staatsstreich gegen Mossa- 
‘degh. Er bildete auch den Startschuß für die Aufteilung des iranischen Öls zwischen 
Großbritannien und den Vereinigten Staaten.” Es war der erste Staatsstreich nach dem 
Zweiten Weltkrieg, den die CIA gegen eine legitime Regierung organisiert hatte. Er 
zeichnete die Grundlinien eines Entwürfs, der 1954 zur Subversion der Arbenz-Regie- 
rung in Guatemala und zum Eingreifen der US-Armee 1958 im Libanon zur Unterstüt- 
zung der politischen Herrschaft der maronitischen Christen führte. 

Dieser Entwurf gab auch der iranischen Monarchie die »Lizenz«, Ende der '60er und 
Anfang der 70er Jahre Schutzmacht in der Golfregion zu spielen, die Guerilla von Dho- 
far in Oman zu bekämpfen, die irakischen Kurden 1975 an Saddam Hussein auszulie- 
fern und die. afghanische Regierung von Daoud zu überzeugen, die Demokratische 


'® Zur Nachkriegskrise in Aserbaidschan siehe Richard Cottam, Iran and the United States: A Cold War Case Study. 
University of Pittsburgh Press, Pittsburgh, Pa., 1988; Fred Lawson, »The Iranian’Crisis of 1945-46 and the Spiral 
Model of International Conflict«, International Journal of Middle East Studies Bd. 21, Nr.3 (August 1989), 
5. 307-327. ; 


y 
® Ervand Abrahamanian, Iran Between Two Revolutions, Princeton, Princeton University Press, 1982; Mark Gaso- 
riowski, »The 1953 Coup d’Etat in Iran«, /niernational Journal of Middle East Studies, Bd. 19, Nr.3 (August 
1987), S. 261-286. 
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Volkspartei, eine linke Formation, zu unterdrücken; er gab Saudi-Arabien die »Lizenz«, 
reaktionäre Gruppen in der ganzen Region zu finanzieren. 

Ende der 70er Jahre setzte sich die Carter-Doktrin auf der Grundlage der filschen 
Interpretation der CIA durch, die Ayatollah Khomeini als »gutmütigen und senilen Or- 
densbruder« beschrieben hatte?" Entsprechend der Aussage des französischen Präsi- 
denten Giscard d’Estaing 1980, »um den Kommunismus zu bekämpfen, müssen wir mit 
einer anderen Ideologie dagegen Front machen. Da wir im Westen nichts haben, müs- 
sen wir den Islam unterstützen.«”' In diese Zeit fällt auch Präsident Carters einseitige 
Erklärung, daß der Persische Golf von vitaler Bedeutung für die Sicherheit der Ver- 
einigten Staaten sei, weshalb die USA das Recht hätten zu intervenieren, wenn ihre 
Sicherheit bedroht sei. Bei dieser Gelegenheit hatte er zudem Breschnew indirekt emp- 
fohlen, die US-anierikanischen Interessen zu bedenken und deshalb den in benach- 
barten Ländern entstehenden islamischen Fundamentalismus zu dulden?” 


Seit der Niederlage in Vietnam hat Washington immer nach einer Gelegenheit zur Revan- 
che gesucht, damit die Wunden schneller vernarben. Da die Haltung Carters, vor allem 
während der Geiselkrise, als zu versöhnlich beurteilt worden war, setzte sich die Regie- 
rung Reagan davon ab, indem sie andernorts eine härtere Haltung einnahm. Wie ge- 
wöhnlich begann die Härte bei einem kleinen Land: Grenada 1983. Sie steigerte sich 
mit den »Operationen mit niedrigem Profil« der Gontras in Nicaragua und mit der 
Bombardierung Libyens 1986. Die Feuertaufe der Regierung Bush erfolgte 1989 mit der . 
Invasion in Panama: 27 000 Soldaten und 1000 bis 4000 Tote, um Präsident Noriega zu 
fangen, der lange Jahre Agent im Dienste der CIA gewesen war, nicht weil er bekann- 
termaßen Drogenhändler gewesen war, sondern weil er sich geweigert hatte, den Krieg 
der Contras in Nicaragua zu unterstützen. Das ideologische Tam-Tam bezüglich der 
»gerechten Sache« bei den Invasionen in Grenada und Panama sollte die Kritik daran 
verstummen lassen, daß die Vereinigten Staaten Aggressionen und internationale Ver- 
letzungen in der ganzen Welt toleriert oder sogar ermutigt hatten, falls arme Länder 


” Bob Woodward, Veil: The Secret Wars of the GIA 1981-87, Pocket Books, New York 1988, S. 11. 


Zitiert bei Lafif Lakhdar, »Why the Reversion to Islamic Archaism?«, Jon Rothschild (Hrsg.), Forbidden Agendas: 
Intolerance and Deflance in the Middle East, London, Al-Saqi, 1984, 5.289 aus le Canard Enchaine, 6. März 
1980. ! 

22 Melvyn P. Leffler, »From the Truman Doctrine to the Carter Doctrine: Lessons and Dilemmas of the Cold War«, 
Diplomatic History, Bd.7, Nr.4 (Herbst 1983), S. 245-266. Zu den Namensgebern der Doktrinen siehe Jimmy 
Carter, Public Papers of Ihe Presidents of the United States, 1980-81, Washington, D.C., U.S. Government Printing 
Office, 1981, 1:194-200, Leffler zitiert, aus den Memoiren von Carter, Keeping the Faith, New York 1982, S. 254 
zum Gipfel mit Breschnew in Wien 1979. 
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oder kleine ethnische Gruppen die Opfer waren. Die Invasion und der Völkermord In- 
donesiens in Osttimor und Irian Jaya, die Angriffe Südafrikas auf die Frontstaaten, die 
türkische Invasion in Zypern und dessen teilweise Besetzung seit 1974, die marokkani- 
sche Invasion in der Westsahara, die Verletzung der UNO-Resolution 232 zu den besetz- 
ten Gebieten durch Israel und seine militärische Kontrolle über den Südlibanon stehen 
auf dieser seit langem aufgelaufenen Liste” Die sowjetische Invasion in Afghanistan 
zog keinerlei Angriff auf das sowjetische Territorium nach sich, weil die UdSSR »groß« 
war. Die irakische Invasion im Iran war der Beginn des erhofften Ausblutens der bei- 
den Länder, die für die Interessen der Großmächte im Persischen Golf »gefährlich« 
werden konnten; deshalb unterstützten diese das Ausbluten mit allen verfügbaren kon- 
ventionellen und nicht-konventionellen Waffen, einschließlich Material zur chemischen 
und biologischen Kriegsführung. 

Dieses Ausbluten reichte jedoch nicht aus, um die sogenannten Ambitionen von Saddam 
Hussein zu zähmen. Im Verlauf des Kriegs mit dem Iran wurde sein Durst nach Petro- 
dollars immer bedrohlicher. Seine Drohungen gegen Kuwait holten die USA von ihrer 
Position der öffentlichen Nichteinmischung in der Golfregion herunter. Aus der Höhe 
seiner moralischen Exempel rüstete sich der Westen, um den Irak anzugreifen, weil der 
Diktator Saddam Hussein und seine sogenannte Takrit-Clique unter Verletzung des inter- 
nationalen Rechts im August 1990 Kuwait besetzt hatten. Nach anfänglichem Zögern be- 
schlossen auch die Regierungen der Europäischen Gemeinschaft, Washington zu unter- 
stützen; Japan und Deutschländ versprachen, eine Summe von insgesamt wahrscheinlich 
über 30 Mrd. Dollar abzudrücken, um die Militärexpedition an den Persischen Golf zu 
unterstützen“ Ein solches Unternehmen war nicht unmittelbar und direkt gegen die 
Interessen von Deutschland und Japan gerichtet; im Gegensatz dazu waren 1989 Stim- 
men laut geworden, die USA hätten in Panama einmarschieren müssen, um ein mögli- 
ches Abkommen über den Kanal zwischen Japan und Noriega zu verhindern.” Bei 
einigen Linken in Europa ist der Glaube zum Gemeinplatz geworden, der wirkliche 
Grund für die Expedition sei gewesen, das erschütterte Vertrauen der europäischen und 


3 Ich beziehe mich auch auf die UNO-Resolutionen 509 (1982) und 425 (1978), aber nicht auf die Resolution 684 
(30. Januar 1991), die einfach neun Jahre später das gleiche wiederholt, während die Koalition den Irak bom- 
bardiert und dieser Israel mit Scud-Raketen angreift. 


% 
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sich in den Verzögerungen, als es darum ging, dem US-amerikanischen Schatzamt Kredite zu gewähren. Zu den 
Unsicherheiten der internationalen und insbesondere japanischen Finanzkreise siehe Fußnote 126 weiter unten. 


5 Laut Andre Gunder Frank, »The Gulf War and the New World Orders, Notebook for Study and Research, Nr. 14, 
1991, S.6f. ' 
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Das Zaudern der Verbündeten der Vereinigten Staaten betraf nicht nur den politischen Bereich; es substantiierte 
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japanischen Regierungen in die Außenpolitik der Vereinigten Staaten wieder aufzubes- 
sern und ihnen zu einem gesicherten Zugang zum Erdöl zu verhelfen. Das ist sicher mit 
ein Hauptgrund gewesen, aber wir müssen ihn genauer analysieren. Bereits während 
des Vietnamkriegs hatte es eine Vertrauenskrise in den Beziehungen zwischen den Ver- 
bündeten und der Führung der Vereinigten Staaten gegeben. Die Konkurrenten der USA, 
Westeuropa und Japan, hatten den Doppelschlag: die Nicht-Konvertibilität des Eurodol- ° 
lars 1971 und die Ölkrise 1973 hingenommen, ohne Washington öffentlich bezüglich 
des Vietnamkriegs zu widersprechen; denn die Anwesenheit US-amerikanischer Truppen 
in Europa und im Pazifischen Ozean gegen die Sowjetunion stellte bis Ende der 80er 
Jahre einen Vorteil dar. 


Mit dem Rückzug der sowjetischen Truppen aus Mittel- und Osteuropa und einem mög- 
lich gewordenen Friedensvertrag zwischen Rußland und Japan wird heute die Energie 
zum wichtigsten Band, das Westeuropa und Japan mit den Vereinigten Staaten vereinigt. 
Wäre die Wiederherstellung des Vertrauens zu den Vereinigten Staaten und die kon- 
stante Belieferung mit Erdöl ihr einziges oder zumindest wichtigstes Motiv gewesen, 
dann wäre die Entsendung US-amerikanischer Truppen an den Golf eine philantropische 
Geste gegenüber Westeuropa und Japan gewesen. Washington hat aber niemals behaup- 
tet, daß es seinen Verbündeten Energiegeschenke machen wolle. Ein Berater Bushs hat 
das im August 1990 so ausgedrückt: »Es geht um ein deutliches Signal. Selbst ein 
Dummkopf versteht das Prinzip. Wir brauchen das Öl. Es ist schön, sich für die Freiheit 
auszusprechen, aber Kuwait und Saudi-Arabien sind nicht gerade Demokratien, und 
wenn ihr Hauptexportartikel Orangen wären ... hätten wir den August über in Washing- 
ton den Laden dicht gemacht. Diesbezüglich gibt es keinerlei Zweifel.«”* 

Wir müssen deshalb zunächst diskutieren, welche US-amerikanischen Interessen mit der 
Truppenentsendung verteidigt werden sollten, seien sie kurz- oder langfristig, industriel- 
ler oder finanzieller Natur. Die Vereinigten Staaten verbrauchen etwa 17 Mio. Barrel 
Erdöl am Tag, fast die Hälfte des Gesamtverbrauchs der 24 OECD-Länder. Japan ver- 
braucht etwa 4,7 Mio., Frankreich, Italien, Westdeutschland und Großbritannien jeweils 
etwa 2 Mio. Barrel am Tag. Einem Verteidigungs-Spezialberater der US-Mission bei der 
NATO zufolge »kostet die gegenwärtige Krise durch die Verteuerung des Erdöls um 10 
Dollar pro Barrel die US-amerikanischen Verbraucher etwa 170 Mio. Dollar am Tag - 
mehr als sie die Verbraucher in Frankreich, Italien, Westdeutschland, Großbritannien 
und Japan zusammen kostet. Man wird zurecht einwerfen, daß etwas mehr als die Hälf- 


® Zitiert in Time vom 20. August 1990. 
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te dieser 170 Mio. Dollar an die Firmen fließt, die Erdöl in den Vereinigten Staaten 
fördern. Aber das ist ein schwacher Trost für die US-amerikanischen Verbraucher, denn 
»netto« sind die USA am stärksten betroffen: 800 Mio. [Dollar] am Tag verglichen mit 
den 47 Mio. von Japan oder weniger als 20 Mio. von Frankreich, Italien und West- 
deutschland; Großbritannien ist sogar Nettoexporteur von Erdöl, so daß es »negativ 
betroffen« ist. Da der Einsatz von Erdöl pro Einheit des Bruttosozialprodukts in den USA 
höher ist als in anderen Ländern, sind hier die Auswirkungen auf die Industrieproduk- 
tion, die Inflation und das Wachstum härter.«” 


Solange die USA an ihrer Industriestruktur festhalten und solange Erdöl ein weltweit be- 
nutzbares Produkt bleibt, sind die Vereinigten Staaten auf Kontrolle der Petrodollars 
aus, um den dauerhaften Ölzufluß zu sichern. Es ist zwar anzunehmen, daß die Ver- 
einigten Staaten im August 1990 ihre Glaubwürdigkeit den Verbündeten gegenüber wie- 
derherstellen mußten; aber nicht nur aus langfristigen, sondern auch aus kurzfristigen 
Eigeninteressen heraus war es nötig, Kuwait zu »befreien« und dem Rest.der Welt eine 
»Lektion« zu erteilen. Japan und Deutschland haben sich nur deshalb »überzeugen las- 


sen«, die US-amerikanische Staatsverschuldung zu finanzieren, weil’ sie von der US-" 


Hegemonie im Mittleren Osten mit seinen ‚riesigen Erdölvorräten abhängig sind. Jedes 


nationale Kapital benutzt seine eigenen Instrumente. Die USA haben ihr Monopol in der 


Beherrschung des Himmels bewiesen und somit ihre Militärmacht in die Beziehungen 
zu Japan und Deutschland als Produktivkraft neu ins Spiel gebracht, Freunde und 
Feinde sollien dazu gezwungen werden, das am stärksten bewaffnete Schuldnerland 
als.besten Schuldner der Welt anzuerkennen. Aber dieser neue Zusatz zu den Impera- 
tiven der Hegemonie ist keine leichte Lehre für die.anderen und kann innerkapitalisti- 
sche seismische Spannungen aufwerfen. Die ersten Etappen einer solchen Entwicklung 
konnten wir bereits beobachten. Entgegen den Hoffnungen der Vereinigten Staaten und 
Großbritanniens, wie in den Jahren zuvor ihre Bilanzdefizite auf Kosten Deutschlands 


finanzieren zu können, hat die Entscheidung der Deutschen Bundesbank Ende Januar 


1991, die Zinsen zu erhöhen und auch in der Folgezeit hoch zu halten, dazu geführt, 


” William B. Taylor, »Oil Pain in the Gulf: The U.$. Will Suffer Most«, WSIE, 22. August 1990. Der Ökonom 
Salvatore Biasco sprach für viele, als er in der Unit vom 28. Januar 1991 eine diametral entgegengesetzte 
Position vertrat: »Kein vitales ökonomisches Interesse der Vereinigten Staaten ist durch die Annexion Kuwaits direkt 
betroffen. Die USA sind sicherlich nicht das Land, das einem Ölpreisschock oder permanenten Veränderungen am 
Erdölmarkt am stärksten ausgesetzt wäre.« Er zieht aus dieser Sicht der Dinge die Konsequenz, daß das US- 
amerikanische Eingreifen vorallem vom Imperativ der Glaubwürdigkeit der Vereinigten Staaten ihren Verbündeten 
gegenüber bestimmt wird, daß also in diesem Fall die Kategorie Imperialismus zu »einem alten Rüstzeug« 
gehöre, das »von einer ganz und gar ideologischen Dummheit« wieder hervorgeholt werde. 
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daß die USA und Großbritannien ihre reichen Verbündeten nicht mehr darauf verpflich- 
ten können, ihnen ihre Militärkampagnen durch Außenfinanzierung zu bezahlen, über 
die nicht verhandelt wird. 

Die Suche nach einem kurzfristig gesicherten Ölangebot hängt mit der Wirtschaftsrezes- 
sion in den USA zusammen. Der Übergang zu alternativen Energiequellen würde hohe 
Investitionen erfordern, auf diese Art von Profiterzielung sind aber die großen Ölgesell- 
schaften noch nicht vorbereitet. Die drastische Erhöhung des Ölpreises würde die 
halberschöpften Bohrlöcher in den USA in gewinnbringende Unternehmen verwandeln, 
aber nur für eine begrenzte Zeit. Deshalb ist Washington mehr denn je auf der Suche 
nach Öl im Ausland. Die ganzen Vereinigten Staaten sind punktiert mit Bohrlöchern, seit 
1945 wurden zwei Millionen neue gebohrt. Aber mit Ausnahme von Alaska sind die 
Vorkommen so weit erschöpft, daß die Förderung langsam zum Erliegen kommt. Viele 
Funktionsträger der Regierung Bush haben Steuererleichterungen zur Förderung von 
Bohrvorhaben in Gegenden, wo diese unökonomisch geworden sind, warm befürwortet; 
andere haben versucht, eine Steuer auf Ölimporte zu verhängen, aber all diese Versuche 
wären nur ein Notbehelf. Wenn man im Reich des Erdöls bleiben will, ist man. ge- 
zwungen, im Ausland danach zu suchen. Das noch unter dem Boden der Vereinigten 


Staaten liegende Öl wird — vor allem aus militär-strategischen Gründen - dort bleiben; 


es ist die zuverlässigste bundesstaatliche Erdölreserve. 


Gegen Ende des Iran-Irak-Kriegs begann das Vertrauen in die eigenen Ölreserven zu 


N schwinden: »Trotz des Kriegs gegen den Iran produziert der Irak heute mehr Öl als 


Louisiana und Oklahoma zusammen. Die irakischen Vorräte betragen das Dreifache der 
Vorräte in den USA. ... Wie sollen wir mit der wachsenden Abhängigkeit von ausländi- 
schem Öl umgehen? ... Die USA sind immer stärker gebunden durch ihre Abhängigkeit 
von Öl aus dem Ausland.«* . . 


Die Expedition gegen den Irak bot die Gelegenheit, sowohl die Abhängigkeit von aus- 
ländischem Erdöl als auch die Wirtschaftsrezession teilweise zu lindern. Auch wenn sich 
die USA aufgrund der Rezession und der öffentlichen Meinung keinen langen Krieg 
leisten konnten, mußten sie die Kanten der Arbeitslosigkeit entschärfen und etwas Profit 
aus der Kriegsproduktion und aus dem Wiederaufbau nach dem Krieg ziehen. Washing- 


ton hat keiner wirklich multinationalen Streitmacht erlaubt, Saddam Hussein Kuwait ' 
wegzunehmen, denn die Internationalisierung der mittelöstlichen Erdölrente über die 


® Caleb Salomon, »As U.S. Wells Go Dry, Reliance on Oil Imports is Sure to keep Rising«, WSJE, 6. April 1988. 
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Golfstaaten und die großen Erdölfirmen stand niemals, auch heute nicht, auf der Tages- 


ordnung: Petro-Yen oder Petro-Mark sind nicht in Sicht. Deshalb mußten die eigenen . 


Truppen, etwas Unterstützung von Großbritannien und ein Trinkgeld der anderen Ver- 
bündeten genügen. Mit mehr als 200.000 US-amerikanischen Soldaten am Persischen 
Golf im Oktober 1990 und weiteren 200 000 im Monat darauf Stiegen die Ausgaben der 
Regierung Bush Tag für Tag in schwindelnde Höhen. Er konnte unmöglich darauf war- 
ten, daß die von den Vereinten Nationen verhängten Sanktionen Saddam Hussein zum 


Rückzug aus Kuwait veranlassen würden; die Regierung Bush hatte nicht das Geld, um . 


die Zeit zu kaufen, denn Anfang November war Bush dabei, die Schlacht mit dem Kon- 
greß um den Haushalt zu verlieren: Die Operation Wüstenschild kostete 74 Mio. Dollar 
am Tag, und bis zu diesem Zeitpunkt hatten Japan und Deutschland nur prinzipiell ver- 
sichert, daß sie sich substantiell an den Kosten beteiligen würden.” Die Kosten für 
Transport und Dienstleistungen blähten sich auf, da das Pentagon in großer Eile kaufen 
mußte. Zu diesen logistischen Erfordernissen kamen die wachsenden Ausgaben zur Un- 
terstützung ıder wirtschaftlich schwachen und politisch schwankenden Verbündeten aus 
der Zweiten’und Dritten Welt. x 


Um sich der finanziellen Unterstützung der Expedition durch Saudi-Arabien zu versi- 
chern, trug die Regierung Bush dazu bei, den Ölpreis hoch zu halten, Durch, ihre 
Weigerung, auch nur einen Bruchteil ihrer strategischen Reserven von 600 Mio. Barrel 
zu verkaufen, ermutigte sie zu Beginn der Kuwaitkrise die Spekulation, um den Ölpreis 
hochzutreiben. Bedenkt man zudem die Angst der Regierungen der Allianz vor einem 
Anwachsen des Pazifismus in der internationalen öffentlichen Meinung bei einer länge- 
ren Dauer des Kriegs, so wird deutlich, daß all diese Regierungen einen kurzen Krieg 
brauchten. Nur dann wäre die Trennlinie zwischen denen, die bombardieren, und 
denen, die sterben, ganz eindeutig. Die größten Kosten der Expedition — die Toten 
und Verwundeten im Irak und die Zwangsumsiedlung ganzer Bevölkerungen im 
Mittleren Osten — dürfen nicht in den Bilanzen der westlichen Staaten auftauchen. 


l 


® "Thomas Ferguson, »The Economic Incentives for War«, The Nation, 28. Januar 1991 unterstreicht die Wahl des 
Zeitpunkts für den militärischen Angriff durch die Regierung Bush und die Verbindung zwischen dem Nicht- 
gebrauch der strategischen Reserven des US-amerikanischen Erdöls und dem Bedarf der Saudis, ihre Unterstützung 
der Operation Wistenschild durch ihre laufenden Steuereinnahmen zu bezahlen. Während des Kriegs zwischen der 
Koalition und dem Irak hat man nicht auf die drei größten strategischen Erdölreserven zurückgegriffen, die US- 
amerikanischen, deutschen und japanischen, eine Entscheidung, die M. A. Adelman in seinem Buch »Oil Falla- 
cies«, FP Nr. 82 (Frühjahr 1991), a.a.0., $.13 und Edward L. Morse, »The Coming Oil Revolution«, FA, Bd. 65 
Nr. 5 (Winter 1990-91), $. 55.56 kritisiert, aber nicht erklärt haben. 


# Siehe Edward L. Morse, »The Coming Oil Revolution«, ZA, Bd. 65, Nr. # (Winter 1990-91), a.a.0. 8. 55f. 
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Obwohl seit Ende September 1990 angekündigt wurde, daß »der Dollar genesen kann, 
wenn der Golf brennt«°', und trotz der hervorragenden Aussichten für die Rüstungs- 
produktion und auf die Verträge zum Wiederaufbau Kuwaits, sagten die Wirtschafts- 
prognosen Anfang 1991 eine noch mindestens sechs Monate andauernde Wirtschafts- 
schrumpfung an, die die Schlangen der Arbeitslosen noch länger und die Verzweiflung 
in den Gettos noch größer machen würde. 1990 waren die USA schon der große Ver- 
lierer beim internationalen Wettlauf um Investitionen, »und als Konsequenz davon 
könnte es noch mühsamer werden als vorhergesehen, aus der Rezession herauszukom-, 
men«. Die ausländischen Investitionen gingen von 121,4 Mrd. Dollar auf 48,9 Mrd. 
zurück, zur gleichen Zeit kauften US-amerikanische Anleger für 30,8 Mrd. Dollar (1989 
waren es 19,1 Mrd. gewesen) ausländische Titel. Zum ersten Mal seit 1974 schlossen 
die Vereinigten Staaten das Jahr mit einem Negativsaldo ab? Obwohl die Operation 
Wüstenschild nicht das Allheilmittel für die wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Ver- 
einigten Staaten war, machte Wall Street seit November 1990 »Anleger darauf aufmerk- 
sam, sich auf den Krieg im Mittleren Osten vorzubereiten«, und wies darauf hin, daß 
die US-amerikanischen Firmen Aussicht auf den Zuschlag beim Wiederaufbau Kuwaits 
haben wirden3® Die Kriegshandlungen konnten die Wirtschaftsrezession in den USA 
nicht heilen, aber zeitweilig abschwächen. 

Während die weltweite Rezession die industrialisierten Länder traf und die Entbehrun- 
gen ganzer Bevölkerungen in der Zweiten und Dritten Welt verlängerte, planten die USA, 
Japan und Deutschland die regionale Aufteilung im Verhältnis zur jeweiligen hegemonia- 
len Stärke: Freihandelsabkommen zwischen den USA — mit ihrem Bedarf an Arbeitskraft 
und Rohstoffen —, Kanada und Mexiko, wachsende japanische Ambitionen in Asien; ' 
deutscher Druck, die Führungsrolle in West- und Ost-Europa zu übernehmen. Aber ge- 
rade wenn die Ambitionen von Deutschland und Japan in eine expansive Phase 
eintreten, mujs die Demarkationslinie um die Energiequellen und um die Waffen . 
deutlicher werden. Deutschland und Japan werden das Öl empfangen; sie werden es 
aber nicht selbst holen können. Darüber hinaus können die USA auch den Ländern der 
Dritten Welt eine Reihe von »Lektionen« erteilen. Aus Vietnam haben sie gelernt, daß es 
nicht gut ist, dabei allein zu stehen. Die Industrie- und Dritte-Welt-Länder, die gegen- 


3! Brandon Mitchener, »Dollar’s Health Could Improve. if Gulf Flares«, WSIE, 24. September 1990, 8.11 (Siehe Ah 
Fußnote 178 weiter unten). Tom Herman, »U.S. Economy Will Shrink at Least 6 Mon He oostine, Joblessnes, 
Journal Survey Says«, WSJZ, 2. Januar 1991. 


3? Michael Sesit, »Capital Flow Into the U.S. Plunged in '90«, ebenda, 5/6, April 1991, 9.9. 


® John R.Dorfman, »Wall Street Is Telling Investors to Prepare for War in the Mideast« .ehenda, 29. November 
1990, S. 11. ‘ $ 
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über der eigenen Bevölkerung harte anti-egalitäre Maßnahmen durchgesetzt haben, 
schufen ein Zusammenspiel von Regierungen, die nicht mehr durch ideologische Barrie- 
ren getrennt sind. Die von den nationalen Bourgeoisien entworfenen radikalen politi- 
schen Programme dieses neuen Sozialdarwinismus sollen das gewöhnliche Volk immer 
wieder von neuem disziplinieren, um aus ihm das neue, schweigsame Instrument für 
die Produktivität des 21. Jahrhunderts zu machen. Die Klientelbourgeoisien in der Drit- 
ten Welt sollten den Schutzschirm. liefern, der die Spaltung nach Klasse und Hautfarbe 
nicht nur im Norden, sondern auch im Süden der Erde verdeckt. Und sie sollten für 
dreifachen Stacheldraht sorgen, um so lange standhalten zu können, bis der wachha- 
bende- internationale Polizist eintrifft. x 


Migranten in zeitweiliger Sklaverei 


Der Erdölsektor am Persischen Golfs hat sich unter der Ägide der Sklaverei entwickelt 
und trägt auch heute noch deren Zeichen. In den meisten Golfmonarchien wurde die 
Sklaverei erst nach dem Zweiten Weltkrieg abgeschafft. Saudi-Arabien war am flinkesten 
sowohl beim Verbot jedweden Streiks (1956) wie bei der Abschaffung der Sklaverei 
(1962). Seit Beginn der Rohölförderung und der Migration in die Golfstaaten in den 
40er Jahren haben die absoluten Monarchien die Leitlinie verfolgt, die wirtschaftliche 

- Entwicklung zu kaufen, ohne die Sklavenverhältnisse zu verändern; eine Vorgabe, der 
sich die großen Ölgesellschaften ohne all zu große Schwierigkeiten angepaßt haben. So- 
wohl die saudische, als auch die anderen Gesellschaften, die das Erdöl ausgeweitet hat, 
stehen heute vor.einem grundlegenden Problem, auf das der Westen auch noch keine 
Antwort gefunden hat: Welches Schicksal haben heute die Migranten in einer defacto 
multiethnischen Gesellschaft? Wenn man ihnen im Westen die volle Staatsbürgerschaft 
auf unbestimmte Zeit verweigert, dann ist der plumpe Entzug von Rechten in den Golf- 
staaten nur eine graduelle Abstufung in bezug auf ihre zwar tolerantere, aber dennoch 
diskriminierende Behandlung in den weißen, christlichen Ländern. 


Die Untertanen der Golfmonarchien wurden in der ersten Entwicklungsphase des Ölsek- 
tors meistenteils vom Lohnverhältnis ferngehalten, erstens aufgrund mangelnder Qualifi- 
kationen, außerdem um die innere Stabilität aufrechtzuerhalten. Die Regierungen und 
die Ölfirmen wählten die Migranten nach politischen Motiven aus. In Bahrain, dem 
ersten Golfstaat, der (1932) Erdöl förderte, beschäftigte die Ölgesellschaft indische 
Arbeiter, weil sowohl der Scheich als auch sein britischer Berater fürchteten, daß die 
Anwesenheit von Iranern den Schah dazu veranlassen könnte, mit mehr Nachdruck die 


4 
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Rückgabe der Insel zu fordern. Während des Zweiten Weltkriegs begann die Aramco 

(Arabia-American Oil Company), dieÖlquellen in Saudi-Arabien auszubeuten, wobei 

sie vor allem italienische Kriegsgefangene und ehemalige italienische Siedler, die bereits 

in Eritrea wohnten, beschäftigte; später stellte sie dann Palästinenser, Inder und Pakista- 

nis ein, während die Kuwait Oil Company (KOC) ihre Arbeitskräfte nach der Flücht- 

lingswelle von 1948 in Palästina, aber auch in anderen arabischen Ländern rekrutierte. 

Die erste Migration in die Golfstaaten bestand aus Iranern und Arabern: Iraker, Jorda- 

nier und Palästinenser. Zu Beginn der 60er Jahre folgten ihnen Inder und Pakistaner. 

1970 gab es in den Golfstaaten etwa 660000 ausländische Arbeiter. 1975 war ihre 

Anzahl auf 1 250 000 gestiegen. Bis zu diesem Zeitpunkt gab es nicht mehr als 300 000 

nicht-arabische Asfaten. Zu Beginn der 80er Jahre machte die ausländische Arbeitskraft 
45 Prozent der Arbeitskraft in Saudi-Arabien aus und 70-80 Prozent in den kleineren 
Staaten am Golf“ Es ist eine Migration, in der bisweilen die afrikanischen und asiati- 
schen technischen und beruflichen Qualifikationen Platz haben, die in Westeuropa! 
hingegen normalerweise gering geschätzt werden. 


In den 50er und 60er Jahren betrachteten die Regierungen am ‘Golf die Araber als 
leichter »zu handhabefi als die nicht-arabischen Asiaten. Iraker, Jordanier und Palästi- 
nenser wurden informell rekrutiert, um unter britischer und US-amerikanischer Leitung 
auf den Erdölfeldern zu arbeiten. Die gebildeten Araber, vor allem Palästinenser, beka- 
men Regierungsposteri, da es den lokalen Eliten an den Fähigkeiten fehlte, den neuen 
Reichtum selbst zu verwalten. In den 50er Jahren waren die Regierungen am Golf sogar 
eine Zeitlang bereit, den Migranten beachtliche Lockmittel anzubieten; in einigen Fällen 
ging das bis zur Staatsbürgerschaft. Die ersten Streiksund Revolten auf den Erdölfel- 
dern zerbrachen den Zauber gesellschaftlicher Harmonie, den despotische Regimes 
errichtet hatten. Regierende und Ölgesellschaften waren besorgt über die ersten Organi- 
sationsversuche von Arbeitern im Ölsektor. Die Streiks in Bahrain von 1938, 1947 und 
1953, dann die Streiks gegen die Aramco, dem größten Unternehmen Saudi-Arabiens, 
von 1945, 1953 und 1956 zeigten die tiefen Risse im gesellschaftlichen Gefüge, das 
rasch um die Ölquellen am Golf herum montiert worden war.” Als umfassende Ant- 
wort darauf erhöhte Aramco die Produktivität, strich Arbeitsplätze, erhöhte Löhne und 
Beiträge stärker als die anderen, größeren Arbeitgeber und vergab die Wartungs- und 
Bauarbeiten an lokale Subunternehmer. Diese Maßnahmen reduzierten die Belegschaften 


# Roger Owen, Migrant Workers in the Gulf, The Minority Right Groups Report Nr. 68, London 1985, S. 4. 
® ebenda. 
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von Aramco in Saudi-Arabien vom 24.000 im Jahre 1952, darunter fast 9000 Ausländer, 
auf 11.000 im Jahre 1969, wovon nur noch 2000'Ausländer waren: Die Reaktion der 
saudischen Autokratie war der Antistreik-Erlaß von 1956. Dies war wegweisend für alle 
anderen Golfstaaten mit Ausnahme von Kuwait: alle Gewerkschaften wurden für illegal 
erklärt. Das in Kuwait 1957 erlassene Arbeitsgesetz ließ Gewerkschaften zu, erlegte aber 
den Migranten einige Einschränkungen auf: Ausländer hatten erst nach fünf Jahren 
Aufenthalt das Recht, einer Gewerkschaft beizutreten, auch wenn sie keine gewerkschaft- 
lichen Aufgaben übernehmen wollten” Die Anwerbung fügsamer aber leistungsfähiger 
ausländischer Arbeitskraft wurde zum am schwersten lösbaren Problem. In den 60er 
Jahren zielten die wachsenden Restriktionen bei der Vergabe der Staatsbürgerschaft und 
die offizielle Einrichtung von zwei Ebenen der Staatsbürgerschaft in Kuwait darauf, die 
arabischen Nationalisten fernzuhalten und diejenigen selektiv zu integrieren, die schon 
länger im Land waren. Die Migranten wurden zum Problem der öffentlichen Ordnung. 
Die Legislative übertrug der Polizei -— und nicht mehr den Wachdiensten der Privat- 
unternehmen — die hauptsächliche Verantwortung für die Kontrolle der Migranten und 
lieferte der Regierung die Instrumente, um die Ausländer schnell unterdrücken zu 
können. Die relative Toleranz den Fremden gegenüber blieb zyklisch, denn sie hing von . 
der Entwicklung des Ölpreises ab. Wenn die staatlichen Autoritäten bei Migranten ohne 
Papiere ein Augen zudrückten, so taten sie das unter der Bedingung, daß letztere sich 
in und um die städtischen Zentren massieren würden und sich von »heiklen« Gebieten 
wie den Raffinerien und den Baustellen fernhielten. 


1980 hatten, etwa 15 Prozent der ausländischen Arbeiter in Kuwait kein Visum; es 
waren zum größten Teil arme Muslime aus arabischen Ländern und aus Pakistan. In 
Saudi-Arabien mündete hingegen der Trick, »die Pilgerreise zu verlängern«, wozu man 
die Hadsch oder die Omra (die kleinere Pilgerreise, die jederzeit gemacht werden 
kann) ausnutzte, in regelrechte Deportationswellen. In einer seltenen Veröffentlichung 
von seiten des saudischen Staates wird in bezug auf die Deportationen von »sich illegal 
im Land. aufhaltenden Personen« bekanntgegeben, daß 1973 "allein 88000 Personen 
ausgewiesen wurden® »Eine Schätzung geht von wahrscheinlich 500 000 illegalen 


. 
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Die Zahlen sind aus Ali Ahmed Al Sultan, Glass Structure in Saudi Arabia, Ph.D. Dissertation, Michigan State 
University, Department of Sociology, 1988, $. 296-298. 


7 Zu den institutionellen Begrenzungen in Kuwait gegen die Bildung von Gewerkschaften und generell gegen die 
Organisierungen der Arbeiter siehe Kasturi Sen, Migrants from the Indian Sub-Continent and the Kuwait 
Labour Market: Economic, Political and Social Determinants, 2.2.0. 


® Roger Owen, Migrant Workers in Ihe Gulf, a.a.0., S.5. 
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“ pakistanischen Arbeitern zu Beginn der 80er Jahre aus.<” Einflußreiche Arbeitgeber 

mit Verbindungen zur saudischen Bürokratie rekrutierten und rekrutieren MigrantInnen 

ohne Papiere, und manchmal gelingt es ihnen sogar, sie zu legalisieren. Aber ebenso 

können sie die Migrantinnen auch schlecht behandeln. Kein Muslim würde seiner | 
Tochter je erlauben, für einen Kuwaiti oder Saudi zu arbeiten. Die reichen Männer in 
den Golfstaaten haben Nicht-Musliminnen in Sri Lanka, auf den Philippinen und in 

Thailand angeworben. Zu ihren Aufgaben als Hausmädchen gehören auch sexuelle 
Dienstleistungen, bei denen sie oft mißhandelt werden.‘ \ 

Da der Import und Export von ArbeiterInnen institutionell reguliert'wird und kollektive 
Tarifverhandlungen verboten sind, hat es der vorübergehende Aufenthaltsstatus der 
MigrantInnen den Regierungen und Unternehmen erleichtert, die ArbeitInner zu selektie- 

ren. Diese Auswahl erfolgt hauptsächlich auf der Grundlage von nationaler Zugehörig- 

keit in einem weiten Gebiet von Asien. Die Löhne und die Wohnverhältnisse werden 

nicht vom freien Arbeitsmarkt bestimmt, sondern vom Einkommenslevel des Herkunfts- 

landes, auf das eine Prämie draufgeschlagen wird. Dies Lohnmodell bildete sich nach 
- der ersten Ölkrise heraus, als’ mehr und mehr Pakistani und Inder zuwanderten, auf die 

dann Migranten aus Sri Lanka und Bangladesch folgten. Vom Pazifik brachten US-ameri- 

kanische Firmen zunächst Philippinos und Koreaner; ihnen folgten Thailänder und 
Indonesier. Die Gesellschaften am Golf haben sich auf diese Art auf der Grundlage 
. von Nationalität segregiert wie viele städtische Gettos. Im Mikrokosmos der isolierten 
Arbeitscamps reproduzierten und reproduzieren sich dieselben Unterscheidungen. Im 
Vergleich dazu waren die Städte in der amerikanischen Geschichte, die im Besitz einzel- 
ner Unternehmen waren (company towns), zahme Beispiele von Separierung und Iso- 
lation. Mit der Ölblockade 1973-74 begann die lautlose Vertreibung europäischer und 
US-amerikanischer Migranten, die in den Camps mit Qualifikationen unterhalb von Ab- 
teilungsleitern gearbeitet hatten. Dies war der Beginn der Nationalisierung der großen 
Ölgesellschaften in der .ersten Hälfte der 70er Jahre. Die Ausweisung wurde nach der \ 
. Preissenkung in den frühen 80er Jahren abgeschlossen. 
Während des Booms der 70er Jahre haben die Herrschenden in den Golfstaaten und 
die Ölgesellschaften den Weg zur modernen Sklaverei der Migranten gefunden: Kurze 
Aufenthaltsdauer (in der Regel zwei Jahre, was dann verlängert werden kann — außer 


9 ebenda. } 
®% Kasturi Sen, Migranis from the Indian Sub-Continent and the Kuwait Labour Market, a.2.0., 5.283-291.  \ 
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für Menschen aus anderen Golfstaaten), Aufstellung öffentlicher und privater Polizei- 
agenturen, das Verbot, ohne Erlaubnis des Unternehmers und der Regierung den Ar- 
beitsplatz zu wechseln (und eine solche Erlaubnis ist sehr schwer zu bekommen), der 
Einzug der Pässe durch den Arbeitgeber während des gesamten Aufenthalts. Ohne ein 
formales Führungszeugnis und Ausreisevisum ist es also unmöglich, das Land zu ver- 
lassen.'' Mitte der 80er Jahre waren die sechs Golfstaaten — Saudi-Arabien, Kuwait, 
Bahrain, Qatar, die Vereinigten Arabischen Emirate. und Oman — das Ziel für eine fluk- 
tuierende Bevölkerung von Migranten, von denen mehr als zwei Millionen Araber wa- 
ren, etwas weniger als vier Millionen nicht-arabische Asiaten, der Rest kam aus Afrika, 
Europa und Südamerika. Die asiatischen ArbeiterInnen waren in den 80er Jahren im 
allgemeinen junge Männer: zwei Drittel von ihnen’ waren zwischen 20 und 35 Jahren alt 
und verheiratet, aber sie hatten wenig Möglichkeiten, während der Migration ihre Frau- 
en zu sehen. In Kuwait brachte die Volkszählung von 1980 zutage, daß von 380 000 
ausländischen ArbeiterInnen 332 000 Männer und 48 000 Frauen waren. 29 Prozent von 
ihnen wurden als »Analphabeten« eingestuft, etwa genauso viele hatten eine weiterfüh- 
rende Schule oder Universität besucht.” Der Irak hat aus einem Reservoir von ein bis 
zwei Millionen arabischer saisonaler Wanderarbeiter geschöpft, von denen die meisten 
ägyptische Tagelöhner waren. Die Ursachen für die Abwanderung von der Südküste 
des Mittelmeers und insbesondere aus Ägypten in die Golfstaaten und den Irak liegen in 
den fehlenden Arbeitsmöglichkeiten dort und den gesetzlichen Restriktionen gegen die 
Einwanderung nach Westeuropa seit 1973. 


“Roger Owen, Migrant Workers, a.a.0., an verschiedenen Orten. 
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Eine kurze Zusammenfassung der Beziehungen zwischen Migrationsarbeitern und Beschäftigungsagenturen ist der 
Artikel von Ali Labib, »L’Immigration dans les pays du Golfe: quelques aspects specifiques«, Studi Emigrazione/ 
Etudes Migrations, Bd. XXIV, Nr. 86 (Juni 1987), S. 221-230. Peter N. Woodward, Oil and Labor in the Middle 
East: Saudi Arabia and Ihe Oil Boom, New York, Praeger, 1988 S. 71-79 breitet sich über die Verschiedenheit der 
saudischen Agenturen aus, ein Dschungel, der von Firmen reicht, die qualifiziertes Personal suchen bis zu solchen, 
die Betrügereien und regelrechte Abzockereien gegen die Migranten organisieren. 


In der ägyptischen Presse erschienen lediglich 1990 Meldungen über Episoden von Brutalität und Morden an 
ägyptischen Arbeitern, begangen von Veteranen aus dem Iran-Irak-Krieg, die ihre früheren Arbeitsplätze nun von 
Immigranten besetzt vorfanden. Die ägyptische Presse enthüllte solche Ereignisse einige Monate nachdem dem 
Personal des internationalen Flughafens von Kairo die ungewöhnlich hohe Anzahl von Leichen, die aus dem Irak 
zurücktransportiert wurden, aufgefallen war. Die ägyptischen Zeitungen bewahrten lange Zeit Schweigen, welches 
die irakische Regierung mit Luxusautos und Geldspenden an die ägyptischen Journalisten erkaufen hatte. Zum 
Netz von Korruption, das die irakische Regierung in den mittelöstlichen Massenkommunikationsmitteln aufgebaut 
hat siehe Jane Mayer und Geraldine Brooks, »How Saddam Hussein Courted Mideast Press with Gifts of Cars, 
Cash«, WSJE, 19. Februar 1991, $. 1,4. 
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Da sich die Multis und die saudischen Arbeitgeber immer mehr an die asiatischen 
Lohnverhältnisse bis hin zu den philippinischen angepaßt haben, waren sie einheitlich 
in der Lage, einen Lohn anzubieten, der im Vergleich zu den potentiellen Löhnen dieser 
ArbeiterInnen im Herkunftsland eine deutliche Verbesserung darstellt. Die höchsten 
Löhne erhalten Araber und Koreaner, dann kommen Indonesier und Filipinos, und 
dann, immer weiter abfallend, Migranten aus Pakistan, Indien, Sri Lanka und Bangla- 
desch. Die Arbeiter und Arbeiterinnen aus Thailand stehen am Golf ganz unten in der 
Ausbeutungshierarchie, denn ihre Regierung schützt sie in keiner Weise vor den Anwer- 
bern, die in betrügerischer Weise rekrutieren — ein Schutz, den die anderen Länder in 
den letzten Jahrzehnten aufgebaut haben. Die »asiatischen Löhne« sind in den Augen 
von US-Amerikanern oder Westeuropäern sehr niedrig, aber immer noch etwa drei- bis 
sechsmal so hoch wie die Löhne, die die asiatischen ArbeiterInnen in ihrem Heimatland 
verdienen würden. Es gibt auch nicht geringe Unterschiede zwischen den US-ameri- 
kanischen und den britischen Löhnen. Kürzlich gemachten Schätzungen zufolge erwarten 
die amerikanischen Beschäftigten von der Migration in die Golfländer eine Verdoppe- 


lung des Nettolohns; die Löhne der britischen Beschäftigten waren in ihrem Heimatland - 


wesentlich niedriger und die Lage auf dem Arbeitsmarkt wenig aussichtsreich. Deshalb 
sind sie bereit, Arbeitsverträge zu unterschreiben, deren Bedingungen schlechter sind 
als die ihrer US-amerikanischen Kollegen. Briten oder andere Westeuropäer werden bei- 

‚ spielsweise eingestellt, sobald sich für die Löhne auf der Vorarbeiterebene unterhalb 
der spezialisierten Vorarbeiter keine US-Amerikaner mehr finden. In diesem Fall erhielte 
der spezialisierte US-Vorarbeiter fast den doppelten Lohn wie sein britisches Pendant. 
Wenn er wirklich gebraucht wird, muß seine Qualifikation in Ingenieur oder Ausbilder 
umgefälscht werden, damit er dann den doppelten Lohn kriegt“ 


Für die asiatischen und afrikanischen Arbeiter sind die Bedingungen viel härter, aber da 
die staatlichen Institutionen den Unternehmern jegliche Freiheit gewähren, können diese 
die überwältigende Mehrheit ihrer Beschäftigten, auch die weißen, mit völliger Willkür 
behandeln. Als Beispiel ein Passus aus dem Geschäftsbrief eines griechischen Bauunter- 
nehmers an die Vorarbeiter während des Ölbooms Mitte der 70er Jahre: »Ab sofort 
bekommen die Arbeiter zu Mittag nur ein Tellergericht ohne Salat oder sonstiges. Das 


# Peter N. Woodward, Oil and Labour in ‚Ihe Middle East, a.a.0., S.45-54, 177-189; siehe $. 121-125 zum Pro- 
gramm der Republik Korea, das drei Jahre Beschäftigung in Übersee als Alternative zum obligatorischen Wehr- 
dienst vorsieht, allerdings nur für Studenten, die ein technisches Studium abgeschlossen haben. Ihnen werden drei 
Jahre lang 50 Dollar im Monat bezahlt (Gegenwert im Jahre 1988), wenig mehr als der Lohn in Korea. Die 
Studenten, die keine technischen Kurse besucht haben, sind vom Programm ausgeschlossen. 
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Hauptgericht gibt es abends. Niemand kann mit vollem Magen gut-arbeiten. Wer denkt, 


.daß er zuhause besser ißt, kann aufstehen und gehen.«° Diese 10.000 Arbeiter bilde- 
ten eine multinational zusammengesetzte und temporäre Arbeitskraft, der es nicht ge- 
lang, die Atomisierung zu überwinden, in die sie die latente institutionelle Gewalt ge- 
zwungen hatte. ; 

Seit Ende der 60er Jahre reservieren die Regierungen am Golf den ortsansässigen 
Männern Arbeitsplätze in der Bürokratie, der Polizei und den nationalen: Erdölfirmen, 


. um die weit verbreitete Feindseligkeit gegenüber den Ausländern unter Kontrolle zu 


halten. Gleichzeitig werden weiterhin die Frauen von fast allen entlohnten Arbeitsplätzen 
ausgeschlossen. In Saudi-Arabien wurde die massive Verteilung von Vergünstigungen an 
die Klasse, die Verwandtschaftsbeziehungen und die regionalen Unterteilungen geschickt 
eingesetzt, um die Härten einer Entwicklung abzurunden, bei der breite Sektoren der 
ortsansässigen Bevölkerung vom Ölreichtum ausgeschlossen bleiben.“ 


Es gab keinerlei Versuche, den Konsens der Migranten zu suchen. Das hatten diese sich 
seit Jahrzehnten aus dem Kopf geschlagen, da sie keinerlei Grundrechte besaßen. Mit 
Hinweis auf eine bequeme arabische Solidarität hatte der größte Teil der arabischen 
Gewerkschaften seit jeher zu den Arbeitsbedingungen in den Golfstaaten geschwiegen. 
Diese Gewerkschaften waren der von Moskau abhängigen Gewerkschaftszentrale, dem 
inzwischen aufgelösten Weltgewerkschaftsbund angegliedert gewesen. Ihre Vergangenheit 
ist eine Geschichte der Unterordnung unter die eigenen Regierungen. Die Auflösung des 
Weltgewerkschaftsbundes und der Verbindungen zu Moskau ist eine der Vorbedin- 
gungen für die Überwindung dieses Staatssyndikalismus. In den Organisationen der 
UNO haben die arabischen Regierungen eine Debatte über die Brutalität ihrer Arbeits- 
marktpolitik aktiv verhindert, indem sie je nach politischem Bedarf nicht-arabische 
Länder in Fragen von Arbeitsbedingungen attackierten.” Die Verlegungen und Vertrei- 
bungen der MigrantInnen aus Kuwait, aus dem Irak und aus Saudi-Arabien wäh- 
rend und nach der Invasion Kuwaits faßten die Rechtlosigkeit, unter der die Arbei- 
ter in den Golfstaaten seit vielen Jahrzehnten leiden, nur nochmal an einem Punkt 
zusammen. 


5 Lewis Chester und Helena Smith, 7he Zlusive Billionaire, GRD, 30. November 1991, $. 13. 
‘% Sandra Mackey, The Saudis: Inside the Desert Kingdom, Signet-Penguin, New York 1990, S. 205-232. 


7 Denis MacShane, »Working in Virtual Slavery«, 7be New Statesman & Society, 1.März 1991, 8.15, nachge- 
druckt in 7he Nation vom 18. März 1991, $. 341-344. Siehe außerdem sein »Statist Unions Wither Away«, he 
Nation vom 26. November 1990 S. 646 f.. 
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Auch die Allianz hat solche Fragen aus dem .Konfliktszenario ‚draußen gehalten und sie 
unter den Teppich der Gesellschaftsstruktur der Golfstaaten gekehrt. So wie sich die 
irakische Baath-Partei überhaupt nicht für die Lage der eigenen Migranten und der 
Migranten in Kuwait interessierte, so hat sich auch die Allianz davor gehütet, den auto- _ 
“ kratischen Golfmonarchien auch nur geringe Veränderungen vorzuschlagen oder auf die 
Verteidigung der Menschen- oder Arbeitsrechte hinzuweisen; sie haben sie höchstens als 
zweitrangigen Vorwand benutzt, um in den Krieg einzutreten. Denis MacShane, Funktio- 
när der ILO, schrieb dazu: »Welch ein Unterschied zum Handeln von Woodrow Wilson 
und Franklin Roosevelt, die ihre Kriegsvorhaben mit den »Vierzehn Punkten« zur Frei- 
heit der Nationen von ‚ae und mit den »Vier Freiheiten« der Atlantikcharta von 1941 
gerechtfertigt haben.«* 

‘ Der Gedanke läßt sich noch weiterführen. Das saudische Königreich, Kuwait und die 
Vereinigten Staaten waren nach dem Fall der iranischen Monarchie 1979 ernsthaft 
besorgt um die Instabilität der Golfregion. Die staatlichen Sicherheitsorgane am Golf 
reagierten auf die Streiks der ausländischen Arbeiter und auf Proteste in den Arbeits- 
camps mit sofortigen Ausweisungen. Auch wenn das selten zugegeben wird: Washington 
und London hatten die Golfmonarchien seit langem vor dem »Mangel an Sicherheit« 
gewarnt, der durch die Anwesenheit einer vielköpfigen arabischen - und insbesondere 
palästinensischen — Migrationsbevölkerung in Kuwait hervorgerufen werde. Sie hatten 
gleichfalls gewarnt vor der potentiellen und tatsächlichen »Bedrohung« durch die Schii- 
ten gewarnt, die sich in den Ölregionen im Osten Saudi-Arabiens verschanzt hatten. 
Damit Saudi-Arabien als sicher angesehen werden könne, müsse etwas Solideres her als 
eine Handvoll US-amerikanischer Zivilisten in den Ölfördercamps und im Bausektor, 
und etwas Handfesteres als ein paar von ihnen in den Sicherheitsorganen des Landes.” 
Da seit über einem Jahrzehnt das US-amerikanische und britische Personal nicht mehr 
in erster Person für die industrielle Disziplin verantwortlich ist, war die US-amerikani- 
sche Regierung entschlossen, früher oder später Jugendliche in Uniform zu schicken, } 
um die sehr zerbrechliche Kommandolinie in Industrie und Gesellschaft aufrechtzuerhal- 
ten: »Viele alte Saudis, die ihre Karriere bei Aramco begannen, erinnern sich noch an 
die amerikanischen Kapos und Zeitnehmer, die an der Eingangspforte saßen, wenn die 
Saudis zur Arbeit kamen; sie erinnern sich an Abmahnungen der Amerikaner, wenn sie 
zu spät kamen, und an die Kündigungsdrohungen, wenn sie für ganze Tage nicht zur 
Arbeit erschienen; und sehr oft-schritt man von der Drohung zur Tat. ... Heute teilen 


# ebenda: 
® Sandra Mackey, The Saudis, a.a.0., 5.312-337. 
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nicht mehr die Amerikaner Abmahnungen an die Saudis aus, die zu spät kommen oder 
fehlen; von ihnen geschulte saudische Funktionäre beginnen nun, die Arbeitskraft auf 
dieselbe Art zu disziplinieren.«°° Das von Westlern geschulte saudische Personal wird 
auch die eingewanderten Arbeiter disziplinieren können, nachdem sie schon »institutio- 
nell« eingeschüchtert worden sind. Sollten sie aber versuchen, dieselben rigiden Regeln 
auf die Saudis im Öffentlichen Dienst und in den Streitkräften anzuwenden, geriete das 
Herrscherhaus in ernsthafte Gefahr. Denn ein lokaler Militärapparat, der tatsächlich 
in der Lage ist, das Land gegen innere und äußere Bedrohungen zu verteidigen, 
kann auch die Macht im Land an sich reifsen. 


Folglich waren Streitkräfte von außen nötig; es gab aber gute Gründe dafür, daß die 
. Vereinigten Staaten keinerlei öffentlichen Druck ausübten, um Truppen nach Saudi- 
Arabien zu schicken. Auf eine Frage zur Opportunität von Sicherheitspakten mit den 
Golfstaaten erklärte ein Untersekretär des US-amerikanischen Verteidigungsministeriums 
1980: »Ich glaube, man muß hier beide Seiten der Medaille sehen. ... Damit meine ich 
insbesondere die Haltung der Länder in dieser Region. Unsere bisherigen Diskussionen 
mit ihnen und unsere Interpretation ihrer Haltung bringen uns zu dem Schluß, daß sie 
absolut keinen formalen Sicherheitspakt mit uns wollen. Mit diesen Ländern meine ich 
Saudi-Arabien, Kuwait, die Vereinigten Arabischen Emirate usw.. Man kann keinen 
formalen Vertrag ohne die Zustimmung des anderen abschließen. Welche Vorteile es 
uns brächte, wenn wir sie dazu drängten und dann ein >Nein« als Antwort erhielten, was 
wiederum ein falsches Signal an die Interessierten in dieser Gegend aussenden würde, 
ist eine Frage, die wir wirklich sehr aufmerksam untersuchen müssen.«’' Nach einer 
langen Phase saudischen Mißtrauens und nachdem das US-amerikanische Beharren auf 
Einbringung eines Militärkontingents 15 Jahre lang zurückgewiesen worden war, lan- 
cierte Washington im August 1990 das siegreiche Angebot. 
Wie dringlich die Entsendung von Streitkräften war, zeigte vor allem der fehlgeschlagene 
Staatsstreich in Mekka zur Errichtung einer islamischen Republik, der im November 
1979 das saudische Königreich und die Nachbarländer erschütterte. Wieviele Menschen 
in der Woche der Straßenkämpfe getötet wurden und welcher Nationalität sie waren, ist 
nie veröffentlicht worden; man weiß nur, daß von 63 Hingerichteten 44 Saudis waren 
und 16 aus anderen arabischen Ländern von Ägypten bis zum Jemen kamen. Die be- 


® Peter N. Woodward, Oil and Labor in the Middle East, a.a.0., 5. 89. 


° US. Senate, Committee on Armed Services, DOD Authorization for Fiscal Year 1981, 96" Congress, 2” sess., 1, 
5.471. > 
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waffnete Revolte schürte die seit langem unterdrückte ‚Unzufriedenheit der Schiiten 
gegenüber der saudischen Monarchie, die sie immer als Untertanen zweiter Klasse 
behandelt hatte. Die Schiiten aus den östlichen Provinzen Saudi-Arabiens hatten seit den 
50er Jahren die Arbeitskraft bei Aramco gestellt. Die Nationalisierung von Aramco 
während des Ölpreisverfalls 1983-84 traf die Schiiten mehr als jede andere Gruppe. Im 
Gefolge der Nationalisierung mußten viele US-amerikanische Funktionsträger gehen; mit 
ihnen wurden auf Anweisung der Regierung in Riad auch viele Schiiten von verantwort- 
lichen Posten bei Aramco verstoßen. Nachdem sie jahrzehntelang den saudischen Reich- 
tum aus dem Boden geholt und der sunnitischen Minderheit die Ressourcen für die 
großen Investitionsprojekte in den westlichen Provinzen geliefert, hatten, waren sie nun 
. nicht mehr vertrauenswürdig. Auch in den Kongreßanhörungen der 80er Jahre kann 
man Spuren dafür finden, daß man in den Vereinigten Staaten die saudische Instabilität 
sehr wohl begriffen hatte. Als ein Senator 1980 fragte: »Was würden wir tun, falls sich 
so etwas wie in Mekka und auf den Ölfeldern {1979} wiederholen sollte?«, wurde die 
Antwort des Vertreters der Exekutive gelöscht.” Zwei Jahre später, als die Diskussion 
über den »direkten Zugriff« auf das Erdöl Gemieingut wurde, lieferte eine »Verteidi- 
gungsdirektive« eine klare Antwort. Sie legte nämlich fest, daß die amerikanischen 
Streitkräfte »darauf vorbereitet sein müssen, wenn nötig mit Gewalt einzudringen, ohne 
die Einladung der befreundeten Regierung abzuwarten«.” Diese Direktive läßt wenig 
Zweifel offen bezüglich der Frage, ob Saddam Hussein an der kuwaitischen Grenze zu 
Saudi-Arabien haltmachen wollte oder nicht. Wenn er wirklich beschlossen hätte, im 
saudischen Königreich einzumarschieren, ist es mehr als wahrscheinlich, daß die ameri- 
kanischen Truppen nicht auf die Erlaubnis der -Saudis gewartet hätten, um im August 
. 1990 ihre ersten Kontingente zu schicken. , 


Kurz nach der irakischen Invasion in Kuwait schrieb ein Mitarbeiter der Zeitschrift 
Foreign Affairs: »... einige Staaten, wie Ägypten, Saudi-Arabien und Jordanien stehen 
vor der Perspektive innerer Instabilität. Der Fall dieser Regierungen oder Systeme ist 
‘weder unvermeidbar noch steht er kurz bevor. Dennoch könnten der wirtschaftliche 
Niedergang, der Generationenwechsel, weit verbreitete Unzufriedenheit und Unbehagen 
gegenüber der Modernisierung am. Ende schwere Probleme für diese Länder hervor- ’ 
rufen, Probleme, die von radikalen Fundamentalisten oder Revolutionären erzeugt 
werden. Die Vereinigten Staaten müssen entscheiden, wie sie auf versuchte oder ge- 


2 ebenda, S. 471. 


3 N.YT., 30. Mai 1982, S. 12. 
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glückte Revolutionen oder Staatsstreiche in diesen Ländern zu reagieren gedenken. Die 
Krise, die der Fall des Schah und seine Nachwirkungen ausgelöst haben, zeigt, daß dies 
keine leichte Aufgabe ist.«* 

Zu Beginn der 80er Jahre war Kuwait das einzige kleine Land am Golf, das eine relative 


‚ Mehrheit arabischer Migranten beherbergte; in allen anderen Golfstaaten gab es bereits 


damals mindestens dreimal soviele nicht-arabische Asiaten wie Araber.” Die irakische 
Invasion in Kuwait und die darauf folgende Nagelprobe auf die Loyalitäten boten die 
Gelegenheit, Kuwait von den »palästinensischen Verrätern« zu säubern. Saudi-Arabien 
von den »jemenitischen Verrätern«, gleichzeitig die Migranten rigideren Vorschriften zu 
unterwerfen, und /ast but not least amerikanische Truppen zu stationieren, um den 
Fluß der Petrodollars zu garantieren. 


Im imperial-leopoldinischen Stil die Siegeshymne auf die Austrockung der arabischen 
Länder dichtend, schrieb ein ehemaliger US-Botschafter nach dem Feldzug: »Für Geld 
bekommt man von den religiösen Fundamentalisten und den wenigen, die noch Hoff- 
nung auf den arabischen Nationalismus setzen, jede Art von Opposition gegen die ame- _ 
rikanische Präsenz. Jeder hat seinen Preis. Das Problem der Fremdarbeiter in Arabien 

scheint inzwischen gelöst; die Palästinenser, die‘Jemeniten und die Jordanier wird man 

rasch wegschicken. Man wird sie hauptsächlich durch möglichst nicht-muslimische 

Asiaten ersetzen. Natürlich wird man auch ein paar ägyptische und syrische Arbeiter 

einstellen, aber nicht viele und nicht langfristig.«°° Die Syrer werden so wie die ande- 
ren mit der Garantie ihres Präsidenten eingestellt werden können; Hafız Assad wird für 

sie garantieren: »In Syrien gibt es keine öffentliche Meinung,« hat er gesagt.” Es wer- 

den jedenfalls nicht viele geschickt werden. 

Nach dem Ende der Feindseligkeiten zwischen der Allianz und dem Irak bot Ägypten 


‚den Golfstaaten eine Million Migranten an, aber die Monarchien lehnten das Angebot 


ab. Sie haben sogar bescheidene Programme fallen lassen wie etwa die Golf-Verteidi- 
gungskräfte aus 50 000 Ägyptern und Syrern: »ein Beschäftigungsprogramm in Uniform« 
hatte es ein Diplomat genannt.’® Aber schon vorher hatte einem jungen syrischen Stu- 
denten das »Beschäftigungsprogramm in Uniform« im Licht des unmittelbar bevorste- 


% Barry Rubin, »Reshaping the Middle East«, 74, Bd. 69, Nr. 3 (Sommer 1990), S. 142 f.. 
2) Sandra Mackey, The Saudis, a.a.0., $. 253. 
% James A. Akins, »The New Arabia«, a.a.0., $.45. 
2 Robert S. Greenberger, »Irag’s Mideast Foes Are Stable for Now«, WS/E, 12. September 1990, S. 2. 
’® Geraldine Brooks / Tony Horwitz, »A Year After Invasion by Irag«, WSJE, 28/29. September 1991, S.1. 
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henden Golf-Feldzugs und trotz Präsident Assad nicht gefallen; er machte kurzen Pro- 
zeß: »Kein Syrer will bei der Verteidigung der Scheichs sterben, die viele Harems besit- 
zen und den Westen mit Öl versorgen.«” 


Die dezimierte Generation 


Als er die Frage beantworten sollte, ob die USA nach dem Waffenstillstand mit dem Irak 
irakische Militärhubschrauber abschießen würden, sagte ein Pentagon-Sprecher: »Ist 
unsere Politik in irgendeiner Weise zweideutig? Nun ja, ja.«° Das Wall Street Journal 
hielt die Haltung Washingtons gegenüber den Kurden, die damals von irakischen Hub- 
schraubern angegriffen wurden, für zweideutig; aber die Erklärung des Sprechers läßt 
sich leicht auf die gesamte US-Politik im Persischen Golf ausdehnen. In der jüngsten 
Zeit hat »Bushs Strategie zwei Ziele von herausragender Bedeutung erreicht. Sie hat 
sichergestellt, daß Saudi-Arabien politisch und wirtschaftlich funktionieren kann, was 
vielleicht wichtiger war als alles andere. Und sie hat — vielleicht für lange Zeit — das 
irakische Massenvernichtungspotential verringert... Hier ist impliziert, daß sich die 
USA mit diesem Manöver die Hegemonie gegenüber Japan und Deutschland gesichert 
haben. 

Seit Carter im Januar 1980 seine Mittelost-Doktrin veröffentlichte, gehörte der Mittlere 
Osten nicht nur offiziös, sondern auch offiziell zusammen mit Westeuropa und Japan zu 
den »strategischen Zonen«, »an deren Unabhängigkeit und Wohlergehen die Vereinigten 
Staaten ein vitales Interesse haben«.° Der seit Anfang der 70er Jahre auf die arabi- 
schen Staaten ausgeübte Druck, sie sollten anerkennen, daß nur die Vereinigten Staaten 
in der Lage seien, den Frieden im Mittleren Osten durchzusetzen, hat endlich Früchte 
getragen. 

Ende der 70er Jahre half eine neue Welle des Kalten Kriegs den USA, ihre Vormacht- 
stellung im Mittleren Osten zu verwirklichen. Schon vor, und nicht nach der sowjeti- 
schen Invasion in Afghanistan im Dezember 1979 erhöhten die Außenpolitiker der 
Regierung Carter die Spannung gegen die Sowjetunion: Sie stationierten Cruise Missiles 
in Europa, sie wandten sich nicht gegen die Machtergreifung Khomeinis im Iran, sie 


® Tony Horwitz, »Many Syrians Believe Assad’s on Wrong Side«, WSJE, 28.129. September 1990, S. 6. 
® „What is the Point?« (Kommentar), WSJE, 5./6. April 1991, 8.6. 

9 ebenda. 

»An interview with Zbigniew Brzezinski«, The Wall Street Journal, 15. Januar 1980, 5. 20. 
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brachten die NATO dazu, ihre Ausgaben um drei Prozent zu erhöhen, sie modernisier- 
ten die militärischen Anlagen auf der Insel Diego Garcia im. Indischen Ozean, sie, brach- 
ten die militärische Infrastruktur Saudi-Arabiens auf den neuesten Stand, sie brachen 
die Verhandlungen zur Rüstungsbegrenzung im Indischen Ozean ab, und sie suchten - 
militärische Stützpunkte am Horn von Afrika. In Kongreß-Anhörungen und in öffentli- 


: chen Erklärungen bemühten die außenpolitischen Sprecher der Regierung Carter das 


Gespenst der sowjetischen Kontrolle über den Persischen Golf. Der Historiker Melvyn P. 
Leffler hat recht, wenn er schreibt, daß die Verantwortlichen »nie eine Analyse der 
tatsächlichen Beweise vorgelegt {haben}, auf die sich ihre Einschätzung stützte, genauso 
wenig, wie sie erklärt haben, warum Alternativhypothesen über die sowjetischen Beweg- 
gründe verworfen wurden.«® Leffler schreibt die verfehlte Interpretation der sowjeti- 
schen Beweggründe den unzureichenden analytischen Fähigkeiten der Regierung Carter 
zu. Diese Begrenzungen sind zwar einerseits wohl nicht zu leugnen, andererseits muß 
man aber die Frage stellen: Zeigt nicht das Fehlen irgendeiner ernsthaften Debatte über 
die sowjetischen Absichten haarklein, daß man nicht die behauptete sowjetische Be- 
drohung im Mittleren Osten fürchtet, sondern die endogene mittelöstliche »Instabilität«? - 
Wie Leffler selbst bemerkt, »meinten die Funktionsträger der Regierung Carter, als sie 
den Akzent auf das Wachstum der sowjetischen Militärkräfte legten, vor allem die ge- 
wachsene Fähigkeit, das regionale und eingeborene Ferment auszubeuten«.°* 

In den Anhörungen des Kongresses wird die sowjetische Bedrohung zu wenig mehr als 
einer Metapher für die Besorgnis ‘über die Unzufriedenheit und die mögliche Revolte 
der Golfstaaten. Verteidigungsuntersekretär [undersecretary of defense] »Komer räumte 
1980 vor dem Streitkräftekomitee des Senats ein, daß die Rapid Deployment Force 
höchstwahrscheinlich nicht eingesetzt würde, um einen sowjetischen Angriff abzuwehren, 
sondern um dem eingeborenen und regionalen Ferment im Persischen Golf gegenüber 
zu treten«.‘® 

Wie Noam Chomsky gezeigt hat, war die sowjetische Bedrohung eine politische Waffe, 
um US-Interventionen außerhalb Europas zu rechtfertigen und Westeuropa und Japan 
auf einen Kapitalismus zu beschränken, der sich dem amerikanischen »System des 
freien Unternehmertums«,unterordnet. Der strategische Berater und Harvard-Politologe 


© Melvyn P. Leffler, »From the Truman Doctrine to the Carter Doctrine: Lessons and Dilennmas of the Cold War«, 
Diplomatic History, vol. 7, Nr. 4 (Herbst 1983), S. 245-266. 


® ebenda, S. 258. 


% ebenda, 8.259. Zur Anhörung von Verteidigungsuntersekretär Robert Komer, siehe U.S., Senate, Committee on 
Armed’ Services, Department of Defense (DOD), Aufhorization for Fiscal Year 1981, 96" Congress, 2"* Session, 
1:496,445. 


Migranten im Sturm ‘ 121 


x 


’ 


Samuel Huntington erklärte 1981: »Man sollte {die Intervention oder sonstige militäri- 
sche Aktionen} so verkaufen, daß der falsche Eindruck entsteht, wir würden gegen die 
Benin kämpfen. Das verkaufen die USA schon seit den Zeiten der Truman-Dok- 
trin.« 

Ein dreifaches Schreckgespenst wurde errichtet: das Carter’ sche Gespenst der »Aggres- 
sion von außen«, das Schauermärchen von der »Knappheit«, das Außenminister Alex- 
ander Haig in Umlauf brachte, nach dem schon »das Zeitalter der Ressourcenkriege 
gekommen« ist, und schließlich der Alptraum der wachsenden Abhängigkeit des We- 


‚stens von Rohstoffen aus anderen Teilen der Welt und der daraus folgenden Verwund- 


barkeit des Westens gegenüber Handstreichaktionen (laut Verteidigungsminister Caspar 
Weinberger).°” Auf dieser Basis waren die Falken von drei aufeinanderfolgenden Re- 
gierungen entschlossen, ihre Macht im Mittleren Osten immer stärker militärisch auszu- 
üben. Regelmäfsige billige Öllieferungen an den Westen bereiteten den Boden für 
den breiten Konsens, den man für den amerikanischen Schutz der Region brauchte. 
Dieser breite Konsens erklärt weitgehend das Desinteresse der westlichen Länder an 
dem Massaker an etwa 'einer Million Jugendlicher im Iran-Irak-Krieg von 1980 bis 
1988. Der Einmarsch der irakischen Armee im Iran entfachte von neuem das westliche 
und sowjetische Interesse daran, zwei große Kriegsmaschinen am Laufen zu halten, 
sowohl um das Gespenst der Mullah-Herrschaft über den Mittleren Osten zu verscheu- 
chen, als auch um die iranische und die irakische Gesellschaft in einem langgezogenen 
Krieg, auszubluten. Dieser Krieg war der größte zwischen Staaten nach dem Zweiten 
Weltkrieg, und er kostete Hunderte von Milliarden Dollar. Das Zusammenspiel von 
Zynismus und Waffenverkäufen seitens der ausländischen Mächte einerseits und der 


 diktatorischen Verantwortungslosigkeit Saddam Husseins und Khomeinis ihren eigenen 


Leuten gegenüber andererseits erwies sich als tödlich für die Iraner und die Iraker und 
als einträglich für die militärisch-industriellen Komplexe des Westens und der Sowjet- 
union. Die Waffenverkäufe machten in unterschiedlichem Maße die Aufrechterhaltung 
der gesellschaftlichen Verhältnisse möglich, da sie den Kriegsherren neue Spielräume 
eröffneten. 


. 


® Samuel Huntington, International Security, vol.6, Nr.1 (Sommer 1981), $. 14, in einer Antwort auf eine Frage 
der Redakteure der Zeitschrift. Den Hinweis auf diesen Text verdanke ich Noam Chomsky. 


7 Michael. Shafer, »Mineral Myths«, Foreign Policy 47 (Sommer 1982), S. 154-171. Zu Carters ziemlich vager 
Definition der »Aggression von außen« siehe Jimmy Carter, Public Papers of the Presidenis of Ihe United. States, 
1980-81, a.a.0., 1:194-200. Zur Vorhersage von Alexander Haig siehe Michael Klare, Beyond the Vienam Syn- 
drome, Washington, D.C., 1981, $.50; zur Meinung von N Weinberger siehe Department of Defense (DOD), 
‚Report on Ihe Fiscal Year 1983 Budget, 5.59. 1 
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Nachdem die iranischen Ayatollahs 1980 die Amerikaner in der US-Botschaft in Teheran 
als Geiseln genommen hatten, brauchte die Regierung Carter eine andere »Säule der 
Stabilität« am Golf. Mit der gleichen Wendigkeit, mit der sie ein Jahr vorher Khomeini 
als »gutartigen und senilen Gottesmann« akzeptiert hatte, interessierte sie sich jetzt für 
den Irak Saddam Husseins als Kriegsmaschine gegen die Ausbreitung der Mullah-Herr- 
schaft im Mittleren Osten.‘® Die irakischen Diplomaten und ihre Lobby in den USA 
verfolgten ihr Ziel weiter und versuchten jetzt, Einfluß auf die Regierung Reagan zu 
nehmen, damit sie zu Saddam Hussein hin- und von Khomeini wegrückte. Das war 
nicht schwer. Aus Washingtons Sicht sprachen für die irakische Baath-Partei und für 
‘Saddam Hussein vor allem ihr Antikommunismus und ihr Despotismus. Gewürzt mit 
einigen antisemitischen Ausbrüchen waren das seit den Anfängen der Baath-Partei in 
den 30er Jahren die notwendigen Zutaten zur ihrer populistischen  Demagogie.® Die 
‘ Rivalität zwischen der Irakischen Kommunistischen Partei und der Baath-Partei brach 
während des ersten Staatsstreichs der Baath-Partei 1963 aus, in dem die Regierung 
Qasim gestürzt wurde. Die Baath-Partei griff auf Straßenkämpfe zurück, brachte dabei 
Tausende von Kommunisten und deren Sympathisanten um und hielt sich neun Monate 
lang an der Macht. In ihrem Buch Der Irak seit 1958 haben Marion Farouk-Sluglett 
und Peter Sluglett darauf hingewiesen, daß »...diejenigen, die in die Häuser von «Ver- 
dächtigen» eindrangen, nach Listen vorgingen, die ihnen vorher zugespielt worden 
waren. Wie diese Listen im einzelnen zustande gekommen sind, kann nur vermutet " 
werden. Sicher ist jedoch, daß einige der Baath-Führer Verbindungen zu amerikani- 
schen Nachrichtendiensten hatten, und ebenso unbestreitbar ist, daß viele Gruppen im 
Irak und andernorts im Mittleren Osten ein großes Interesse daran hatten, die wahr- 


« 7 


® Zu den amerikanisch-irakischen Beziehungen zwischen dem Ende der 70er Jahre und den ersten Jahren des Iran- 
Irak-Krieges siehe Amazia Baram, »Iraq: Between. East and West«, in Efraim Karah (Hrsg,), The Iran-Iraq War, 
a.a.0., S.80-83; zu den letzten Kriegsjahren, insbesondere seit 1986, als die USA auf den Öltankern statt der 
kuwaitischen Flagge ihre eigene hißten, siehe Thomas L. McNaugher, »Walking Tightropes in the Gulf«, ebenda, 
S. 171-199; zu den Waffenverkäufen durch die USA an den Irak seit 1982 und zur irakischen Lobby in Washington 
siehe Murray Waas, »What We Gave Saddam for Christmas«, 7he Village Voice, 18. Dezember 1990. 


® Wie die meisten Nationalismen enthielt der irakische von Anbeginn an die Saat der Intoleranz gegenüber nicht- 
“ arabischen Gruppen. Abgesehen von der ständigen Feindschaft gegenüber den Unabhängigkeitsforderungen der 
Kurden unternahm die Armee 1932 einen blutigen Angriff auf die Assyrer. 1941 wurden hunderte von Juden durch 
eine Farboud (Lynchjustiz) unter Beteiligung von Kadetten der Armee umgebracht, denen eine nazi-freundliche 
Regierung den Rücken stärkte. Die Regierung dachte, der Angriff würde zur Schürung einer anti-britischen 
Volkskampagne beitragen. Aber die irakische Bevölkerung biß nicht an. 1952 verließen 200 000 Juden den Irak, 
nachdem ihr Eigentum beschlagnahmt und ihnen ihre Staatsbürgerschaft abgesprochen worden war.-Die einzige 
Partei, die sich diesem Gesetz widersetzte, war die Irakische Kommunistische Partei. Die Baath-Partei, die 1943 in _ 
Syrien gegründet worden war und sich im Irak seit 1951 zu organisieren begonnen hatte, unterstützte das antijü- 
dische Gesetz nachdrücklich. Fünf Jahre später erließ Gamal Abd Al-Nasser in Ägypten ein ähnliches Gesetz. 
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scheinlich stärkste und populärste kommunistische Partei der Region zu vernichten.«’ 
Nach dem zweiten und gelungeneren Staatsstreich 1968 verschärfte die irakische Baath- 
Partei die Repression und dehnte sie über die Kommunisten aller Strömungen hinaus 
aus; sie gingen gegen Kurden und einen angeblichen »zionistischen Spionagering« vor, 
wobei sie mit öffentlichen Hinrichtungen den Antisemitismus in Bagdad wieder anheiz- 
en.’ Tatsächlich war der direkte Vorwand für den Staatsstreich gegen das Arif-Regime 
am 17. Juli 1968 die Zerschlagung einer südirakischen Guerillagruppe und einer Grup- 
pe, die sich von der Irakischen Kommunistischen Partei abgespalten hatte — das soge- 
nannte »Zentralkommando« — und sich mit der Guerilla vereinigen wollte.” In den 
folgenden Jahren. stieg Saddam Hussein auf, der starke Mann des Militärapparats der 
Baath-Partei, der den kleinsten Versuch des Widerstands gegen die Einmann-Diktatur im 
Blut erstickte, egal ob er von außerhalb oder von innerhalb. der Baath-Partei kam. 


Sobald sie an der Macht war, -bemächtigte sich die Baath-Partei der Ölrente. Dadurch 
konnten Infrastruktur und soziale Dienste in den städtischen Zentren geschaffen, ein 
‚ nationales Gesundheits- und Schulsystem organisiert und eine industrielle Basis aufge- 
baut werden, die in den folgenden Jahren in Richtung Militärproduktion umgelenkt 
wurde. Anders als das Herrschaftsmodell in den Golfmonarchien hat die Säkularisierung 
im Irak zu einem rüden Programm der Abschaffung des Analphabetismus für beide Ge- 
schlechter, des Zugangs zu Facharbeiter- und Angestellten-Arbeitsplätzen für Frauen und 
der Unterordnung des Islam unter die staatliche Informations- und Propagandapolitik 
geführt. Die Säkularisierung hat eine Zivil-, Militär- und Polizeibürokratie aufgebläht, 
»die in konzentrischen Kreisen organisiert ist, vorwiegend gestützt auf Familien- und 
Clanbindungen und die Nähe zur Herkunftsprovinz des Tyrannen (die Provinz Takrit) «.° 
Der Aufstieg des Erdöls in der irakischen Wirtschaft und die Behauptung des Baath- 
Regimes in der Ausbeutung der Ölrente haben 1972 zur Nationalisierung der Iragi 


” Marion Farouk-Sluglett und Peter Sluglett, Der Irak seit 1958: von der Revolution zur Diktatur, a.a.0., $. 98. 


7! 1969 wurden vierzehn Angeklagte, darunter elf Juden, in einem Massenspektakel und nach offiziellen Ansprachen 
auf dem Platz der Befreiung in Bagdad durch Erhängen hingerichtet. Als Haupteinpeitscher der Menge tat sich 
damals interessanterweise hauptsächlich Salah Omar Ali al-Takriti hervor, der im Jahr darauf zum Kultur- und 
Informationsminister ernannt wurde. In den 80er Jahren war er irakischer Botschafter bei den Vereinten Nationen. 
1982 ging er wegen Meinungsverschiedenheiten mit Saddam Hussein über den Krieg gegen den Iran ins Exil. Laut 
Laurie-Mylroie, »Led Astray by the Saudis in Iraq«, WS, 11. April 1991, S. 8, sollte al-Takriti nach einem von der 
Armee organisierten, von der saudischen Monarchie finanzierten und von den USA — wenn auch aus sicherer 
Entfernung — unterstützten Putsch Saddam Hussein ablösen. Aus dem Putsch wurde nichts. 


7 Salah Jaber, »The New Imperialist Crusade«, Nofebooks for su and Research, Nr. 14, 1991, 8.35. 
ie ebenda, 5. 36. 
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Petroleum Gompany (IPC) geführt. Mit der Nationalisierung konnte das Regime den 
Weg zur Akkumulation von Privatvermögen für die neuen sozialen Gruppen freimachen, 
deren Loyalität sich in letzter Instanz auf die Finanzen des Baath-Staates und folglich auf 
den Ölexport bezog. Die enge Verbindung des Staatsapparats mit der Ölrente, die Aus- 
dehnung des Netzes der Geheimpolizei in alle Bereiche, die ständige militärische Mobili- 
sierung und die regelmäßigen Kriege sowohl im Inneren als auch gegen die Nachbar- 
staaten zeigen, wie begrenzt die soziale Basis und das langfristige Wirtschaftsprogramm 
des Baath-Nationalismus ist. Die Ölrente ist immer die Hauptwaffe des totalitären Zu- 
griffs der Baath-Partei auf den Staat geblieben. Wie Marion Farouk-Sluglett und Peter 
Sluglett schreiben: »Am bemerkenswertesten aber ist, daß Öl immer noch das wichtigste 
Exportgut des Landes darstellt, ein Zustand, der die Frage aufwirft, ob der Irak, ent- 

‚ wicklungstheoretisch gesehen, seine wirtschaftliche Struktur wirklich geändeit hat. Sind 
tatsächlich die Grundlagen für eine sich selbst tragende*Wirtschaft gelegt, falls das Öl 
zur Neige geht oder sich die Öleinnahmen drastisch verringern%«’* 


Gerade die Abhängigkeit von der Ölrente erklärt weitgehend die ständigen Kriegsaus- 
‚gaben der Takrit-Clique. Anfang der 70er Jahre verbesserte sich das Verhältnis zwischen 
der Sowjetunion und dem Irak, und 1972 unterzeichneten beide Länder einen Freund- 
schafts- und Kooperationsvertrag. Die Sowjets leisteten wirtschaftliche, technische und 
militärische Hilfe, und im Gegenzug gestattete der Irak ihnen die Benutzung eines 
Hafens und mehrerer Flughäfen. 1972 wurden der inzwischen völlig von der Gnade der 
Baath-Partei abhängigen Irakischen Kommunistischen Partei zwei kleinere Ministerien 
zugestanden, und 1973 erreichte sie eine gewisse Entfaltungsmöglichkeit, als sie in die 
»Nationale Front« genannte Koalitionsregierung eintrat. Nach der Erhöhung der Roh- 
ölpreise im November 1973 kühlten sich die- Beziehungen zwischen Bagdad und Mos- 
kau drastisch ab, weil der Irak mit den gestiegenen Öleinnahmen jetzt seine Importe 
auf dem Weltmarkt erwerben konnte.” 1974 begannen die irakischen Kurden ihren 
Unabhängigkeitskrieg mit Unterstützung des kaiserlichen Iran und Washingtons, die 
beide an der Schwächung der gegen Ägypten und Syrien gerichteten irakischen Füh- 
rungsansprüche in der ‚arabischen Welt interessiert waren. Da der irakischen Baath- 
Partei eine Niederlage durch den inneren Feind drohte, wurde der alte Gebietsstreit mit 
dem Iran 1975 unter der Ägide Henry Kissingers im Abkommen von Algier zugunsten 
Teherans beigelegt. Die Abschiebung der geflohenen Kurden durch den Schah und sein 


” Marion Farouk-Sluglett und Peter Sluglett, Der Irak seit 1958, a.a.0., 8. 262. 
3 Amazia Baram, »Irak, Between East and West«, a.a.0., $. 78-79. 
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dazu, an einen sicheren Sieg zu glauben, bevor die iranischen Ayatollahs ihre Anzie- : 


Befehl, die Hilfen zu sperren, mündeten in Massendeportationen von 200 000 KurdIn- 


nen in den Südirak. Da der Irak die während des Krieges ausgebliebene Ölrente wieder 


hereinholen mußte, erhöhte er nach dem Abkommen von Algier die Öleinnahmen, inve- 
stierte in Sozialleistungen, in die Infrastruktur und in die Ausbildung und begann Waffen 
in einer Größenordnung zu kaufen, die sich nur mit den Käufen Saudi-Arabiens und des 
kaiserlichen Iran vergleichen ließ. . 

Nachdem er nach dem Abkommen von Algier Irakisch-Kurdistan »befriedet« hatte und 


. dank des Öls den Verwaltungs-, Politik- und Polizeiapparat aufgebläht hatte, fühlte sich 


Saddam Hussein sicher genug, um 1979 die Nationale Front aufzulösen, ein Drittel des 
Revolutionären Kommandorats (der Baath-Spitze) zu erschießen, die Irakische Kom- 
munistische Partei wieder zu unterdrücken, die sowjetische Invasion in Afghanistan zu 
kritisieren (1980) und sich immer mehr auf Importe aus westeuropäischen Ländern, 
vor allem aus Großbritannien “und Frankreich zu stützen. Unter der Präsidentschaft von 
Giscard d’Estaing (1974-81) exportierte Frankreich auf Pump für 15 Mrd. Francs an 
den Irak: Hubschrauber, Mirage FI und Teile des Atomreaktors von Osirak, den die 
israelische Luftwaffe 1981 zerstörte,” 

Die Importe waren ein Geschenk, des Himmels für die militärischen Komplexe jener 


“ Länder, die sich im Gebietsstreit nicht auf die Seite des Iran gestellt hatten: vor allem 


für die Sowjetunion, Frankreich und Italien. Im September 1980 fühlte sich Saddam 
Hussein bewaffnet genug, um es mit der heruntergekommenen Armee des ehemals kai- 
serlichen Iran aufzunehmen, und unternahm weitreichende Kriegsoperationen gegen den 
Iran. Die anfängliche Desorganisation der iranischen Armee verleitete die Takrit-Clique 


hungskraft auf die irakischen Schüten ausüben konnten. Saddams Hauptkriegsziele 


‘ waren über alle Maßen ehrgeizig und weitreichend: das Kippen des demütigenden Ab- 


kommens von Algier von 1975, die Besetzung der Ölregion Khusistan (Arabistan) und 
die Führung über die Golfmonarchien, die jetzt gezwungen waren, Saddam Husseins 
Krieg zu bezahlen, um der »Bedrohung« durch den schütischen Feind etwas entgegen- 
zusetzen. An diesem Punkt weitete sich die Gruppe der Länder, die Waffen an den Irak 
verkauften, zwangsläufig aus. 

Die Ideologien waren unwichtig. Die Volksrepublik China und die Demokratische Volks- 
republik Korea waren genauso okay wie Brasilien und Gerald Bull, der Konstrukteur 
der Superkanone. Als Mitterand Präsident wurde, erbte er zu viele Außenstände, als daß 


76 5 B \ x 
John Chipman, »Europe and the Iran-Iraq War«, in Efraim Karsh „Iraq War: Impact and 
Implications, 2.2.0, 5.217218. ’ Gar 
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er riskieren konnte, sie alle zu verlieren; also bewaffnete er weiterhin den Irak wäh- 
rend des Krieges gegen den Iran. Zu Beginn des Krieges gegen den Iran wandte sich 

der Irak eher an die USA als an die Sowjetunion. Die Importe aus den USA übertrafen 

seit 1974 die sowjetischen, 1980-82 schon um das Sechsfache. Dies waren noch nicht ° 
direkt militärische Importe.’ Seit 1982 bekam der Irak Geheiminformationen über das 

iranische Militärpotential von der CIA.’”* Auf dem Höhepunkt des Krieges verstärkte: 
sich die Konkurrenz zwischen den vielen waffenproduzierenden Ländern. Die Volks- 

republik China und die BRD, Brasilien, Italien und — seit 1982 bzw. 1983 - die USA 

und die Sowjetunion schnitten sich ein Stück vom großen Kuchen ab.” Als der Krieg 

zwischen Iran und Irak schon voll entbrannt war, stießen die USA zu den Waffenhänd- 

lern. 

1982 strichen die USA den Irak von der Liste der Länder, die den Terrorismus unter- 
stützen, und 1984 nahmen-sie wieder volle diplomatische Beziehungen mit Bagdad auf. 

Während die sowjetischen Waffenproduzenten Kontrollen ignorieren und direkt exportie- 
ren konnten, mußte die Regierung Reagan die Waffen über Drittländer liefern; mit 
diesem Trick verletzte sie das Waffenexportkontrollgesetz (Arms Export Control Act). 


. Zwischen 1985 und 1990 bewilligte das amerikanische Handelsministerium 273 Export- 


lizenzen für »Mehrzweck«-Ausrüstungen im Werte von 782 Mio. Dollar in den Irak - 
scheinbar für den zivilen Gebrauch bestimmtes Gerät, das sich auch militärisch ein- 
setzen läßt. Der »Mehrzweck« war ein einfacher Ausweg, um das Waffenembargo zu 
umgehen. Laut Murray Waas »bewilligten die Regierungen Reagan und Carter viele 
dieser Verkäufe und setzten sich damit über die Einwände des Pentagons hinweg, das 
ihre unvermeidliche militärische Nutzung witterte«.° Einer der Waffenverkäufer, der 
dick im Irak-Geschäft steckte, rühmte sich so: »Ich fahre in das Land, lasse die Trup- 
pen in Reih und Glied antreten, gude was sie brauchen, und sehe zu, daß die Militär- 
gell: in Bewegung kommen. 


7 Amazia Baram, »Irag: Between East and West«, in Efraim Karsh (Hg,), 7be Iran-Iraq War, a.a.0. 5. 79-80. 

® Elisabetta Castellani, »Rampe americane per gli Scud«, // Manifesto, 28. Januar 1992, S. 4. 

? Einen Überblick über die Waffenlieferungen verschiedener Länder an den Irak gibt US. News & 7 forld “Report, 
4. Juni 1990, S. 45-48. Amazia Baram, »Iraq: Between East and- West«,-a.a.0., $. 80-85, beschreibt, wie die jeweili- 
gen Waffenverkäufe durch die USA und die Sowjetunion dazu beitrugen, die jeweiligen Beziehungen mit dem Irak 
während des Krieges mit dem Iran zu verbessern. 

Murray Waas, »What We Gave Saddam for Christmas«, 7he Village Voice, 18. Dezember 1990, S. 1, 10. Siehe 
außerdem Michael Klare, »How We Armed the Middle East«, 7he Bulletin of the Atomic Scientists, Januar/Pebruar 
1991. 

Murray Waas, »What We Gave Saddam for Christmas«, a.a.0., $. 10. 
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Beim Waffenstillstand 1988 konnten weder Irak noch Iran Siegesgesänge anstimmen. 
Eine ganze Generation von Jugendlichen war geopfert worden, um die jeweiligen Länder 
dem Chaos zu entreißen, in das ihre Führer sie gestürzt hatten, indem sie sich wie- 
derholt weigerten, zuzugeben, daß es in diesem Krieg keine Sieger geben konnte. Aber 
das Patt war auch die Folge der zynisch ausgewogenen Waffenlieferungen an die beiden 
Länder: Lieferungen, die den Irak finanziell schlechter dastehen ließen als den Iran. Als 


während der Golfkrise die Befürchtungen über.das große, durch die Waffenimporte 


angehäufte/ irakische Militärarsenal wuchsen, hat sich kein westlicher oder östlicher 
Politiker entschuldigt; und doch waren an den Verkäufen die Regierungen und Indu- 
strien nicht nur aller Großmächte außer Japan, sondern auch einiger kleinerer Mächte 
beteiligt. ; 


Am Ende des Krieges mit dem Iran 1988 hätte der irakische Staat, wenn er gewollt 
hätte, mindestens 300 000 Tote und noch mehr Verletzte, Verstümmelte, Witwen und 
Waisen zählen können. Die materiellen Gesamtkosten, einschließlich des Ausfalls der 
‚Rohöleinnahmen, der Zerstörungen und der Militärausgaben wurden auf um die 250 
Mrd. Dollar geschätzt.” Die Auslandsverschuldung des Irak wurde auf zwischen 60 
und 90 Mrd. Dollar geschätzt. Der Hauptgrund für dieses Gefälle war, daß die saudi- 
‚sche und kuwaitische Regierung nicht zwischen »Spenden« und »Krediten« unterschie- 
den hatten, als sie sich aus schierer Angst, die Iraner könnten sich des Persischen Golfs 
bemächtigten, verpflichtet gefühlt hatten, die irakische Kriegsmaschine am Laufen zu 
halten. ' 


Die Wahrnehmung des Irak als »erschöpftes Land« von seiten der Mächte, die seine 
Kriegsanstrengungen gegen den Iran unterstützt hatten, ist ein von den banalisierenden 
“ Medien produzierter Unsinn. Eine verstümmelte Generation von Jugendlichen, eine des 
Krieges und der pausenlosen Kriegspropaganda müde Zivilbevölkerung und eine nach 
Waffen immer durstigere Elite vereinigen sich sicher nicht friedlich in ihrer Erschöp- 
fung. Zwischen der Passivität und dem Zorn unter den Jugendlichen einerseits und der 
Repression durch die Elite und ihrer Gier nach Öleinnahmen andererseits war kein 
Kompromiß möglich, als der Waffenstillstand geschlossen wurde: Riesige Kriegsschul- 


den und über 10 Mrd. Dollar jährliches Defizit, allein um die irakische Kriegsma- . 


schine funktionsfähig zu halten, erforderten entweder den Abbau der Arsenale oder 
das Opfern von noch mehr Menschenleben. 


® „Salah Jaber, »The New Imperialist Crusade«, Notebooks for Study and Research, Nr. 14 (1991), a.a.0., 8.36. 
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Der Irak\stand unmittelbar vor dem Bankrott, und sogar Frankreich sperrte die Kredite. 
Die Golfmonarchien atmeten erleichtert auf, daß die Mullah-Herrschaft nicht gesiegt 
hatte, sondern sogar irgendwie »eingedämmt« worden war. Jetzt wußten sie nicht mehr, 
was sie mit Saddams Diensten anfangen sollten: Sie sperrten einfach den Petrodollar- 
strom nach Bagdad, ohne sich irgendwelchen Illusionen darüber hinzugeben, der Irak 
könnte »Spenden« oder »Kredite« zurückzahlen. Die im Krieg getöteten Jugendlichen 
tauchten jedoch in keiner Kostenabrechnung auf. 


Der Irak - im Zentrum oder an den Rändern des Radars von Washington? 


1986, also zwei Jahre vor dem Waffenstillstand, war den US-amerikanischen Diplomaten 
schon klargeworden, daß Saddam Hussein nicht einfach nur ein nützlicher und grausa- 
mer Diktator war — worüber niemand im Ovalen Salon des Weißen Hauses auch nur 
mit der Wimper gezuckt hätte —, sondern auch ein eifersüchtiger, anspruchsvoller 
Kunde, der unter den amerikanischen Günstlingen im Mittleren Osten den Löwenanteil 
unmißverständlich für sich beanspruchte. 1986 also, als der Iran/Contra-Skandal ans 
Tageslicht kam, wurde Saddam Hussein klar, daß die USA ein doppeltes Spiel spielten 
und sowohl den Irak als auch den Iran ausbluten lassen wollten. Genau zu diesem 
Zeitpunkt wurden 21 US-Marines an Bord der Sfark.beim Angriff einer irakischen 
Rakete getötet. Erst nach Beginn der Luftangriffe der Anti-Irak-Allianz im Januar 1991 
brach die New York Times das fast fünfjährige Schweigen: »Es besteht kein Zweifel 
daran, daß der Angriff gewollt war ... die USA akzeptierten damals Entschuldigungen 
von seiten Saddam Husseins und die offensichtliche Lüge, derzufolge es sich um ein 
Versehen gehandelt haben soll.«° Die gegen die Mullah-Herrschaft abgeschossenen 
Pfeile der Säkularisierung erwiesen sich so als Bumerang und trafen letztendlich den 
Schützen; die Feindseligkeiten Saddam Husseins gegen die Wereinigeen Staaten hatten 
schon damals mit dieser Rakete auf die Stark begonnen. 


Im August 1988 konnte das irakische Regime, das durch den Waffenstillstand den 
Rücken frei bekommen hatte, eine erneute kurdische Erhebung niederschlagen. Es 
setzte dabei Bomben und C-Waffen gegen Siedlungen und Städte ein. Tausende von 
Kurden starben, aber so 'gut wie keine der westlichen und östlichen Botschaften rührte 
einen Finger. Sie waren wesentlich besorgter darüber, daß das Rüstungspotential Sad- 


® Flora Lewis, »A Future with Iraq and without Saddam«, IHT, 23. Januar 1991, 5. 6. 
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dam Husseins nicht reduziert worden war. Anfang 1989 verließen dann einige weit- 
blickende Politiker und besonders aufgeweckte Mitglieder der großen Unternehmen die 


Vereinigung der irakischen Lobby in den USA, das United States-Iraq Business Forum. . 


Zur selben Zeit begann das Handelsministerium mit einer restriktiveren Vergabe von 
Ausfuhrgenehmigungen für »kontrollierte Technologien«. Im September 1989 deckte das 
FBI die Finanzierung von Waffenexporten in den Irak durch die Filiale des Banco 
Nazionale di Lavoro (BNL) in Atlanta auf. Diese Finanzierungen nahmen normalerweise 
in Form von Krediten über die dem Landwirtschaftsministerium angeschlossene Com- 
modity Gredit Corporation ihren Weg durch das Landwirtschaftsministerium. Natürlich 
konnten die Kaufverträge über Waffen an den Irak von der BNZ, wie von jeder anderen 
ausländischen Bank in den USA, nicht eingesehen werden, aber der Skandal warf ein 
erstes Licht auf den beiderseitigen Bruch, der dann zwei Jahre später in der-Entsendung 
amerikanischer Truppen gipfeln sollte. Der BNZ-Skandal sollte offensichtlich den Ver- 
kauf von »gefährlichem« Kriegsgerät — insbesondere solchem, das zur Kriegsführung 
mittlerer und hoher Intensität benutzt wird — blockieren, während die normalen Wirt- 
schaftsbeziehungen zum Irak weiterliefen wie bisher. Denn die italienischen Funktionäre 
der Piat-Gruppe, die den Verkauf von Valsella-Minen an den Irak abgewickelt hatten, 
waren die ersten Waffenhändler, die man im Rahmen des Skandals auf frischer Tat 
ertappte. Sie wurden zu relativ milden Strafen verurteilt, aber die gesamte Angelegenheit 
war. doch eine kalte Dusche für die Verbündeten der Vereinigten\ Staaten. Sie mußten 
nun jede weitere Lieferung von Waffen oder Mehrzweckprodukten an den Irak den Ver- 
einigten Staaten zur Kontrolle vorlegen. Im Januar 1990 stellten die Amerikaner dann 
zur Abwechslung den privilegierten irakischen Zugang zu Krediten der US-amerikani- 
schen Zxport-Import-Bank wieder her. | 


Der BNI-Skandal wurde noch in einem anderen Zusammenhang benutzt: In einer Rede 
am 24.2.1990 vor dem Arabischen Kooperationsrat erklärte Saddam Hussein, daß nun, 
nach dem Niedergang der Sowjetunion, die Golfregion Gefahr liefe, »von den Launen 


der Vereinigten Staaten regiert zu werden.« Am 2. April erklärte er, er sei im Besitz von . 
binären chemischen Waffen - was ein offenes Geheimnis war-, und versprach, »daß 


wir mit ihrem Feuer, bei Gott, halb Israel auslöschen werden, falls es irgendeine feind- 


selige Handlung gegen den Irak unternehmen sollte«.® Doch selbst nach dieser Rede. 


zeigte die Bush-Riege wenig Sinn für Dringlichkeit in dieser Angelegenheit. Für den 
14. April wurde eine Versammlung anberaumt, auf deren Tagesordnung die Analyse der 


% Paul A. Gigot, »An American Screw-Up: The US and Irag«, WSJE, 19. Dezember 1990, 5.8, 
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Situation und mögliche begrenzte Sanktionen gegen den Irak standen. Doch das Treffen 
war eine Totgeburt. Niemand aus der Bush-Riege war interessiert, begrenzte Sanktionen 
zu verhängen. Auf den ersten Blick - allerdings nicht im nachhinein - könnte man 
denken, dieses Treffen sei von Robert Gates dirigiert worden. Gates war schon damals 
der von Bush designierte CIA-Direktor. Offensichtlich tat Gates alles, um den Interessen 
der US-amerikanischen Erzeuger landwirtschaftlicher Produkte entgegenzukommen: »Ein 
Vertreter des Handelsministeriums hat sich beschwert, daß die Kürzung der Kredite der 
Export-Import-Bank an den ‚Irak die amerikanischen Geschäfte beeinträchtigt habe. 
Weiterhin ist behauptet worden, das Aussetzen der Kredite für die Landwirtschaftsexpor- 
te habe den Erzeugern geschadet. Der Nationale Sicherheitsrat heiße zwar die Idee 
von Sanktionen allgemein gut, zeige aber Unbehagen gegenüber zu schnellem Handeln 
— Vorsicht war ja schon immer das hervorstechende Merkmal am Arbeitsstil von Robert 
Gates, als er noch Nationaler Sicherheitsberater war. Am Ende der Sitzung, deren Vor- 
sitz Gates innehatte, einigte man sich darauf, die Angelegenheit an die verschiedenen 
Bundesbehörden zum Studium der Details zu Men So wurde die gesamte er 
genheit auf die bürokratische Ebene zurückverwiesen.«° 

»Die Versammlung verfügte dann, die Landwirtschaftskredite an den Irak. nicht zu 
erneuern, beschloß aber, daß als Begründung dieser Maßnahme der BNI-Skandal 
herhalten müsse. Wir haben versucht, die Entscheidung zu entpolitisieren«, erklärte 
einer der Delegierten, »denn wir wollten Saddam Hussein nicht zu sehr verärgern«.«* 
Um das Schicksal zu wenden, erwies sich der BNI-Skandal, so paradox das klingen 
mag, als außerordentlich nützlich. 


Zu dem Zeitpunkt, als sich die Exekutive redlich bemühte, »Saddam Hussein nicht zu 
sehr zu verärgern«, war also schon ein Jahr vergangen, seit General Schwartzkopf von 
eben dieser Exekutive den Auftrag erhalten hatte, einen Plan für eine militärische Ope- 
ration am Golf vorzubereiten. Zumindest ist das aus einer Erklärung des Generals selbst 
zu entnehmen.” In der Zwischenzeit wurde Saddam Hussein von anderer Seite wirk- 


® Robert $. Greenberger »How a U.$. Program of Early Iraq Sanctions Failed to Materialize«, WSJE, 2. Oktober 1990, 
$.1 £.. Offensichtlich ist die nicht namentlich erwähnte, in den Skandal verwickelte Bank die Banca Nazionale 
del Lavoro (BNL). Es ist unmöglich, alles aufzulisten, was die USA an den Irak verkauft haben, weil das Han- 
delsministerium alle Genehmigungen von und Anfragen nach Exporten geheimhält und sich dabei auf den Export 
Administration Act beruft. Die einzige zu diesem Thema bisher dokumentierte Aussage ist Murray Waas, What we 
gave Saddam for Christinas, 2.2.0. 


% Robert $. Greenberger, ebenda. 


% General Norman Schwartzkopf Jr. in einem Interview mit PBS am 27. März 1991, zitiert bei ano) O’Connor, »An 
Hour with General Schwartzkopf«, The New York Times, 27. März 1991. 
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lich »verärgert«. Anläßlich eines offiziellen Besuches in Washington im November 1989 
‚tauschte eine Delegation des Innenministeriums von Kuwait Informationen über die 
schütischen Extremisten im Scheichtum aus und kam mit dem Gastgeber überein, man 
müsse die ökonomischen Schwierigkeiten des Irak ausnützen: »Wir sind uns mit unse- 
ren amerikanischen Gesprächspartnern einig, daß die aktuellen wirtschaftlichen Schwie- 
rigkeiten des Irak dazu genutzt werden sollen, Druck auf die irakische Regierung aus- 
zuüben, daß sie einer Änderung der Grenzen zustimmt. Die CIA hat vorgeschlagen, daß 
die Ausübung dieses Drucks in engster Zusammenarbeit und auf höchster Ebene laufen 
sollte. ... Die Amerikaner haben uns eine spezielle Telefonleitung angeboten, damit der 
Informationsaustausch ohne Schwierigkeiten laufen kann.«*® 

Im Dezember 1989 drangen US-amerikanische Truppen in Panama ein und stürzten 
Präsident Noriega. Das harte Vorgehen stand im Widerspruch zu der vorherigen schein- 
baren Gleichgültigkeit der Regierung Bush; ein ähnliches Muster sollte sich wenige 
Monate später gegen den Irak wiederholen.” Im Oktober 1989 — wenige Wochen vor 


der Invasion der Marines in Panama — hatten die US-amerikanischen Funktionsträger 


zugelassen, daß ein lokaler Staatsstreich gegen Noriega fehlschlug, zu dem sie vorher 
ihr stilles Einverständnis . gegeben hatten. Im März 1990 verlangten einige irakische 
Offiziere in Washington Unterstützung für einen Putsch gegen Saddam Hussein. Die US- 
Regierung war nicht interessiert; daraufhin verzichteten die Offiziere auf ihr Unterneh- 


men.” 

In Übereinstimmung mit dem aktualisierten Papier der Regierung Bush von Anfang 

1989, das forderte, »die sehr viel schwächeren Feinde endgültig zu besiegen«, billigte 

Verteidigungsminister Dick Cheney im Februar 1990, also zwei Monate nach der Inva- 

sion in Panama, eine Direktive für die Verteidigungspolitik für die Jahre 1991-97, die 
/ 


® Pierre’ Salinger / Eric Laurent, Za Guerre du Golfe — Dossier Secrel, Olivier Orban, Paris, 1991; hier wird auf 
den Seiten 291-293 zum ersten Mal der Text eines Memorandums vorgestellt, das die kuwaitische Delegation am 
* 22, November 1989 an den kuwaitischen Innenminister geschickt hatte. Die englische Version dieses Buchs wurde 
1991 unter dem Titel Secret Dossier: The Hidden Agenda Behind the Gulf War bei Penguin/London veröffentlicht. 
Dort findet sich die entsprechende Stelle auf $. 239-241. 
9 Mit der »Bush-Riege« meine ich das Gruppenbild von Norman Birnbaum, »M. Bush et les Nostalgiques de 
l’Empire« in Ze Monde diplomatique, März. 1991 S. 6; es zeigt Präsident George Bush, Außenminister James 
Baker, Verteidigungsminister Dick Cheney, den Sekretär des Weißen Hauses John Sununu, sowie zwei Generäle, den 
Berater des Nationalen Sicherheitsrats Bent Scoweroft und Generalstabschef Powell. Professor Birnbaum erwähnt 
darüberhinaus David Mulford, Unterstaatssekretär im Schatzamt und ehemaliger Vorsitzender des saudi-arabischen 
Schatzamts und Robert Gates, ehemaliges Mitglied im Nationalen Sicherheitsrat und jetziger Chef der CIA. All 
diese Männern haben zwei Dinge gemeinsam: ihre.Aktivitäten in der sogenannten »internationalen Gemeinschaft« 
und ihr mangelndes Interesse für innere soziale Probleme. 


% »U.S. Bungled Chance to Oust Hussein, Report Sysy«, International Herald Tribune, Pu Mai 1991. 
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alle Abteilungen der Streitkräfte aufforderte, sich nicht mehr auf die sowjetische Be- 
drohung zu fixieren, sondern sich auf Zusammenstöße mit den Mächten der Dritten 
Welt vorzubereiten.«’' 

An Stelle der Konflikte niedriger Intensität wie z.B. in Grenada (1983), Libyen (1986) 
und Panama (1989), in denen Spezialtruppen eingesetzt wurden, sollen Kriege mittlerer 
Intensität mit »Bombardements aus der Tiefe« im Stil des Zweiten Weltkriegs (vor 
Hiroshima) geführt werden, aber dieses Mal gegen Regionalmächte in der Dritten 
Welt”? Diese Veränderung ging Hand in Hand mit einem Verzicht auf die abgestufte 
Kriegsführung, die sich in Vietnam für die USA verheerend ausgewirkt hatte. 


Diese Veränderung erfordert eine gigantische Reorganisierung der US-amerikanischen 
Streitkräfte und die Planung des unbegrenzten Einsatzes modernster Waffen,. da die 
UdSSR nicht mehr in der Lage ist, die Regionalmächte der Dritten Welt zu kontrol- 
lieren.” Im April 1990 bemerkte Richard Haas vom Mittelost- und Südasienreferat des 
Sicherheitsrats bezüglich der Proliferation chemischer, biologischer und nuklearer 
Waffen: »Es stimmt, daß es sich dabei um weltweite Entwicklungen handelt. Aber man 
kann mit einiger Präzision sagen, daß sie in der Mittelostregion, dem Persischen Golf 
und Südasien besonders sichtbar sind und eine besondere Gefahr darstellen. In dieser 
Region befinden sich Libyen, "Ägypten, Israel, Syrien, Irak, Iran, Pakistan und Indien, 
alles Staaten, die über einen imponierenden konventionellen Militärapparat und einige 
nicht-konventionelle Waffen samt Abschußbasen verfügen.?'« 


”' Zum ersten Dokument siehe Fußnote 10 weiter oben. Das Dokument »Defense Policy Guidance« des Verteidi- 
gungsministers Dick Cheney wird zitiert bei Michael T. Klare, »Behind Desert Storm: The New Military Paradigm«, 
Technology Review, Mai-Juni 1991. 


” Michael T. Klare, »Defense Policy in the 90s: The U.S. Military faces South«, The Nation, 18. Januar 1990; »The 
Superpower trip: Policing the Gulf — and the World«, The Nation, 15.Oktober 1990; »One, Two, Many Irags«, 
The Progressive, April 1991. 


® Wie Richard Hutchinson in seinem wichtigen Artikel »Decaying Empire and the God of Stability«, Zife during 
Wartime (American Friends Service Committee — Chicago) Nr. 5, S. 9, enthüllt hat: »Im Gefolge der Annahme des 
»Secret Defense Policy Guidance« im Februar 1990 durch das Pentagon legten Cheney und Powell im darauffol- 
genden Juni Bush einen Entwurf für eine neue Militärstruktur vor. Das Projekt sieht die Umorganisierung der 
Streitkräfte in vier Grundeinheiten vor: die Atlantischen Streitkräfte, was Europa und den Mittleren Osten ein- 
schließt, die Pazifischen Streitkräfte, die Strategischen Streitkräfte (Atomraketen und Bomber) und die Eingreif- 
Streitkräfte, die prinzipiell in den Vereinigten Staaten stationiert und zu einer »schnellen Reaktion auf Konflikther- 
de in der Dritten Welt« bereit sein sollen.« (Zitiert bei Michael R. Gordon, »Pentagon Drafts New Battle Plan: 
Would Cut Armed Forces by 500,000 by Mid-1990's«, NYT, 2. August 1990). 


A Richard Haas »Regional Order in the 1990s: The Challenge of the Middle East«, Washington Quarterly (CSIS), 
Winter 1991, Rede vor dem Washington Institute for Near East Policy am 30. April 1990, zitiert bei Richard 
Hutchinson »Decaying, Empire ...« a.a.0. 8. 15. 
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Im Mai desselben Jahres werden in einem Papier des Nationalen Sicherheitsrats an 
Präsident Bush der Irak und Saddam Hussein als »optimale Gegenspieler, die an die 
Stelle des Warschauer Paktes treten« könnten, um Militärausgaben zu begründen und 
der Friedensdividende ein Ende zu bereiten, bezeichnet.” 

Im März war der Ingenieur der »Superkanone«, Gerald Bull, in Brüssel ermordet wor- 
den. Er hatte wie besessen an modernsten Artilleriesystemen für Südafrika und China 
gearbeitet und war zum Zeitpunkt seiner Ermordung mit der Entwicklung einer Super- 
kanone für den Irak beschäftigt. Im April begann die Propagandakampagne gegen 
Saddam Hussein in den US-amerikanischen Medien.” Sie ähnelte der Kampagne gegen 
Libyen 1986. Die New York Times, die immer als erste im Westen Alarm geschlagen 
hatte, eröffnete die Kampagne Anfang April.” Anfang Juni war dann Saddams Konterfei 
auf dem Titelbild des U.$. News and World Report zu sehen: »Der gefährlichste Mann 
der Welt«.”° Ebenfalls im Juni führte das Wall Street Journal eines seiner seltenen 
Interviews mit Saddam Hussein und kommentierte in den darauffolgenden Tagen noch 
mehrmals seine Aussagen.” 

Diese Steigerung lief nicht nur auf der journalistischen Ebene ab. Zu Sommeranfang 
1990 wurden auf höchsten Ebenen des US-amerikanischen Militärapparats Simulationen 
eines Kriegs gegen den Irak durchgeführt. Im Juli stand »eine Reihe von Krisen, ein- 
schließlich einer irakischen Aggression gegen Kuwait« im Global War Game 1990 des 
Naval War College auf dem Programm. Ein Kriegssimulationsspiel der Luftwaffe hatte 
ebenfalls im Juli »einen Einsatz in Südasien« zum Thema, wobei dem Irak die Rolle des 
Aggressors zugeteilt war. Außerdem war bereits »gemäß einem Dokument namens Joint 
Military Net Assessment, das von den Generalstabs-Chefs im März 1991 herausgegeben 


% 


John Pilger, »Sins of Omission«, The New Statesman & Society, 8. Februar 1991, $. 8. 
% 


Die Öffentlichen Kommunikationsmittel schwiegen, mit einer Ausnahme am 5. Februar 1990, als ein Kommentar 
der Voice of America unter dem Titel »No More Secret Police« den Volksaufstand gegen das »diktatorische 
Regime« herbeiwünschte. Der Kommentar bezog sich folgendermaßen auf den Irak: »In Ländern wie China, 
Nordkorea, Iran, Irak, Syrien, Libyen, Kuba und Albanien gibt es noch breit verwurzelte Geheimpolizeien«. Paul A. 
Gigols »An American Screw-Up: The U.S. and Irag«, WSJE, vom 19. Dezember 1990 zufolge muß »Saddam wütend 
reagiert [haben], denn im Gegenzug hat ihn das State Department besänftigt. ... Nach Saddams Protesten 
verlangte das S/ate Department, daß ihm alle Kommentare der Voice of America zum Irak vor der Ausstrahlung - 
vorgelegt werden«. 


Michael R. Gordon, »The Middle East’'s Awful Arms Race: Greater Threats From Lesser Powers«, NYT, 8. April. 
1990. - 


»The Most Dangerous Man in the World«, U.$. News and World Report, 4. Juni 1990, $. 38-51. 


Das Interview von Karen Elliott House wurde im WS/E am 26. Juni 1990 auf Seite 1 veröffentlicht, Ein Editorial 
zum Interview und einige Auszüge daraus wurden im WS/E vom 29.30. Juni auf Seite 12 nachgedruckt. 
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worden ist, lange vor dem 2. August 1990 ein vollkommenes Szenario zur Durchführung 
des Planes MRC-E für das Große Regionalkontingent (Ost) entwickelt worden; Gegen- 
stand der Überlegungen war eine irakische Invasion in Saudi-Arabien.«!” 

Eine Kriegssimulation, die der im August vom Wall Street Journal beschriebenen wohl 
sehr nahe kommt: »Vor weniger als zwei Monaten haben sich einige hohe Offiziere der 
US-Armee in Fort Leavenworth in Kansas versammelt, um einer geheimen Kriegssimula- 
tion beizuwohnen. Das mächtige Heer von »Shattland« war über die reichen Ölreserven 
von »Audialand«< hergefallen. Aus den bei der Simulation benutzen Landkarten ging ein- 
deutig hervor, daß es sich bei Shattland um den Irak und bei Audialand um Saudi-Ara- 
bien handelte. Das Resultat war erschreckend. Die Vereinigten Staaten waren nicht in 
der Lage, den Feind zu besiegen, ohne die größten Ölquellen der Erde zu zerstö- 
ren.«! h 


Das alles soll nicht heißen, daß die USA mit der Propagandakampagne, all diesen 
Kriegssimulationen oder den Operationsplänen des General Schwartzkopf Saddam Hus- 
sein zu der Invasion in Kuwait provoziert oder gar ferngelenkt hätten. Sie, beweisen 
lediglich, daß die Bush-Riege die Situation im Irak entweder sehr genau verfolgte oder 
zumindest so tat. Jedenfalls kann nicht behauptet werden, daß die irakische Frage nach 
dem Angriff auf die Stark im Jahre 1986 je wieder vom »Radarschirm der Bush-Riege« 
verschwunden und Saddam nur noch »vom Autopiloten auf der bürokratischen Ebene« 
beobachtet worden sei. Die Gruppe, die für die Zerstörung der irakischen Waffen. ein- 
trat, konnte sich daher sowohl auf das oben zitierte aktualisierte Dokument der Regie- 
rung Bush von Anfang 1989, in dem gefordert wurde, die »schwächeren Feinde nicht 
nur zu besiegen, sondern zu vernichten«, als auch auf die Verteidigungsdirektive vom 
Februar 1990 beziehen.!” Es handelte sich dabei um eine Machtgruppe, die in der 


'® Henry C. Bartlett / G. Paul Holmann, »Global War Games & The Real World«, U.$. Naval Institute, Proceedings, 
Februar 1991; Barton Gellman, »Allies Sought Wide Damage in Air«, Guardian Weekly, London, 30. juni 1991; 
Richard Hutchinson, »Decaying Empire and the God of Stability«, a.a.0., $. 12, der aus folgender Quelle zitiert: 
Joint Chiefs of Staff, 1997 Joint Military Net Assessment, Washington, U.S. Government Printing Office, März 
1991, $. 1-5, 9-2. 


"! John F. Fialka / Andy Pasztor, »Vulnerability Remains High in Gulf Region as U.S. Deploys Forces«, WSJE, 
9. August 1990, S. 1. 


'* Paul A. Gigot, »An American Screw-Up: The U.$. and Irag«, a.a.0., schreibt deshalb das Scheitern der ersten 
Sanktionen dem Vertrauen zu, das Präsident Bush »einem kleinen Kern von Personen [entgegenbringt]. Wenn sich 
auf ihrem Radarschirm ein Problem zeigt, so wird es wahrscheinlich mit dem Autopiloten der Bundesbürokratie 
verwaltet«. Es ist eher schwierig zu glauben, daß Washingtons Reaktionszeit in bezug auf das »Axiom Num- 
mer 1«, wie Noam Chomsky die Kontrolle der USA über das Erdöl des Mittleren Ostens seit dem Zweiten Weltkrieg 

(Fortsetzung...) 
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ersten Hälfte des Jahres 1990 an Einfluß gewonnen hatte und die sich sicherlich selbst 
eine Gelegenheit für ein Eingreifen gegen den Irak und die dauerhafte Verlegung von 
Truppen in die Golfstaaten geschaffen hätte, wenn sie ihr nicht schon von Saddam in so 
hervorragender Weise geboten worden wäre. Der Gruppe gelang es mit ihren Aktivitä- 
ten, die öffentliche Meinung im Westen, die keine Unregelmäßigkeiten im wirtschaftli- 
chen und diplomatischen Verkehr verzeichnet hatte, ebenso irrezuführen wie die in den 
Staaten des Mittleren Ostens. Das gelang, weil man in den USA einer direkten Konfron- 
tation mit der irakischen Lobby aus dem Weg gegangen war und auch — so die Lehre 
aus dem BNI-Skandal — keinen Boykott der Exporte in den Irak versucht hatte. 


Denjenigen, die den Skandal aufgedeckt und die USA kritisiert hatten, sie hätten keiner- 
lei Anstrengungen unternommen, um Waffenimporte des Irak zu stoppen, ist allerdings 
entgangen, daß Präsident Bush durch seine persönliche Intervention zwei Wochen vor 
dem irakischen Einmarsch in Kuwait den Export von Brennöfen, die zur Herstellung von 
Nuklearwaffen genutzt werden können, verhinderte.'” Außerdem wurde Kuwait von 
der US-Regierung ermutigt, bezüglich der Kredite und in Fragen des Grenzverlaufs eine 
härtere Haltung gegenüber dem Irak einzunehmen. Es mag in Washington wirklich 
einen Konflikt zwischen den Befürwortern einer aggressiven Politik gegenüber dem Irak 
und Gegnern des Einsatzes von Gewaltmitteln gegeben haben, aber schon im Februar 
1989 hatten die Befürworter Aufwind, und im Frühjahr 1990, als die westliche Propa- 
gandakampagne gegen den Irak begonnen hatte, warfen die Kriegsgegner endgültig das 
Handtuch. Wenn es allerdings gar keinen echten Gegensatz gab und es sich um ein und 
dieselbe doppelgleisige Politik handelte, dann wurde die friedliche Linie seit 1984 so 
strikt durchgezogen, daß Saddam zu der Auffassung kommen mußte, die USA würden 
einer Invasion in Kuwait und einer anschließenden Neuregelung der Finanzen zusehen, 
ohne selbst zu intervenieren. Die kuwaitische Regierung mußte hingegen glauben, über 
ausreichende US-amerikanische Rückendeckung zu verfügen, um den Irak bestrafen zu 


können, ohne Gefahr zu laufen, daß das Land besetzt und seine Ölquellen zerstört ° 
würden. 


!% (Fortsetzung) 
richtigerweise genannt hat, wirklich so kurz ist. In bezug auf das »Aktualisierte Dokument der Regierung Bush« 
siehe Fußnote 10 weiter oben, Zur »Direktive zur Verteidigungspolitik« siehe die Fußnoten 91 und 93 weiter oben. 


'® Auf die Intervention von Präsident Bush wurde hingewiesen von Lucy Reilly, »Coping with the Dual-Use Dilem- 
ma«, /EEE Spectrum, September 1991, 8.65. 
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Lange Leine oder Falle für Saddam 


Der Grund für die US-amerikanischen Truppenentsendung war mit Sicherheit nicht der 
Erfolg der Propagandakampagne gegen Saddam, der Kriegssimulationen oder fertige 
Pläne der Militärs. Die eigentlichen Gründe sind in den Ölvorkommen und den Petro- 
dollars zu suchen. »Der ehemalige französische Außenminister Claude Cheysson sagte, 
Saddam ist in eine Falle gelaufen«, und >die USA waren von Anfang an entschlossen, in 
den Krieg einzutreten«.«'” Nach Informationen der Journalistin Helga Graham »wurde 
dem Irak während eines Treffen in New York im Januar {1990} diskret suggeriert, daß 
der Irak der OPEC eine Ölpreisanhebung auf 25 Dollar vorschlagen sollte. ... Saddam 
wurde praktisch aufgefordert, die 25-Dollar-pro-Barrel-Kampagne zu beginnen, indem 
man dem Zentrum für Internationale Strategische Studien (CSIS) den Auftrag gab, 
eine Studie über Öl zu erstellen...” Die Details der Studie wurde geheimgehalten, 
aber in einem Interview am.1. März 1990 forderte. Henry Schuler, Direktor des Pro- 
gramms für Energiesicherheit des GS/S, den Irak und die arabischen Staaten im all- 
gemeinen auf, den Ölpreis auf 24-25 Dollar pro Barrel anzuheben.'” Frau Graham 
schlußfolgert: »... Anfang Juli, als der irakische Premierminister Sadun Hammadi den 
anderen Golfstaaten die neuen Positionen des Irak bezüglich des Ölpreises klarlegte, 
forderte er genau die von Schuler erwähnten 25 Dollar pro Barrel. Genau diese "Zahl 
erscheint auch in zwei Protokollen über diplomatischen Austausch zwischen den USA 
und dem Irak, die Saddam Hussein einem US-amerikanischen Fernsehsender zuspielte, 
um Washington in Verlegenheit zu bringen. Es handelte sich um ein Gespräch zwischen 
Saddam Hussein und dem US-amerikanischen Beauftragten Joseph Wilson nach der 
Invasion in Kuwait. Wilson: »Ich denke, diese Situation ist gefährlich für die ganze 


'%# „Der frühere Außenminister fürchtet eine »fundamentalistische« Erhebung (ein Interview von Joseph Fitchett mit 
M. Claude Cheysson)«, /H7, 11. März 1991, S. 2 


15 Helga Graham, »Exposed: Washington’s role in Saddam’s oil plot«, 7he Observer, London, 21. Oktober 1990. Mit 
dem »Ölkomplott« war die Einladung des CSIS an Saddam Hussein gemeint, er solle sich für 25 Dollar pro 
Barrel einsetzen. Diese Einladung war enthalten in der Geheimstudie zum Erdöl, womit der Irak Anfang 1990 das 
CSIS beauftragte, dessen Verbindungen zur CIA allgemein bekannt sind. Henry Schuler, Vorsitzender des Pro- 
gramms zur Energiesicherstellung, gab am 1. März 1990 dem Arab Oil and Gas Journal ein Interview (»The Oil 
Exporters Are Leaving Money on the Table« — 1.3.90, S. 38-40), mit dem er höchstwahrscheinlich die vom Irak 
bestellte Geheimstudie kommentierte, In diesem Artikel trug Schuler die seltsame Ansicht vor, wonach die OPEC 
einen Erdölpreis von 25 Dollar pro Barrel »zu jedem Zeitpunkt, zu dem sie gewollt hätte,« hätte durchsetzen 
können, was aus dem Mund eines Energieexperten entweder eine bloße Dummheit oder eine Provokation war. ° ' 


'% Helga Graham, »Exposed: Washington’s role in Saddam’s oil plot«, The Observer, London 21. Oktober 1990 $.2 
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Welt.« Saddam: »Die habt ihr geschaffen. Wir haben die 25 Dollar pro Barrel akzep- 
tiert.«!” Saddam, der an die lange Leine von Washington gewöhnt war, wunderte sich, 
wie kurz die Leine auf einmal war. 

In einer Situation allgemeiner Unzufriedenheit und immer stärker werdender For- 
derungen von unten nach demokratischen Reformen im Irak, Kuwait und Jemen 
stellten die 25 Dollar pro Barrel eine Art Reitungsanker für die auf die Ölrente 
gegründeten Regimes dar. Am 26. April 1990 sprach John Kelly, Assistent des Aufßen- 
ministers, vor dem Kongreß. Er vermied es, den Ölpreis anzusprechen und er erklärte, 
daß sich die Irakpolitik der Regierung Bush nicht ändere. Er lobte Saddam Hussein, 
der »von einer neuen Verfassung und einer Ausweitung der Demokratie im Irak« ge- 
sprochen hätte. Diese Nuance war den meisten Beobachtern entgangen." Ende April 
1990 schwächten die Mitglieder des Nationalen Sicherheitsrats den Ton einer Rede von 
Vizepräsident Dan ‚Quayle ab. »Quellen aus dem Weißen Haus zufolge, die auf der 
Aussage von jemandem beruhen, der das Manuskript der Rede gesehen hat, enthielt 
dieses eine Bezugnahme auf »die Drohungen< Saddam Husseins vom 2. April. Die An- 
merkungen des Nationalen Sicherheitsrats forderten, »Drohungen< zu streichen und 
dafür das Wort »Kommentare< Saddams einzusetzen.'” 


Die bekannte Unterredung von Botschafterin April Glaspie mit Saddam Hussein, die nur 
sieben Tage vor der Invasion in Kuwait stattfand, gibt noch einmal ein Bild von der 
deutlich passiven Haltung der US-amerikanischen Exekutive. In bezug auf das Öl ver- 
sicherte Frau Glaspie Saddam Hussein: »Meine Einschätzung nach 25 Jahren Dienst in 
dieser Region ist, daß Ihre Forderungen die volle Unterstützung ihrer arabischen Brü- 
der haben.«''” 25 Jahre Dienst in der Region autorisierten sie dazu, 25 Dollar pro 
Barrel vorzuschlagen. Im Verlauf der Unterredung hielt sie sich in bezug auf die Grenz- 
streitigkeiten stark zurück und kam noch einmal auf den Ölpreis zu sprechen: »Wir 
haben keine Meinung zu innerarabischen Streitigkeiten, wie Ihren Grenzstreitigkeiten mit 


17 ebenda. 


'® Die Rubrik von William Safire, /H7, 26. März 1991, Murray Waas, »Who lost Kuwait«, The Village Voice, 22. 
Januar 1991. John M. Goshko / R.E. Jeffrey Smith, »First Dissent in Congress«, HT‘ 20. September 1990 S.1. 


'% Paul A. Gigot, »An American Screw-Up: The U.S. and Irag«, a.a.0. 


"° Pierre Salinger / Eric Laurent, Secret Dossier, a.a.0., $.59. Salinger und Laurent geben lange Auszüge aus der 
Unterhaltung zwischen Saddam Hussein und der US-amerikanischen Botschafterin April Glaspie wieder. Im 
September 1990 übergab die irakische Regierung dem Fernsehsender ABG' News einige Abschnitte aus der offiziel- 
len irakischen Übersetzung; sie wurden zum ersten Mal in der NY7’ am 23. September 1990 veröffentlicht. Die 
Regierung Bush hat die Echtheit der irakischen Übersetzung nicht bezweifelt, da anzunehmen war, daß Saddam 
die Unterredung hatte mitschneiden lassen. 
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Kuwait. ... Außenminister James Baker hat unseren offiziellen Sprecher einbestellt, um 
das noch einmal zu unterstreichen. ... Herr Präsident, ich möchte Ihnen sagen, daß 
Präsident Bush nicht nur die Beziehungen mit dem Irak verbessern und vertiefen will; 
er wünscht auch, daß der Irak seinen Beitrag zu Frieden und Wohlstand im Mittleren 
Osten leistet. Herr Bush ist ein intelligenter Mensch; er wird dem Irak nicht den Wirt- 
schaftskrieg erklären.«'' Die begrenzten Sanktionen gegen den Irak konnten also 
auch kein größeres Interesse erwecken als die vorangegangene Versammlung des Natio- 
‚nalen Sicherheitsrats im April. Während einer Anhörung vor dem Repräsentantenhaus 
im März 1991 stellte Botschafterin Glaspie einen entscheidenden Punkt klar: »Abgeord- 
neter Lee Hamilton: »Haben Sie Saddam Hussein je gesagt: Herr Präsident, es wird Krieg 
geben, sobald Sie die kuwaitische Grenze überschreiten? Botschafterin-Glaspie: »Nein, 
das habe ich nie gesagt.««' 


Kuwait, dem von den US-amerikanischen Diplomaten zum wiederholten Mal Unterstüt- 
zung zugesagt worden war, verweigerte Saddam weiterhin neue Kredite und zeigte sich 
auch nicht zu einer Revision der gemeinsamen Grenze bereit, Außerdem sprach es sich 
gegen den Stopp der Ölproduktion über die von der OPEC festgesetzte Höchstgrenze 
hinaus aus.‘ Keine dieser Positionen war neu. Während des Iran-Irak-Kriegs hatten 
Saudi-Arabien und Kuwait dem Irak 50-60 Mrd. Dollar geliehen. Im Februar 1990 
forderte Saddam König Hussein von Jordanien und Präsident Mubarak von Ägypten auf, 
sich bei ihren Freunden am Golf für einen Kredit über weitere 30 Mrd. Dollar einzuset- 
zen. Zur gleichen Zeit weitete das irakische Heer seine Manöver auf das neutrale Gebiet 
entlang der kuwaitischen Grenze aus. Im März sandte die irakische Regierung einen 
Brief an das kuwaitische Außenministerium, der alle bisher getroffenen Abmachungen in‘ 
bezug auf die gemeinsame Grenze widerrief. Zu dieser Zeit überschritt die Ölproduktion 
beider Länder die von der OPEC Mitte 1990 festgesetzten Höchstmengen: die des Irak 
um 10, die Kuwaits um 18 Prozent.''” Der kuwaitische Außenminister verblüffte eine . 


N 


\ 


!! Pierre Salinger / Eric Laurent, Secret ‘Dossier, a.a.0. S. 55. 


"2 ,5., House, Foreign Relations Committee Hearings, Washington, D.C., 21. März 1991. Nach der Unterredung mit 
der Botschafterin Glaspie und nachdem die irakischen Truppen bereits an der Grenze zu Kuwait zusammen- 
gezogen waren, wurde ein Telegramm an Saddam Hussein geschickt mit der Unterschrift von Präsident Bush, Paul 
A. Gigot schreibt dazu: »... dem Middle East Policy Survey und anderen glaubhaften Quellen zufolge drückte das“ 
Telegramm eine klare aber großzügige’ Botschaft bezüglich der Anwendung von Gewalt aus. Es bot keinerlei 
spezielle Sicherheitsgarantie für Kuwait und drückte den Wunsch nach besseren Beziehungen aus. April Glaspie 
war nicht allein.«, a.a.0. 


"3 Diese Zahlen stammen aus Marion Farouk-Sluglett / Peter Sluglett, »Iraq Since 1986: The Strengthening of 
Saddam«, Middle. East Report, November/Dezember 1990. 
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jordanische Delegation während eines Treffens mit König Hussein am 30. Juli mit fol- 
gender Erklärung: »Wir werden dem Irak nicht antworten. ... Wenn ihnen das nicht 
paßt, dann sollen sie eben unser Territorium besetzen. ... Wir werden die Amerikaner 
holen«''* Der kuwaitische Außenminister hatte das militärische Oberkommando- in- 
struiert, sich der Invasion 24 Stunden entgegenzustellen; in dieser Zeitspanne »würden 
dann die Amerikaner und internationale Truppen eintreffen und die Iraker aus dem 
Land jagen.«'” 


Am 19.Juli, unmittelbar vor Ausbruch des Krieges zwischen Irak und Kuwait, erklärte 
der US-amerikanische Verteidigungsminister Dick Cheney, die Vereinigten Staaten fühlten 
sich verpflichtet, Kuwait beizustehen, falls es angegriffen würde. Kurz nachdem diese 
Nachricht durch die Presse gegangen war, wurde sie vom Pentagon dementiert. Cheney 
habe »seine persönliche Meinung ausgedrückt«, hieß es. Voice of America wurde in 
einem‘ Manuskript, das sie dem State Department am 25. Juli zur Genehmigung vor- 
legte, noch härter zensiert. In dem Originaltext hieß es: »Die Vereinigten Staaten fühlen 
sich zutiefst verpflichtet, die individuelle und kollektive Selbstverteidigung ihrer Freunde 
am Persischen Golf zu unterstützen. ... Sie werden jede Bedrohung ihrer eigenen oder 
der Interessen der befreundeten Staaten sehr ernst nehmen.«'!° Der Assistent des Au- 
ßenministers John Kelly ließ den Passus streichen. Zwei Tage später, am 27. Juli, orga- 
nisierte die Regierung Bush eine erfolgreiche Kampagne gegen den Vorschlag des Parla- 
ments, begrenzte Wirtschaftssanktionen gegen den Irak zu verhängen. In der letzten 
Juliwoche gingen die Exporte in den Irak unverändert weiter: Die Regierung Bush 
genehmigte den Verkauf von Rechnern im Werte von 3,4 Mio. Dollar an den Irak." 


Am 28. Juli traf dann CIA-Chef William Webster mit einem kleinen Beraterstab im Wei- 
ßen Haus ein, um den Präsidenten zu informieren, daß eine irakische Invasion in 
Kuwait unmittelbar drohe. Der Präsident zeigte sich wenig interessiert.''* Auf den Sit- 
zungen des Kongresses am 31. Juli in Washington weigerte sich Kelly explizit, auf Fragen 
zu antworten, die eine US-amerikanische Reaktion auf den eventuellen irakischen Ein- 


"* Michael Emery, 7he Village Voice vom 5. März 1991, nachgedruckt in Open Magazine Pamphlet Series Nr.) und 
in International Viewpoint, vom 15. April 1991, S. 21. 


!5 Michael Emery, ebenda. 


"16 Zu den Erklärungen des Verteidigungsministers und zu den Korrekturen des Pentagon siehe Murray Maas, »Who 
Lost Kuwait«, a.a.0.. Zum Zensurfall gegen Voice of America siehe Fußnote 96 weiter oben. 


17 /HT, 12. März 1991. 
118 Murray Waas, »Who lost ...«, 4.2.0. 
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marsch in Kuwait zum Thema hatten. Er stritt ab, die Äußerungen Cheneys zu kennen 
und hielt sich an die Version von April Glaspie: »Es gibt mit keinem der Golfstaaten ein 
Verteidigungsabkommen. Das soll hier klargestellt werden. ... Wir haben in den Grenz- 
streitigkeiten keine Position bezogen.«''” In den letzten chaotischen Phasen der Ver- 
handlungen zwischen Irak und Kuwait lehnte Kuwait entschieden ab, dem Irak mehr als 
9 Mrd. Dollar zu geben, aber dann legten sie in einer plötzlichen Kehrtwendung eine 
halbe Milliarde auf den Tisch — ein Angebot, das der Irak als Beleidigung betrachtete. 
Am 1. August, direkt nach der US-amerikanischen Genehmigung für den Verkauf von 
hochentwickelten Sendern im Wert von 695 000 Dollar, erklärte Außenminister James 
Baker in einem Gespräch mit dem sowjetischen Außenminister Schewardnadse in Ir- 
kutsk, daß »die Vereinigten Staaten Grund zur Annahme haben, daß eine Aggression 
möglich ist.«'? 


Als der Irak dann am 2. August in Kuwait einmarschierte, zeigten die USA und Groß- 
britannien, worum sie sich in Wirklichkeit sorgten. Fünf Stunden nach Beginn der 
Invasion kündigte Finanzminister Nicholas Brady an, er arbeite an einem Plan, um die 
zu erwartende Ölpreissteigerung aufzufangen. Bush unterbrach ihn und erklärte, man 
dürfe sich nicht an diese Situation anpassen und verlangte, daß ihm alle Optionen, 
einschließlich der militärischen, innerhalb von 24 Stunden vorgelegt werden müß- 
ten."?! Während die Kuwaitis mit wachsendem Unbehagen das geringe Interesse Lon- 
dons und Washingtons an einer schnellen Wiedereroberung des Territoriums registrier- 
ten, und während Massen von Flüchtlingen vor dem irakischen Heer flohen, gab Pre- 
mierministerin Thatcher zu verstehen, daß schon Truppen unterwegs waren, bevor 
Saudi-Arabien darum gebeten hatte.'”” Offensichtlich versuchte Saudi-Arabien, die Ent- 
sendung solcher Massen US-amerikanischer Truppen auf sein Territorium zu verhindern 
oder wenigstens zu verzögern, aber Verteidigungsminister Cheney mußte die Saudis so 
schnell wie möglich davon überzeugen, die Anlandung von 200 000/ US-amerikanischer 
Soldaten zu akzeptieren. Vom ersten Telefonat Präsident Bushs mit König ‘Fahd an 


19 ebenda. 


0 „MN {Moscow News] interviews Edward Shevardnadze: the Gulf Crisis — Problems and Solutions«, Moscow News, 
10.-17. März 1991, S. 13. Graham F. Fuller, »Moscow and the Gulf War«, FA, Band 70, Nr.3 (Sommer 1991), 
5.59, begeht einen Fehler im Datieren der Veröffentlichung dieser Nachricht von seiten des Außenministers James 
Baker, wenn sie behauptet, daß »... die Nachricht von der irakischen Invasion hereinplatzte und Schewardnadse 
völlig überraschte.« 

"U Erich Laurent, Termpöte du Dösert: Les Secreis de la Maison Blanche (Tome 2), Paris 1991, $. 32-34. 


"2 Michael Emery, International Viewpoint vom 15. April 1991, $. 21. 
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waren noch vierzehn Stunden Überzeugungsarbeit notwendig, bis sich der saudische 
König bereit erklärte, Cheney zu empfangen.'”° Cheney benötigte dann in Begleitung 
von Schwartzkopf und Robert Gates noch einmal 36 Stunden, in denen er alle Register 
von Hartnäckigkeit bis Einschüchterung zog, um dem König die Erlaubnis für das erste 
Kontingent von 40 000 Soldaten zu entlocken.'”' Während nun Cheney behauptete, der 
Irak habe ein Auge auf Saudi-Arabien geworfen, waren auch in Riad Gerüchte zu ver- 
nehmen, daß der Irak insgeheim plane, Saudi-Arabien aufzuteilen und einen Teil an 
Jordanien zu geben. Man behauptete, das irakische Heer bewege sich mit 120 000 


Soldaten und 850 Panzern auf die saudische Grenze zu. Am 11. September erklärte 


Bush in einer Sitzung des Kongresses, diese Bedrohung sei noch immer vorhanden. 
Unmittelbar danach erwarb der Journalist einer Tageszeitung aus Florida einige Fotos, 
die ein kommerzieller sowjetischer Satellit am 11. und 13. September von Kuwait ge- 
macht hatte. Er ließ sie von zwei Experten begutachten. Einer kam zu folgendem Resul- 
tat: »Nach allem, was wird gesehen und gehört haben, ist der Truppenaufwand des Irak 
wohl so bescheiden, daß zwei Divisionen Marines die Sache in relativ kurzer Zeit mit 
relativ wenig Blutvergießen hätten zurückschlagen können.«'” 


Die schnelle Entscheidung der USA, das ganze Gewicht ihrer Militärmacht gegen den 
Irak nach Saudi-Arabien zu bringen, war das einzige Heilmittel, das die politische 
Führung der Vereinigten Staaten gegen die japanische. Unentschlossenheit und Be- 
Jürchtungen amerikanischer Finanzkreise bezüglich der Instabilität des Dollars 
anzubieten hatte. Am 13. August, als sich gerade ein weiteres US-Truppenkontingent 
auf den Weg nach Saudi-Arabien machte, schrieb das Wall Street Journal: »In der 
vergangenen Woche haben die institutionellen japanischen Anleger ihr übliches Angebot 
bei der dreimonatlichen Versteigerung US-amerikanischer Schatzbriefe drastisch um 


'3 Fabrizio Tonello, »Balle spaziali«, // Manifesto vom 3. März 1991, S.2. 
"* Pierre Salinger / Eric Laurent, Secre/ Dossier, a.a.0., Kapitel VII. 


"3 Jean Heller, »Public Doesn’t Get Picture with Gulf Satellite Photos«, Sl. Petersburg Times (Florida) vom 6. Januar 
1991, S. 1-2. Die Expertenschätzung stimmt mit der Antwort überein, die der irakische Außenminister Tarik Aziz 
Präsident Gorbatschow auf dessen Forderung nach einem Rückzug der irakischen Truppen aus Kuwait innerhalb 
weniger Stunden am 22. Februar 1990 gab, ebenso paßt sie zu der Geschwindigkeit, mit der die Truppen einge- 
drungen waren. Aziz macht den Eindruck einer Person, die Präsident Gorbatschow lediglich an etwas erinnert, das 
er schon aus anderen Quellen wußte: »... Es waren also nur zwei Divisionen eingedrungen, während sich in 
sieben Monaten in Kuwait insgesamt beinahe 500 000 Menschen angesammelt haben.« Diese Episode wird von 
Eugen Primakof in der Prawda vom 2. März 1991 auf Seite 7 wiedergegeben und übersetzt von der Unila am 4. 
März auf Seite 6. Die Anzahl von »beinahe 500.000 Menschen« geht auf Tarik Aziz zurück und ist übertrieben. 
Eine Zusammenfassung dieser beiden unterschiedlichen Beweise in bezug auf das erste irakische Kontingent in 
Kuwait findet sich bei Fabrizio Tonello, »Balle spaziali«, / Manifesto, 3. März 1991, a.a.0. 
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35,25 Mrd. Dollar gekürzt. Sie erstanden weniger als 10 Prozent der Titel mit 30jähri- 
ger Laufzeit im Werte von 10,26 Mrd. Dollar, die in der letzten der drei Versteigerungs- 
phasen angeboten wurden. Das ist ein klarer Rückgang um 50 Prozent im Vergleich zu 
einigen vorangegangenen Versteigerungen der gleichen Titel. ... Analytiker weisen dar- 
aufhin, daß, selbst wenn diese Tendenz anhalten sollte, trotz rückläufiger Wirtschaft 
keine deutliche Zinssenkung für Titel mit langer Laufzeit zu erwarten {sic!} sei, weil das 
Schatzamt weiterhin hohe Zinsen anbieten muß, um japanische und andere Investoren 
anzulocken. Die Börsenanalytiker schätzen, daß sich die Finanzierungslücke {für das 
Haushaltsdefizit und notwendige Kredite an die Industrie} auf 100 Mrd. Dollar belaufen 
wird. ... Der hauptsächliche Faktor, auf den das japanische Zögern zurückzuführen ist, 
ist die Angst vor dem Unbekannten. Die japanischen Anleger sehen keine Veranlassung 
mehr, sich ihr Portefeuille weiterhin mit den Schuldverschreibungen der US-amerikani- 
schen Regierung zu füllen. Vor allem nicht zu einem Zeitpunkt, zu dem sie die Auf- 
stellung des US-amerikanischen Militärs gegen den Irak im Mittleren Osten und die 
rückläufige US-amerikanische Wirtschaft beobachten und gleichzeitig feststellen, daß die 
amerikanischen Zinsen nur geringfügig höher sind als die japanischen.«!?° 

Die Zeit wurde zu einem wesentlichen Faktor. Zehn Tage später, am Donnerstag, dem 
23. August, stand die Wall Street aufgrund drastischer Rückgänge an allen Börsen der 
Welt, der Unsicherheit, auf welche Weise der Krieg zu bezahlen sei und einer drasti- 
schen Steigerung des Ölpreises am Rand einer Panik. Die Situation kehrte sich am 
darauffolgenden Wochenende um, als die UNO am Samstag, dem 25. August die Resolu- 
tion 665 beschloß. Diese Resolution billigte die gemeinsame Aktion zur Verschärfung 


‘ der Sanktionen gegen den Irak: Es war nun klargestellt, daß andere Staaten sich mit 


den USA die Kosten des Krieges teilen würden. Nie zuvor war die Milliarde Dollar, die 
die japanische Regierung versprochen hatte, so gelegen gekommen. 


Sofort nach Verabschiedung der Resolution legte die US-Regierung einen Teil des Ab- 
kommens, das sie mit Deutschland und Japan geschlossen hatte, offen. Japan sollte 
Ägypten, Marokko und Syrien als Gegenleistung für eine symbolische militärische Mobi- 
lisierung zur Schaffung einer Pufferzone an der saudisch-kuwaitischen Grenze finanzielle 
Hilfe zur Verfügung stellen. Andere Mittelostländer mit gravierenden ökonomischen 
Problemen wie Jordanien und die Türkei sollten finanzielle Unterstützung bekommen, 
sofern. sie die Sanktionen befolgen würden. Für Syrien hatte das ganze einen Vorteil, 


| 
"6 Marcus W. Brauchli, »Japanese May Keep Shunning U.S. Treasury«, WSIE, 13. August 1990, $. 9, 1. 
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der weit über das rein Wirtschaftliche hinausging; am 13. Oktober 1990 konnte der 


syrische Präsident Assad mit Billigung des Weißen Hauses General Aoun aus Beirut 
verjagen.'” 

Trotz alledem war es ein schwieriges Unterfangen für den amerikanischen Präsidenten, 
seiner Bevölkerung beizubringen, daß allein aus ökonomischen Gründen die Restaurie- 
rung eines Herrscherhauses wie des. kuwaitischen unterstützt werden müßte. Als wolle 
er jeden Gedanken beseitigen, Öl und Geld könnten die Hauptsorgen der Vereinigten 
Staaten sein, hielt Präsident Bush Ende August vor Veteranen, die im Ausland gekämpft 
hatten, eine 25-minütige Rede, in der er nicht ein einziges Mal die Worte »Öl« oder 
»Geld« in den Mund nahm. Er appellierte stattdessen an die Begeisterung für weniger 
materielle Werte wie »Eindämmung der irakischen Aggression auf der Grundlage der 
internationalen Ordnung und der Ideale der Zivilisation«.'” Hier muß hinzugefügt 
werden, daß Bush gern die Maxime Woody Allens zitiert, derzufolge 90 Prozent des 
Lebens aus Angabe bestehen. Ein Analytiker der Brooklyn Institution hatte wenige 
Stunden nach der irakischen Invasion folgenden Kommentar abgegeben: »Hier geht es 
um Geld und Öl, und in ein paar Jahren werden wir Kriege um Wasser erleben.«'” 

Es dauerte keine Jahre. Anfang September wurde auf höchster Ebene in Washington und 
in einigen akademischen Zirkeln über den Vorschlag diskutiert, Saddam Hussein das 
Wasser abzudrehen. Nach der Fertigstellung des Atatürk-Staudamms 1989 hat die Türkei 
die Kontrolle über die Wasser des Euphrat und des Tigris. Innerhalb weniger Tage 
könnte sie beide Flüsse für mindestens 50 Tage trockenlegen und dem Irak so einen 
Teil seiner Wasserreserven vorenthalten. Die Türkei zeigte jedoch sehr große Vorbehal- 
te, diesen Weg zu beschreiten und dem Irak damit praktisch 90 Prozent seines Wasser- 
bedarfs zu rauben, und so entschied man sich doch für die Sanktionen der UNO. Der 
Vorschlag wurde jedoch nicht ad acta gelegt. Als Option war er immer vorhanden, wie 
ein Experte aus den Vereinigten Staaten erklärte: »Jeder moralische Skrupel gegen den 
Einsatz der Wasserwaffe ist völlig fehl am Platz. Ohne Zweifel würde diese Vorgehens- 
weise enorme Emotionen hervorrufen. Aber worin unterscheidet es sich von einem 
Nahrungsmittelembargo? Der deutsche Stratege Clausewitz hat gesagt, eine gute Strategie 


"7 Andy Pasztor / John F. Fialka, »Small Regional Force Placed as Tripwire in Saudi Arabia«, WSJE, 13. August 
1990, .9, 11. Über das Davonjagen von General Aoun siehe Pierre Salinger / Eric Laurent, Secret Dossier, a.a.0. 
5.196. 


13 Gerald F. Seib, »Bush Is Encountering Problems Promoting U.S.’s Broader Goals in Middle East Crisis«, WSJE, 30. 
August 1990 S. 2. 


!9 Gerald F. Seib / John F. Fialka, »Post-Cold War Era Leaves U.S. in a Difficult Position«, WSJE, 3/4. August 1990, 
5.2. 
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muß den Schwachpunkt des Feindes erkennen und ihn erbarmungslos ausnutzen. Ein’ 
Wasserembargo wäre ohne Zweifel der Schwachpunkt des Irak.«'”’ In der Tat gelang 
es den Alliierten dann, als sie die Wasserleitungen und Kanalisationssysteme bom- 
bardierten, ihre moralischen Skrupel auf elegante Weise über Bord zu werfen. Sie 
hatten damit eine langsame Kombination aus Verdursten- und Verhungernlassen 
gefunden, ohne »allzu grausam« zu erscheinen und ohne den Nachbarn Türkei all- 
zusehr zu beanspruchen. 


Der Vorschlag der UNO, Wirtschaftssanktionen zu verhängen, schien Anfang September 
allgemeine Zustimmung zu finden, zu einem Zeitpunkt also, zu dem die militärischen 
Aktionen der USA voll im Gange waren und schon 200.000 Soldaten in Saudi-Arabien 
stationiert waren. Keiner der beteiligten Staaten war so naiv zu glauben, daß das Wirt- 
schaftsembargo in dem kurzen Zeitraum, den die massiv steigenden militärischen Aus- 
gaben noch zuließen, Wirkung zeigen könnte. Die britische Premierministerin Margaret 
Thatcher konnte es sich leisten, solche Zweifel schon am 2. August auf einer Pressekon- 
ferenz zusammen mit George Bush zu äußern.'' Im Lauf der Wochen wurde der ei- 
gentliche Grund für die Verhängung der Sanktionen immer deutlicher: ‘Sie sollten in 
systematischer Weise die öffentliche Meinung irreführen und pazifistischen Protesten 
entgegenwirken, außerdem waren sie notwendig, um Zeit zu gewinnen für die Massie- ‘ 
rung von Truppen und Waffen aus so vielen Ländern wie möglich, um die Bombardie- 
rung vorzubereiten. Das war eine Grundidee des Bush’schen Konzepts der Neuen Welt- 
ordnung." S 


Ende Oktober sprach sich Stabschef General Colin Powell gegen die Verdoppelung der 
US-Bodentruppen und gegen einen Angriff auf den Irak aus. Schließlich löste er das 
Problem in einem Gespräch mit Bush und gab zu, daß eine vorsichtigere Strategie der 
Eindämmung »Zeit erfordert« hätte; er fügte aber hinzu: »Sie hätte funktionieren kön- 
nen«, Dem Buch des Journalisten Bob Woodward, The Commanders, zufolge gab Bush 
zur Antwort: »Ich glaube, wir hatten politisch gesehen keine Zeit für eine solche Strate- 


N \ 


10 Peter Schweitzer »Hit Hussein Where It Hurts: His Water Supply«, WSJZ, 4. September 1990, S. 8. Zu einer Analyse 
über die möglichen Konsequenzen eines Konflikts um Wasser im Mittleren Osten siehe Joyce R. Starr, »Water 
Wars«, FP Nr. 82 (Frühjahr 1991), S. 18-36. 

’! Gerald Seib / John F. Fialka, »Post-Cold War ...«, a.2.0.. 

"° Bezüglich der frühen Anzeichen des US-amerikanischen Widerstrebens, eine friedliche Lösung herbeizuführen, siehe 
Noam Chomsky, »Nefarious Aggression«, Z Magazine, Oktober 1990. 
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gie.” Aufgrund der knappen Zeit und der wachsenden Kosten entschied sich die 
Bush-Riege für ein rasches Handeln. Am 30. Oktober stimmte der Präsident einem end- 
gültigen Plan zu, der den Beginn der Luftangriffe auf Mitte Januar und den der Boden- 
offensive auf Mitte Februar festsetzte. Dieser Plan erforderte fast das Doppelte der 
200 000 am Golf stationierten Soldaten. Tatsächlich wurden sie dann auf über eine 
halbe Million aufgestockt. Es war ein geheimer Plan, der erst am 8. November, nach 
den Wahlen zum Kongreß, veröffentlicht werden durfte. Neun Tage mußte geschwiegen 
und geheuchelt werden.'‘ In derselben Versammlung am 30. Oktober beschloß Bush, 
sich ein UNO-Mandat für den Angriff zu besorgen und Baker auf Weltreise zu schicken, 
um für die Unterstützung einer diesbezüglichen Resolution des UNO-Sicherheitsrats zum 
Einsatz von Gewaltmitteln zu werben." Es ist erwähnenswert, daß einige der heraus- 
ragendsten US-amerikanischen diplomatischen und außenpolitischen Experten gegen den 
Einsatz militärischer Gewalt waren, während die Wirtschaftsfachleute in der Regel mit 
vorwurfsvollem Schweigen reagierten. Als er Powell antwortete, für eine Politik der 
Eindämmung sei keine Zeit, dachte Bush sicherlich neben wahlstrategischen und weltpo- 
litischen Überlegungen auch an die Haushaltsdebatte, die er gerade in diesem Moment 
im Begriff war zu verlieren. Auch die hochgesteckten Erwartungen der Geschäftswelt an 


einen sofortigen Angriff gegen den Irak und das damit verbundene lukrative Wieder- 
aufbaugeschäft spielten wohl eine Rolle.' 


Den Blaumann gegen eine Uniform getauscht 


Es ist ein Wunder des demokratischen Impulses in den USA, daß nach fünfzehn 
Jahren instabilem Arbeitsmarkt, Jugendfrust nach Vietnam, Rambotum und Fernseh- 
werbung mit Slogans wie: »Geh zur Armee, sei alles, was du sein kannst«, nicht 
mehr Freiwillige zum Militär gingen, und dafs sogar nach der Bombardierung des 
Irak der Krieg nicht gesellschaftsfähig geworden ist. Aber das um sich greifende 
Rambotum schlägt zurück. »Dann gibt es die Szene mit dem jungen Mann, der auf 


” 


"3 Haynes Johnson, »Powell Expressed Strong Reservations about an Offensive in Gulf, Book Asserts«, JHT vom 3. Mai 
1991, 5.5. 


'# „Bush Denies He Prepares U.S. for a Gulf War, Says He Wants to Refocus Attention on Hostage Plight«, IHT vom 
2. November 1990. 


5 Thomas Friedmann / Patrick Tyler, /HT, 4. März 1991. 


'% Thomas Ferguson, »The Economic Incentives for War«, The Nation, 28. Januar 1991, $.71, 76, 77, 92. Siehe 
ebenfalls Fußnote 32 weiter oben. 
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Urlaub nach Hause kommt ... sein kleiner Bruder holt ihn ab, und er sagt zu ihm, 
»weifst du, Daddy hat nie verstanden, warum ich zur Armee gehen mußtte<. Dann steigen 
sie ins Auto, und er fährt fort: »Glaubst du, Daddy wird mir je vergeben können” Sie 
kommen zuhause an, der Vater steht da und raucht Pfeife, dreht sich um, bricht in 
Tränen aus, umarmt den Sohn, und alles ist vergeben. Sie haben Hunderte von Millio- 
nen Dollar ausgegeben, um den Leuten diesen Spot reinzuhämmern.«'? 


Wenn in den USA die vierzigjährigen Daddies, die ehemaligen Aktivisten des Widerstands 
gegen den Kriegsdienst in Vietnam, von ihren zu Kriegern gewordenen Söhnen politisch. 
heimgeholt werden konnten, und wenn die schießwütigen Großväter eine Allianz mit 
ihren Enkeln zu schmieden versuchten, dann konnte es für die USA doch nicht so 
schwer sein, ehemals feindliche Regierungen auf ihre Seite oder direkt in die Allianz 
hineinzuziehen. Während die zweite Welle des Expeditionskorps im November Saudi-Ara- 
bien erreichte, spielte die UNO den USA fast alle guten Karten zu.'”® Am 28. November 

. verabschiedete der UNO-Sicherheitsrat die Resolution 678, die die Anwendung von Ge- 
waltmitteln vorsah, falls der Irak nicht bis zum 15. Januar seine Truppen aus Kuwait 
zurückzöge. Nur Jemen und Kuba stimmten dagegen, China enthielt sich. Washington 
kam mit Saudi-Arabien und den anderen Golfstaaten überein, Moskau im Gegenzug für 
seine Zustimmung zur Resolution 4 Mrd. Dollar an Krediten und Hilfsprogrammen zu 
geben. Was Peking angeht, so war zwar seine Zustimmung zu militärischer Gewaltan- 
wendung notwendig, damit die Resolution 678 durchkam, aber der UNO-Sicherheitsrat 
war nicht in der Stimmung, die Feinheiten des internationalen Rechts zu berücksichti- 
gen. Mit seiner Enthaltung hatte Peking für genügend Dankbarkeit bei der Regierung 
Bush gesorgt, um Außenminister Ch’ien nur einen Tag nach der Abstimmung im UNO- 
Sicherheitsrat eine Audienz im Weißen Haus zu sichern und die Besuche auf höchster 
Ebene wiederaufzunehmen, die Washington nach dem Massaker auf dem Platz des 
Himmlischen Friedens im Juni 1989 eingefroren hatte. Am 4. Dezember 1990. beschloß 
der ‚Direktivrat der Weltbank einen 114,3-Millionen-Dollar-Kredit an Peking, bei Stimm- 
enthaltung der USA."? 


"37 „Former CIA Agent John Stockwell-Discusses the Gulf War«, 7he Monthly Planet, vol. 7, Nr. 2 (März 1991), S. 10. 

"8 Phyllis Bennis, »U.S. Bribes, Threats Win U.N. War Support«, Guardian (New York), 12. Dezember 1990, 8. 14-15. 

!9 „Mutual Abstainer«, Far Eastern Economic Review, 13. Dezember 1990, $. 10-11; J. Mohan Malik, »Peking 
Response to the Gulf Crisis«, Issues and Studies, vol. 27, Nr. 7 (September 1991), S. 107-128. Laut Malik, der die 
Information vom Foreign Broadcast Information Service (FBIS), Daily Report: China, vom 14. Dezember 1990, 
$.9, hat, entschädigte die Regierung Bush Peking außerdem mit der Zustimmung zum Verkauf von Supercom- 
putern und dem Export von verschiedenem High tech-Material. 
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Die USA übten »fürchterlichen« Druck auf die blockfreien Länder Kolumbien und Ma- 
laysia aus und hatten am Ende Erfolg. Malaysia hatte seine Politik der Stimmenthaltung 
verteidigt, aber .die Hilfen und die politische Unterstützung durch die USA gaben 
schließlich den Ausschlag dafür, daß es mit »Ja« stimmte. Kuba und der Jemen stimm- 
ten dagegen. Kubas Ablehnung führte dazu, daß die USA noch energischer seine inter- 
nationale Isolation betrieben. Der Jemen war das einzige arabische Land im Sicherheits- 
rat. Sein Nein kostete das Land 70 Mio. Dollars US-Hilfe für 1990, keine geringe Sum- 
me für das Land, das nach der kurz zuvor erfolgten Wiedervereinigung von Nord und 
Süd wirtschaftlich desorganisiert und politisch instabil war. »Unmittelbar nachdem der 
Jemen gegen die Resolution gestimmt hatte, sagte ein US-Diplomat dem jemenitischen 
Botschafter, »das war die teuerste Neinstimme, die Sie je abgegeben haben«.«'“ Noch 
größere Bedeutung hatte die Reaktion Saudi-Arabiens auf das Verhalten des Jemen: An- 
fang 1991 wies die Regierung 300 000 und vor Jahresende nochmal etwa eine halbe 
Million jemenitische Arbeitsmigranten aus. 


Andere schlugen Vorteile für sich heraus: Mit den neuen Finanzhilfen aus den Industrie- 
ländern konnten sich die Regierungen Ägyptens, Marokkos und Syriens wieder beträcht- 
liche Waffenkäufe leisten. Der syrische Präsident’ Assad staubte zum Beispiel für sich 
selbst eine neue Form von Militärrente ab, indem er 30 000 Soldaten in die saudische 
Wüste schickte. Offensichtlich inspiriert vom nächtlichen Anblick von irakischen Scuds 
auf ihrer Flugbahn vom Irak nach Israel und die Augen fest auf die Golanhöhen gerich- 
tet, versuchte er während des Kriegs, verbesserte Scud-Raketen und mobile Abschuß- 
rampen aus der Demokratischen Volksrepublik Korea sowie Bomber aus sowjetischer 
Produktion zu kaufen. Assad bezahlte diese Materialien aus der Milliarde, die Saudi- 
Arabien und die anderen Golfstaaten lockergemacht hatten, um ihn zur Beteiligung an 
der Allianz zu überreden. 

Die komplexen Finanzabkommen zwischen den Ländern der Allianz müssen zwar noch 
weiter untersucht werden, aber es ist jetzt schon klar, daß die Ausgleichszahlungen den 
Regierungen, die am knappsten bei Kasse waren, einen neuen Weg boten, ihre Aus- 
landsschulden zu senken und ihre militärischen Arsenale zu füllen durch die Teilnahme 
an von den USA geleiteten Kriegen. Die Golfmonarchien strichen Ägypten 7 Mrd. Dollar 
an Auslandsschulden, und die USA erliefßßen weitere 7 Mrd. Anders liegt der Fall bei der 
Türkei. Der größte Teil der türkischen Auslandsverschuldung bestand und besteht 
gegenüber privaten Banken und nicht gegenüber Regierungen. So war der Türkei - 


"9 Phyllis Bennis, »U.S. Bribes, Threats Win U.N. War Support«, Guardian (New York), 12. Dezember 1990, a.a.0. 
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anders als Ägypten — mit einem massenhaften Schuldenertaß durch’ die US-Regierung 
nicht gedient. Washington bot der Türkei 900 Mio. Dollar Direkthilfe an, woraufhin 
Japan, Kuwait und Saudi-Arabien insgesamt 4,5 Mrd. Dollar versprachen.'*' 

Der Regierung.Bush ist es gelungen, bei der japanischen Kaifu-Regierung eine Milliarde 
Dollar im August und 3 Mrd. im September 1990 lockerzumachen. Die Gesamtzahlung 
von 4 Mrd. sollte zu gleichen Teilen zur Unterstützung der multinationalen Streitkräfte 
und zur dringenden Hilfe für die von der Krise wirtschaftlich getroffenen Länder ver- 
wendet werden. Der größte Teil der Hilfe an Jordanien, Ägypten und die Türkei wurde 
in Form von Krediten vergeben.''” Bemerkenswerterweise wurde die zweite japanische 
Zahlung über 3 Mrd. Dollar zwei Tage nach der Verabschiedung eines Zusatzes zum 
Verteidigungshaushalt durch das amerikanische Repräsentantenhaus angekündigt; in dem 
Zusatz wurde gefordert, daß die USA fünf Jahre lang jährlich 5 000 Soldaten aus Japan 
abziehen sollten, falls. die‘ japanische Regierung nicht alle Unterhaltskosten für die 
amerikanischen Truppen im Land zahle. Die einzige Antwort war die Bemerkung des 
japanischen Verteidigungsdirektors, General Ishikawa, Japan habe nie um die Stationie- 
rung von US-Truppen gebeten. Er fügte hinzu, seine Regierung sei bereit, den US-Trup- 
pen zu sagen, sie möchten »bitte nach Hause gehen«.'“ Zunächst einmal dämpfte die 
Watte der zusätzlichen 3 Mrd. aus Japan die schwere Krise in den amerikanisch-japani- 
schen Beziehungen und verbesserte das Verhältnis zwischen den USA und den Schuld- 
nerländern wie Ägypten und der Türkei noch weiter. Sobald die Bombenangriffe ange: 
fangen hatten, versprach die Kaifu-Regierung weitere 9 Mrd. als Teilfinanzierung für die 
multinationalen Streitkräfte. Diese Summe deckte etwa 20 Prozent der Kosten eines 
dreimonatigen Kriegs bzw. den gleichen Anteil, den auch die USA trugen. »So wuchs 
der gesamte finanzielle Beitrag Japans zu den multinationalen Streitkräften auf etwa 11 
Mrd. Dollar ab, ohne die Kredite ‘und die anderen den Golfanrainerstaaten gewährten 
dringenden Hilfen.«'* 


41 ebenda. Siehe auch »Syria’s Scuds« (Editorial), WSJZ, 26.727. April 1991, S. 8, und Philip Revzin, »Turkey Waits, \ 


in Vain for That Big Reward for Gulf War Stance«, SIE, 17. April 1991, S. 1-2, \ 
"2 Courtney Purrington und AK., »Tokyo's Policy Responses During the Gulf Crisis«, Asian Survey, vol. XXXI, Nr. 4 


(April 1991), S. 309-310. Die Kaifu-Regierung kündigte ihre erste Zahlung von einer Milliarde Dollar offiziell im 


I August 1990 an, ihre zweite in Höhe von drei Milliarden am 14. September 1990. | 
"3 ebenda, S.310, zitiert aus der Japan Times, 30. September 1990, $. 1. Später zog General Ishikawa die Erklärung 
zurück. Nach dem WS/Z vom 10. Juli 1991, S. 1, versprach die japanische Regierung die Zahlung von weiteren 
500 Millionen Dollar, stellte aber klar, daß diese zusätzlichen Mittel nicht zum Ausgleich von bisher nicht be- 
achteten finanziellen Verpflichtungen gedacht seien. 
"# Courtney Purrington und A.K.; »Tokyo’s Policy Reponsgs During the Gulf Crisis«, Asian Survey, En XRXI, Nr. 4 
(April 1991), a.a.0., S. 311. 
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Die Haltung Deutschlands zur Finanzierung des Kriegs unterschied sich nicht grundle- 
gend von der Japans. »Japan und Deutschland ließen sich nur durch massiven Druck 
dazu bewegen, Hand ans Portemonnaie zu legen.«'* Nachdem Deutschland »in den 
ersten Kriegswochen wegen seiner lauwarmen Unterstützung für den von den USA ange- 
führten Militäreinsatz gegeißelt worden war«, wurde es jetzt »einer der Hauptgeldgeber- 
staaten des Kriegs und verpflichtete sich, 6,6 Mrd. allein an die USA zu zahlen — ein- 
schließlich 5,5 Mrd. direkter Barzahlungen...«'“ Als Ende März 1991 die Zahlungen 
in klingender Münze fällig wurden für den ersten Teil eines Kriegs, dessen Dauer man 
viel länger veranschlagt hatte, beschuldigten einige SPD-Führer die USA, Profit aus dem 
Krieg zu schlagen. Kurz darauf bestätigten Mitglieder der amerikanischen und deutschen 
„Exekutive, daß Deutschland auf »Gegenseitigkeit« dränge und einen Luftwaffenstützpunkt 
in den USA einrichten wolle.'” Noch im Juli 1991 stritten die USA und Deutschland 
über die Verteilung von einigen Milliarden D-Mark, da Experten der SPD errechnet 
hatten, daß die USA fast vier Mrd. mehr kassiert hatten, als ursprünglich zu Lasten 
- Deutschlands veranschlagt worden war.'“® Deutschland leistete einige Zahlungen an 
die Staaten der Allianz im Mittleren Osten und gab Frankreich 180 Mio. Dollar, um den 
französischen Kriegskosten »entgegenzukommen«, die sich auf etwa 1,3 Mrd. belie- 
fen.'” Im März 1991 hatten sich Großbritannien gegenüber schon Kuwait, Deutsch- : 
land’und andere Länder zur Zahlung von etwa 2,8 Mrd. Dollar der britischen Gesamt- 
kosten von 6 Mrd. Dollar verpflichtet. Auch die EG war bereit, den Ländern der Allianz 
im Mittleren Osten zu helfen. Zum Beispiel hat sie den größten Teil der ägyptischen 
Schulden gestrichen oder gestundet. Wie zu beweisen war, konnten nur Länder, die 


'® Jeffrey Garten, »More Squabbling for the Big Three«, WSJE, 2. April 1991, S. 6. 


"5 Timothy Aeppel, »Bönn’s Effort to Pin Down U.S. on Billing for Gulf War Involves Nettle on Tax Jump«, WSJE, 
23. März 1991, S. 2. 


"7 Newsday, 10. Mai 1991, S. 2. 
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!9 Je Monde, 8. März 1991, S. 34. »Checkbook Diplomacy«, The European, 1.-3. März 1991, S. 2. 
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dem Westen gegenüber eine konziliante Haltung einnahmen, darauf rechnen, von 
ihm einen Teil des Reichtums abzubekommen. Am meisten Aufsehen erregte dabei 
Ägypten: Nach dem Waffenstillstand hatte sich seine Auslandsverschuldung »von 51 auf 
17 Mrd. Dollar, eventuell sogar weniger« verringert.” Am Ende konnte das amerika- 
nische Kontingent in Saudi-Arabien mit dieser so breiten internationalen Unterstützung, 
und ohne sich die Blauhelme der UNO aufsetzen zu müssen, auf über eine halbe Mil- 
lion Soldaten verdoppelt werden.'”' Während ein Kontingent der westlichen Jugend in 
der Wüste Stellung gegen irakische Wehrpflichtige bezog, bekam die zunehmende Wer- 
bung der US-Armee eine neue Bedeutung, und besonders die Werbekampagne »Sei al- 
les, was du sein kannst«, die seit Ende der 70er Jahre lief.'* Die Kampagne hatte ge- 
schickt den Schwerpunkt darauf gelegt, daß die Armee den Soldaten materielle wie im- 
materielle Vorteile bot. Es hatte sich. herausgestellt, daß die materiellen Vergünstigun- 
gen, .also wirtschaftliche Kalküle, wichtiger waren als psychologische Anreize wie Aben- 
teuer und körperliche Entwicklung, um Freiwillige zum Eintritt in die US-Armee zu 
motivieren. Wenige von ihnen waren zur Armee gegangen, um dem Vaterland zu dienen. 
Die große Mehrheit der Soldaten hat sich aufgrund der Arbeitsmarktlage verpflichtet. 


In der Armee sind 82 000 Frauen — 11 Prozent der Soldaten. Davon haben 16 Prozent 
Kinder, aber keinen Lebensgefährten. Afro-Amerikanerinnen machen 48,7 Prozent aller 
Frauen in der Armee aus. Eine steigende Zahl von weniger begüterten, aber auf den so- 
zialen Aufstieg erpichten Jugendlichen hat den Blaumann mit der Uniform vertauscht. 
Nicht-Weiße machen 26,4 Prozent der US-Bevölkerung und 32,3 Prozent der Soldaten 
aus. Afro-Amerikaner machen sogar 12,1 Prozent der Bevölkerung und 23 Prozent der 
Soldaten aus. Insbesondere für High school-AbsolventInnen bietet das Angebot, 
nach der Mindestdienstzeit von zwei:Jahren einen Job und ein Stipendium zu bekom- 


"0 „I] Cairo degli anni 90 a scuöla di austeritä«, // Sole—24 Ore, 24. Januar 1992, S. 3. 


5! Bis Mitte Januar 1991 scheint die Zahl von 478 000, die Access Guide to the Persian Gulf Crisis, Access, Washing- 
ton, D.C., 1991, $. 15, angab, eher zu niedrig geschätzt. 


12 Laut Leonard Shyles und John E. Hocking, »The Army’s »Be All You Can Be Campaign«, Armed Forces and So- 
ciety, vol. 16, Nr. 3 (Frühling 1990), $.369. »Den Beweis, daß die amerikanischen Streitkräfte sich immer mehr 
auf Werbung stützen, um Freiwillige zu rekrutieren, bringt die Tatsache, daß sich die Werbekosten der Armee im 
Laufe eines Jahrzehnts verzehnfacht haben: 1973 gab die Armee weniger als 10 Millionen Dollar aus, um Freiwil- 
lige zu werben, während sie 1984 mehr als 100 Millionen ausgab.« i 


153 Ronald Brownstein, »Volunteer Force: Is It Truly Fair?«, Zos Angeles Times, 6. Dezember 1990; David Freedman, 
»People of Color Make Up Large Percentage of Enlisted Military«, The Objector, Januar/Februar 1991; Clare 
Ansberry und Carol Hymowitz, »War in the Persian Gulf Is Taking a Unique Toll on American Children«, WSJE, 
29. Januar 1991, S. 1-2. F 
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men, den größten wirtschaftlichen Anreiz.‘ Ein gewisser sozialer Aufstieg für Solda- 
tInnen aus den ärmsten Gruppen ist also möglich, aber sicher nicht in dem Ausmaß, 
wie es die offizielle Propaganda behauptet.'”° 


Die Verpflichtung in der Freiwilligen-Armee stellte und stellt für die Afro-AmerikanerIn- 
nen eine Zuflucht dar, nicht nur im Sinne eines sozialen Aufstiegs, sondern auch im 
Sinne von Überleben und persönlicher Sicherheit: eine Zuflucht sogar im Krieg. Afro- 
Amerikaner zwischen 15 und 24 Jahren sind auf dem Schlachtfeld fast sicherer als im 
städtischen Ghetto. Afro-Amerikaner aus Harlem in New York haben weniger Chancen, 
vierzig Jahre alt zu werden, als Gleichaltrige aus Bangladesch.'”° Der Militärdienst bie- 
tet da-einige Aufstiegsmöglichkeiten: »Seit die Wehrpflicht {1973} abgeschafft wurde, 
war der Anteil von schwarzen High school-Abgängern, die zur Armee gehen, immer 
höher als der der weißen. Faktisch ist der freiwillige Militärdienst heute der einzige 
große gesellschaftliche Bereich, in dem das Bildungsniveau der Schwarzen höher ist als 
das der Weißen.«'” Der schon zitierte Ex-Botschafter bei den Vereinigten Arabischen 


„ Emiraten schreibt nach dem Krieg: »Die Amerikaner - so wie sie heute sind — werden 


‚als »Freunde«, »eingeladene Gäste< oder als »Beschützer« dargestellt. Bzw. ehrlicher als 
Söldner. Und warum auch nicht? Die Saudis sind es gewöhnt, alles zu kaufen, was sie 
wollen. Den Amerikanern könnte das schwer fallen, weil sie nicht die neuen Söldner- 
truppen sein wollen, aber den Image-Gestaltern dürfte es nicht allzu schwer fallen, die 
Amerikaner davon zu überzeugen, daß sie dabei ihre eigenen Interessen verteidigen. 


'# Leonard Shyles und John E. Hocking, »The Army’s »Be All You Can Be< Campaign«, Armed Forces and Sociehy, 
vol. 16, Nr.3 (Frühjahr 1990), a.a.0., $. 369-383. Siehe auch William D. Henderson, 7he Hollow Army, 1990, 

. 8.110-112. Stephen L. Mehay, »Determinants of Enlistments in the US. Army Reserve«, Armed Forces and 
Sociely, vol. 16, Nr. 3 (Frühling 1990), 8. 351-367, kommt zu ähnlichen Schlußfolgerungen, $. 363: »Die geballten 
Auswirkungen von Arbeitslosigkeit, Lohn und Migration lassen vermuten, daß die wirtschaftlichen Bedingungen in 
den kleinen Gemeinschaften einen wichtigen Einfluß auf die Beteiligung an den Reservestreitkräften ausüben. « 


5 Sue Berryman, Images and Realities: »The Social Composition of Nineteenth and Twentieth Century Enlisted 
‚Forces«, in David R. Segal / H. Wallace Sinsiko (Hrsg,), Zife in the Rank and File: Enlisted Men and Women 
in Ihe Armed Forces of the United States, Australia, Canada and the United Kingdom, Pergamon-Brassey’s 
International Defense Publishers, McLean, Virginia, 1986, $. 12. s 


!% Nach einer Zusammenfassung, der jüngsten, im April 1991 vom Department of Health and Human Services - 
veröffentlichten Daten (WS/Z, 10: April 1991, S.8) nähert sich die Mordrate unter männlichen Afro-Amerikanern 
an die Rate, der Verluste im Krieg an. Die durchschnittliche Lebenserwartung der afro-amerikanischen Bevölkerung 
ist 1988 zum vierten Mal hintereinander gesunken, hauptsächlich wegen der starken Zunahme der Morde und der 
Aids-Toten. 1988 war Mord die Haupttodesursache unter afro-amerikanischen Jugendlichen; die Rate war siebenmal 
höher als die von weißen Jugendlichen und immer noch höher als die der Verluste im Krieg. 


"7 Charles Moskos, »The American Enlisted Man in the All-Volunteer Army«, in David R. Segal / H. Wallace Sinsiko 
(Hısg,), Life in the Rank and File, a.a.0., 5.45. 
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Und gleichzeitig auch noch saftig dafür bezahlt werden.«'* 
Ab Dezember 1990, drei Wochen vor Beginn der Bombenangriffe, brauchte es nicht 
viel, um die Prätorianergarden in einer US-Militärbasis in Saudi-Arabien unruhig zu 
machen. Früher oder später wird diese Unruhe in den USA auch innenpolitisch 
bedrohlich werden. Ein Journalist von The Nation berichtete aus Saudi-Arabien: »Über- 
“all gibt es Gerüchte, und man fragt mich nach meiner Meinung zu den mysteriösesten 
Fragen. Stimmt es zum Beispiel, daß die Saudis den britischen Soldaten eine Prämie 
von tausend Dollar zugesagt haben? Falls das stimmt, wo bleibt unsere Prämie? (Die 
Frage kommt von einer Unteroffizierin aus Fort Hood, deren Namen ich nicht nennen 
werde.) >Aber würde dich das nicht zur Söldnerin machen” »Wir haben überhaupt 
nichts dagegen, Söldner zu sein!« (Alle Umstehenden nicken zustimmend.) «'” 


Die jungen Freiwilligen in den Bodentruppen, die zuerst zum Drill in der saudischen 

Wüste ind dann zu Säuberungsaktionen im Schlepptau der Luftwaffe gezwungen waren, 
waren vom Rambotum etwa so weit entfernt wie von einer Universitätsausbildung. Sie 
halfen als kleine Rädchen bei der Vernichtung von anderen Jugendlichen durch die 
Luftwaffe, und einige von ihnen finanzierten sich damit anschließend das Studium. 

Für die »anderen« aus ihrer Generation, von Marokko bis zum Iran und darüber hin- 
aus ist Jungsein ein Drama, manchmal ein Unglück. In 17 ‘der 19 Länder zwischen 
Marokko und Iran ist-über die Hälfte der Bevölkerung unter 25 Jahre alt. In all diesen 
Ländern tragen die riesigen Militärausgaben Früchte, denn — so drückt es ein Mitarbei- 
ter der Zeitschrift Foreign Affairs aus — »sie haben Jugendliche ven ae Straße seo 

die ansonsten arbeitslos und zu einer Belastung geworden wären.«'‘ 


Während die Streitkräfte der Allianz sich auf den Angriff vorbereiteten, schickte ein 
brutales Regime die Überlebenden der jungen Generation des Irak in den Tod — ausge- 
nommen davon war ein Teil der Republikanischen Garde, die aufgespart wurde, weil sie 
danach zur Wiederherstellung der inneren Ordnung gebraucht wurde. Mit fünf Löfteln 
Reis, einer Scheibe Brot und ein bißchen Wasser am Tag mußten die irakischen Wehr- 
pflichtigen die Diktatur gegen die »westliche Dekadenz« verteidigen. Um zu zeigen, aus 
welchem Holz er geschnitzt ist, fiel Saddam beim Treffen am 25. Juli ins verbindende 
und populistische »wir«, als er der amerikanischen Botschafterin April Glaspie, die 


"8 James A. Atkins, »The New Arabia«, ZA, vol. 70, Nr. 3 (Sommer 1991), S. 45. 
19 Christopher Hitchens, »Minority Report«, 7he Nation, 24. Dezember 1990, $. 794. 
!@ Barry Rubin, »Reshaping the Middle East«, FA, vol. 69, Nr. 3 (Sommer 1990), $. 139. 
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offen ihre Sympathie für Saddams Haltung zu Kuwait äußerte, von den Irakern erzählte: 
»Also, uns würde es nichts ausmachen, wenn ihr {Amerikaner} hundert Raketen für 
jede Rakete abschießt, die wir abschießen, denn ohne Ehre hätte das ahnt keinen 
Wert. ... Eure Gesellschaft hält 10.000 Tote in einer Schlacht nicht aus.«'‘ 

Das Baath-Regime setzte auch das Leben,der MigrantInnen in Kuwait aufs Spiel. Es gibt 
zwar keine verläßlichen Zahlen, aber dort sind wohl 30 000 Menschen getötet worden, _ 
in der Mehrzahl wahrscheinlich MigrantInnen. In einer Umgebung, wo eine kriecheri- 
sche Haltung gegenüber den autoritären Staaten verbreitet ist, brauchte es Abu Iyad, die 
‚ Nummer zwei in der Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO), der selbst zu 
Saddam. Hussein sagte: »Du hilfst der palästinensischen Bewegung nicht, wie du’ gerne 
behauptest; du vernichtest sie. Du vernichtest Tausende von Palästinensern in Ku- 
wait.«'° Abu Iyad konnte gerade noch überstürzt aus Kuwait verschwinden, dann wur- 
de er in Tunesien ermordet, zwei Tage vor Beginn der Luftangriffe der Allianz und 
wenige Wochen, bevor die PalästinenserInnen zu Sündenböcken für den Frust der 
kuwaitischen Elite wurden. 


Zu Beginn des, Waffenstillstands feuerte ein irakischer Soldat, der auf der Flucht aus 
Kuwait war, auf das Bild von Saddam Hussein und gab damit in Basra den Startschuß 
für einen Aufstand, der sich wie ein Flächenbrand ausbreitete und fast das Regime in 
Bagdad stürzte. Anders als in der Werbung der US-Armee gab es auf dem Rückzug der 
irakischen Soldaten keinen barmherzigen Vater, sondern nur Saddam Husseins Republi- 
kanische Garde, die nicht bereit war zu vergeben. 


»Juüst-in-Time«-Operationen 


Die Neue Weltordnung von Präsident Bush erfordert sowohl Politische als auch militäri- 
. sche Operationen »just in time«. Mit der Formierung des Bündnisses gegen den Irak 
haben die starren Allianzen des Kalten Krieges ihre Bedeutung verloren. Militärische 
Stärke,und wirtschaftlicher Reichtum decken sich genauso wenig wie wirtschaftli- 
che und militärische Allianzen: Deutschland und Japan haben gemeckert, bevor sie 


/ 4 + 
61 Murray Waas, »Who Lost Kuwait?«, 7he Village Voice, 22. Januar 1991, aa.0,, Dh der Kopie, die die irakische 
Regierung im September 1990 der Fernsehgesellschaft ABC News gab. 


162 Pierre Salinger / Eric Laurent, Secret Dossier, a.a.0., S. 205-206. Zur Haltung von Abu Iyad (Salah Khalaf) zur 
Lösung des israelisch-palästinensischen Konflikts siehe seinen Artikel »Lowering the’Sword« und das Interview mit 
ihm, »Questions and Answers with Abu Iyad«, FP, Nr. 78 (Frühjahr 1990), S. 91-101; 102-112. 
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zwischen einem Drittel und der Hälfte der Gesamtkriegskosten von 61 Mrd. Dollar aus- 
spuckten. Das Weifge Haus, das State Department und das Pentagon mußten am Telefon 
ein Ad-hoc-Bündnis aus Bomberstaffeln und Scheckbüchern zusammenstellen und sich 
von heute auf morgen mit Korruption und Einschüchterung Verbündete schaffen.!® 
Sobald das Bündnis zusammengeschustert war, begann ein neues Experiment, dessen 
Folgen noch lange zu spüren sein werden. Schon vorher hatten die US-Streitkräfte ihre 
Gerätschaften in den militärischen Einrichtungen anderer Länder untergebracht, Routine- 
manöver organisiert und militärische Übungen durchgeführt. Dieses Konzept soll zukünf- 
tig in die sogenannten »gemeinsam angelegten operativen Basen« übergehen. Solche 
Basen sollen nur von wenig ständigem US-Personal zusammen mit einem Marine-Expe- 
ditionskorps betreut werden und auf eine beträchtliche Anzahl Truppen und Schiffe 
zählen können, die im Fall von inneren oder äußeren Krisen schnell das. betreffende 
Gebiet erreichen können. Ähnliche, ursprünglich in der Industrie für Warenbewegungen 
entwickelte »Just-in-time-Strategien« verlangen nach neuen Kommunikationsmodellen. 

Das Versprechen neuer Kommunikationsweisen in der Zukunft wurde in einer perversen 
Form während des Kriegs vorweggenommen mit dem Ziel, die Zerstörung von Men- 
schenleben und Subsistenzmitteln zu vervielfachen. Das Kommunikatiönsnetz stand seit 
dem Beginn der Operationen im Mittelpunkt der militärischen Anstrengungen und 
bereitete die Ausbildungsmanöver in Saudi-Arabien vor. Vor August 1990 »hatten wir 
nur ein Sat-Com (Kommunikationssatelliten)-Terminal und eine Telefonvermittlungszen- 
trale in Saudi-Arabien. Wir haben über 100 SHF (Super High Frequency)-Satellitentermi- 
“nals und über 60 taktische Schaltzentralen eingerichtet. Während der ersten 90 Tage 
des Truppenaufmarschs haben wir in Saudi-Arabien mehr Kommunikationsverbindungen 
eingerichtet, als wir in ganz Europa in den letzten 40 Jahren hatten.«! 


'& Nach den in der Access Guide to the Persian Gulf Grisis, a.a.0., S. 15, veröffentlichten Daten hatten dreißig 
Länder, einschließlich der zwölf Nato-Mitglieder bis Mitte Januar 1991 786.000 Soldaten gegen den Irak aufge- 
fahren. Von den zwölf Nato-Ländern ließen nur die USA und Großbritannien Bodentruppen aufmarschieren 
(478.000 bzw. 35.000); die Schätzung von James F. Dunnigan und Austin Bay liegt übrigens bei 580.000 US- 

“Soldaten gegen Mitte Januar 1991 (in: Shield to Storm, Morrow 1991, $. 248). Außer Frankreich gehören alle 
Länder, die mehr als 1000 Soldaten geschickt haben, zur Arabischen Liga. Einmal sind es die Golfmonarchien, die 
den Golfkooperationsrat (GCC) bilden. Die beiden anderen arabischen Blöcke waren gespalten über der Frage, ob 
sie sich an dem Bündnis beteiligen sollten oder nicht. Vom Arabischen Kooperationsrat - zu dem Ägypten, Irak, 
Jordanien und Jemen gehören — hat sich nur Ägypten am Bündnis beteiligt. Vom Maghrebinischen Kooperations- 
rat (MCC) - der den nordafrikanischen Block darstellt — ist nur Marokko ausgeschert und hat sich zusammen 
mit Ägypten auf die Seite der USA gestellt; ebenso Syrien, das allerdings aus diesen Organisationen ausgeschlossen 
worden war. ‚ ; 


!# Bruce Nordall und Philip J. Klass, »Key Desert Storm Technologies Vital to Future Competitiveness«, Aviation 
Week, 3. Juni 1991, S. 64. 
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Die Satellitenkommunikation wurde zum entscheidenden Faktor für die an der Expedi- 
tion beteiligten Streitkräfte; denn angeschlossen an die Basen in der Heimat konnten sie 
die begrenzten Sichtverhältnisse in Wüstengebieten überwinden, wo die lokalen Ein- 
richtungen nicht ausreichten. Es wurde vermutet, daß die US-Streitkräfte in Saudi-Ara- 
bien ein neues Kommunikationssystem: über Satelliten in niedriger Umlaufbahn benutz- 
ten, das mit Relaistechnik leicht den hintersten Winkel der Erde erreichen kann und 
zudem billig ist.'” Diese Neuerung spiegelt eine wichtige Veränderung gegenüber den 
50er und 60er Jahren wider, als der militärische Sektor die Speerspitze der wissen- 
schaftlichen Errungenschaften auf dem Feld der Kommunikation und der Rechner war. 
Die Entwicklungen im kommerziellen Bereich haben inzwischen die im militärischen 
Bereich in puncto Kosten, Programme und Leistungen überholt. 


In der modernen Militärstrategie hat es kaum je so eine enge Symbiose zwischen 
militärischem und zivilem Personal und ganz allgemein zwischen Staat und Privat- 
- wirtschaft gegeben, wie in der Vorbereitung und dem Angriff gegen die irakische 
Armee. Von den hohen Funktionsträgern der Ölgesellschaften, die sich die Bundesregie- 
rung »auslieh«, um die sogenannte Nationale Verteidigungs-Exekutivreserve (NDER) 
zu reaktivieren, bis hin zu den Repräsentanten der Rüstungsfirmen, die sich am Kriegs- 
schauplatz aufhielten, hat sich die Mobilisierung in einem Maß auf Nicht-Militärs er- 
streckt, das es seit dem Korea-Krieg nicht mehr gegeben hat. Um die modernsten Flug- 
zeuge der US-Luftwaffe, die 48 F-15E-Jäger, funktionsfähig zu halten, waren 120 Piloten 
und Schützen und 460 Militärtechniker nötig, aber auch 360 Firmenvertreter, die in 
Saudi-Arabien im Hintergrund tätig waren.!“ Die Zusammenarbeit über weite Entfer- 
nungen hinweg zwischen den Industrien, die die Streitkräfte ausrüsteten, war an der 
Tagesordnung: »Für Tausende von Reparatur-Spezialisten, Ingenieuren und Technikern 
in den USA und anderswo [...] waren die Konferenzschaltungen ein genauso wichtiger 
Teil der Arbeit wie ihre Geräte. [...] Mehr als jeder andere Konflikt in der Geschichte 
war der Golfkrieg ein Krieg der Wartung, der Ersatzteile und der Unterstützung durch 
die Firmen. In seinem vorläufigen Bericht an den Kongreß schätzt das Verteidigungs- 
‚ministerium, daß sich die Kosten für diese Bereiche auf insgesamt 18 Mrd. Dollar 
nen, — das: ist der größte Posten unter den 61 Mrd. Gesamtkosten des Krie- 
ges.«” 


165 ebenda, S.64-65. ' 
!% Glen Zorpette: »From Factory Floor to Desert War«, JEEE Spectrum, September 1991, S. 40. 
19. ebenda. 
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Der Materialtransport war ein noch deutlicheres Beispiel dafür, wie sich die Grenzen 
zwischen dem zivilen und dem militärischen Sektor auflösen. Das US-Transportkom- 
mando (Transcom) leitete die Operationen für die Lieferung von 2,5 Mio.t militäri- 
schem Gerät, 5,7 Mio. t Treibstoff, 725 000 t Vorräten, Kleidung u.ä., einschließlich Sär- 
:gen.!® 

Die Luftwaffe hat im Eilverfahren nach dem Modell der kommerziellen Dienstleistung 
von Federal Express die Ersatzteile geliefert. Das machte etwa die Hälfte der 450 000t 
Luftfracht aus.'® Sie hat »Just-in-time«-Techniken aus der Industrie imitiert, die auf 
die Geschwindigkeit des Weitertransports der Endprodukte und der Einzelteile, auf die 
Verringerung der Lagerbestände, auf die Belieferung der Bänder für Produktion, Kon- 
sum und Zerstörung nach festgelegten Prioritäten, Programmen und Mengen zielen. 
Zwei Drittel der 485 000 Bodentruppen (darunter 188 000 Reservisten) wurden mit 
kommerziellen Flugzeugen nach Saudi-Arabien transportiert. Erstmals gab es eine nach 
dem Modell der militärischen Reserve aufgebaute zivile Reserve-Luftflotte: Die Fluggesell- 
schaften wurden dafür bezahlt, daß sie Soldaten transportierten. Aber sobald das Mate- 
rial Häfen und Flughäfen verlassen hatte, war die Logistik des meisten transportierten 
Materials in Unordnung, und die Warenumschlags-Terminals in Saudi-Arabien glichen 
einem Zoo, wie sich ein technischer Vertreter einer Firma ausdrückte, die für das 
Pentagon arbeitete. Man setzte sogar Esel ein, wenn keine anderen Transportmittel zur 
Verfügung standen. »In Dhahran war überall eine Menge Zeug, und auch wenn es 
schnell weitertransportiert wurde, wurde doch einiges geklaut. Wir haben haufenweise 
Gerät verloren.«'”° Wie die Soldaten, die aufs Schlachtfeld geschickt wurden, waren 
die Waren mit Begleitzeiteln versehen; aber sobald sie auf die Anhänger verladen waren, 
die auf die Schiffe sollten, gelang es den Logistikexperten nicht mehr, den Verbleib der 
gestauten Waren in Echtzeit zu verfolgen. Der nächste Schritt könnte eine maschinenles- 
bare Karte auf jedem Behälter sein, die die darin enthaltene Ware genau beschreibt. So 
wie ja auch die ineffizienten Farbtafeln auf den Fahrzeugen, die den Beschufß durch 
Verbündete vermeiden sollen, durch elektronische Signale ersetzt werden. Während die 
US-Piloten in der Lage waren, mit Hilfe des elektronischen Freund-Feind-Identifikations- 


18 ebenda, S.42. Zu den Feldlazaretten und zum zentralen Leichenschauhaus des amerikanischen Heers in Saudi- 
Arabien siehe Simon Tidall: »Hospitals Appear on Desert Sands«, GRDN, 8. September 1990, $.4. Jonathan 
Franklin hat einen Artikel über das Leichenschauhaus der amerikanischen Luftwaffe in Delaware geschrieben, 
nachdem er am Ende des Golfkriegs darin gearbeitet hatte: »Inside the Desert Storm Mortuary«, San Francisco 
Bay Guardian, 6. März 1991. 

!9 Glen Zorpette: »From Factory Floor to Desert War«, JEBE Spectrum, September 1991, a.a.0., S. 42. 


!% ebenda, Zitat eines technischen Abgesandten einer Rüstungsfirma. 
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systems verbündete von feindlichen Flugzeugen zu unterscheiden, trugen die Boden- 
truppen nach zahlreichen Frienaly-fire-Unfällen ein spezielles Band am Arm, das In- 
frarot-Signale aussandte, damit die Apache-Hubschrauber sie nicht angriffen. An den 
Infanteristen angebrachte verschlüsselte Laserimpulse gehören zu den künftigen Entwick- 
lungen der 90er Jahre, die die Fernsteuerung von Zeitpunkten und Bewegungen auf 
dem Schlachtfeld durch eine zentrale Autorität noch weiter intensivieren; damit 
verringern sich die menschlichen Entscheidungsspielräume an der Front. Eine ent- 
sprechende Zentralisierung gibt es bereits mit den Feuerleitrechnern, mit denen die 
Piloten und Schützen in den Hubschraubern über ihre »Zook-and-Fire<-Helme aus der 
Distanz gelenkt werden. 


Schon seit einiger Zeit hatte das Pentagon auf der Welle der Ölkrise von 1973 die 
militärische Logistik für einen Krieg im Mittleren Osten vorbereitet. In logistischer 
Hinsicht fällt die wachsende Tendenz zur Stationierung von Truppen in den Golfstaaten 
ins Auge. Die Schwierigkeiten waren allerdings beträchtlich, denn die Handelsflotte, auf 
die das Pentagon letztenendes rechnen mußte, war größtenteils veraltet, im Gegensatz 
zur Kriegsmarine, die sich seit dem Ölschock 1973 auf einen Einsatz vorbereitet hat- 

e.”'. Das Pentagon war auf der Hut, seit Henry Kissinger als erster das Wort »Würge- 
nn eingeführt hatte, womit er die angebliche Drohung einer Erdölblockade gegen die 
Industrieländer meinte. Präsident Ford wiederholte die Forderung und fügte mit Blick 
auf die sorgengeplagten Ölkonzerne lediglich hinzu, daß man keine Gewalt einsetzen 
würde, »um eine Veränderung der Preise zu erreichen«.' 


Schon 1962, also lange vor dieser Angst vor dem Würgegriff, hatte Robert McNamaras 
Rapid Deployment-Strategie ein in der Heimat stationiertes Strike Command für den 
Mittleren Osten, für Afrika südlich der Sahara und für Südasien geschaffen. Zu Kennedys 
und Johnsons Zeiten hatten diese Maßnahmen die Luftbrücken-Kapazität der USA um 75 ' 
Prozent gesteigert; außerdem hatten sie ein Programm auf den Weg gebracht zur Ent- 
wicklung einer Flotte für schnelle logistische Aufmärsche; eine Art schwimmendes 
Waffenarsenal gegen »Bedrohungen« in jenen Regionen. 1966 hatte Washington ins- 


"" Laut Andy Pasztor / James M. Perry, »Allies Look for Flaws in a Near-Perfect War«, WSJE, 6. März 1991, S. 2, 
haben die schwachen Leistungen der gemieteten Handelsschiffe »den US-Militärkommandanten enormes Kopfzer- 
brechen bereitet«. / 


'? Erklärung von Henry Kissinger in einem Interview in der Business Week vom 23. Dezember 1974. Der Text des 
Kissinger-Interviews und die Erklärung von Präsident Ford finden sich in: U.S., House Committee on International 
Relations: Oil Fields as Military Objectives: A Feasibility Study, 1975, S.77-82. 
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geheim än London Miete für die Insel Diego Garcia gezahlt; aber Anfang der 70er Jahre 
hatten sich die Bedrohungen nicht konkretisiert, und obendrein verschlang der Vietnam- 
Krieg zu viele Ressourcen. Das Strike Command wurde 1971 aufgelöst und mit ihm 
wurde die Idee eines schwimmenden Waffenarsenals aufgegeben. Nach dem Ölschock 
von 1973 erwarben die USA durch ein Ergänzungsabkommen das Recht, auf Diego Gar- 
cia eine Marinebasis zu errichten, aber in den 70er Jahren kamen die Bauarbeiten nur 
schleppend voran. r 


Die Strategie eines Strike Command und überseeischer Basen mit großen Mengen an 
militärischem Gerät und an Waren wurde im März 1980 wiederbelebt, als im Iran der 
Schah gestürzt wurde und Saudi-Arabien als einzige der beiden »Zwillingssäulen« zu- 
‚ rückblieb: Die Rapid Deployment Joint Task Force, wie sie genannt wurde, konnte auf . 
der ganzen Welt aufmarschieren, aber faktisch sollte sie sich »ausschließlich auf die _ 
Erfordernisse in Südwestasien konzentrieren«.'”? Die militärischen Baumaßnahmen auf 
Diego Garcia wurden beschleunigt, und sehr bald stellte das Pentagon fest, daß sie für 
diesen Zweck nicht ausreichten. Um, den »freien Markt« für Erdöl zu sichern, erwarben 
die USA zwischen 1980 und 1981 weitere militärische Stützpunkte in Kenia, Somalia, 
Oman, Israel, Ägypten und Marokko, mit zusätzlichen Nachschubstützpunkten auf den 
Azoren und in Spanien. So ging nach den ersten zögerlichen Versuchen der lange 
Marsch der Annäherung an Saudi-Arabien schließlich zügig voran. 1983 schuf die 
Reagan-Regierung ein eigenständiges militärisches Kommando (Gentral Command - 
Centcom) ‚das militärisch für ein über 38 Mio. qkm großes Gebiet von Kenia bis Paki- 
stan zuständig ist und denselben Rang wie das europäische und das pazifische Kom- 
mando innehat. Das Programm des »direkten Zugriffs aufs Öl«, das erstmals nach dem 
- Ölschock von 1973 erwogen worden war, wurde langsam konkret.-Laut »Verteidigungs- 
direktive«’der US-Stabschefs zu Beginn der 80er. Jahre müssen die US-Streitkräfte »be- 
reit sein, wenn nötig gewaltsam einzudringen, ohne auf die Einladung einer befreun- 
deten Regierung zu warten«. Wenn die irakische Armee also im August 1990 wirklich 
Saudi-Arabien bedroht hätte, hätte Verteidigungsminister Cheney nicht 36 Stunden in 
Dschidda verloren, um den saudischen König Fahd zu überzeugen, sondern er hätte den 
US-Truppen sofort befohlen, in Saudi-Arabien »gewaltsam einzudringen«.' 


!3 Amitav Acharya, U.S. Military Strategy in the Gulf, London und New York: ‚Routledge 1989, $.65, der aus Joint, - 
Chiefs of Staff, United States Military Posture for FY 1982, 5.55 zitiert. 


"# Die U.S. Joint Chiefs Defense Guidance wurde in der NY7 vom 30. Mai 1982 'zitiert. Siehe auch Fußnote 53. 
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j 
‚Es stellte sich heraus, daß der Transport auf dem Seeweg im Vergleich zu dem über 
Land und zur Luft veraltet war. Wie bei der materiellen Industrieproduktion ließen die 
USA nach dem Vietnamkrieg die Transportkapazitäten ihrer Handelsmarine verfallen und 
stützten sich immer mehr auf die Luftwaffe, auf die Überlassung von Nato-Schiffen zum 
Transport von Truppen nach Europa und im Notfall auf den Gebrauch von Billigflaggen. 
Der Niedergang der US-Handelsmarine hat schon lange vor den Kürzungen der militäri- 
schen Seetransportkapazitäten begonnen. »1950 hatten die USA die größte Handels- 
marine der Welt und wickelten 42 Prozent ihres Außenhandels über sie ab. Anfang der 
80er Jahre war sie die sechstgrößte nach Tonnage und verschiffte weniger als vier 
Prözent des Außenhandels. Darüberhinaus hat der allgemeine Übergang von Stückgut- 
Frachtern zu Containerschiffen die Fähigkeit der US-Handelsmarine untergraben, militäri- 
sche Güter zu transportieren, weil diese zum großen Teil nicht in Container gepackt 
werden können.«'° Die US-Reserveeinsatzflotte hat etwa 53 Prozent der Ladung für 


den Feldzug an den Bestimmungsort befördert, die restlichen 47 Prozent haben aus- 


ländische Schiffe übernommen. Die Nato-Alliierten mußten eine Luft- und Seebrücke 
stellen, damit die in Europa stationierten US-Truppen und -Materialien auch am Golf 
ankamen. »Ohne großes Aufsehen haben die europäischen Nationen eine unschätzbare 
Hilfe im Eisenbahn-, Luft- und Seetransport erbracht.<'”° Seit Ende 1990 haben sich 
die Frachtraten im Vergleich zum Vorjahr um mehr als das Doppelte erhöht aufgrund 
der amerikanischen Nachfrage nach einer breiten Palette von Schiffen, von Supertankern 
bis zu wackligen Kähnen. Die Transportkosten für einen 40-Fuß-Container von einem 
nordeuropäischen Hafen bis zum Golf haben sich von 2300 auf 4850 Dollar mehr als 
verdoppelt. Allein die griechische Handelsmarine schickte an die 100 Schiffe in die 
Nähe des Kriegsgebiets. Hier wurde die Gefahr zum Trumpf der griechischen Seeleute 
beim Tarifverhandlungspoker, um »den nervösen Besatzungen Mut zu machen«.'7’ Die 
asiatischen Seeleute auf den griechischen Schiffen waren im allgemeinen vom Tarifver- 
trag ausgenommen. Etliche Tage nach dem Beginn der Luftangriffe »beeilte sich« das 
griechische Handelsschiffahrts-Ministerium, »mit den mächtigen Gewerkschaften der See- 
leute einen Tarifvertrag abzuschließen, der Lohnerhöhungen von über 100 Prozent ... 


'? Amitav Acharya, U.$. Military Strategy in the Gulf, a..0., S.81. Seine Quelle ist U.S., Senate: Committee on 
Armed Services, Department of Defense Authorization Jor Appropriations for Fiscal Year 1982, 4: 1808. 


"s William J. Taylor und James Blackwell, »The Ground War in the Gulf«, Survival, Vol. XXXII, Nr.3 (Mai/juni ; 


1991), S. 233. 

"7 John Carr, »Greek Shippers Expect A Boom in Gulf Business«, WSJZ, 25. Februar 1991, S. 3; NYT, 24. Dezember 
‘1991, I, S. 1; Daniel Malachaba, »Oil Tanker Charter Fees Soar to Highest Levels Since 1973«, MOB, 25. Februar 
1991, 5.3. ° 
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westlich.der Breite {sic/} von Abu Dhabi, einschließlich der israelischen und syrischen 
Häfen vorsah. Dieses Zugeständnis von Gefahrenzulagen durch die Regierung kam 
offensichtlich just in time, um wilde Streiks zu verhindern. ... Ein Frachter unter grie- 
chischer Flagge stach von Rotterdam mit einer Ladung mechanischer Bauteile in Rich- 
tung eines unbekannten Golf-Hafens in See. Als der Krieg ausbrach, verließ die gesamte 
Besatzung in Griechenland das Schiff und mußte ersetzt werden.«'® 

Einige Wochen vor der Flucht dieser vorsichtigen Besatzung aus gefährlichen Gewässern 
hatte Bush einen Zeh in die Friedensverhandlungen gehalten, nur um mal die Wasser- 
temperatur zu prüfen. Da das Finanz- und Industriekapital in den USA und in West- 
europa schon fest mit dem Wiederaufbau Kuwaits und den Profiten rechnete, die 
dabei abfallen würden, jagte jeder Versuch, über einen Abzug des Irak aus Kuwait 
zu verhandeln, Wall Street einen Schrecken ein.” Die Schlußphase der Verhand- 
lungen vor den Luftangriffen auf den Irak zielte darauf ab, die Kritik zu dämpfen, die in 
der Heimat gegen die Regierung Bush laut geworden war. Letztere hatte verlauten las- 
sen, daß ein Streit über das Datum des Außenministertreffens die Inszenierung der bis 
zum Äußersten gehenden Versuche, den Krieg zu vermeiden, überschatte. »Präsident 
Bush hatte sich faktisch in eine Position gebracht, von der er kaum abgehen konnte 
und in der es praktisch unmöglich war zu verhandeln.« '* 


»Ich aber sage Euch« 


\ 


Es kann nicht überraschen, daß zu Beginn des Luftangriffs US-Offiziere den verbündeten 
Truppen sagten, sie sollten sich »keine Sorgen machen, falls sie meinten, sie sähen 


"8 John Carr: »Greek Shippers Expect a Boom in Gulf Business«, WS/Z, 25. Februar 1991, $.3, a.a.0. Der Text des 
Tarifvertrags zwischen Reedern und griechischen Seeleuten wurde von der gewerkschaftlichen Monatszeitung 
Nautergaticos Agonas am 1. Februar 1991 auf $.1 veröffentlicht. 1987 hatten drei Gewerkschaften in der Zeit- 
schrift Enosis (Juni 1987, $. 14) ihre Unzufriedenheit mit dem damals abgeschlossenen Vertrag veröffentlicht, der 
weder Entschädigungen für den Fall, daß der Arbeiter das Schiff wegen offensichtlicher Gefahren verließ, noch eine 
Einigung über gefährliche Gebiete vorsah. Über die Beteiligung Griechenlands am Krieg siehe »Kai apd ton adra 
e elleniche uposterixi«, Nez, 22. Januar 1992. 

'2 Allanna Sullivan, »U.S. Oil Concerns Confident of Riding Out’Short Gulf War«, WSJE, 7. Januar 1991, 8.9, 17. Sie 
zitiert den Chef einer Ölgesellschaft beim nationalen Treffen des Petroleum Council: »Im Gegensatz zur Invasion 
Kuwaits im Sommers, wissen wir, daß diesmal der Zusammenstoß unmittelbar bevorsteht.« Brandon Mitchener: 
»Dollar’s Health Could Improve if Gulf Flares«, WSJZ, 24. September 1990, S.11 (siehe auch Fußnote 32 oben); 
John R. Dorfman: »Wall Street Is Telling Investors to Prepare for War in the Mideast«, WSJZ, 29. November 1990, 
S.11. 


'% Jean Paul Mari: »T&moignage sur une guerre propre«, Ze Nouvel Observateur, 14.-30. März 1991, $. 44. 
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Explosionen von Atombomben«.'”' Es waren dann aber »nur« Brandbomben, die in 
zwei Phasen funktionieren: Erst verteilen sie ein brennbares Gemisch über ein weites 
Gebiet, und dann entzünden sie es, wodurch sie auch die Menschen ersticken, die sich 
in die Bunker geflüchtet haben, und Minen auf.vielen Quadratkilometern zur an 
bringen. 
Anders als die Atombomben von Hiroshima und Nagasaki hinterlassen sie keine 
Zeugen. Die Brandbomben, die Splittersprengbomben und ‚die Durchdringungsbomben 
sind speziell Waffen für"große Oberflächen; ihre Wirkung läßt sich mit der von takti- 
schen Atomwaffen vergleichen. Die sogenannten »intelligenten« Bomben sollten sehr 
zielgenau treffen, aber das ist ihnen oftmals nicht gelungen. Die nicht-atomaren takti- 
schen Sprengwaffen sollten hingegen beweisen — und haben bewiesen: -, daß 'sie für 
ausgedehnte Flächen ein gelungener Ersatz für Atomwaffen sind: genauso wirksam, 
sparen sie dem »Steuerzahler« Arbeit und Geld und eignen sich vorerst dazu, pazifisti- 
sche Proteste einzudämmen, die exponentiell zunehmen würden, wenn »nicht-konventio- 
nelle« Bomben benutzt würden. Es wird einige Zeit dauern, bis verläßliche Zahlen über 
‘ die irakischen und kuwaitischen Toten und Verletzten in den 43 Tagen der Luft- und 
Bodenangriffe vorliegen; schneller berechnen läßt sich, wie viele Menschen, zum größ- 


ten Teil irakische Zivilisten, durch den Krieg gestorben sind, sterben und noch sterben 
werden. x 


3 ia R 
- Die halboffizielle Zeitschrift des State Department, Foreign Affairs, schätzt, daß in den 
43 Tagen bewaffneter Auseinandersetzungen auf jeden Toten der Allianz 1000 irakische 
Tote kommen. Da sich die Verluste der USA offiziell auf 148 Tote belaufen, von denen 
38 von Friendly fire getötet wurden, ließe sich die Zahl der unmittelbar Getöteten auf 
110.000 schätzen, was fast genau den 109868 Flugeinsätzen der Allianz entspräche. 
‚Halboffizielle Pentagon-Quellen schätzen die Zahl der sofort getöteten Iraker auf weniger 
— zwischen 25.000 und 50.000 -, und geben die Zahl der übrigen Opfer mit 50 000 
bis 150.000 an." Die irakische Luftwaffe hat ihrerseits in den ersten zwölf Tagen des 


} 


Krieges durchschnittlich weniger als 500 Flüge am Tag durchgeführt. Danach konnten ? 


sich die alliierten Streitkräfte frei im irakischen Luftraum bewegen. Allein im ersten 
Monat führte die Allianz 1500 Flüge gegen irakische Scud-Stellungen durch. Am Ende 


\ 
‘ 


"I Jean Paul Mari, »Temoignage sur une guerre propre«, Ze Nouvel Observateur, 14.-30. März 1991, S. 44. 
'® Das Verhältnis 1:1000 findet sich bei William J. Perry, ZA, Herbst 1991, S. 67, William J. Taylor, Jr. und James 


Blackwell, »The Ground War in the gulf«, Survival, vol. XXI, n. 3 (Mai-Juni 1991), S. 230-240, geben eine ' 


“ ‚Schätzung der irakischen Opfer und.unmittelbaren Verluste: zwischen 25.000 und 50.000, bzw. AEEEN 50.000 
und 150 000. 
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des Krieges hatten die irakischen Scuds 29 US-Soldaten, 13 israelische und einen saudi- 
schen Bürger getötet; sie hatten außerdem als neue Propagandainstrumente gegen 
Iraker, Palästinenser und Araber‘im allgemeinen gedient, während die gleichzeitige 
Lieferung von Patriot-Raketen-Batterien nach Jerusalem in den Augen vieler Araber das 
geheime militärische und politische send zwischen den USA und Israel bestä- 
tigte. 183 
In puncto Feuerintensität übertraf der Angriff der Allianz jeden Konflikt nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Man schätzt, daß die US-Luftwaffe 85 000 Tonnen »konventionelle« 
Bomben über Irak und Kuwait abgeworfen hat.'* Ihre Zerstörungskraft entsprach 
dem Fünffachen der Atombombe von Hiroshima. Darin sind 6500 Tonnen Präzisions® 
munition enthalten, ca. 7 Prozent der Gesamtmenge. Zusätzlich. muß man dann die ent- 
sprechenden Mengen an Raketen, Lenkwaffen und Artilleriegeschossen rechnen. Die 3 
Prozent Präzisionsmunition oder »intelligente Bomben«, die von Stealth-Bombern abge- 
worfen wurden, waren für 40 Prozent der Treffer verantwortlich. Nachdem das US-Mili- 
tär in den 80er Jahren etwa drei Billionen Dollar ausgegeben hatte, war dies seine Töd- 
lichkeits- und Genauigkeitsprüfung.'® Die Tödlichkeitsprüfung hat es bestanden, die 
. Genauigkeitsprüfung noch nicht. 


In der ersten Bombennacht (17. Januar 1991) absolvierte die Allianz fast 600 »Besu- 
che«, womit sie 112 Ziele, »die Nerven, Augen und Ohren« des irakischen Militärsy- 
stems, für die nächsten sechs Wochen neutralisierte. Es waren 32 Stealth-Bomber nötig, 
um ein Drittel der 112 Ziele zu treffen. Diese »Tarnkappenbomber« stellten sich aber 
‚als nicht besonders gut getarnt heraus und die anderen Flugzeuge als nicht besonders 
genau. Die,Stealth waren auf dem chinesischen, französischen und britischen Radar zu 
sehen. Ihnen ist es zwar als einzigen gelungen, durch die Luftabwehr von Bagdad zu 
‘stoßen, aber nur mit Hilfe von Störflugzeugen, was die »Tarnkappe« ziemlich sichtbar 


werden läßt.'% Trotzdem konzentrierte sich die öffentliche Meinung auf die Stealth- 


Bomber, weil sie groß und teuer sind und an ihnen große Wählerpotentiale und viele 


Arbeitsplätze hängen. Die Tatsache, daß die irakische Luftabwehr oft erst reagierte, 


nachdem ein Sitealth-Bomber sich durch die Explosion seiner Bomben bemerkbar 


'# Die Zahlen sind aus R.A. Mason, »The Air War in the Gulf«, Survival, vol. XXXIIL, n. 3 (Mai-Juni 1991), $. 211- 
229. v 


'# Michael T. Klare, »High Tech Weapons of the Gulf War«, The Nation, 3. Juni 1991, S. 736, 738; 740-742. 
"5 John A. Adams, »Warfare in the Information Age«, IEEE Spectrum, September 1991, S. 26-33. 
!% ebenda, Pierre M. Sprey, »Hi-Tech Was Window. Dressing«, IEEE Spectrum, a.a.0., $. 53-54. 
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gemacht hatte, lag mehr an den Störaktionen als an der funktionierenden »Tarnkappe«. 
Die lasergesteuerten Bomben waren weniger »chirurgisch« und sauber, als die dramati- 
schen westlichen Fernsehbilder suggerierten. 15 Tage nach Beginn der Luftangriffe 
waren 24 Flüge (vorwiegend mit lasergesteuerten Bomben) nötig, um zum ersten Mal 
eine Brücke zu treffen, und 72 Flüge, um sie zu zerstören. Eine offizielle Analyse der 
lasergesteuerten Bomben stellte fest, daß sie bei den Luftangriffen auf Libyen weniger 
genau waren als die ungesteuerten Bomben.’ Noch wichtiger ist die Feststellung, daß 
93 Prozent der Bomben konventioneller Bauart aus beträchtlicher Höhe abgeworfen 
wurden — oft von alten B-52-Bombern — und daher ungenau waren. Diese »Bomben- 
teppiche« waren nie spektakulär oder auch nur eine Nachricht wert: Zs war, als seien 
die irakischen Wehrpflichtigen und Zivilisten Insekten im Dreck. Die Allianz fuhr fort 
mit der sinnlosen, zeitlich verschobenen Vernichtung von Leben durch Epidemien, 
indem sie Brücken und Straßen, Kraftwerke, Wasserleitungen und die Kanalisation 
zerstörte. Ziemlich vielen höheren Offizieren der Allianz muß das Ausmaß des Massa- 
kers peinlich gewesen sein; die Militärs hüllten sich genauso wie das Baath-Regime 
darüber in Schweigen, wie viele Menschen massakriert worden waren, nachdem sie 
einen sauberen Krieg versprochen hatten: »Ich werde Ihnen eins sagen, wenn ich dar- 
über sprechen muß: Wir werden nie anfangen, Leichen zu zählen. ... Ich denke, wenn 
wir es ernsthaft versuchten, würden wir es wahrscheinlich schaffen {die irakischen 
Opfer zu schätzen}, aber wir sehen dazu eigentlich keinen Anlaß.«'% 


Während die Flugzeuge der Allianz — laut vielen westlichen Zeitungen — ihre »Missio- 
nen« oder »Besuche« im Irak erledigten, kontrollierte und schüchterte das irakische 
Regime die Bevölkerung härter ein als zuvor. In einem Brief, der (durch die irakische 
Zensur geschlüpft und in Finnland angekommen war, schreibt eine Frau aus Bagdad 
während der Bombardierungen: »Letzte Nacht hatten wir einen »Besuch«. Einige Solda- 
ten sind mit großem Lärm ins Haus gekommen. Sie haben erklärt, sie suchten Tarik, 
unseren ältesten Sohn. Er hätte seine Garnison verlassen. Ich habe nichts von ihm 
gehört. Natürlich wird er nicht im Traum daran denken, nach Hause zu kommen, weil 
unser Haus ganz sicher überwacht wird. Die Soldaten haben mir gesagt, wenn ich ihn 
nicht an die Front zurückbringe, muß ich als Ersatz seinen sechzehnjährigen Bruder 


197 ebenda, $. 54. he 
"8 zitiert in Katharine Boo, »Wham, Bam, Thanks Saddam«, The Washington Monthly, vol. 23, Nr. 4 (April 1991), 
S. 16. R.A. Mason, »The Air War in the Gulf«, Survival, vol. XXIII, Nr. 3 (Mai-Juni 1991), a.a.0., spielt die 


zivilen Opfer herunter, erwähnt nur einige Irrtümer bei den Bombardements und hüllt den Mantel des Schweigen 
über die Zerstörung des Elektrizitätsnetzes, der Wasserversorgung und der Kanalisation. 
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Omar schicken. Ich habe ihnen gesagt, daß Omar nicht zuhause ist und ich auch nicht 
weiß, wo er ist. Die Soldaten erklärten, sie kämen in zwei Tagen wieder.«'® 

Als die Bodenoffensive ausgelöst wurde, hatten die Desertionen der irakischen Truppen 
schon angefangen. Im Widerspruch zu den übertriebenen Zahlen der Allianz, wonach 
zwischen 540 000 und einer Million irakischer Soldaten auf dem Kriegsschauplatz sein 
sollten, zählte die gesamte irakische Armee Anfang Januar 260 000 Soldaten.'” Schon 
im iranisch-irakischen Krieg, und da vor allem in der Schlußphase, hatte eine lange 
Kette von Desertionen, wahrscheinlich in der Größenordnung von zigtausenden, in die 
Türkei und die südirakischen Sümpfe stattgefunden. Diesmal war die Weigerung zu 
kämpfen allerdings noch viel stärker verbreitet und trotzte den Erschießungskomman- 
dos, denen es zukam, die aufmüpfigen Soldaten an der Front zu erschießen. Der größte 
Teil der Infanteristen wäre gern in die Kriegsgefangenschaft der alliierten Streitkräfte 
gegangen, aber nur einem Bruchteil von ihnen — über 50 000 — gelang es, in den vier . 
Tagen des Bodenangriffs auf die andere Seite zu kommen. Zum Zeitpunkt des Waffen- 
stillstands gab es mehr als 70 000 irakische Gefangene. Trotz der massiven Bombardie- 
rungen hat der größte Streik wehrpflichtiger Soldaten seit dem Ersten Weltkrieg gegen 
alle [seine Feinde] überlebt, und’nachdem er einige Tage unter der Asche des Rück- 
zugs glomm, ist er in der Revolte des Südirak Anfang März explodiert, um dann von 
Saddam Husseins Hubschraubern und der so gut wie intakten Republikanischen Garde 
niedergemäht und zusammengebombt zu werden. : 


Anders als im ersten Weltkrieg versuchte keine Zimmerwalder Konferenz, eine Genera- 
tion dem Gemetzel zu entreißen. Es bedurfte der Freiwilligen Soldaten, damit überhaupt 
matter Protest gegen das sinnlose Gemetzel laut wurde: »Ein paar {britische Soldaten} 
kamen vor dem- Waffenstillstand zu mir und sagten, »das Massaker« hätte schon lange 
genug gedauert. Mir scheint, die Wahrheit über die Bodenofiensie ist, daß die iraki- 
schen Truppen sich: einfach geweigert haben zu kämpfen.«' 


Erst am Ende der Bodenoffensive erlaubten die US-Offiziere einer ausgewählten Journali- 
stengruppe, ein Video über das Massaker an Irakern durch Apache-Hubschrauber anzu- 
sehen: »Durch die leistungsfähigen Nachtsichtgeräte der Geschütze wirkten die iraki- 


"9 Dieser Brief ist zuerst in der finnischen Zeitung Suomen Kuwalebti erschienen. Die deutsche Zeitschrift Ärzie/- 
Alomkrieg Nr. 34 (März 1991), S. 64-65 hat ihn übersetzt und unter dem Titel »Ist unser Land verluchtze 
veröffentlicht. 


'% Nach einer Schätzung von John Simpson, Zron Ihe House of War, London, Arrow Books 1991, $. 322-333. 
»! Stephen Sackur, On the Basra Road, London Review of Books, London 1991, S. 21-22. 
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schen Soldaten wie von der Weide verjagte gespenstische Schafe — geschockt und im: 
Schlaf überrascht flohen sie unter dem Höllenfeuer aus den Bunkern. Einer nach dem 
anderen wurden sie von Angreifern, die sie nicht sehen konnten, abgemetzelt: Einige 
wurden von Garben von 30 mm-Geschossen in Stücke gerissen... Die Apache-Hubschrau- 
ber, die mehr als 10 Mio. Dollar das Stück kosten, sind für den Nachtkampf gebaut 
und können Panzer zerstören. Die Piloten werden von einem optischen System mit 
Infrarotstrahlen gelenkt, das die Finsternis in phosphoreszierendes Tageslicht verwan- 
delt, in dem man nur den Ausdruck der Verwirrung in den Gesichtern der Soldaten 
erkennen kann, während sie von Kugeln und Raketen getroffen werden. Für diejenigen, 
die versuchen, in den Bunkern zu bleiben, werden lasergesteuerte Hellfire-Raketen aus 
einer Höhe von 800 Metern abgefeuert, von wo aus sie einen Bogen machen, um dann 
fast eine Gerade ins Ziel zu beschreiben. Sogar die abgehärtetsten Militärs halten den 
“ Atem an, während die irakischen Soldaten — auf den Bildschirmen sind sie so groß wie 
Fußballspieler — laufen, ohne einen Punkt zu finden, wo sie sich verstecken könn- 
ten.«'”” Der Angriff der Allianz war so vernichtend, daß sie sich ‚nicht mit einem Atom- 
krieg »schmutzig machen« mußte; sie hat der irakischen Wehrpflichtigen-Armee einen 
postnuklearen Schlag versetzt, während sie gleichzeitig dem Gros von Saddams Republi- 


kanischer Garde ritterlich erlaubte, nach Norden zu eilen, um sich für die innere Re- , 


pression zu reorganisieren. 


Das finale Gemetzel an der. auf,dem Rückzug befindlichen irakischen Kolonne auf den 
50 Kilometern der Straße, die Kuwait mit Basra verbindet, wird ein Meilenstein bleiben 
in einem Jahrhundert, das in der Massenvernichtung seinesgleichen sucht. Abgesehen 
von einem Atomangriff ist das Massaker bisher der Lösung eines der kapitalen Proble- 
me der modernen Zeiten am nächsten gekommen, das Philaröte Chasles zuerst 1840 
formulierte: Wie vernichtet man 60.000 Menschen in einer Sekunde? Die lange Agonie 
der irakischen Zivilbevölkerung kam allerdings erst später: die Unterdrückung des 
Aufstands der Schiten im Südirak und der Kurden im Norden, der Tod von Hunderttau- 
senden von Menschen durch Seuchen, Unterernährung und fehlende Medikamente nach 
. der Zerstörung der öffentlichen Infrastruktur und der Ernten. 


Ein Jahr nach der Invasion interviewte ein Journalist einen arbeitslosen Feuerwehrmann 
und seine Frau, die verzweifelt durch Bagdad irrten. Eine Tochter war bei den Bom- 
benangriffen getötet worden, ein Sohn war schon seit 1982 Kriegsgefangener der Iraner. 


\ / 
- 92 John Balzar, GRDN und Zos Angeles Times, 25. Februar 1991. " 
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Die beiden irrten ziellos mit dem Auto herum und hatten nur einen kleinen Trost: 
»Wenigstens ist das Benzin billig.«'” 

Die Wirtschaftswissenschaft der Gegenwart hat sich nicht nur darum gedrückt, das 
Erdöl als gesellschaftliche Hieroglyphe zu entziffern, sondern auch darum, seine 
gesellschaftlichen Kosten auszurechnen oder sich auch nur vorzustellen. Die gesell- 
schaftlichen und ökologischen Katastrophen, die Toten und Verletzten, die Vertreibun- 
gen, das ökologische Desaster, der Autoritarismus und die Zensur überlagerten im 
Westen kaum das Raster von machistischen upd rassistischen Bildern gegen die Migran- 
tInnen, besonders gegen die Araber in Europa. Tausende von Polizeieinsätzen wurden 
während der 7 Monate des Konflikts gegen sie durchgeführt, Die Kluft zwischen weißen 
Christen und dem Rest der Menschheit hat sich vertieft. 


Das Leichenzählen geht weiter, denn die Seuchen und das Fehlen von Medizin haben 
die Bevölkerung dezimiert, besonders Kinder und Verletzte. Zwischen August 1990 und 
August 1991 sind in der größten Massenabwanderung seit dem Zweiten Weltkrieg etwa 
fünf Millionen Menschen aus ihren Häusern getrieben worden.'” Fast eine Million 
Ägypter sind aus dem Irak in ihr Land zurückgekehrt, während die Iraker weiter nach 
Jordanien fliehen; in den Sümpfen im Süden hungert das irakische Heer die flüchtigen 
Schiüiten aus und »legt« ihre Zufluchtsorte »trocken«. Die Kurden müssen in Flüchtlings- 
lagern überleben und sich gegen Bagdads Wirtschaftsblockade und regelmäßige Artil- 
lerieangriffe verteidigen. 

Der Baath- -Apparat und die Takrit-Gruppe unter Saddam Hussein befehlen immer noch 
im Irak, auch wenn der blutige Erfolg eines neuen starken Mannes in Bagdad dicht 
bevorstehen könnte — besonders, wenn Saddam Hussein nicht mehr als Vogelscheuche 
für die Golfmonarchien gebraucht wird. 

"Die Instabilität der Ölmonarchien bereitet auch den texanischen Ölbaronen Alpträume. 
Während der Luftangriffe sprach einer von ihnen aus, was viele denken: »Die Golfmon- 


» 


13 Geraldine Brooks und Tony Horwitz, »A Year After Invasion by Iraq, Recrimination is Rife in Arab World«, WSJE, 
2./3. August 1991, $. 2. 


® Die Zahl von 5 Mio. Vertriebenen wird von Geraldine Brooks und Tony Homwith, ebenda, angegeben. Offensichtlich 
haben sie die von der Presse angegebene Zahlen der Flüchtlinge und der Flüchtigen zusammengezählt: von den 
über zwei Millionen EinwohnerInnen Kuwaits (von denen 530 000 die Staatsangehörigkeit besitzen), blieben nur 
700.000 während der irakischen Besetzung im Scheichtum; 800 000 Jemeniten wurden 1991 aus Saudi-Arabien 
verjagt. Dazu kommen fast anderthalb Millionen irakische und kurdische Vertriebene und etwa eine Million aus 
dem Irak geflohene Migranten, hauptsächlich Ägypter und Sudanesen. 
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archien werden keinen Bestand haben, und wenn sie fallen, fallen- auch wir.«'” Der 
Baath-Apparat und sechs Divisionen »zum Schutz der Elite« überleben dank der Milliar- 
den von Dollars, die in den letzten 20 Jahren in der Schweiz angehäuft wurden. 
‘Schließlich bewundert Saddam Hussein die Schweiz mehr als jedes andere Land.'” 
Das Scheichtum Kuwait ist wiederhergestellt und hat einen Militärvertrag mit den USA 
unterzeichnet. Der Alkohol wurde legalisiert. Von den 400 000 PalästinenserInnen, die 
- vor der irakischen Invasion dort lebten, sind 50 000 übriggeblieben. Einige tausend 
wurden gefoltert, und wahrscheinlich wurden Hunderte von Erschießungskommandos 
ümgebracht; die anderen sind schon wieder Flüchtlinge. Kuwait hat begonnen, Arbeits- 
migrantInnen vom indischen Subkontinent und aus Südostasien mit Zeitverträgen zu 
rekrutieren, damit sich nicht wieder eine zahlenmäßig große und verwurzelte ausländi- 
sche Bevölkerung entwickelt. Die zweijährigen Migrationszyklen sind zur strengen Regel 
geworden, aber-sie richten sich in erster Linie an nicht-arabische AsiatInnen: in Saudi- 
Arabien und in Kuwait sind, mit wenigen Ausnahmen, Araber nicht gern gesehen, nicht 
mal vorübergehend. 

In den Vereinigten Staaten ist der wirtschaftliche e Nalhkhessboom; auf den Präsident 
Bush vielleicht setzte, ausgeblieben, und seine Wirtschaftsstrategie gleicht einem Scher- 
benhaufen. In Deutschland wurden die Steuern erhöht, nicht nur wegen der deutschen 
Vereinigung, sondern auch wegen der Kriegskosten. Ein paar hundert Kriegsdienstver- 
weigerer und aktive Kriegsgegner in Westeuropa und Nordamerika haben juristisch 
ziemlichen Ärger, aber da die Massenmedien den Feldzug immer noch als Sieg sehen, 
werden die Kriegsdienstverweigerer und Kriegsgegner als schwächliche Abart von Ver- 
rätern dafgestellt und dementsprechend behandelt. 

Saudi-Arabien hat etwa 800.000 Jemeniten ausgewiesen, aber nach einer derartigen 
»Säuberung« hatte'es keine 500 Mio. Dollar übrig, um 644 Kilometer ölverdreckte 
Strände zu säubern: das Ergebnis der Militäroperationen und der größten Ölkatastrophe 
der Geschichte. Zum Vergleich: Obwohl der Schiffbruch des Öltankers Exxon Valdez in 
Alaska 1989 viel bescheidenere Ausmaße hatte, waren danach 11 000 ArbeiterInnen und 
eine Investition von 2,5 Mrd. Dollar nötig. In Kuwait wurden alle 732 von den Irakern 
zerstörten und angezündeten Bohrlöcher gelöscht, aber das nicht verbrannte und ver- 


dunstete Erdöl ergoß sich in die Flüsse, die Erdölseen bildeten. Jetzt durchziehen sie | 


\ 


"5 Der texanische Ölindustrielle Oscar Wyatt in einer Rede, die unter Zwischenrufen und. Protesten in der Handels- 
kammer von Corpus Christi, Texas, gehalten und im WS/E vom 23. Januar 1991,'S. 1, zitiert wurde. 

1% Gerald F. Seib und John J. Fialka, »Saddam’s Life Linked to Secret Fund and Shadow Economy«, WSJE, 16. 
Januar 1991, S. 1, 2. Zu Saddam Husseins Bevorzugung der Schweiz siehe Karen Elliott House, »Saddam Hussein 
Says He Is Prepared for War if Provoked by Israel«, WSJE, 28. Juni 1990, S. 2« j 
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die kuwaitische Wüste. Weiter verdunsten tonnenweise umweltverseuchende Stoffe in die 
Luft und führen zu öligem und saurem Regen in Regionen wie dem Himalaya, im Um- 
kreis von mindestens 2400 Kilometern. Die Rauchwolken hielten die Temperaturen in 
der kuwaitischen und saudischen Wüste den größten Teil des Jahres 1991 niedriger als 
normal und brachten dann die jahreszeitlichen Temperaturen in den Nachbarländern 
durcheinander. Die Säugetiere, Reptilien und Wüstenpflanzen, die an das intensive 
Sonnenlicht gewöhnt sind, sterben oder pflanzen sich verfrüht fort. Die Salzwassersümp- 
fe und der Meeresboden, der Schoß der Nahrungskette des Persischen Golfs,.sind mit 
Teer vergiftet. Der größte Teil der Mangrovensümpfe der saudischen Küste ist tot oder 
stirbt. Die antiken Monumente von Babylon wurden bombardiert. 

. Einige »Spitzen« der von den Bohrlochbränden hervorgerufenen Atmosphäreneintrübung 
sind mit größerer Leichtigkeit in die oberen Schichten der Stratosphäre vorgedrungen 
als die Demokratie nach Kuwait oder die vorsichtige Debatte nach Saudi-Arabien; sie 
könnten das Weltklima langfristig verändern. Im Gegensatz dazu haben es Washington 
und Bagdad nicht zugelassen, daß die Revolte im Südirak in die Stratosphäre ihrer 
»Realpolitik« vordringt. Die Revolte von Basra gegen das Baath-Regime explodierte am 
1. März, direkt nachdem ein Soldat einen schicksalhaften Schuß auf ein Bild von Sad- 
dam: Hussein abgefeuert hatte. Aber sie explodierte auch wegen der psychologischen 
Kriegsführung, die die USA zum Sturz Saddam Husseins betrieben hatten. Voice of 
America hatte seine Sendeleistung in den Irak kurz vor den Luftangriffen um ein Vielfa- 
ches verstärkt. Auf dieser Welle wurde die Erklärung von Vizepräsident Quayle verbrei- 
tet, wonach der Einsatz für die Menschenrechte »der eigentliche Kern« der amerikani- 
schen Außenpolitik sei. Gleichzeitig hatte Anfang 1991 eine unter der Ägide der CIA 
entstandene Radiostation namens Stimme des freien Irak ihren Sendebetrieb von Saudi- 
Arabien aus aufgenommen. Sie verbreitete wesentlich flammendere Botschaften. Ein 
Korrespondent des Senders erklärte: »Wir haben ihnen {den Aufständischen} gesagt, 
daß die ganze Welt hinter ihnen steht.«” Mitte Januar schütteten amerikanische Flug- 
zeuge 21 Millionen Flugblätter über Kuwait und dem Südirak aus — etwa drei pro Ein- 
wohner. In einem Flugblatt stand: »Saddam ist die Ursache für den Krieg und alles Un- 
glück. Er muß gestoppt werden. Vereinigt euch mit euren Brüdern und beweist, daß ihr 
die brutale Politik Saddams ablehnt. Es wird keinen Frieden mit Saddam geben.«'” 
Am 15. Februar bekräftigte Präsident Bush, »die irakischen Militärs und das irakische 
Volk müßten die Situation in die Hand nehmen, um den Diktator Saddam Hussein zum 


' Tony Horwitz, »After Heeding Calls to Turn on Saddam, Shiites Feel Betrayed«, WS/Z, 31. Dezember 1991, $. 1. 
"8 ebenda, S..2. 
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Rücktritt zu zwingen.« Die Truppen, die aus der Hölle der Straße zwischen Kuwait und 
Basra flohen, warteten.in Basra mitten unter der hungernden Bevölkerung vergeblich 
auf Lebensmittel und Transportmittel. Zwischen dem 2. und dem 3. März 1991 brachen 
die Kämpfe in den nahegelegenen Städten aus. Innerhalb von zwei Tagen wurden etwa 
5000 Mitglieder der Brigade Badr, einem kleinen Heer aus irakischen Exilanten und 
Kriegsgefangenen, aus dem Iran eingeschleust. Menschenmengen aus Zivilisten und 
Soldaten bemächtigten sich der beiden Städte An-Najaf und Karbala. Während sich die 
Revolte im Südirak ausbreitete, brach ein Aufstand in Saddam-Stadt, am schiitischen 
Rand von Bagdad aus. Die Intensität der Revolte und ihr religiöser Gehalt waren nicht 
nach Washingtons Geschmack.'” Demokratie ist teuer und kann die Ölförderung stö- 
ren. Wie ein Arzt,aus Karbala sagte: »Wir haben uns für den Schiismus ausgesprochen, 
weil Saddam uns alle anderen Symbole gestohlen hat. Aber bei dem Aufstand ging es 
um Lebensmittel und Freiheit, nicht um Religion.’ Die irakischen Sicherheitskräfte 
erließen Anordnungen, »95 Prozent von ihnen zu töten und die übrigen fünf Prozent 
zum Verhör zu bringen«, und weil die Kurden den Aufstand begannen, »setzte Bagdad 
sofort Militärhubschrauber gegen die schlecht «bewaffneten Rebellen ein ... und die 
Republikanischen Garden entwischten aus Basra unter den Augen der US-Streitkräfte, 
die dicht bei den großen Überlandstraßen konzentriert waren. ... Die schiitische Stadt 
Nasiriyah begann den Aufstand als eine der ersten und ergab sich als letzte — das zeigt, 
wie sehr die Iraker auf beiden Seiten der Barrikade auf das Eingreifen der USA hofften. 
Einige Einheiten des 18. Luftlandekorps lagen nur 16 Kilometer von der Stadt entfernt, 
näher an den Kämpfen als alle anderen alliierten Truppen. Aber die Rebellen, die die 
amerikanischen Linien erreichten, wurden entwaffnet ... hohe irakische Offiziere, die 
desertieren wollten, wurden davon abgeschreckt, wie eindeutig die Amerikaner Stellung 
bezogen.” 

Der Aufstand rüttelte das irakische Heer und die sunnitischen Herrscher auf und brach- 
te sie dazu, ihre Feindseligkeit gegenüber Saddam Hussein einzustellen und ihre Einheit 
zu bewahren. Da es keine glaubwürdige Initiative von außen gab, diente die Bedrohung 
durch den Aufstand dazu, die sunnitische herrschende Klasse zu einigen, die auch 


hinsichtlich des religiösen Glaubensbekenntnisses in der. Minderheit gegenüber der 


schiitischen Bevölkerungsmehrheit war. So zeigte sie, daß sie trotz ihrer nationalisti- 
schen Posen eine fremdbestimmte herrschende Klasse war. 


!9 Laurie Milroye, »Led Astray by the Saudis in Irage, WSJE, 11. April 1991, 5. 8. 
?% Tony Horwith, »After BAURE, Calls to Turn to Saddam...«, WSJE, 31. Dezember 1991, a..0., 5, 2. 
2 ebenda. 
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Im Südirak starben mindestens 30000 Menschen an Kugeln und Napalm, am Galgen 
oder wurden mit’ Benzin übergossen und lebendig verbrannt. In der gleichzeitigen kur- 
dischen Revolte im Norden starben weitere Tausende im Feuer der irakischen Artillerie 
oder erfroren im Gebirge an der Grenze zur Türkei. Währenddessen gab ein US-Be- 
amter zu, daß die Chefs der Alliierten »es nicht ungern sahen, daß {Saddam Hussein} 
die Drecksarbeit macht«. Wieder einmal taten sie damit der saudischen Autokratie 
einen Gefallen, die von der Aussicht auf irgendeine Form von Demokratie in einem 
Nachbarland zu Tode erschreckt war.” Die schweigende Übereinkunft zwischen den 
USA und dem Irak hatte sich schon im Dezember {1990} zum ersten Mal angedeutet, 
aber ihre Tragweite war vielleicht nicht vorauszusehen.”® Allerdings hätten jene 
etwas älteren Intellektuellen in Europa und anderswo, die den Krieg unterstützt 
haben, gut daran getan, nochmal ein oder zwei Seiten in ihren Büchern über den 
ungarischen Aufstand 1956 zu lesen, denn dann hätten sie sich einen kritischen 
Blick auf die Programme zukünftiger Demokratie am Golf bewahrt, mit denen die 
Allianz arbeitete. Wie sich Bela K. Kiralyi erinnert: »1953 saß ich in der Todeszelle. 
Eine Nachricht drang durch die Mauern meiner Isolationszelle. Außenminister John 
Foster Dulles hatte erklärt, falls und wenn »ein Satellitenstaat sich vom sowjetischen 
Joch befreit, werden die Amerikaner nicht zulassen, daß er wieder unterworfen wird«. 
Was hätte solch eine politische Entscheidung gerechtfertigt, wenn nicht die ungarische 
Revolution von 1956. Wir befreiten uns, aber die sowjetische Aggression unterdrückte 
unsere Unabhängigkeit ein zweites Mal. Der Westen blieb untätig,. 


Wie im Oktober 1956, als die amerikanischen Radiostationen die Ungarn zum Aufstand 
aufstachelten, währte die Hoffnung auf Freiheit in bescheidenen Dosen einige Tage. 
Schließlich hatte der Westen damals nur ziemlich wenig Demokratie zu bieten. 1991 
stellte sich heraus, daß er gar keine zu bieten hatte. Die USA haben die militärische 


m ]HT, 27. März 1991. Laurie Mylroie, »Led Astray by the Saudis in Irag«, WSIE, 1.. April 1991, a.a.0.. Laurie 
Mylroie beschuldigt die saudische Regierung, den irakischen Aufstand im Stich gelassen zu haben. Aufgeklärt 
schiebt Gerald F. Seib, »How Miscalculations Spawned U.S. Policy Towards Postwar Iraq«, WSJE, 6. Mai 1991, S. 1, 
9, das Scheitern der Revolte auf den Mangel an klaren Vorstellungen seitens der USA, wie diese zu bewerten sei, 


23 Martin Woollacott, »When the Time Comes to Attack Iraqi Positions«, GRDN, 19. Januar 1991, $. 6: »Die Ameri- 
kaner und ihre Alliierten lassen durchblicken, daß der »ausgeweitete Kriege — bzw. der Krieg zum Sturz von 
Präsident Saddam durch einen Angriff auf sein eigenes Territorium, eine Invasion des Irak — nicht stattfinden 
wird, zumindest solange er keinen >ausgeweiteten Krieg« anfängt.« Eine brillante Voraussage der Konvergenz der 
Politik des Westens mit der der Baath-Partei bezüglich der inneren Fragen des Irak war ein „anlı der Mid- 
night. Notes, The Spy and the Assassin, Jamaica Plains, Mass., November 1990. 


?% Erklärung entnommen aus Bela K. Kiralyi: »Democracy and the Iraqi Massacre«, WSJE, 10. April 1991, S. 6. 
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Herrschaft im Mittleren Osten übernommen, ohne dem Irak eine neue Richtung an- 
bieten zu können. Das politische Nichts als Gegenleistung für die Förderung des Roh- 
öls bis zur Erschöpfung der Vorräte in einem »neuen Arabien«, das den US-Truppen 
offensteht, kann sich sogar als kontraproduktiv herausstellen, denn die Einschüchterung 
der Länder der Dritten Welt durch die USA könnte weniger lange dauern als die Ab- 
hängigkeit Japans und Europas von der amerikanischen Vorherrschaft über das Öl im 
Mittleren Osten. Unterm Strich hat Washington mit dem Krieg einen militärischen Sieg 
errungen und ist politisch an einem toten Punkt angekommen. Er hat bestimmt für eine 
Weile die japanischen Ambitionen in Saudi-Arabien gedämpft: Vor dem Krieg verhandelte 
Saudi-Arabien trotz offizieller Dementis mit Japan und mit verstaatlichten Firmen aus 
anderen Ländern über neue Probebohrungen. Jetzt hat das Rennen ums Öl wieder 
begonnen, aber in neuen Gebieten, weil sich die Investitionen vom Kauf der Erdölreser- 
ven auf Konzessionen für unerschlossene Gebiete verlagert haben, vor allem in der 
ehemaligen Sowjetunion: »Die Ölgesellschaften ... stehen Gewehr bei Fuß, um in die 


Sowjetunion zu gehen, die der Angelpunkt für den Wiederaufbau des Feiegneen 


internationalen Erdölsektors werden kann.«’® 
Die konservative Politik der verschiedenen Nationen wird in einem großen Wettlauf 


versuchen, sich gegen die anderen Nationen und Nationenblöcke die Erdölreserven zu 


sichern, und alternative Energiequellen vernachlässigen. Wir sehen hier und jetzt schon, 
daß so eine Politik notwendigerweise autoritär und kriegstreiberisch ist. Man muß sich 
nur ansehen, wie das Weiße Haus den Krieg äm Persischen Golf beschlossen hat.?% 
George Bush war der erste Präsident, der verkündete, daß er und nur er die legitime 
Macht habe, die USA in den Krieg zu führen. -Max Weber bezog sich auf die Bergpre- 
digt, als er Anfang dieses Jahrhunderts beobachtete, daß »... für jede genuine charisma- 
tische Herrschaft das Prinzip gilt: >Es steht geschrieben — ich aber sage euch.<« George 
Bush ‚banalisierte die Bergpredigt, als er das unbestreitbare Prinzip seiner charismati- 
schen Macht behauptete: »Es wurde bezweifelt, daß ich ohne den Kongreß in den Krieg 
gehen kann. Und ich sagte, daß ich die Autorität habe, das zu tun. 


/ 


°5 Edward L. Morse, »The Coming Oil Revolution«, ZA, vol, 65, Nr. 5 (Winter 1990/91), S. 51. 


?% Für eine grundsätzliche Ktitik der liberalen Rechtfertigung des Kriegs im Golf, siehe Peter Gowan, »The Gulf War, 
Iraq and Western Liberalism«, New Left Review, Nr. 187 (Maifjuni 1991), S. 29-71. 

°” Matthäus 5, 21-45. Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft Bd. I; U,W., Weekly Compilation of Presidential 
Documents, 8. März 1991, . 284. Die Wirksamkeit der charismatischen Macht scheint umgekehrt proportional zu 
den verfassungsmäßigen politischen Kontrollen und Balancen zu sein. Wie David Corn in seiner Rubrik »Beltway 
Bandits« in 7be Nation vom 18. Februar 1991, S.89, geschrieben hat: »Die Parlamentarier, die gegen-den Krieg 
waren, sind derart zum Schweigen gebracht worden, daß sie nichts sagten und sich dann vorzustellen versuchten, 
wie sie eine Position ausdrücken sollten, ohne den befürchteten politischen Selbstmord zu begehen.« 
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Die Opposition gegen den Krieg und die Opposition gegen die aufs Erdöl an 
gegenwärtige Energiepolitik lassen sich nicht trennen. 

Aber wenn sie diejenigen nicht sichtbar machen und ihnen politische Bürgerrechte 
geben, die unter dem Öl leiden und die Bürde des Kriegs getragen haben — die Mi- 
grantInnen und die Jugendlichen des Mittleren Ostens -, laufen die Umwelt- und Anti- 
Kriegs-Bewegungen Gefahr, sich in den westlichen Provinzen des Reichs zu verflüchti- 
gen. 
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Sabotage - Arbeiterinnen aus den 
USA erzählen ihre Version des all- 


täglichen Klassenkampfs 
Martin Sprouse aus San Francisco hat . 
‚seit Ende der 80er Jahre Interviews mit 


Arbeiterinnen aus den unterschiedlichsten 
Jobs und Schichten über »Sabotage« ge- 


sammelt. Aus den Interviews hat er 135 


kurze Geschichten gemacht, in denen die 
Arbeiterinnen selbst erzählen: von ihrer Ar- 
beit und von ihren eigenen Erfahrungen 
mit Sabotage. Martin hat den Begriff der 
Sabotage absichtlich weit gefaßt: »alles, 
was du bei der Arbeit tust und eigentlich 
nicht tun sollst«. Dabei sind nicht nur die 
Geschichten so vielfältig wie die Charakte- 
re, sondern auch die Situationen: Packerln- 
nen und FließbandarbeiterInnen können 
viel darüber erzählen, wie empfindlich 


. Maschinen sind, im Einzelhandel wird viel 


geklaut, und im Hotel kann frau sich stun- 
denlang in Luxuszimmern verstecken und 
fernsehen. Ein Soldat erzählt aus dem Viet- 
namkrieg; ein angestellter Drogendealer 
erzählt, wie er seinem Chef die Yuppie- 
Kundschaft vergrault, indem er sie in de- 
primierende Diskussionen verwickelt; ein 
Programmierer läßt den Zentralrechner ei- 
ner Großbank abstürzen; ein Werbemaler 


v 
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schmuggelt kleine Nazis in die heile Welt 


seiner Plakate, Supermarkt-KassiererInnen 
machen die Waren billiger, Fahrradkuriere 
treten gegen Uniformzwang 
Schmutzstreik. Einige sehen es schon als 
Sabotage, wenn sie heimlich auf dem Klo 


die Mittagspause überziehen; andere grei-' 


fen zu sehr drastischen Maßnahmen. 


Viele Geschichten erzählen sehr indivi-. 


dualistische Verhaltensweisen: jemand hat 

die Schnauze voll, rächt sich, ärgert seinen \ 
Chef oder läßt sogar die Firma pleitege- 

hen. Trotzdem bleibt manchmal ein Ge- 

fühl der Einsamkeit. Umgekehrt beweisen 

gerade die Geschichten, die von gemein- 

samen Aktionen erzählen, die alte Binsen-, 
weisheit, daß Kollektivität eine Waffe und 

bisweilen revolutionär ist - und daß sie 

einfach mehr Spaß macht (schon beim 

Lesen übrigens). Die eigentlich starken 

Punkte liegen da, wo das Buch die Arbeit 

von innen beschreibt und zeigt, daß es 

überall möglich ist, zu kämpfen. 


Format Din B5, 176 Seiten, 16 Mark 
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Die älterer! Texte aus Midnight Oil sind be- 
reits in unserer Übersetzung von Zerowork 
enthalten, das als Thekla 10 erschienen ist 
und das wir an dieser Stelle nochmal 
wärmstens zur Lektüre empfehlen wollen: 


ThekKla 10: 
Zerowork - Politische Materialien 
Die US-Zeitschrift Zerowork entwickelte 
in den 70er Jahren aus ihrer Untersuchung 
der Klassenkämpfe in den USA und inter- 
national eine radikale Theorie, die sowohl 
die Kämpfe in der entlohnten wie unent- 
lohnten Ausbeutung erfaßt. Automobil-, 
Berg- und PostarbeiterInnenkämpfe, Sozi- 
alhilfeempfängerlInnen, Schwarze, Frauen 
und StudentInnen. Zusammenhang zwi- 
schen Energiekrise und weltweiter Klassen- 
konfrontation, Landwirtschaft und Hunger- 
politik, die Geldkrise als Ausdruck des zu- 

gespitzten Klassenkampfs. 

288 Seiten, 12 Mark 


TheKla 11: Jobberversuche 1981-88 
Jobbergruppen berichten von ihren Ver- 
suchen, die Ausbeutung in der Region auf- 
und anzugreifen, über ihre guten Erfahrun- 
" gen und ihre Fehler. Die Aktionen betreffen 
die verschiedensten Ausbeutungsbereiche 
wie Sklavenhändler, Sozi-Zwangsarbeit, 
Versandhaus-Packband,. Raffinerie, AKW- 
Baustelle und -Revision, Metallfabrik, Süß- 

warenfabrik, Putzkolonnen. 

132 Seiten, 7 Mark 


TheKla 12: 
Arbeit, Entropie, Apokalypse 
Analysen des Midnight Notes Collective 
zur internationalen Klassensituation und 
zur Kritik der bürgerlichen Wissenschaft: 
Arbeit, Entropie, Apokalyse - Ökologischer 
Kapitalismus und Klassenkampf (neu über- 
setzt); Soll und Haben der Krise - eine 
Bilanz der Energiekrise; Nachtflug über die 
achtziger Jahre. Im Anhang Lordstown - 
Produktive Sabotage, über Arbeiterkämpfe 
1974 am schnellsten Fließband der Welt in 
Ohio. 


148 Seiten, 7 Mark 


Thekla 13: 
Klassenkämpfe im Sozialismus 
Polen: Arbeiter gegen sozialistische Ver- 
wertung; China: Massaker für die Refor- 
men; Finis Terrae - Thesen zur Klassensitua- 
tion in Westeuropa. Frankreich: Interviews 
mit Krankenschwestern und Kritik der »Ko- 
ordinationen«; Klassenkämpfe in England. 


152 Seiten, 7 Mark 


TheKla 14: Ölwechsel - Klassen- 
kampf und »neue Weltordnung« 
Texte zum Golfkrieg, Energiesektor und 
Klassenkampf, Ursprung der Schuldenkri- 
se. Außerdem: Zionismus - Mißgeburt der 
Arbeiterbewegung. 160 Seiten, 8 Mark 


TheKla 15: Schichtwechsel - Fiat 
und die Arbeiterinnen. 
Die Immigration - der Heiße Herbst 
- der Waffenstillstand - die 35 Tage. 
Fiat-ArbeiterInnen erzählen in vielen In- 


“ terviews die Geschichte ihrer Kämpfe von 


den 60er Jahren bis 1980. Dazu ein Epilog 
Ende der 80er, ein Beitrag zu Fiat nach der 
Umstrukturierung, Flugis von Anfang der 
90er. vergriffen, erweiterte Neuauflage. 

demnächst. ca. 180 Seiten, 10 Mark 


Fabrikguerilla in Mailand 1980/81: 
Anfang der 80er Jahre hatte die Kolonne 
Walter Alasia in mehreren Klein- und Mit- 
telbetrieben Mailands organisierte Struk- 
turen. 1981 entführen sie den Generaldi- . 
rektor für Arbeitsorganisation bei Alfa Ro- 
meo und erreichen, daß die Kurzarbeit für 
mehrere hundert Arbeiter zurückgenom- 
men wird. In den Jahren darauf werden sie 
durch massive Verhaftungen zerschlagen. 
Das Buch besteht v.a. aus den ProzeR- 
Erklärungen, in. denen die Genossen ihre 
Geschichte rekapitulieren: aufgewachsen 
in den Trabantenstädten am Rand Mai- 
lands, politisiert in den Bewegungen der 
siebziger Jahre, wurden die 77er Bewe- 
gung und ihr Ende für die meisten von 
ihnen zu einschneidenden Erfahrungen. - 
Im Anhang die Kritik-des historischen Kerns 
der BR an der Walter Alasia: »bewaffneter 
Reformismus«. 210 Seiten; 12 Mark 
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Thesen zur Rassismusdebatte 


- Interview zu "Migration und Entwicklung" 


Im April 1993 jährt sich der Aufstand im War- 
schauer Ghetto zum 50sten Mal. Der Aufstand 
war Höhepunkt und Fanal einer einzigartigen 
Widerstandsbewegung in Europa, deren hoff- 
nungsloser Kampf auf keine Verbündete zählen 
konnte und die quer zu allen national oder kom- 
rnanielisch orientierten Untergrundbewegungen 
ag. 


Der Aufstand im Warschauer Ghetto 


270 Seiten, 25 DM, 
ISBN 3-924737-19-3 


Das Ende des sowjetischen 
‚Entwicklungsmodells 


Beiträge zur Geschichte der sozialen 
Konfrontationen mit dem sozialistischen 
Akkumulationskommando 


320 Seiten,25 DM 
ISBN 3-924737-15-0 


